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1	 Einführung

Das Eidgenössische Finanzdepartement hat Mitte De­
zember 2013 das Vernehmlassungsverfahren für ein 
«Bundesgesetz über die Revision der Quellenbesteuerung 
des Erwerbseinkommens» eröffnet.1 Das Verfahren läuft 
bis zum 27.  März 2014. Im erläuternden Bericht zum 
Verfahren wird ausgeführt, die bundesgerichtliche Recht­
sprechung habe die Quellenbesteuerung für in der 
Schweiz unselbständig Erwerbende ohne Niederlas­
sungsbewilligung jahrzehntelang als sachlich vertretbar 
und grundsätzlich mit dem Rechtsgleichheitsgebot ver­
einbar angesehen. Ab welchem Ausmass systembeding­
te Ungleichheiten zur ordentlichen Besteuerung eine 
stossende Bedeutung erhalten, habe das Bundesgericht 
bis in die jüngste Vergangenheit nie konkret ausführen 
müssen.2 Erstmals mit Urteil vom 26. Januar 20103 habe 
das Gericht die schweizerische Quellensteuerordnung 
auf ihre Kompatibilität mit dem Freizügigkeitsabkom­
men überprüft. Im Zuge dieses Urteils sei der gesetz­
geberische Handlungsbedarf für gezielte Anpassungen 
stark angewachsen.4

Ziel des vorliegenden Aufsatzes ist es, einen Überblick 
über die neueste bundesgerichtliche Rechtsprechung zu 
den Auswirkungen des Freizügigkeitsabkommens auf die 
Quellenbesteuerung Unselbständigerwerbender de lege 
lata zu geben5 und festzustellen, inwieweit die Vernehm­
lassungsvorlage den bundesgerichtlichen Überlegungen 
in einzelnen Punkten Rechnung trägt.

1	 www.admin.ch/ch/d/gg/pc/pendent.html#EFD.
2	 Noch im Urteil 2A.23/2007 vom 19. Februar 2008 hatte das Bun-

desgericht ausgeführt (E 5.4): «In der Lehre ist anerkannt, dass 
die – sachgerechte – Quellenbesteuerung von Personen ohne 
steuerrechtlichen Wohnsitz oder Aufenthalt in der Schweiz mit 
dem Gleichbehandlungsgebot von Art. 8 BV im Einklang steht, 
mit den von der Schweiz abgeschlossenen Doppelbesteue-
rungsabkommen harmoniert und auch im Licht des Freizügig-
keitsabkommens mit der Europäischen Union vom 21. Juni 1999 
unproblematisch ist (Locher, Rz. 23 f., 26 und 39 der Einfüh-
rung zu Art. 83  ff. DBG; Möhr, S. 129 f., 155, 157 ff.; Rivier, 
S. 114 f., 120 f.; Zigerlig/Jud, Rz. 4 ff. der Vorbemerkungen zu 
Art. 83-101 DBG).» Immerhin kam dann das Bundesgericht im 
konkreten Fall zum Schluss (BGer 19.2.2008, 2A.23/2007, E 5.4): 
«Die quellensteuerliche Ungleichbehandlung von 120-Tage-
Kurzaufenthaltern gegenüber solchen mit längeren Aufenthalts-
bewilligungen ist mithin sachlich nicht begründet und verletzt 
Art. 8 Abs. 1 BV ebenfalls.»

3	 BGE 136 II 241.
4	 Vgl. zum Ganzen Vernehmlassungsverfahren zum Bundesge-

setz über die Revision der Quellenbesteuerung des Erwerbs-
einkommens, 2 f. (Übersicht).

5	 Der Autor ist amtierender Bundesrichter und beschränkt sich 
aufgrund dieser Funktion bezüglich der besprochenen Urteile 
darauf, die publizierten Erwägungen wiederzugeben, ohne sich 
damit kritisch auseinanderzusetzen.

2	 BGE 136 II 2416

Das Bundesgericht hatte die Beschwerde eines Schwei­
zer Bürgers zu beurteilen, welcher in Frankreich Wohn­
sitz hatte und als Grenzgänger in Genf unselbständig 
erwerbstätig war. Der Steuerpflichtige verlangte die 
Berücksichtigung verschiedener Abzüge, welche ihm 
teilweise gewährt und teilweise verweigert wurden. Ge­
währt wurden die Abzüge für die Beiträge an die Säule 
3a und die Einkaufsbeiträge in die Säule 2; verweigert 
wurden die Abzüge für die ordentlichen Beiträge der 
Säule 2, die Prämien an eine Lebensversicherung, die 
Prämien an die Kranken- und Unfallversicherung sowie 
diverse Gewinnungskosten, insbesondere die Kosten für 
Fahrten zwischen Wohn- und Arbeitsstätte.

Das Bundesgericht kam zum Schluss, das in Art. 2 FZA 
und Art. 9 Abs. 2 Anhang I FZA verankerte Diskriminie­
rungsverbot sei direkt anwendbar und habe Vorrang vor 
entgegenstehenden Bestimmungen des DBG und des 
StHG. Es stehe auch widersprechendem kantonalem 
Recht entgegen. Im konkreten Fall nahm das Gericht eine 
– nach seinen Überlegungen ebenfalls unzulässige – in­
direkte Diskriminierung an. Das Bundesgericht führte 
nicht aus, ab wann eine unzulässige Diskriminierung 
vorliegt – eine derartige Feststellung ausserhalb des zu 
beurteilenden konkreten Streitgegenstandes wäre auch 
nicht seine Aufgabe. Aufgrund der Erwägungen ergibt 
sich jedoch einerseits, dass der Steuerpflichtige über 
90 % seines Einkommens in der Schweiz erzielte7 und 
damit bei Verweigerung bestimmter Abzüge – wie bei­
spielsweise der Fahrtkosten – in der Schweiz die entspre­
chenden Aufwände nirgends geltend gemacht werden 
konnten; daher resultierte gegenüber in der Schweiz an­
sässigen Steuerpflichtigen eine Überbesteuerung. Ande­
rerseits nahm das Gericht Bezug auf die Rechtsprechung 
des EuGH und führte aus, dieser habe insbesondere auf 
unzulässige Diskriminierung erkannt, wenn ein nichtan­
sässiger Steuerpflichtiger die Gesamtheit oder die Quasi-
Gesamtheit seiner Einkünfte im Staat des Erwerbsortes 

6	 BGer 26.1.2010, 2C_319/2009 / 2C_321/2009. Auf das Urteil wird 
nur summarisch eingegangen; es wurde in der Literatur aus-
giebig besprochen: vgl. Jeanine de Vries Reilingh, La jurispru-
dence fiscale du Tribunal fédéral en 2010; Kaddous/Tobler, Eu-
roparecht: Schweiz – Europäische Union, SZIER 2010; Maran­
telli, Das Bundesgericht schlägt eine erste Bresche in die Quel-
lenbesteuerung; Oesterhelt, Quellensteuerordnung verstösst 
gegen die Bilateralen Abkommen; Oesterhelt/Grüninger, Steu-
errechtliche Entwicklungen (insbesondere im Jahr 2010); 
Pedroli, Novità e tendenze legislative nel campo del diritto tri-
butario; zunächst kritisch: Tobler, Der Genfer Quellensteuer
entscheid des Bundesgerichts – im Widerspruch zur Rechtspre-
chung des EuGH zum Freizügigkeitsabkommen, nunmehr aber 
zustimmend im Lichte des Urteils des EuGH vom 28. Februar 
2013 C-425/2011 iS Ettwein; siehe Kaddous/Tobler, Europarecht: 
Schweiz – Europäische Union, SZIER 2013, 644 f.

7	 BGE 136 II 241 E. 15.1 S. 254.
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erziele, aber dort keinen Abzug für Altersvorsorge vor­
nehmen könne.8 Basierend auf diesen Erwägungen fol­
gerte das Bundesgericht, der Beschwerdeführer habe im 
konkreten Falle Anspruch auf die gleichen Steuerabzüge 
wie die in der Schweiz ansässigen Steuerpflichtigen.

Mit weiteren Urteilen 2C_33/2010, 2C_34/2010 und 
2C_35/2010, alle vom 4. Oktober 2010, alle betreffend 
italienische Staatsangehörige, welche im Kanton Tessin 
arbeiteten, hat das Bundesgericht den BGE 136 II 341 
bestätigt.

3	 Urteil 2C_116/2013, 2C_117/2013 
vom 2. September 20139

3.1	 Sachverhalt

Die Steuerpflichtigen zogen per 15.  Januar 2008 vom 
Ausland kommend in den Kanton Basel-Stadt und von 
dort per 1. März 2008 in den Kanton Basel-Landschaft. 
Der Ehemann war in der Steuerperiode 2008 (15.1.2008 
bis 31.12.2008) unselbständigerwerbend und erzielte 
während dieser Zeit ein Bruttoerwerbseinkommen von 
Fr. 148 890. Zum Erwerbseinkommen zählten u. a.  
im Januar 2008 ausgerichtete Einmalzahlungen (pau­
schale Nettoaufrechnung, Integrationsentschädigung und 
Sign-on-Bonus) in der Höhe von insgesamt Fr. 23 600. 
Aufgrund des Status als ausländischer Arbeitnehmer mit 
Wohnsitz in der Schweiz unterlag der Ehemann der Quel­
lenbesteuerung unter Vorbehalt der nachträglichen or­
dentlichen Besteuerung; der Quellensteuerabzug betrug 
gemäss Lohnausweis Fr. 22 979.

In der Folge wurden nachträgliche ordentliche Besteue­
rungen (gemäss Art. 38 Abs. 4 StHG bzw. Art. 90 Abs. 2 
DBG) vorgenommen. Die Steuerverwaltung des Kantons 
Basel-Stadt veranlagte die Steuerpflichtigen – nach teil­
weiser Gutheissung eines Revisionsgesuches – für die 
Zeit vom 15. Januar 2008 bis 29. Februar 2008 betref­
fend die kantonalen Steuern mit einem steuerbaren Ein­
kommen von Fr. 24 500 und einem satzbestimmenden 
Einkommen von Fr.  91 500, betreffend die direkte 
Bundessteuer mit einem steuerbaren Einkommen von 
Fr. 33 200 und einem satzbestimmenden Einkommen von 
Fr. 124 100.

Die Steuerverwaltung des Kantons Basel-Landschaft ver­
anlagte die Steuerpflichtigen für die Zeit vom 1. März 
2008 bis 31. Dezember 2008 betreffend die Staatssteuern 

8	 BGE 136 II 241 E. 13.3 S. 250.
9 	 Vgl. auch die Kommentierung von BGE 136 II 241 durch Dani­

el De Vries, Compétence de taxer les revenus unique d’un tra-
vailleur soumis à l’imposition ordinaire ultérieure.

mit einem steuerbaren Einkommen von Fr. 108 722 und 
einem satzbestimmenden Einkommen von Fr.  64 454 
(infolge Vollsplitting, ausgehend von einem satzbestim­
menden Einkommen von Fr.  128 908), betreffend die 
direkte Bundessteuer mit einem steuerbaren Einkommen 
von Fr. 104 400 und einem satzbestimmenden Einkom­
men von Fr. 123 800.

Die beiden Veranlagungen verursachten unstrittigerwei­
se eine aktuelle Doppelbesteuerung: Die von der Arbeit­
geberin des Ehemannes in der Zeit vom 15. Januar 2008 
bis 28. Februar 2008 ausgerichteten Einmalzahlungen in 
der Höhe von insgesamt Fr. 23 600 wurden sowohl vom 
Kanton Basel-Stadt vollumfänglich als auch vom Kanton 
Basel-Landschaft anteilmässig besteuert.

Ausschliesslicher Streitgegenstand vor Bundesgericht 
war die Frage, welcher der beiden Kantone das Recht zur 
Besteuerung dieser Einmalzahlungen hatte. Strittig und 
vom Bundesgericht zu behandeln war daher einzig, wel­
chem der Kantone das Besteuerungsrecht bezüglich der 
Einmalzahlungen von insgesamt Fr. 23 600 zukam. Zu 
prüfen war somit, ob diese Zahlungen im Rahmen der 
nachträglichen ordentlichen Besteuerung dem Kanton 
Basel-Stadt zur ausschliesslichen Besteuerung zuzu­
weisen oder ob sie im Verhältnis zur Dauer des Wohnsit­
zes in den Kantonen Basel-Stadt bzw. Basel-Landschaft 
anteilsmässig auf diese Kantone aufzuteilen waren.10

3.2	 Rechtliche Erwägungen

3.2.1	 Kantonale Steuern

Das Bundesgericht hielt zunächst für die kantonalen 
Steuern fest, mit Bezug auf die interkantonale Zustän­
digkeit bestimme Art. 38 Abs. 3 Satz 1 StHG, dass ein 
Quellensteuerpflichtiger nach dem Recht des Kantons 
besteuert wird, der zur Besteuerung befugt ist. Für den 
Kantonswechsel treffe Art. 38 Abs. 4 StHG folgende Re­
gelung: «Verlegt eine nach den Artikeln 32, 33 und 34 
Absatz 2 [StHG] steuerpflichtige natürliche Person in­
nerhalb der Schweiz ihren Wohnsitz oder Aufenthalt, so 
steht dem jeweiligen Wohnsitz- oder Aufenthaltskanton 
das Besteuerungsrecht im Verhältnis zur Dauer der Steu­
erpflicht zu.»11 

Das Bundesgericht führte dazu vorab aus, es sei disku­
tabel, inwiefern bei der nachträglichen ordentlichen Be­
steuerung (Art.  34 Abs.  2 StHG) eine Aufteilung der 
Steuerhoheit auf die betroffenen Kantone (Pro-rata-tem­
poris-Veranlagung) sachgerecht und ein Abweichen vom 
Grundsatz der Einheit der Steuerperiode (Art. 68 Abs. 1 

10	 BGer 2.9.2013, 2C_116/2013 / 2C_117/2013, E. 2.4.
11	 BGer 2.9.2013, 2C_116/2013 / 2C_117/2013, E. 3.1.
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StHG)12 gerechtfertigt sei. Denkbar wäre ohne Weiteres, 
die nachträgliche ordentliche Veranlagung genau gleich 
wie die «normale» ordentliche Veranlagung zu behandeln 
und das Besteuerungsrecht dem Kanton des Wohnsitzes 
am Ende der Steuerperiode zu übertragen. Die bereits 
bezogenen Quellensteuern erhielten damit den Charakter 
von Akontozahlungen. Massgebend sei jedoch, dass es 
sich beim Verweis auf Art. 34 Abs. 2 StHG nach der Bot­
schaft des Bundesrates13 um einen bewussten Entscheid 
des Gesetzgebers und nicht etwa um ein Versehen han­
delte. Der Gesetzgeber habe damit die Überweisung von 
(erhobenen) Quellensteuern zwischen den Kantonen ver­
meiden wollen. Weiter behalte Art. 68 Abs. 1 StHG14 die 
Regelung von Art. 38 Abs. 4 StHG ausdrücklich vor.15 

In Auslegung von Art. 38 Abs. 4 StHG16 stellte das Bun­
desgericht sodann fest, der Wortlaut der Bestimmung er­
scheine als missglückt.17 Ein rein an der Wortbedeutung 
orientiertes Verständnis der Bestimmung ergebe jedoch 
teilweise keinen Sinn: Art. 38 Abs. 4 StHG beziehe sich 
nicht nur auf die nachträgliche ordentliche Besteuerung 
gemäss Art. 34 Abs. 2 StHG, sondern auch auf die durch­
gehende Quellenbesteuerung nach Art.  32 und Art.  33 
StHG. Für Letztere würde eine anteilmässige Aufteilung 
des gesamten Jahreseinkommens auf die betroffenen 
Kantone bewirken, dass bereits erhobene Quellensteuern 
unter den Kantonen ausgeglichen werden müssten. 
Abgesehen davon, dass dies eindeutig dem bei der Schaf­
fung der Norm verfolgten Ziel widerspräche, stünde ein 
solcher Ausgleich auch zum Grundsatz von Art. 38 Abs. 3 
iVm Art. 32 Abs. 1 StHG in Widerspruch, wonach der 
Steuerpflichtige jeweils nach dem Recht des Wohnsitz- 
bzw. Aufenthaltskantons besteuert werde. Die Regelung 

12	 Aufgehoben per 1.1.2014, neu Art. 4b Abs. 1 StHG, in Kraft seit 
1.1.2014.

13	 Botschaft Koordination und Vereinfachung der Veranlagungs-
verfahren für die direkten Steuern im interkantonalen Verhält-
nis, 3910.

14	 Aufgehoben per 1.1.2014, neu Art. 4b Abs. 1 StHG, in Kraft seit 
1.1.2014.

15	 BGer 2.9.2013, 2C_116/2013 / 2C_117/2013, E. 3.3.
16	 «Verlegt eine nach den Artikeln 32, 33 und 34 Absatz 2 [StHG] 

steuerpflichtige natürliche Person innerhalb der Schweiz ihren 
Wohnsitz oder Aufenthalt, so steht dem jeweiligen Wohnsitz- 
oder Aufenthaltskanton das Besteuerungsrecht im Verhältnis 
zur Dauer der Steuerpflicht zu.»

17	 BGer 2.9.2013, 2C_116/2013 / 2C_117/2013, E. 3.4.1: «Vom Wort-
laut her – ‹im Verhältnis zur Dauer› (‹proportionnellement à la 
durée de l’assujettissement›, ‹proporzionatamente alla durata 
dell’assoggettamento›) – müsste die Regelung so verstanden 
werden, dass das während einer bestimmten Zeit erzielte Ein-
kommen anteilsmässig auf die Kantone zu verlegen ist, in de-
nen eine Steuerpflicht bestand. Ginge es davon abweichend 
darum, einzelne Einkommensbestandteile auf einzelne Kanto-
ne zu verlegen, so hätte kein Bezug auf das Verhältnis zur Dau-
er genommen werden müssen, sondern es wäre lediglich fest-
zuhalten gewesen, dass dem jeweiligen Wohnsitz- bzw. Auf-
enthaltskanton das Besteuerungsrecht entsprechend der Quel-
lensteuerpflicht in diesem Kanton zusteht.»

könne daher – zumindest in Bezug auf die fortgesetzte 
Erhebung der Quellensteuer – einzig so verstanden wer­
den, dass dem jeweiligen Wohnsitz- bzw. Aufenthalts­
kanton das ausschliessliche Besteuerungsrecht für die 
Zeit zustehe, in welcher der Steuerpflichtige seinen steu­
errechtlichen Wohnsitz bzw. Aufenthalt in diesem Kan­
ton hat.18 

Das Gericht führte weiter aus, wenn es in Art. 38 Abs. 4 
StHG lediglich um die Ordnung der Steuerhoheit für die 
nachträgliche ordentliche Besteuerung ginge, so könnte 
dagegen ein rein an der Wortbedeutung orientiertes Ver­
ständnis zwar Sinn machen. Allerdings sei nicht davon 
auszugehen, dass der Gesetzgeber denselben Begriff 
einer Norm gleichzeitig auf zwei sich widersprechende 
Arten verstanden haben wollte. Zudem fördere die dar­
gelegte Auslegung auch in Bezug auf die nachträgliche 
ordentliche Besteuerung die Zielsetzung der Norm. 
Gerade beim Zufluss einmaliger Leistungen sei es zur 
prinzipiellen Vermeidung von Ausgleichszahlungen bzw. 
Rückerstattungen zwischen den Kantonen notwendig, 
die gleiche Zuordnung dieser Einkommen im Rahmen 
der Quellenbesteuerung wie auch im Rahmen der nach­
träglichen ordentlichen Besteuerung vorzunehmen.19 

Insgesamt kam das Bundesgericht daher zum Ergebnis, 
die Regelung von Art.  38 Abs.  4 StHG betreffend die 
nachträgliche ordentliche Besteuerung sei so auszulegen, 
dass dem jeweiligen Wohnsitz- bzw. Aufenthaltskanton 
die ausschliessliche Besteuerungsbefugnis nach Mass­
gabe der Steuerpflicht im jeweiligen Kanton zukomme.20 
Es ergebe sich damit für die kantonalen Steuern, dass der 
angefochtene Entscheid des Kantonsgerichts Basel-
Landschaft betreffend die Staatssteuern 2008 bundes­
rechtswidrig sei; die – während der Wohnsitznahme in 
Basel-Stadt zur Auszahlung gelangten – Einmalzahlun­
gen in der Höhe von insgesamt Fr. 23 600 stünden als 
Steuersubstrat ausschliesslich dem Kanton Basel-Stadt 
zu.21

3.2.2	 Direkte Bundessteuer

In Bezug auf die direkte Bundessteuer hielt das Bundes­
gericht fest, die Zuständigkeit zur nachträglichen ordent­
lichen Veranlagung bestimme sich nach Art. 216 DBG: 
Zuständig sei derjenige Kanton, in welchem die steuer­
pflichtige Person am Ende der Steuerperiode oder der 
Steuerpflicht ihren steuerrechtlichen Wohnsitz bzw. Auf­
enthalt hat (Art. 107 Abs. 3 iVm Art. 216 Abs. 1 DBG). 
Dabei verweise Art.  107 Abs.  3 DBG aufgrund eines 

18	 BGer 2.9.2013, 2C_116/2013 / 2C_117/2013, E. 3.4.2.
19	 BGer 2.9.2013, 2C_116/2013 / 2C_117/2013, E. 3.4.3.
20	 BGer 2.9.2013, 2C_116/2013 / 2C_117/2013, E. 3.5.
21	 BGer 2.9.2013, 2C_116/2013 / 2C_117/2013, E. 3.8.
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gesetzgeberischen Versehens nach seinem Wortlaut nur 
auf die Zuständigkeitsordnung bei der zweijährigen Ver­
gangenheitsbemessung (Art. 105 BGG) und nicht auch 
auf diejenige bei der einjährigen Gegenwartsbemessung 
(Art. 216 DBG), die seit dem 1. Januar 2003 in sämtli­
chen Kantonen zur Anwendung kommt (Art.  41 iVm 
Art. 208 ff. DBG).22

Die unterschiedliche Zuständigkeitsordnung für die Er­
hebung der Quellensteuer (Art. 107 Abs. 1 DBG) und für 
die nachträgliche ordentliche Veranlagung (Art.  107 
Abs.  3 iVm Art.  216 DBG) führe bei einem Kantons­
wechsel während laufender Steuerperiode zur Notwen­
digkeit einer Abrechnung zwischen den betroffenen Kan­
tonen, da die bereits erhobene Quellensteuer an die 
ordentliche Veranlagung anzurechnen sei (Art. 90 Abs. 2 
DBG). Daraus ergebe sich nach herrschender Lehre und 
Verwaltungspraxis die Besonderheit, dass der nach 
Art. 216 DBG zuständige Kanton zwar die Veranlagung 
vornehme, der Steuerbezug jedoch unter Anrechnung der 
erhobenen Quellensteuern pro rata temporis durch jeden 
beteiligten Kanton erfolge.23 Das Bundesgericht erach­
tete die herrschende Auffassung insofern als sachgerecht, 
als sich dadurch Diskrepanzen zwischen der direkten 
Bundessteuer und den kantonalen Steuern vermeiden las­
sen. Es hielt jedoch in diesem Kontext auch fest, es sei 
nicht ohne Weiteres klar, ob sie sich mit der bundessteu­
ergesetzlichen Konzeption einer einheitlichen und unge­
teilten Veranlagungs- und Bezugszuständigkeit verein­
baren lasse (vgl. Art. 160 und 216 DBG), liess die Frage 
jedoch offen.

Da das Bundesgericht für den vorliegenden Fall davon 
ausging, dass für die direkte Bundessteuer der Bezug der 
nachträglichen ordentlichen Steuer nicht nach dem 
Grundsatz der Einheit der Steuerperiode, sondern aufge­
teilt durch verschiedene Kantone erfolge, kam es betref­
fend die Direkte Bundessteuer zum Schluss, die bei den 
kantonalen Steuern dargelegten Überlegungen würden 
in gleicher Weise für eine Zuweisung der nichtperiodi­
schen bzw. einmaligen Zahlungen an denjenigen Kanton 
sprechen, in welchem im Realisationszeitpunkt die 
Steuerpflicht bestand. Es führte aus, angesichts der engen 
Verknüpfung von Bundessteuer und kantonalen Steuern 

22	 Mit Hinweis auf: Richner/Frei/Kaufmann/Meuter, Art. 107 DBG 
N 5; Zigerlig/Jud, Art. 107 DBG N 4; Pedroli, Art. 107 DBG N 6; 
zur formellen Bereinigung des DBG per 1. Januar 2014 vgl. das 
BG über die formelle Bereinigung der zeitlichen Bemessung 
der direkten Steuern bei den natürlichen Personen (vom 
22.3.2013), AS 2013, 2397.

23	 Mit Hinweis auf: KS 28 Bezug der direkten Bundessteuer, 
Ziff. 3.2; KS SSK 14 Interkantonaler Wohnsitzwechsel, Ziff. 1; 
Locher, Art. 90 DBG N 24; Pedroli, Art. 90 DBG N 13 und Art. 90 
DBG N 6; Richner/Frei/Kaufmann/Meuter, Art. 160 DBG N 7; Rüt­
sche/Fischer, § 35 N 32; Zigerlig/Jud, Art. 90 DBG N 9 und Art. 107 
DBG N 4.

im Bereich der Quellensteuer liesse sich nicht rechtfer­
tigen, ohne besondere Veranlassung unterschiedliche 
Lösungen zu treffen. Art. 197 DBG sehe denn auch vor, 
dass der kantonale Anteil an der Bundessteuer unter den 
Kantonen entsprechend den Grundsätzen betreffend das 
Verbot der interkantonalen Doppelbesteuerung verteilt 
werde.24

3.3	 Offen gelassene Fragen

Es bleibt festzustellen, dass das Bundesgericht einige 
Fragen aufwarf und offen liess, weil sie nicht streitge­
genständlich bzw. streitentscheidend waren. 

So führte das Bundesgericht aus, das KS SSK 14 Inter­
kantonaler Wohnsitzwechsel sehe vor, dass bei Wegzug 
einer der nachträglichen ordentlichen Veranlagung 
unterstellten quellensteuerpflichtigen Person in einen 
andern Kanton, der Kanton mit Wohnsitz am Ende der 
Periode (Zuzugskanton) für die Veranlagung der ganzen 
Steuerperiode zuständig sei, und zwar sowohl bei der 
direkten Bundessteuer als auch bei den Staats- und Ge­
meindesteuern. Der Zuzugskanton setze das steuerbare 
und das satzbestimmende Einkommen sowie das steuer­
bare Vermögen für den Zuzugs- und den Wegzugskanton 
fest. Gestützt auf diese Veranlagung berechneten sowohl 
der Zuzugskanton als auch der Wegzugskanton gemäss 
ihren Tarifen die geschuldeten Staats- und Gemeinde­
steuern und bezögen die Steuern unter Anrechnung der 
ihnen abgelieferten (bzw. geschuldeten) Quellensteuern. 
Überstiegen die Quellensteuern die im nachträglichen 
ordentlichen Verfahren berechneten Steuern, ergebe sich 
eine Rückerstattung und im umgekehrten Fall ein Nach­
bezug.25 Das Bundesgericht hielt fest, es könne vorlie­
gend offen bleiben, ob die Regelung im Kreisschreiben, 
wonach lediglich der Zuzugskanton die Veranlagung vor­
zunehmen hat – was wohl aus Sicht der Steuerpflichtigen 
erheblich effizienter sei –, mit dem Besteuerungsrecht 
des Wegzugkantons gemäss Art.  38 Abs.  4 StHG in 
Einklang stehe oder ob dem Zuzugskanton nicht bloss 
faktisch eine Führungsrolle einzuräumen sei.26 Erheblich 
sei vorliegend lediglich, dass sich das KS SSK 14 Inter­
kantonaler Wohnsitzwechsel zur strittigen Frage der Zu­
weisung unregelmässiger Einkünfte nicht äussere. Auch 
wenn nach dem in diesem Kreisschreiben vorgeschlage­
nen Verfahren vorgegangen und die Veranlagung ledig­
lich durch den Zuzugskanton vorgenommen würde, 

24	 BGer 2C_116/2013, 2C_117/2013, E. 4.3.
25	 Vgl. KS SSK 14 Interkantonaler Wohnsitzwechsel, Ziff. 2.
26	 Mit Hinweis auf: Art. 3 lit. c iVm Art. 2 V StHG; BGE 139 I 64 E. 

3.6 S. 71 f.; vgl. ferner kritisch Zigerlig/Jud, Art. 90 DBG N 9. 
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stünde nichts entgegen, die Zuweisung unregelmässiger 
Einkünfte an den «Zuflusskanton» vorzunehmen.27

Sodann liess das Bundesgericht offen, ob die Veranla­
gung im Kanton Basel-Stadt für die Zeit vom 15. Januar 
2008 bis 28. Februar 2008 – betreffend die Direkte Bun­
dessteuer – zu Recht erfolgt sei. Es führte aus, in Kennt­
nis dieser Veranlagung habe die Vorinstanz die Zustän­
digkeit der Steuerverwaltung des Kantons Basel-Land­
schaft für die Veranlagung in der gesamten Steuerperio­
de 2008 anerkannt. Dabei habe die Vorinstanz übersehen, 
dass ein solcher Kompetenzkonflikt grundsätzlich im 
Verfahren nach Art. 108 DBG zu klären sei. Erfahre eine 
Veranlagungsbehörde oder Rechtsmittelinstanz vom kon­
kurrierenden Anspruch eines andern Kantons, sei vor 
weiteren Veranlagungshandlungen die EStV anzugehen, 
um die Zuständigkeit festlegen zu lassen.28 Aus prozess­
ökonomischen Gründen sah das Bundesgericht jedoch 
davon ab, die Sache zuständigkeitshalber an die EStV zu 
überweisen29 und hielt fest, im Ergebnis erweise sich der 
Bezug durch die Steuerverwaltung des Kantons Basel-
Stadt als zutreffend. Zudem sei die Veranlagung durch 
den Kanton Basel-Stadt angesichts der nicht abschlies­
send geklärten Zuständigkeitsordnung im Bereich der 
Quellensteuer nicht geradezu nichtig.30

Schliesslich liess das Bundesgericht offen, ob die bereits 
erwähnte Verwaltungspraxis, wonach der nach Art. 216 
DBG zuständige Kanton zwar die Veranlagung vor­
nimmt, der Steuerbezug jedoch unter Anrechnung der 
erhobenen Quellensteuern pro rata temporis durch jeden 
beteiligten Kanton erfolgt, sich mit der bundessteuerge­
setzlichen Konzeption einer einheitlichen und ungeteil­
ten Veranlagungs- und Bezugszuständigkeit vereinbaren 
lässt (vgl. Art. 160 und 216 DBG). Darauf ging es man­
gels Thematisierung durch die Verfahrensbeteiligten 
nicht weiter ein.

4	 Urteil 2C_490/2013 vom  
29. Januar 2014

4.1	 Sachverhalt

Der Steuerpflichtige ist deutscher Staatsangehöriger und 
verfügte im Jahre 2010 über eine Aufenthaltsbewilligung 

27	 Vgl. zum Ganzen: BGer 2.9.2013, 2C_116/2013 / 2C_117/2013, 
E. 3.7.1 f.

28	 Mit Hinweis auf: Art. 108 Abs. 1 DBG; BGE 137 I 273 E. 3.3.1 
S. 277 f. mit Hinweisen; BGer 10.3.2008, 2P.22/2007, E. 6; BGer 
26.10.2006, StR 2007, 127, 130; BGer 28.9.1999, ASA  70 
(2001/2002), 529, 531 ff.

29	 Mit Hinweis auf: BGer 10.3.2008, 2P.22/2007, E. 6.
30	 Mit Hinweis auf: BGer 19.3.2013, StE 2013 B 97.11 Nr. 28 E. 2.1; 

BGer 26.10.2006, StR 2007, 127, 130 f.

in der Schweiz. Er unterlag demnach als Arbeitnehmer 
der Quellenbesteuerung. Bis zum 20.  November 2010 
hatte er seinen Wohnsitz im Kanton St.Gallen, ab dann 
im Kanton Schwyz. Im Kanton Schwyz wurde er in der 
nachträglichen ordentlichen Veranlagung für das Jahr 
2010 veranlagt. Dabei ging die Steuerverwaltung davon 
aus, dass das Einkommen und Vermögen auf die Kanto­
ne St.Gallen und Schwyz im Verhältnis zur jeweiligen 
Wohnsitzdauer aufzuteilen ist. Der Steuerpflichtige er­
hob gegen diese Veranlagung Beschwerde an das Verwal­
tungsgericht des Kantons Schwyz, wobei er verlangte, 
auf eine Steuerausscheidung zu Gunsten des Kantons 
St.Gallen sei zu verzichten. Die Quellensteuer sei im 
Umfang, in dem sie die in A, Kanton Schwyz, geschul­
dete Steuer übersteige, zurückzuerstatten. Er bestritt 
nicht, dass er die gesetzlichen Voraussetzungen für die 
Quellenbesteuerung und für die nachträgliche ordentli­
che Veranlagung erfüllte, machte aber geltend, er werde 
infolge der Regelung von Art. 38 Abs. 4 StHG schlechter 
behandelt als ein Schweizer Bürger in der gleichen Situ­
ation; als Schweizer würde er gemäss Art.  68 Abs.  1 
StHG31 für das ganze Jahr im Kanton Schwyz steuer­
pflichtig und müsste insgesamt rund Fr. 118 000 weniger 
an Steuern bezahlen als er jetzt aufgrund seiner teilwei­
sen Besteuerung im Kanton St.Gallen bezahlen müsse. 
Diese Schlechterbehandlung verstosse gegen Art. 2 FZA 
und 9 Abs. 2 Anhang I FZA, gegen Art. 25 DBA-D sowie 
gegen Art. 8 Abs. 2 BV. Seine Beschwerde wurde vom 
Verwaltungsgericht abgewiesen. 

4.2	 Rechtliche Erwägungen

Das Bundesgericht stellte vorab fest, der Quellenbesteu­
erung (anstatt der ordentlichen Veranlagung) unterliege 
nur das Einkommen aus unselbständiger Erwerbstätigkeit 
(Art. 32 Abs. 1 StHG). Demgegenüber würden das Ver­
mögen sowie die übrigen Einkommensbestandteile, na­
mentlich der Vermögensertrag, in jedem Fall ordentlich 
veranlagt (Art. 34 Abs. 1 StHG; ebenso Art. 90 Abs. 1 
DBG).32 Für die nachträgliche ordentliche Veranlagung 
(Art. 34 Abs. 2 StHG) verbleibe nur das der Quellensteu­
er unterliegende Einkommen (ebenso Art.  90 Abs.  2 
DBG). Art. 38 StHG stehe im Titel über die Quellensteu­
er und gelte systematisch nur für diese; auch die Sonder­
regelung von Art. 38 Abs. 4 StHG (pro-rata-Besteuerung 
durch die beteiligten Kantone) gelte demnach einzig für 
den Bereich der Quellensteuer, mithin für die nachträg­
liche ordentliche Veranlagung der zunächst an der Quelle 
besteuerten Einkommensteile.33 Für die ergänzende or­

31	 Aufgehoben per 1.1.2014, neu Art. 4b Abs. 1 StHG, in Kraft seit 
1.1.2014.

32	 Sog. ergänzende ordentliche Veranlagung; Zigerlig/Rufener, 
Art. 34 StHG N 1; Zigerlig/Jud, Art. 90 DBG N 2.

33	 Mit Hinweis auf: Zigerlig/Rufener, Art. 38 StHG N 2a.
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dentliche Veranlagung würden demgegenüber die nor­
malen Vorschriften über die ordentliche Veranlagung gel­
ten, auch bezüglich örtlicher Zuständigkeit.34 Für das 
Vermögen sowie diejenigen Einkommensteile, die nicht 
der Quellensteuer unterlägen, gelte somit im Falle des 
unterjährigen Wohnortswechsels nicht Art.  38 Abs.  4 
StHG, sondern die Grundregel von Art. 68 Abs. 1 Satz 1 
(und allenfalls Satz 2) StHG.35 

Das Gericht hielt sodann fest, die von der Steuerverwal­
tung Schwyz vorgenommene Steuerausscheidung zwi­
schen den Kantonen Schwyz und St.Gallen habe sich 
nicht bloss auf das Einkommen aus unselbständiger 
Erwerbstätigkeit bezogen, sondern auch auf das Einkom­
men aus Wertschriftenertrag sowie das Vermögen. Dies 
widerspreche der dargelegten gesetzlichen Regelung. 
Zwar werde verwaltungstechnisch die ergänzende und 
die nachträgliche ordentliche Veranlagung sinnvollerwei­
se gemeinsam und nicht in zwei getrennten Verfahren 
erfolgen.36 Das könne aber nicht dazu führen, dass die 
Sonderregelung von Art.  38 Abs.  4 StHG, die nur mit 
Rücksicht auf die Besonderheiten der Quellensteuer ein­
geführt wurde, auch angewendet werde für Vermögen 
und Einkommensbestandteile, die von vornherein gar nie 
der Quellensteuer unterliegen können. 

Dies hatte zur Folge, dass der vom Beschwerdeführer 
beanstandete Nachteil erheblich geringer ausfiel als von 
ihm berechnet wurde; er beschränkte sich auf die Diffe­
renz in der Steuerbelastung zwischen den Kantonen  
St.Gallen und Schwyz für das für die Zeit vom 1. Januar 
bis 20.  November 2010 umgerechnete steuerbare Ein­
kommen. Es wurde offen gelassen, ob diese verbleiben­
de Benachteiligung gegen die Verfassung (Art. 8 Abs. 2 
BV) verstosse, da sie sich aus einem für das Bundesge­
richt massgebenden (Art. 190 BV) Bundesgesetz (Art. 38 
Abs. 4 StHG) ergibt. 

Das Bundesgericht prüfte in der Folge, ob der verblei­
bende Nachteil mit dem FZA vereinbar sei. Es hielt da­
bei insbesondere fest, im Nachgang zu den vorstehend 
(Abschn. 2) genannten Urteilen habe die Schweizerische 
Steuerkonferenz eine Analyse vorgenommen und sei zum 
Schluss gekommen, dass auch die Ungleichbehandlun­
gen zwischen den echt quellenbesteuerten, in der Schweiz 
ansässigen EU-Angehörigen und den Schweizer Steuer­
pflichtigen mit dem FZA nicht vereinbar sei.37 Gleicher 
Meinung sei die Lehre.38 Die Steuerkonferenz habe daher 

34	 Mit Hinweis auf: Locher, Art. 90 DBG N 11.
35	 Aufgehoben per 1.1.2014, neu Art. 4b Abs. 1 StHG, in Kraft seit 

1.1.2014.
36	 Mit Hinweis auf: Richner/Frei/Kaufmann/Meuter, Art. 90 DBG 

N 6; Agner/Jung/Steinmann, Art. 90 DBG N 2b.
37	 Mit Hinweis auf: SSK Analyse, Ziff. 3.3.
38	 Mit Hinweis auf: Hinny, Vom Saisonnier zum EG-Kurzaufenthal-

ter, 810 ff.; Hinny, Personenverkehrsabkommen und Schweizer 

vorgeschlagen, ungeachtet der Höhe der Einkommen die 
nachträgliche ordentliche Veranlagung (Art.  34 Abs. 2 
StHG) zuzulassen; so könne die Ungleichbehandlung 
vermieden werden, unter Vorbehalt einer Verzinsung in 
den Fällen, wo die Quellensteuer früher erhoben werde 
als die ordentliche Steuer.39 Diese Lösung werde heute 
offenbar von allen Kantonen angewendet.40 Die Lehre 
sei teilweise der Auffassung, damit werde den Anforde­
rungen des FZA Genüge getan41, bezweifle dies aber teil­
weise und sehe weiterhin Ungleichheiten.42

Das Bundesgericht hielt weiter fest, vorliegend sei eine 
nachträgliche ordentliche Veranlagung vorgenommen 
worden und insoweit die Diskriminierung an sich ge­
heilt.43 Die Quellensteuer verliere damit ihren Charakter 
als echte Steuer und werde zu einer reinen Sicherungs­
steuer.44 Die hauptsächlichen Ungleichbehandlungen 
zwischen Quellenbesteuerten und ordentlich Veranlagten 
seien damit entfallen. Trotzdem werde vorliegend der 
Beschwerdeführer infolge von Art. 38 Abs. 4 StHG an­
ders behandelt, als wenn er Schweizer Bürger wäre. Das 
Bundesgericht stellte fest, dass sich die Regelung von 
Art. 38 Abs. 4 StHG je nach Situation für Quellenbesteu­
erte vorteilhaft oder nachteilig auswirkt: Ziehen sie – wie 
der Beschwerdeführer – im Verlauf des Steuerjahres von 
einem Hochsteuerkanton in einen Niedrigsteuerkanton, 
so bezahlen sie im Ergebnis mehr Steuern als ordentlich 
Veranlagte. Im umgekehrten Fall sind sie hingegen be­

Quellensteuerordnung, 263 ff.; Locher, Einführung zu Art. 83 ff. 
DBG N 38; Marantelli, Das Bundesgericht schlägt eine erste 
Bresche in die Quellenbesteuerung, Rz 23; Noël, «Biehl, Schu-
macker ...» et la Suisse: l’impôt à la source au scanner de la 
jurisprudence communautaire, 153 ff.; Moshek, L’impact de 
l’ALCP sur l’impôt à la source – Analyse à la lumière de l’arrêt 
du Tribunal fédéral du 26 janvier 2010, 340 ff.; Möhr, Die Be-
deutung der Staatsangehörigkeit der natürlichen Personen im 
schweizerischen Steuerrecht, 167 f.; Noël, L’impôt à la source 
et la libre circulation, 71 ff.; Oberson, Précis de droit fiscal in-
ternational, 326; Oesterhelt, Quellensteuerordnung verstösst 
gegen die Bilateralen Abkommen, 227 f.; Pedroli, Intro. aux art. 
83-101 LIFD N 24 f.; Rivier, L’égalité devant l’impôt des travail-
leurs suisses et étrangers, 120; Zigerlig/Jud, Vor Art. 83-101 
DBG N 12b; Zigerlig, Schweizerische Quellensteuerordnung – 
quo vadis?, 144; a. M. Kolb, Bilaterale Verträge I – Personen-
freizügigkeit/Grenzgängerbesteuerung, 29 f.

39	 Mit Hinweis auf: SSK Analyse, Ziff. 5.1.
40	 Mit Hinweis auf: Zigerlig, Schweizerische Quellensteuerord-

nung – quo vadis?, 145.
41	 Mit Hinweis auf: Locher, Einführung zu Art. 83 ff. DBG N 38; 

Möhr, Die Bedeutung der Staatsangehörigkeit der natürlichen 
Personen im schweizerischen Steuerrecht, 250; Zigerlig/Jud, 
Vor Art. 83-101 DBG N 12b.

42	 Mit Hinweis auf: Noël, «Biehl, Schumacker ...» et la Suisse: 
l’impôt à la source au scanner de la jurisprudence commun-
autaire, 154 f.; Oberson, Droit fiscal suisse, 291; Oesterhelt, 
Quellensteuerordnung verstösst gegen die Bilateralen Abkom-
men, 227; Pedroli, Novità e tendenze legislative nel campo del 
diritto tributario, Rz 24 f.; Zigerlig, Schweizerische Quellen-
steuerordnung – quo vadis?, 144 f.

43	 Mit Hinweis auf: BGer 23.11.2010, 2C_21/2010, E 4.3.2.
44	 Mit Hinweis auf: Zigerlig/Rufener, Art. 34 StHG N 3.
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vorteilt. Die beanstandete Regelung von Art. 38 Abs. 4 
StHG benachteilige somit nicht systematisch oder inhä­
rent die ausländischen Staatsangehörigen gegenüber den 
schweizerischen, sondern mildere bloss die Auswirkun­
gen von Art. 68 Abs. 1 StHG45 in beide Richtungen. Dies 
ändere allerdings nichts daran, dass der Beschwerdefüh­
rer in seiner konkreten Situation benachteiligt werde. 
Eine individuelle Ungleichbehandlung könne grundsätz­
lich nicht mit dem Argument gerechtfertigt werden, dass 
die anwendbare Rechtsordnung in anderen Situationen 
oder grosso modo nicht benachteiligend sei.46 

Das Bundesgericht prüfte sodann, ob die Ungleichbe­
handlung durch im FZA enthaltene spezifische Rechtfer­
tigungsgründe gerechtfertigt werden kann. Es hielt fest, 
der – zulässige – Sicherungszweck sei beim Beschwer­
deführer durch den Quellensteuerabzug bereits hinrei­
chend erfüllt. Es kam im Weiteren zum Schluss, insge­
samt lasse sich die Sonderregelung von Art. 38 Abs. 4 
StHG durch den in Art. 21 Abs. 3 FZA vorbehaltenen 
Sicherungszweck nicht rechtfertigen und sei auch nicht 
durch das System der Quellenbesteuerung bedingt. Sie 
stelle damit eine mit dem FZA nicht vereinbare Diskri­
minierung dar und sei deshalb im Falle der nachträgli­
chen ordentlichen Veranlagung von in der Schweiz wohn­
haften Personen, die dem FZA unterstehen – soweit da­
durch eine Höherbesteuerung resultieren würde –, nicht 
anwendbar. 

Aufgrund dieses Ergebnisses hielt das Bundesgericht 
fest, es könne offen bleiben, ob Art. 38 Abs. 4 StHG auch 
zum DBA-D in Widerspruch stehe.

5	 Vernehmlassungsvorlage

5.1	 Problemfelder aufgrund der bundesge-
richtlichen Rechtsprechung

Die besprochenen Bundesgerichtsurteile zeigen – ins­
besondere mit Blick auf das FZA – folgende kritische 
Punkte auf:

–– Die Verweigerung von Steuerabzügen für einen quel­
lenbesteuerten Unselbständigerwerbenden kann – je 
nach konkreter Situation bzw. je nach dem prozentu­
alen Anteil des quellenbesteuerten Einkommens am 

45	 Aufgehoben per 1.1.2014, neu Art. 4b Abs. 1 StHG, in Kraft seit 
1.1.2014.

46	 Mit Hinweis auf: Hinny, Das Diskriminierungsverbot des Per-
sonenverkehrsabkommens im Schweizer Steuerrecht, 174; Mo­
shek, L’impact de l’ALCP sur l’impôt à la source – Analyse à la 
lumière de l’arrêt du Tribunal fédéral du 26 janvier 2010, 341 f.; 
in Bezug auf DBA: Rivier, L’égalité devant l’impôt des travail-
leurs suisses et étrangers, 114.

Gesamteinkommen – eine nach FZA unzulässige 
Diskriminierung zur Folge haben.

–– Die Steuerausscheidungsregelung nach Art.  38 
Abs. 4 StHG für nachträglich ordentlich Besteuerte 
ist – speziell auch im Konnex mit der Regelung nach 
DBG – geeignet, verfahrensmässige Probleme zu 
verursachen. Das Bundesgericht erwähnt insbeson­
dere – ohne dazu detailliert Stellung zu nehmen – in 
Bezug auf das DBG die Frage der einheitlichen und 
ungeteilten Veranlagungs- und Bezugszuständigkeit 
gegenüber der gehandhabten Veranlagungspraxis mit 
pro-rata-Steuerbezug sowie in Bezug auf das StHG 
die Frage der Veranlagungszuständigkeit für die 
nachträgliche ordentliche Veranlagung. 

–– Die Steuerausscheidungsregelung nach Art.  38 
Abs. 4 StHG kann – je nach konkreter Situation, d. h. 
bei Wechsel von einem Hochsteuerkanton in einen 
Niedrigsteuerkanton – eine nach FZA unzulässige 
Diskriminierung zur Folge haben.

Zu untersuchen bleibt, inwieweit die angesprochenen 
Probleme durch das in Vernehmlassung gegebene «Bun­
desgesetz über die Revision der Quellenbesteuerung des 
Erwerbseinkommens» beseitigt werden.

5.2	 Vorgeschlagene Gesetzesänderungen

Die Vernehmlassungsvorlage enthält insbesondere die im 
Anhang soweit wiedergegebenen Bestimmungen, wie sie 
im vorliegenden Kontext interessieren.

5.3	 Geregelte und offene Fragen

5.3.1	 Nachträgliche ordentliche Veranlagung 
auf Antrag

Die Vorlage sieht vor, dass Personen mit steuerrechtli­
chem Wohnsitz oder Aufenthalt in der Schweiz auf An­
trag nachträglich ordentlich veranlagt werden (Art. 89a 
DBG bzw. Art. 33b StHG). Diese Möglichkeit besteht 
voraussetzungslos. 

Für Personen ohne steuerrechtlichen Wohnsitz oder Auf­
enthalt in der Schweiz – also u. a. Grenzgänger – sieht 
die Vorlage vor, dass eine nachträgliche ordentliche Ver­
anlagung verlangt werden kann, wenn der überwiegende 
Teil ihrer weltweiten Einkünfte in der Schweiz steuerbar 
ist und ihre Situation mit derjenigen einer in der Schweiz 
wohnhaften steuerpflichtigen Person vergleichbar ist 
(Art. 99a DBG bzw. Art. 35a StHG). Die Vorlage nimmt 
mit diesen Bestimmungen die Überlegungen des BGE 
136 II 241 auf, wonach Quasi-Ansässigen die gleichen 
Abzüge wie ordentlich Besteuerten zu gewähren sind, 
wenn sie einen überwiegenden Teil ihrer weltweiten Ein­
künfte in der Schweiz erwirtschaften. Mit Blick darauf 
legt sie fest, dass das Eidg. Finanzdepartement in Zu­
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sammenarbeit mit den Kantonen die Voraussetzungen für 
die nachträgliche ordentliche Veranlagung näher um­
schreibt (Art.  99a Abs.  4 DBG bzw. Art.  35a Abs.  4 
StHG). Das ist insofern sachgerecht, als dadurch einer­
seits den Grenzwerten gemäss EuGH-Rechtsprechung 
– bzw. allenfalls auch bundesgerichtlicher Rechtspre­
chung – flexibler Rechnung getragen werden kann. An­
dererseits räumt sie die Möglichkeit ein, unilateral auch 
für Drittstaatsangehörige Massnahmen für die Vermei­
dung von Diskriminierung zu schaffen.

Die beiden nachträglichen ordentlichen Veranlagungen 
– für Personen mit steuerrechtlichem Wohnsitz oder Auf­
enthalt einerseits und solchen ohne steuerlichen Wohn­
sitz oder Aufenthalt andererseits – haben insofern unter­
schiedliche Konsequenzen, als für erstere die Wahl der 
nachträglichen ordentlichen Veranlagung endgültig ist; 
sie gilt bis zum Ende der Quellensteuerpflicht auch für 
die folgenden Jahre (Art. 89a Abs. 5 iVm Art. 89 Abs. 3 
DBG bzw. Art. 33b Abs. 5 iVm Art. 33a Abs. 3 StHG).47 
Personen ohne steuerrechtlichen Wohnsitz können je­
weils für jedes Steuerjahr neu den Antrag auf nachträg­
liche ordentliche Veranlagung stellen.48

Es ist festzustellen, dass mit diesen Regelungen die in 
BGE 136 II 241 festgestellten unzulässigen Diskriminie­
rungen beseitigt werden.

5.3.2	 Zuständigkeit zur Vornahme der nach-
träglichen ordentlichen Veranlagung

Die Vorlage sieht vor, dass für die nachträgliche ordent­
liche Veranlagung der Kanton zuständig ist, in dem die 
steuerpflichtige Person am Ende der Steuerperiode oder 
der Steuerpflicht ihren steuerrechtlichen Wohnsitz oder 
Aufenthalt hat (Art. 107 Abs. 5 lit. b DBG bzw. Art. 38a 
Abs. 5 lit. a StHG) bzw. – für Steuerpflichtige ohne steu­
errechtlichen Wohnsitz oder Aufenthalt in der Schweiz 
– der Kanton, in dem die steuerpflichtige Person am En­
de der Steuerperiode oder der Steuerpflicht erwerbstätig 
war (Art. 107 Abs. 5 lit. b DBG bzw. Art. 38 Abs. 5 lit. b 
StHG).

Die Vorlage folgt damit grundsätzlich – die Abweichung 
für die Personen ohne steuerlichen Wohnsitz oder Auf­
enthalt ist systembedingt, die Regelung erfolgt jedoch 
analog – derjenigen für ordentlich besteuerte Personen. 
Damit wird die im Urteil 2C_490/2013 festgestellte Dis­
kriminierung beseitigt. Gleichzeitig werden die im Urteil 

47	 Vgl. Vernehmlassungsverfahren zum Bundesgesetz über die 
Revision der Quellenbesteuerung des Erwerbseinkommens, 
Anhang 2.

48	 Vgl. Vernehmlassungsverfahren zum Bundesgesetz über die 
Revision der Quellenbesteuerung des Erwerbseinkommens, 
Anhang 3.

2C_116/2013, 2C_117/2013 festgestellten verfahrens­
mässigen Probleme beseitigt, da nunmehr nur noch ein 
Kanton für die Veranlagung zuständig ist. Dies erfolgt 
kongruent sowohl betreffend die direkte Bundessteuer 
wie auch betreffend die kantonalen Steuern.

In der Vorlage wird sodann zwar nicht explizit geregelt, 
ob mit der dargelegten Zuständigkeitsregelung auch die 
heutige Praxis gemäss KS SSK 14 Interkantonaler Wohn­
sitzwechsel aufgegeben werden soll, welche zwischen 
Veranlagung und Steuerbezug unterscheidet.49 Aus dem 
Umstand, dass nach dem neuen System sogar die ordent­
lichen Quellensteuern nur noch dem Kanton am Ende der 
Steuerperiode zustehen und eine Überweisung der von 
einem anderen Kanton bezogenen Steuern erfolgen 
muss50, lässt sich jedoch kein anderer Schluss ziehen. 
Damit wird den vom Bundesgericht im Urteil 
2C_116/2013, 2C_117/2013 angetönten Bedenken be­
züglich der Systemkonformität der – heutigen – Praxis 
Rechnung getragen, und die dort getroffene Regelung 
betreffend Zuweisung von ausserordentlichen Lohnbe­
standteilen wird hinfällig.

5.3.3	 Verzinsung der Quellensteuern

De lege lata sieht Art. 4 Abs. 1 Satz 2 QStV vor, dass bei 
nachträglicher ordentlicher Veranlagung die an der Quel­
le abgezogenen Steuern zinslos angerechnet werden. Für 
die kantonalen Steuern fehlt es heute an einer expliziten 
Regelung im StHG. Ob im kantonalen Recht analoge Re­
gelungen bestehen, kann hier offen bleiben. 

Neu hält die Vorlage sowohl für die direkte Bundessteu­
er wie auch für die kantonalen Steuern fest, dass die an 
der Quelle abgezogene Steuer zinslos angerechnet wird 
(Art. 89 Abs. 3, Art. 89a Abs. 5 sowie Art. 99a Abs. 3 
DBG bzw. Art. 33a Abs. 4, Art. 33b Abs. 5 sowie Art. 35a 
Abs. 3 StHG). Hierzu wird u. a. ausgeführt, die Verzin­
sung der Quellensteuern durch die Kantone ab dem Zeit­
punkt des Lohnabzuges sei aus administrativer Sicht 
nicht sinnvoll. Die Kantone müssten damit in jedem Ein­
zelfall feststellen, wann der Schuldner der steuerbaren 

49	 Vgl. dazu Abschn. 3.2.2 vorstehend.
50	 Vgl. Art. 107 Abs. 2 DBG (analog Art. 38a Abs. 2 StHG): «Hat 

der Arbeitnehmer nach Artikel 83 am Ende der Steuerperiode 
oder der Steuerpflicht seinen steuerrechtlichen Wohnsitz oder 
Aufenthalt in einem anderen als dem in Absatz 1 erwähnten 
Kanton, so überweist die erhebende Behörde die bezogenen 
Quellensteuerbeträge dem Kanton, in dem der Arbeitnehmer 
steuerrechtlichen Wohnsitz oder Aufenthalt hat.» 
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Leistung den Quellensteuerabzug vorgenommen habe, 
um eine korrekte Verzinsung zu gewährleisten.51

Es drängt sich hier der Vergleich mit Steuerakontozah­
lungen auf. Dabei kann hier nicht auf die Regelung der 
– allfälligen – Verzinsung von Steuerakontozahlungen in 
den einzelnen Kantonen eingegangen werden. Für die 
direkte Bundessteuer ist immerhin festzuhalten, dass ge­
mäss der Verordnung über Fälligkeit und Verzinsung der 
direkten Bundessteuer als allgemeiner Fälligkeitstermin 
der 1. März des auf das Steuerjahr folgenden Kalender­
jahres gilt (Art. 1 Abs. 1) und auf Raten- und sonstigen 
Vorauszahlungen vom Zahlungseingang bis zur ursprüng­
lichen Fälligkeit ein Vergütungszins entrichtet werden 
muss (Art. 4 Abs. 1). In ähnlicher Weise bestimmt bei­
spielsweise die Steuerverordnung LU in § 33 Abs. 1, dass 
Vorauszahlungen entsprechend ihrem Zahlungseingang, 
frühestens ab 1. Januar der Steuerperiode, bis zur Fällig­
keit der Abgabeforderung zu verzinsen sind.52 Es ist ei­
nerseits nicht ohne Weiteres nachvollziehbar, wieso bei 
Akontozahlungen eine Verzinsung ohne Probleme mög­
lich ist, dies aber bei Quellensteuerzahlungen grössere 
Probleme verursachen soll. Andererseits ist festzustellen, 
dass durch die Nichtverzinsung von Quellensteuerzah­
lungen eine Ungleichbehandlung gegenüber den ordent­
lich Besteuerten geschaffen bzw. beibehalten und neu 
auch für die kantonalen Steuern im StHG verbindlich 
festgelegt wird. Es sei hier offen gelassen, ob diese Un­
gleichbehandlung effektiv derart gravierend ist, dass von 
einer unzulässigen Diskriminierung gesprochen werden 
müsste.

6	 Fazit

Der Gesetzesentwurf zur Revision der Quellenbesteue­
rung des Erwerbseinkommens nimmt alle Probleme auf, 
die das Bundesgericht in der neuesten – teilweise erst 
nach Einleitung des Vernehmlassungsverfahrens ergan­
genen – Rechtsprechung erkannt hat und führt diese sach­
gerechten Lösungen zu. Zu überdenken wäre allenfalls 
nochmals die bloss zinslose Anrechnung der an der Quel­
le abgezogenen Steuer im Rahmen der nachträglichen 
ordentlichen Veranlagung.

51	 Vgl. Vernehmlassungsverfahren zum Bundesgesetz über die 
Revision der Quellenbesteuerung des Erwerbseinkommens, 
26.

52	 Vgl. auch www.steuerinformationen.ch/tag/vergutungszins/.
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DBG

Art. 89 Nachträgliche ordentliche Veranlagung von Amtes wegen

1 Personen, die nach Artikel 83 Absatz 1 der Quellensteuer unterliegen, 
werden von Amtes wegen nachträglich im ordentlichen Verfahren ver-
anlagt, wenn ihre Bruttoeinkünfte in einem Steuerjahr einen bestimm-
ten Betrag erreichen oder übersteigen.

Das EFD legt diesen Betrag periodisch in Zusammenarbeit mit den Kan-
tonen fest; er muss dabei deutlich unterhalb des jährlichen Bruttomedi-
anlohns zu stehen kommen.

2 Der nachträglichen ordentlichen Veranlagung unterliegen auch Ehegat-
ten von Personen nach Absatz 1, die in rechtlich und tatsächlich unge-
trennter Ehe leben.

3 Die nachträgliche ordentliche Veranlagung gilt bis zum Ende der Quel-
lensteuerpflicht.

4 Die an der Quelle abgezogene Steuer wird zinslos angerechnet.

Art. 89a Nachträgliche ordentliche Veranlagung auf Antrag

1 Personen, die nach Artikel 83 Absatz 1 der Quellensteuer unterliegen 
und deren Bruttoeinkünfte in einem Steuerjahr den gemäss Artikel 89 
Absatz 1 festgelegten Betrag nicht erreichen, werden auf Antrag hin 
nachträglich ordentlich veranlagt. 

2 Der Antrag erstreckt sich auch auf den Ehegatten, der mit dem Antrag-
steller in rechtlich und tatsächlich ungetrennter Ehe lebt.

3 Er muss bis Ende März des auf das Steuerjahr folgenden Jahres ein-
gereicht werden. Für Personen, die die Schweiz verlassen, endet die Frist 
für die Einreichung des Antrags im Zeitpunkt der Abmeldung.

4 Erfolgt keine nachträgliche ordentliche Veranlagung auf Antrag, so tritt 
die Quellensteuer an die Stelle der im ordentlichen Verfahren zu veran-
lagenden direkten Bundessteuer auf dem Erwerbseinkommen. Zusätz-
liche nachträgliche Abzüge werden nicht gewährt. 

5 Artikel 89 Absätze 3 und 4 ist anwendbar.

Art. 91 Der Quellensteuer unterworfene Arbeitnehmer

1 Im Ausland wohnhafte Grenzgänger, Wochenaufenthalter und Kurzauf-
enthalter unterliegen für ihr in der Schweiz erzieltes Einkommen aus un-
selbstständiger Erwerbstätigkeit der Quellensteuer nach den Artikeln 
84-85. Artikel 37a bleibt vorbehalten.

2 […] 

Art. 99 Abgegoltene Steuer

Die Quellensteuer tritt an die Stelle der im ordentlichen Verfahren zu ver-
anlagenden direkten Bundessteuer auf dem Erwerbseinkommen. Zu-
sätzliche nachträgliche Abzüge werden nicht gewährt.

Art. 99a Nachträgliche ordentliche Veranlagung

1 Die nach Artikel 91 der Quellensteuer unterliegenden Personen kön-
nen für jede Steuerperiode bis Ende März des auf das Steuerjahr fol-
genden Jahres eine nachträgliche ordentliche Veranlagung beantragen, 
wenn:

a.	der überwiegende Teil ihrer weltweiten Einkünfte in der Schweiz 
steuerbar ist; 

b.	ihre Situation mit derjenigen einer in der Schweiz wohnhaften steu-
erpflichtigen Person vergleichbar ist.

2 Die nach Artikel 91 der Quellensteuer unterliegenden Personen, die die 
Voraussetzungen von Absatz 1 nicht erfüllen, können eine nachträgliche 
ordentliche Veranlagung beantragen, sofern dies erforderlich ist, um Ab-
züge geltend machen zu können, die in Doppelbesteuerungsabkommen 
vorgesehen sind, welche die Schweiz abgeschlossen hat.

3 Die an der Quelle abgezogene Steuer wird zinslos angerechnet.

4 Das EFD umschreibt in Zusammenarbeit mit den Kantonen die Voraus-
setzungen nach Absatz 1 näher und regelt das Verfahren.

Art. 107 Bei Quellensteuern

1 Für den Quellensteuerabzug nach den Artikeln 83, 91 sowie 93−96 ist 
der Kanton zuständig, in dem der Schuldner der steuerbaren Leistung 
bei deren Fälligkeit seinen steuerrechtlichen Wohnsitz oder Aufenthalt 
oder seinen Sitz oder die Verwaltung hat. Wird die steuerbare Leistung 
von einer Betriebsstätte in einem andern Kanton oder von der Betriebs-
stätte eines Unternehmens ohne Sitz oder tatsächliche Verwaltung in 
der Schweiz ausgerichtet, so ist der Kanton zuständig, in dem die Be-
triebsstätte liegt. 

2 Hat der Arbeitnehmer nach Artikel 83 am Ende der Steuerperiode oder 
der Steuerpflicht seinen steuerrechtlichen Wohnsitz oder Aufenthalt in 
einem anderen als dem in Absatz 1 erwähnten Kanton, so überweist die 
erhebende Behörde die bezogenen Quellensteuerbeträge dem Kanton, 
in dem der Arbeitnehmer steuerrechtlichen Wohnsitz oder Aufenthalt 
hat.

3 Ist der Arbeitnehmer nach Artikel 91 Wochenaufenthalter in einem an-
deren als dem in Absatz 1 erwähnten Kanton, so überweist die erheben-
de Behörde die bezogenen Quellensteuerbeträge dem Kanton, in dem 
der Arbeitnehmer Wochenaufenthalt hat.

4 Für den Quellensteuerabzug nach Artikel 92 ist der Kanton zuständig, 
in dem die Künstler, Sportler oder Referenten ihre Tätigkeit ausüben.

5 Für die nachträgliche ordentliche Veranlagung ist zuständig:

a.	 für Arbeitnehmer nach Artikel 83: der Kanton, in dem die steuer-
pflichtige Person am Ende der Steuerperiode oder der Steuerpflicht 
ihren steuerrechtlichen Wohnsitz oder Aufenthalt hat;

b.	für Arbeitnehmer nach Artikel 91: der Kanton, in dem die steuer-
pflichtige Person am Ende der Steuerperiode oder der Steuerpflicht 
erwerbstätig war, oder der Kanton des Wochenaufenthalts.

StHG

Art. 32 Geltungsbereich

1 Arbeitnehmer ohne Niederlassungsbewilligung, die im Kanton jedoch 
steuerrechtlichen Wohnsitz oder Aufenthalt haben, unterliegen für ihr 
Einkommen aus unselbstständiger Erwerbstätigkeit einer Quellensteu-
er. Artikel 11 Absatz 4 bleibt vorbehalten.

2 Ehegatten, die in rechtlich und tatsächlich ungetrennter Ehe leben, un-
terliegen nicht der Quellensteuer, wenn einer der Ehegatten das Schwei-
zer Bürgerrecht oder die Niederlassungsbewilligung besitzt.

3 […]
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Art. 33a Nachträgliche ordentliche Veranlagung von Amtes wegen

1 Personen, die nach Artikel 32 Absatz 1 der Quellensteuer unterliegen, 
werden von Amtes wegen nachträglich im ordentlichen Verfahren ver-
anlagt, wenn ihre Bruttoeinkünfte in einem Steuerjahr einen bestimm-
ten Betrag erreichen oder übersteigen.

Das EFD legt diesen Betrag periodisch in Zusammenarbeit mit den Kan-
tonen fest; er muss dabei deutlich unterhalb des jährlichen Bruttomedi-
anlohns zu stehen kommen.

2 Der nachträglichen ordentlichen Veranlagung unterliegen auch Ehegat-
ten von Personen nach Absatz 1, die in rechtlich und tatsächlich unge-
trennter Ehe leben. 

3 Die nachträgliche ordentliche Veranlagung gilt bis zum Ende der Quel-
lensteuerpflicht.

4 Die an der Quelle abgezogene Steuer wird zinslos angerechnet.

Art. 33b Nachträgliche ordentliche Veranlagung auf Antrag

1 Personen, die nach Artikel 32 Absatz 1 der Quellensteuer unterliegen 
und deren Bruttoeinkünfte in einem Steuerjahr den gemäss Artikel 33a 
Absatz 1 festgelegten Betrag nicht erreichen, werden auf Antrag hin 
nachträglich ordentlich veranlagt.

2 Der Antrag erstreckt sich auch auf den Ehegatten, der mit dem Antrag-
steller in rechtlich und tatsächlich ungetrennter Ehe lebt.

3 Er muss bis Ende März des auf das Steuerjahr folgenden Jahres ein-
gereicht werden. Für Personen, die die Schweiz verlassen, endet die Frist 
für die Einreichung des Antrags im Zeitpunkt der Abmeldung.

4 Erfolgt keine nachträgliche ordentliche Veranlagung auf Antrag, so tritt 
die Quellensteuer an die Stelle der im ordentlichen Verfahren zu veran-
lagenden Steuern des Bundes, des Kantons und der Gemeinde auf dem 
Erwerbseinkommen. Zusätzliche nachträgliche Abzüge werden nicht ge-
währt.

5 Artikel 33a Absätze 3 und 4 ist anwendbar.

Art. 35 Abs. 2

[…]

2 Die Quellensteuer tritt an die Stelle der im ordentlichen Verfahren zu 
veranlagenden Steuern des Bundes, des Kantons und der Gemeinde 
auf dem Erwerbseinkommen. Zusätzliche nachträgliche Abzüge werden 
nicht gewährt.

3 […]

Art. 35a Nachträgliche ordentliche Veranlagung

1 Die nach Artikel 35 Absatz 1 Buchstabe a und h der Quellensteuer un-
terliegenden Personen können für jede Steuerperiode bis Ende März 
des auf das Steuerjahr folgenden Jahres eine nachträgliche ordentliche 
Veranlagung beantragen, wenn:

a.	der überwiegende Teil ihrer weltweiten Einkünfte in der Schweiz 
steuerbar ist; 

b.	ihre Situation mit derjenigen einer in der Schweiz wohnhaften steu-
erpflichtigen Person vergleichbar ist.

2 Die nach Artikel 35 Absatz 1 Buchstabe a und h der Quellensteuer un-
terliegenden Personen, die die Voraussetzungen von Absatz 1 nicht er-
füllen, können eine nachträgliche ordentliche Veranlagung beantragen, 
sofern dies erforderlich ist, um Abzüge geltend machen zu können, die 
in Doppelbesteuerungsabkommen vorgesehen sind, welche die Schweiz 
abgeschlossen hat. 

3 Die an der Quelle abgezogene Steuer wird zinslos angerechnet.

4 Das EFD umschreibt in Zusammenarbeit mit den Kantonen die Voraus-
setzungen nach Absatz 1 näher und regelt das Verfahren.

5. Kapitel: Örtliche Zuständigkeit bei Quellensteuern

Art. 38a 

1 Für den Quellensteuerabzug nach den Artikeln 32 und 35 ist der Kan-
ton zuständig, in dem der Schuldner der steuerbaren Leistung bei de-
ren Fälligkeit seinen steuerrechtlichen Wohnsitz oder Aufenthalt oder 
seinen Sitz oder die Verwaltung hat. Wird die steuerbare Leistung von 
einer Betriebsstätte in einem andern Kanton oder von der Betriebsstät-
te eines Unternehmens ohne Sitz oder tatsächliche Verwaltung in der 
Schweiz ausgerichtet, so ist der Kanton zuständig, in dem die Betriebs-
stätte liegt. 

2 Hat der Arbeitnehmer nach Artikel 32 am Ende der Steuerperiode oder 
der Steuerpflicht seinen steuerrechtlichen Wohnsitz oder Aufenthalt in 
einem anderen als dem in Absatz 1 erwähnten Kanton, so überweist die 
erhebende Behörde die bezogenen Quellensteuerbeträge dem Kanton, 
in dem der Arbeitnehmer steuerrechtlichen Wohnsitz oder Aufenthalt 
hat.

3 Ist der Arbeitnehmer nach Artikel 35 Wochenaufenthalter in einem an-
deren als dem in Absatz 1 erwähnten Kanton, so überweist die erheben-
de Behörde die bezogenen Quellensteuerbeträge dem Kanton, in dem 
der Arbeitnehmer Wochenaufenthalt hat.

4 Für den Quellensteuerabzug nach Artikel 35 Absatz 1 Buchstabe b ist 
der Kanton zuständig, in dem die Künstler, Sportler oder Referenten ih-
re Tätigkeit ausüben.

5 Für die nachträgliche ordentliche Veranlagung ist zuständig:

a.	 für Arbeitnehmer nach Artikel 32: der Kanton, in dem die steuer-
pflichtige Person am Ende der Steuerperiode oder der Steuerpflicht 
ihren steuerrechtlichen Wohnsitz oder Aufenthalt hat;

b.	für Arbeitnehmer nach Artikel 35: der Kanton, in dem die steuer-
pflichtige Person am Ende der Steuerperiode oder der Steuerpflicht 
erwerbstätig war, oder der Kanton des Wochenaufenthalts.
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1	 Introduction

La fiscalité internationale des entreprises est actuelle-
ment en pleine ébullition. À la suite du projet BEPS 
(« Base Erosion and Profit Shifting »), dont le plan d’ac-
tion fut dévoilé en juillet 2013, l’OCDE entend refondre 
les principes régissant l’imposition des entreprises mul-
tinationales. Si l’approche suivie par ces travaux est glo-
bale et « holistique », ceux-ci sont guidés par des prin-
cipes directeurs identiques : il s’agit de rétablir la cohé-
rence des systèmes fiscaux et, fondamentalement, d’évi-
ter le divorce entre le bénéfice et la création de valeur 
par l’entreprise. Cette nouvelle approche, qui concerne 
plus particulièrement les capitaux mobiles et que l’OCDE 
entend mettre en œuvre par la voie multilatérale, se re-
trouve ainsi dans les travaux en cours concernant la 
concurrence fiscale dommageable, les prix de transfert 
ou encore le développement de nouvelles règles anti-
abus. Ce faisant, le projet BEPS érige aussi formellement 
la lutte contre la double non-imposition internationale 
au rang des objectifs du droit fiscal international. En par-
ticulier, l’OCDE propose d’inclure cet objectif dans un 
préambule au MC OCDE1 afin que celui-ci puisse être 
pris en compte dans l’interprétation des CDI.2 Parallèle-
ment, comme nous le verrons, une réflexion similaire est 
menée par l’Union européenne, dans l’esprit du projet 
BEPS mais également avec une dimension propre, no-
tamment dans le domaine des aides d’État. Cela dit, la 
conformité du projet BEPS avec les règles du marché 
intérieur, singulièrement les libertés fondamentales, est 
également à l’étude. 

1	 En l’occurrence, ce préambule disposerait que les États contrac-
tants souhaitent conclure une CDI : « for the elimination of 
double taxation with respect to taxes on income and on capi-
tal without creating opportunities for non-taxation or reduced 
taxation through tax evasion or avoidance (including through 
treaty shopping arrangements aimed at obtaining reliefs pro-
vided in this Convention for the indirect benefit of residents 
of third States)… » (OCDE, Projet pour commentaires portant 
sur l’action 6, p. 28).

2	 Voir projet de paragr. 16.2 ad introduction au MC OCDE, OCDE, 
Projet pour commentaires portant sur l’action 6, p. 29.

La Suisse, et plus généralement les petits États ayant 
jusqu’ici bénéficié d’une position compétitive en ce qui 
concerne l’imposition des capitaux mobiles, sont natu-
rellement très attentifs à ces développements de nature 
« sismique ». En effet, à la suite de ces travaux, il est per-
mis de penser que certaines règles du droit fiscal suisse 
de l’entreprise devront être retouchées. Enfin et surtout, 
les travaux menés par l’OCDE doivent être pris en 
compte dans le cadre de l’élaboration des mesures de la 
troisième réforme de l’imposition des entreprises 
(« RIE III ») dont l’ouverture de la consultation est pré-
vue durant l’été. Cette réforme, initialement axée sur la 
résolution du différend avec l’Union européenne concer-
nant en particulier les statuts fiscaux cantonaux privilé-
giés, doit ainsi aujourd’hui faire face à un défi beaucoup 
plus large : celui de la conformité à de nouveaux stan-
dards internationaux en pleine (ré)évolution et dont les 
contours exacts ne sont pas encore nécessairement 
connus.

La présente contribution entend analyser les possibles 
incidences de ces développements pour la Suisse au re-
gard de questions choisies, ayant trait en particulier aux 
mesures envisagées dans le cadre de la RIE III. Nous 
aurons l’ambition de démontrer que ces mesures, présen-
tées par l’organe de pilotage dans son rapport de dé-
cembre dernier,3 ne sauraient être comprises comme de 
simples solutions techniques de « remplacement » aux 
statuts fiscaux cantonaux privilégiés. Ces mesures 
doivent au contraire être porteuses d’une nouvelle vision 
stratégique plus axée sur la création de valeur en Suisse. 
Cette nouvelle vision stratégique, selon nous, doit notam-
ment combiner un programme cohérent de soutien aux 
activités d’innovation, de recherche et de développement 
(R&D) avec une baisse générale des taux cantonaux de 
l’impôt sur le bénéfice. 

Aux fins de notre analyse, nous donnerons tout d’abord 
un aperçu général de la refonte en cours de la fiscalité 

3	 Rapport RIE III.
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internationale des entreprises, en mettant en particulier 
l’accent sur quelques domaines particuliers d’importance 
pour la Suisse (2). Dans la perspective de l’étude des 
mesures de la RIE III, nous examinerons ensuite, de fa-
çon plus approfondie, l’évolution récente des standards 
internationaux dans le domaine de la concurrence fiscale 
dommageable et des aides d’État (3). Cela fait, nous 
aborderons enfin l’analyse de la RIE III en portant notre 
attention sur les questions nous paraissant les plus fon-
damentales (4). 

2	 La refonte de la fiscalité interna
tionale des entreprises - Aperçu

2.1	 Le projet BEPS 

2.1.1	 Cohérence, substance et transparence

Comme nous l’avons rappelé, le contexte international 
relatif à la fiscalité des entreprises est actuellement prin-
cipalement marqué par le projet BEPS de l’OCDE. Fon-
damentalement, ce projet postule que les principes ac-
tuels du droit fiscal international s’accordent mal avec 
certains modèles d’affaires des entreprises multinatio-
nales. Tout d’abord, les règles traditionnelles d’assujet-
tissement à l’impôt, souvent imprégnées par le principe 
de territorialité, ne sont plus adaptées à l’imposition des 
revenus provenant de capitaux mobiles et de l’économie 
digitale. Ensuite, le contenu actuel du principe de pleine 
concurrence (« dealing at arm’s length »), qui constitue 
le corollaire nécessaire de celui de l’imposition séparée 
de chaque entité du groupe (« separate entity approach »), 
n’assure pas nécessairement l’imposition du bénéfice en 
fonction de la création de valeur par l’entreprise. De plus, 
le fait que les assiettes fiscales des États ne soient pas 
coordonnées et demeurent vulnérables dans les relations 
transfrontalières est susceptible de conduire à d’impor-
tantes pertes de recettes fiscales. Enfin, la volonté de 
plusieurs États de maintenir, voire d’attirer chez eux les 
capitaux mobiles (en particulier les actifs intangibles), 
se traduit par une nouvelle forme de concurrence fiscale 
dont les effets à long terme ne seront pas forcément bé-
néfiques.4 

En conséquence, le plan d’action de l’OCDE repose sur 
trois principes directeurs.5 En premier lieu, il convient 
de rétablir la cohérence des principes régissant l’impo-
sition des entreprises multinationales, que ce soit au ni-
veau du droit conventionnel ou interne. En particulier, 

4	 Pour une analyse de ces problèmes, voir notamment OCDE, 
l’érosion de la base d’imposition et le transfert de bénéfices, 
p. 1 ss ; De Graaf, International Tax Policy, p. 106 ss.

5	 OCDE, Plan d’action BEPS 2013, p. 1 ss. 

les règles régissant l’assujettissement à l’impôt, de même 
que celles ayant trait à la détermination de l’assiette im-
posable, doivent être coordonnées afin d’éviter des situa-
tions de non-imposition. Deuxièmement, la répartition 
du bénéfice de l’entreprise doit être déterminée en fonc-
tion de la substance économique de l’activité exercée par 
celle-ci. De même, la question de savoir si un régime 
fiscal est dommageable doit être examinée à la lumière 
de ce même critère.6 

Le plan d’action de l’OCDE s’articule en 15 actions, dont 
il est prévu qu’elles soient progressivement finalisées 
entre septembre 2014 et décembre 2015. 

2.1.2	 Du bilatéralisme au multilatéralisme

Enfin, il sied de relever que le projet BEPS se veut éga-
lement révolutionnaire quant à sa mise en œuvre. En ef-
fet, l’OCDE entend mettre en œuvre les mesures arrêtées 
lors de ses travaux (à tout le moins certaines d’entre elles) 
par le biais d’une convention multilatérale, ceci afin que 
ces dernières puissent prendre effet sans délai.7 Un pre-
mier rapport concernant l’action N 15 du plan de l’OCDE, 
qui a trait à cette question,8 est attendu d’ici septembre 
2014. 

2.2	 Relation avec l’évolution européenne 

Le plan d’action de l’OCDE présente de nombreux points 
de convergence avec les réflexions menées actuellement 
par l’Union européenne. C’est ainsi que plusieurs idées 
directrices du projet BEPS se retrouvent dans le plan 
d’action présenté par la commission européenne en dé-
cembre 2012 pour renforcer la lutte contre la fraude et 
l’évasion fiscales.9 Au niveau européen, le débat est 
même plus large dès lors que la problématique est sus-
ceptible d’être appréhendée non seulement sous l’angle 
de la planification fiscale agressive des entreprises et de 
la concurrence fiscale dommageable mais également des 
aides d’État. 

Cela dit, comme nous le verrons, une question fonda-
mentale se posant actuellement est celle de savoir dans 
quelle mesure le droit européen, singulièrement les liber-
tés fondamentales inscrites dans le Traité sur le fonction-
nement de l’Union européenne (ci-après « TFUE »), se-
raient susceptibles de faire obstacle ou de limiter la por-
tée de certaines actions du projet BEPS à l’intérieur du 

6	 Pour une première analyse des travaux menés par l’OCDE, voir 
notamment Brauner, BEPS an interim evaluation, p. 1 ; Fuest 
et al., Profit Shifting, p. 307 ; Self, Addressing Base Erosion 
and Profit Shifting, p. 117 ; Stocker, BEPS, p. 302.

7	 Voir aussi les remarques de Pistone, Bilateralism to Multilate-
ralism in International Tax Law, p. 1 ss.

8	 OCDE, Plan d’action BEPS 2013, p. 28 ss.
9	 Commission européenne, Plan d’action 2012.
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marché intérieur. La question est naturellement impor-
tante pour les États tiers comme la Suisse. En effet, dans 
le cadre des travaux menés par l’OCDE, les États tiers 
ont tout intérêt à militer en faveur de solutions qui 
puissent être appliquées à l’ensemble des États membres 
de l’OCDE et qui ne conduisent pas à une approche dif-
férenciée au sein de l’UE en raison des libertés fonda-
mentales. Nous reviendrons sur cette question au gré de 
notre analyse. 

2.3	 Aperçu général des domaines concernés

2.3.1	 En général 

L’analyse détaillée des différentes actions menées par 
l’OCDE et l’Union européenne en ce domaine dépasse-
rait largement le cadre de la présente contribution. Il est 
toutefois utile d’en offrir ci-après un bref aperçu général 
(2.3.1) et de s’attarder plus particulièrement sur quelques 
questions choisies (2.3.2). À cet égard, il est commode 
de distinguer entre les mesures qui relèvent de l’assujet-
tissement à l’impôt, de l’assiette imposable, de la concur-
rence fiscale dommageable et finalement leur mise en 
œuvre. 

Domaine Plan d’action BEPS UE

Assujettissement à 
l’impôt

Action 1 : économie numérique (9.2014) ; Action 3 : ren-
forcement des règles CFC (9.2015) ; Action 6 : abus des 
CDI (9.2014) ; Action 7 : mesures visant à éviter artificiel-
lement le statut d’établissement stable (9.2015)

Groupe d’experts sur la fiscalité de l’économie numé-
rique (depuis 10.2013) ; recommandation concernant la 
planification fiscale agressive (12.2012)

Assiette fiscale Action 2 : montages hybrides (9.2014) ; Action 4 : limita-
tion intérêts passifs et autres frais financiers (9-12.2015) ; 
Actions 8, 9, 10 et 13 : prix de transfert (9.2014 à 9.2015)

Code de conduite et proposition de directive mère-filiale 
(11.2013) concernant les montages hybrides

Concurrence fiscale 
dommageable

Action 5 (9.2014 – 12.2015) : critère de l’activité substan-
tielle (notamment examen des régimes licence box d’ici 
9.2014)

Code de conduite : examen des régimes licence box d’ici 
12.2014 ; normes minimales de bonnes gouvernance à 
l’égard des pays tiers (12.2012)

Aides d’État (notamment impact futur des affaires 
Gibraltar I et II ?)

Mise en oeuvre Action 11 : méthodes d’analyse et collecte de données 
ad BEPS (9.2015) ; Action 12 : communication des dispo-
sitifs de planification agressive (9.2015) ; Action 14 : 
règlement des différends (9.2015) ; Action 15 : instru-
ment multilatéral (9.2014-9.2015)

2.3.2	 Questions choisies

2.3.2.1	 L’avenir de la méthode de l’exemption et 
du principe de territorialité 

Traditionnellement, les règles définissant l’étendue de 
l’assujettissement à l’impôt, singulièrement celles appli-
cables aux entreprises, reposent sur une combinaison des 
principes de l’imposition mondiale et territoriale.10 Le 
principe de l’imposition mondiale prévaut généralement 
chez les États cherchant à assurer l’égalité de traitement 
entre les investissements effectués par l’entreprise dans 
l’État de résidence, d’une part et à l’étranger, d’autre part 
(« capital export neutrality »).11 L’influence du principe 

10	 OCDE, l’érosion de la base d’imposition et le transfert de bé-
néfices, p. 38.

11	 Cela dit, même dans ces États, le principe de l’imposition mon-
diale du bénéfice n’est pas strictement mis en œuvre lorsque 
l’entreprise déploie ses activités par le biais d’une filiale non-
résidente. En effet, le principe de l’entité séparée, applicable 
dans les relations internationales, implique alors que les bé-
néfices réalisés dans l’autre État ne sont pas soumis à l’impôt 
dans l’État de résidence au taux pratiqué par ce dernier. Dans 
cette dernière hypothèse, l’imposition du bénéfice mondial de 

de territorialité est en revanche plus marquée chez les 
États dont la politique fiscale repose sur la neutralité à 
l’importation des capitaux (« capital import neutrality »). 
Si ces États consacrent également sur le principe un as-
sujettissement mondial à l’impôt, celui-ci est générale-
ment limité par le principe de territorialité en ce qui 
concerne les bénéfices attribuables aux établissements 
stables sis à l’étranger.12 En effet, selon cette philosophie, 
la mesure de l’imposition (ou de l’absence d’imposition) 
de ces bénéfices relève de l’État où est situé cet établis-
sement stable.13 Or, la méthode de l’exemption, que l’on 
retrouve en droit interne mais également à l’art. 23 A MC 
OCDE, permet d’atteindre cet objectif. 

l’entreprise est ainsi tempérée par le principe de territorialité. 
Cette entorse au principe de l’imposition mondiale est admise 
en soi, mais est généralement combattue, comme on le sait, 
par l’adoption de règles sur les sociétés contrôlées (« CFC 
rules ») en ce qui concerne les revenus passifs. 

12	 Voir à ce sujet Danon, exemption au sens de l’art. 52 al. 1 LIFD, 
p. 355 ss.

13	 Holmes, International Tax Policy, p. 6 ss.
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Cela étant, il est reconnu que la méthode de l’exemption, 
dans sa forme inconditionnelle, est susceptible de 
conduire à des situations de sous-imposition (voire de 
non-imposition) lorsque, par exemple, l’État où est sis 
l’établissement stable n’impose pas les bénéfices attri-
buables à ce dernier. Or, si cette sous-imposition est gé-
néralement tolérée en ce qui concerne les bénéfices pro-
venant d’une activité industrielle, elle est en revanche 
moins admise en présence de capitaux mobiles et des 
revenus en provenant (intérêts, redevances). S’agissant 
de ce type d’éléments, plusieurs États connaissent au-
jourd’hui divers correctifs, notamment le principe du 
passage au crédit d’impôt (« switch-over clause »). Ainsi, 
à défaut d’imposition suffisante dans l’État de la source, 
le bénéfice demeure imposable au taux pratiqué par l’État 
de la résidence.14 Symétriquement, un correctif similaire 
existe, à certaines conditions, lorsque l’entreprise déploie 
son activité par le biais d’une filiale soumise à un niveau 
d’imposition trop faible. En l’occurrence, la société mère 
sise dans l’État de la résidence ne peut alors plus se pré-
valoir de l’exemption pour participation en ce qui 
concerne les dividendes distribués par sa filiale.15 La 
méthode de l’exemption peut toutefois également affec-
ter l’État de la source. En effet, les CDI conclues par 
l’État de résidence avec l’État de la source restreignent, 
voire suppriment, le droit de ce dernier État d’imposer 
les dividendes, intérêts et redevances.16 En conséquence, 
lorsque les revenus sont alloués à un établissement stable 
situé dans un État tiers, respectivement exemptés par 
l’État de la résidence, ces éléments ne sont alors impo-
sés dans aucun des trois États concernés. Aussi, dans le 
cadre de ses CDI avec l’État de la résidence, l’État de la 
source pourra par exemple souhaiter réserver son droit 
d’imposer totalement ou partiellement les revenus pas-
sifs versés à des résidents de l’autre État contractant dans 
la mesure où celui-ci exempte ces éléments en raison de 
leur rattachement à un établissement stable situé dans un 
État tiers.17 Cette approche n’est pas nouvelle puisque 
cette possibilité est déjà évoquée par l’OCDE dans son 
rapport de 1992 consacrés aux cas triangulaires.18

14	 Voir Boterman/Van Der Gulik, taxation of foreign passive in-
come for groups of companies, rapport national néerlandais, 
p. 510 ss.

15	 Voir Boterman/Van Der Gulik, taxation of foreign passive in-
come for groups of companies, rapport national néerlandais, 
p. 505. En ce qui concerne l’exigence comparable au Luxem-
bourg, voir Afakir/Dukmedjian/Gaston-Braud, The taxation of 
foreign passive income for groups of companies, rapport 
luxembourgeois, p. 468.

16	 Voir art. 10, 11 et 12 MC OCDE.
17	 On en trouve un exemple à l’art. 22 (4) de la convention de 

double imposition conclue par la Suisse avec les États-Unis 
(Convention entre la Confédération suisse et les États-Unis 
d’Amérique en vue d’éviter les doubles impositions en matière 
d’impôts sur le revenu du 2 octobre 1996, RS 0.672.933.61). 

18	 Voir aussi Commentaire OCDE, paragr. 71 ad art. 24.

Comme nous l’avons déjà relevé ailleurs,19 ces correctifs 
seront appelés à se développer dans le cadre des travaux 
menés par l’OCDE et la commission européenne. Le pre-
mier rapport de l’OCDE concernant le projet BEPS 
évoque du reste déjà cette question. Ce rapport relève en 
effet qu’une entreprise sise dans un pays à fiscalité éle-
vée peut néanmoins être soumise à un niveau d’imposi-
tion faible sur les bénéfices perçus au moyen de l’octroi 
de prêts (licences ou services) via une succursale étran-
gère bénéficiant d’un régime fiscal attractif. Il en va ain-
si lorsque l’État de la résidence exempte de manière uni-
latérale et inconditionnelle les bénéfices attribuables à 
un établissement stable étranger.20 Le projet relatif à 
l’action N 6 (abus des CDI), actuellement en consulta-
tion, confirme cette tendance. Celui-ci propose en effet 
d’inclure dans le MC OCDE une clause dite « triangu-
laire », d’inspiration américaine. Selon cette disposition, 
que l’on retrouve par exemple déjà dans la CDI conclue 
par la Suisse avec les États-Unis,21 l’État de la source 
peut refuser d’octroyer partiellement (dividendes, inté-
rêts et redevances) ou totalement (tout autre revenu) les 
avantages conventionnels lorsque, en raison de leur rat-
tachement à un établissement stable sis dans un État tiers 
et de leur exemption par l’État de résidence, les revenus 
provenant de l’État de la source sont soumis à un taux 
d’imposition effectif global inférieur à 60% du taux or-
dinaire pratiqué par l’État de résidence.22 La clause n’est 
toutefois pas applicable lorsque les redevances pro-
viennent d’actifs intangibles créés ou développés par 

19	 Danon, Le principe de territorialité de l’impôt, p. 419 ss ;  
le même, exemption au sens de l’art. 52 al. 1 LIFD, p. 355 ss.

20	 OCDE, l’érosion de la base d’imposition et le transfert de 
bénéfices, p. 45.

21  	 Voir art. 22 (4) de la convention de double imposition conclue 
par la Suisse avec les États-Unis (Convention entre la Confé-
dération suisse et les États-Unis d’Amérique en vue d’éviter 
les doubles impositions en matière d’impôts sur le revenu du 
2 octobre 1996, RS 0.672.933.61).

22  	 OCDE, Projet pour commentaires portant sur l’action 6, p. 19  
qui propose de compléter l’art. 1 du MC OCDE par un nouveau 
paragraphe dont la teneur pourrait être la suivante : « Notwith
standing the other provisions of this Convention, where an en-
terprise of a Contracting State derives income from the other 
Contracting State and that income is attributable to a perma-
nent establishment of that enterprise that is situated in a third 
State, the tax benefits that would otherwise apply under the 
other provisions of this Convention will not apply to that in-
come if the profits of that permanent establishment are sub-
ject to a combined aggregate effective rate of tax in the first-
mentioned Contracting State and third State that is less than 
60 percent of the general rate of company tax applicable in the 
first-mentioned Contracting State. Any dividends, interest or 
royalties to which the provisions of this paragraph apply shall 
remain taxable in the other Contracting State at a rate that 
shall not exceed 15 percent of the gross amount thereof. Any 
other income to which the provisions of this paragraph apply 
shall remain taxable according to the laws of the other Con
tracting State notwithstanding any other provision of this 
Convention (…) ». À ce stade, l’OCDE se fonde sur le modèle 
américain mais d’autres options sont à l’étude.
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l’établissement stable ou, s’agissant des autres revenus, 
lorsque ceux-ci se rattachent effectivement à une activi-
tés industrielle ou commerciale déployée par l’intermé-
diaire de l’établissement stable.23 En revanche, dans tous 
les autres cas (en particulier en présence de revenus pure
ment passifs), la clause trouve application dans la mesure 
où l’État de résidence appliquant la méthode de l’exemp-
tion ne passe pas à celle du crédit d’impôt (« switch-over 
clause »). Dans le même sens, dans sa recommandation 
du 6 décembre 2012, la commission européenne enjoint 
les États membres appliquant la méthode de l’exemption 
à ne pas octroyer celle-ci de manière inconditionnelle : 
« Lorsque, dans le but d’éviter la double imposition au 
moyen de règles nationales unilatérales, les États 
membres prévoient une exonération fiscale en ce qui 
concerne un élément de revenu donné perçu dans une 
autre juridiction, dans laquelle cet élément n’est pas sou-
mis à l’imposition, ils sont encouragés à s’assurer que 
cet élément est imposé ».24

La tendance actuelle est donc de limiter la portée de la 
méthode de l’exemption afin d’éviter la double non-im-
position internationale. Est-ce le début de la fin de cette 
méthode ? Nous ne pensons pas que les travaux de 
l’OCDE et de la commission européenne puissent aller 
aussi loin.25 Tout d’abord, la méthode de l’exemption est 

23  	 OCDE, Projet pour commentaires portant sur l’action 6, p. 19 :  
« The provisions of this paragraph shall not apply if : a) in the 
case of royalties, the royalties are received as compensation 
for the use of, or the right to use, intangible property produced 
or developed by the enterprise through the permanent esta-
blishment ; or b)  in the case of any other income, the income 
derived from the other Contracting State is derived in connec-
tion with, or is incidental to, the active conduct of a trade or 
business carried on in the third State through the permanent 
establishment (other than the business of making, managing 
or simply holding investments for the enterprise’s own ac-
count, unless these activities are banking or securities activi-
ties carried on by a bank or registered securities dealer) ».

24 	 Commission européenne, recommandation planification fis-
cale agressive, paragr. 3.3. Selon cette recommandation, il y 
a lieu de considérer qu’un élément de revenu est soumis à 
l’imposition lorsque celui-ci est considéré comme imposable 
par la juridiction concernée et qu’il ne bénéficie pas d’une exo-
nération, ni d’un crédit d’impôt intégral, ni d’une imposition 
à taux nul (paragr. 3.4). La même logique est d’ailleurs suivie 
dans le cadre conventionnel : « Lorsque les États membres, 
dans le cadre des conventions en matière de double imposi-
tion qu’ils ont conclues entre eux ou avec des pays tiers, s’en-
gagent à ne pas imposer un élément de revenu donné, ils de-
vraient s’assurer que cet engagement ne s’applique que dans 
le cas où cet élément est soumis à l’imposition dans l’autre 
partie à la convention » (paragr. 3.1).

25	 En ce sens également Stocker, BEPS, p. 309. Par contre, en ce 
qui concerne le droit conventionnel, l’OCDE suggère aux États 
de ne plus inclure l’art. 23 A dans leur CDI. Selon cette ap-
proche, la méthode du crédit d’impôt deviendrait le standard 
conventionnel mais les États pourraient continuer de recourir 
à la méthode de l’exemption en droit interne. Voir OCDE, Pro-
jet pour commentaires portant sur l’action 6, p. 12 : « (…)  These 
States may also wish to consider a more general solution to 

le corollaire indispensable des États dont la politique fis-
cale entend mettre en œuvre le principe de neutralité à 
l’importation des capitaux. En second lieu, bien que les 
États membres de l’Union européenne soient libres de 
privilégier la méthode du crédit d’impôt, on peut poser 
que la jurisprudence de la CJUE reste néanmoins atta-
chée au principe de territorialité ainsi qu’à la méthode 
de l’exemption. Certes, dans l’affaire Columbus Contai-
ner Services, la CJUE a jugé que le passage au crédit 
d’impôt (« switch-over clause ») en vue d’imposer les 
revenus passifs d’un établissement stable ne contrevenait 
pas à la liberté d’établissement.26 Cela étant, en limitant, 
dans l’affaire Cadburry Schweppes,27 l’application des 
règles sur les sociétés contrôlées entre États membres au 
cas où l’incorporation de la filiale est artificielle (« whol-
ly artificial arrangement »), la CJUE réaffirma la légiti-
mité du principe de territorialité.28 En résumé, nous pen-
sons que les développements concernant la planification 
fiscale agressive des entreprises n’auront très probable-
ment pas pour effet de remettre en cause la méthode de 
l’exemption dans son principe. Cela étant, l’approche 
consistant à tempérer sa portée en présence de revenus 
passifs faiblement imposés, déjà suivie par plusieurs 
États, est incontestablement appelée à se généraliser.

Ces développements sont d’importance pour la Suisse. 
En effet, comme on le sait, le droit fiscal suisse est très 
marqué par le principe de territorialité dans les relations 
internationales. C’est ainsi que le législateur prévoit 
l’exemption des bénéfices attribuables à l’établissement 
stable étranger d’un contribuable assujetti à l’impôt en 
Suisse de manière illimitée. Les articles 6 al. 1 et 52 al. 1 
LIFD, applicables respectivement au revenu provenant 
de l’activité indépendante et aux personnes morales, dis-
posent que : « L’assujettissement fondé sur un rattache-
ment personnel est illimité ; il ne s’étend toutefois pas 
aux entreprises, aux établissements stables et aux im-
meubles situés à l’étranger ». S’agissant des établisse-
ments stables sis à l’étranger, le principe de territorialité 
est donc strictement applicable. En particulier, contrai-
rement à d’autres législations étrangères, le droit suisse 
ne prévoit aucun correctif (« switch-over clause ») en ce 
qui concerne par exemple les revenus passifs soumis à 

the problems of non-taxation resulting from potential abuses 
of the exemption method, which would be for States not to in-
clude the exemption method in their treaties. Under that ap-
proach, the credit method would be provided for in tax trea-
ties, thereby ensuring the relief of double taxation, and it would 
be left to domestic law to provide whether that should be done 
through the credit or exemption method (or probably through 
a combination of the two methods depending on the nature 
of the income…) ».

26	 Arrêt du 6.12.2007, affaire C-298/05.
27	 Arrêt du 12.9.2006, Cadburry Schweppes, affaire C-196/04.
28	 Monsenego, Taxation of Foreign Business Income, p. 150.
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un faible taux d’imposition. Cela dit, à la suite d’un arrêt 
publié au recueil officiel,29 le Tribunal fédéral semble 
désormais considérer que le principe de l’exemption in-
conditionnelle ne peut trouver application lorsque celui-
ci conduit à une double non-imposition (absence d’impo-
sition des bénéfices dans l’État de la source).30 Comme 
nous l’avons déjà relevé,31 cette interprétation, certes en 
ligne avec les travaux menés actuellement par l’OCDE, 
fait dire à l’art. 52 al. 1 LIFD ce que ce texte ne dit pas. 
Au surplus, l’interprétation historique32 et téléologique 
(neutralité à l’importation des capitaux) conduit au même 
résultat. Compte tenu de l’incertitude créée par cet arrêt, 
on peut se demander s’il ne serait pas opportun que le 
législateur introduise de toute manière un correctif à la 
méthode de l’exemption, à l’image par exemple du mo-
dèle pratiqué par les Pays-Bas (« switch-over clause » en 
présence de revenus passifs faiblement imposés). Cette 
approche aurait l’avantage d’assurer une application plus 
prévisible du droit plutôt que de laisser au juge le soin 
de limiter au cas par cas, au demeurant sur une base très 
discutable, la portée de l’exemption dans les relations 
internationales. Les travaux menés par l’OCDE dans le 
cadre du projet BEPS précipitent du reste cette réflexion. 
En effet, comme nous l’avons vu, le maintien du principe 
de l’exemption inconditionnelle pourra vraisemblable-
ment conduire à l’avenir à un durcissement de la position 
des États de la source en situation triangulaire et en pré-
sence de revenus passifs. Finalement et dans le même 
esprit, une question analogue se pose en ce qui concerne 
le régime de la réduction pour participation.33 En effet, 
en droit positif, l’application de celle-ci est indépendante 
du niveau d’imposition de la société fille distributrice 
(absence de clause « subject-to-tax » en ce qui concerne 
les revenus passifs). Ces problèmes, déjà identifiés par 
l’OCDE en 1998,34 ne sont du reste pas nouveaux.

29	 ATF 139 II 78.
30	 À propos de la portée de l’art. 52 al. 1 LIFD, la Haute Cour re-

lève que : « Es soll mit unilateralen Massnahmen zwar eine Re-
gelung getroffen werden, welche die Gefahr einer doppelten 
Besteuerung vermindert, dabei soll jedoch nach Möglichkeit 
verhindert werden, dass aufgrund dieser Regelung eine dop-
pelte Nichtbesteuerung resultiert » (ATF 139 II 78, consid. 3.1.2).

31 	 Danon, Le principe de territorialité de l’impôt, p.  419  ss ;  
le même, exemption au sens de l’art. 52 al. 1 LIFD, p. 355 ss.

32 	 Voir en particulier FF 1983 I 165 : « Un contribuable qui pos-
sède une entreprise, un établissement stable ou un immeuble 
à l’étranger n’est pas imposé en Suisse pour ces éléments, 
même s’il n’est en fait pas assujetti à l’impôt à l’étranger. Un 
projet antérieur exigeait la preuve de l’imposition ; la Commis-
sion de coordination y a renoncé, car elle a estimé que cela 
allait trop loin ; elle a ainsi tenu compte des objections émises 
lors de la procédure de consultation ».

33	 Art. 69 - 70 LIFD.
34	 Comme le relevait déjà l’OCDE en 1998 : « Très souvent, ces dis-

positions ont un but légitime, comme compenser (…) ou atté-
nuer la double imposition de certains types de revenus. Mais 
ces dispositions peuvent aller au-delà des mesures nécessaires 
pour mettre en œuvre les objectifs affichés de la politique fis-

2.3.2.2	 Coordination et protection de l’assiette 
de l’impôt

L’un des piliers du plan d’action BEPS est celui de la 
coordination des règles conventionnelles et nationales. 
Cette question, qui est abordée dans le cadre de l’action 
N 2 du plan de l’OCDE et qui donne actuellement lieu à 
une consultation, concerne les entités et instruments hy-
brides dont la classification différente en droit interne 
est susceptible d’entraîner des situations de double non-
imposition.35 

La question de l’application des CDI aux entités hybrides 
n’est guère nouvelle. Les travaux de l’OCDE consacrés 
à cette question débutèrent en effet en 1993. Le comité 
des affaires fiscales fut alors chargé de constituer un 
groupe de travail ayant l’ambition d’examiner l’applica-
tion du MC OCDE aux sociétés de personnes, aux trusts 
et autres entités hybrides. Le rapport sur les sociétés de 
personnes, adopté par ce comité le 20 janvier 199936 et 
dont les recommandations furent insérées lors de la mise 
à jour d’avril 2000 du commentaire OCDE, constitua 
ainsi la première étude en ce domaine. Selon ces recom-
mandations, la double imposition, respectivement la 
double non-imposition consécutive à un conflit d’attri-
bution peut être évitée si, aux fins de l’interprétation de 
termes tels que « payés à » figurant dans la règle distri-
butive pertinente, l’État de la source se rallie aux règles 
d’attribution de l’État de la résidence.37 Ainsi, si l’État 
de la source considère une entité comme fiscalement 
transparente, celui-ci ne sera néanmoins pas tenu de ré-
duire son droit d’imposer les dividendes, intérêts et rede-
vances si l’État de la résidence, suivant un régime d’opa-
cité, alloue au contraire ces éléments à l’entité sise dans 
un État tiers.38 Cela étant, le principe général posé par ce 
rapport ne fit guère l’unanimité au sein des États membres 
de l’OCDE. En conséquence, dans le cadre de ses travaux 
relatifs à l’action N 2, l’OCDE propose aujourd’hui de 

cale. Il peut s’agir de règles inconditionnelles permettant d’évi-
ter la double imposition (avec la méthode de l’exemption ou 
la méthode du crédit d’impôt) qui sortent du champ ordinaire 
des instruments permettant d’éviter la double imposition, qu’ils 
soient économiques ou juridiques (par exemple règles incon-
ditionnelles de participation-exemption (…) » (OCDE, Concur-
rence fiscale dommageable 1998, p. 34).

35	 Ocde, Plan d’action BEPS 2013, p. 16. Voir aussi à ce sujet 
Russo, OECD report on hybrid mismatch, p. 110.

36	 Ocde, sociétés de personnes 1999.
37	 Voir commentaire OCDE, paragr. 6.3 ad art. 1.
38		 Pour une analyse critique et actualisée de ces recommanda-

tions, voir notamment Danon/Salomé, in : Danon/Gutmann/
Oberson/Pistone (éd.), Modèle de Convention fiscale OCDE, 
Commentaire, paragr. 19 ss ad art. 1. Le prochain Congrès de 
l’association internationale de droit fiscal (IFA), qui se tiendra 
à Mumbai (Inde) en octobre prochain, sera notamment consa-
cré à l’étude de la pratique des États en ce domaine, voir à ce 
sujet Danon, Qualification of Taxable Entities and Treaty Pro-
tection, à paraître.



© IFF-HSG� IFF Forum für Steuerrecht 2014

23Robert Danon, La refonte de la fiscalité internationale des entreprises

codifier cette recommandation dans le MC OCDE en 
s’inspirant de l’art. 1(6) du modèle de convention amé-
ricain dont la teneur est la suivante : « For the purposes 
of this Convention, income derived by or through an en-
tity or arrangement that is treated as wholly or partly 
fiscally transparent under the tax law of either Contrac-
ting State shall be considered to be income of a resident 
of a Contracting State but only to the extent that the in-
come is treated, for purposes of taxation by that State, 
as the income of a resident of that State (…) ».39 En ac-
cord avec le rapport sur les sociétés de personnes, ce 
principe ne limite toutefois en rien le droit de l’État de 
la source d’imposer ses propres résidents.40 La nouvelle 
proposition de l’OCDE le précise en complétant cette 
disposition comme suit : « In no case shall the provisions 
of this paragraph be construed so as to restrict in any 
way a Contracting State’s right to tax the residents of 
that State ».41 Cette proposition, qui permet ainsi 
d’étendre formellement les recommandations de l’OCDE 
à d’autres entités hybrides telles que les trusts, doit natu-
rellement être approuvée. Cela dit, comme nous l’avons 
déjà relevé ailleurs, le principe du ralliement aux règles 
d’attribution de l’État de la résidence aux fins de l’appli-
cation des règles distributives peut déjà être déduit de 
l’interprétation autonome (contextuelle) de celles-ci.42 
En tout état de cause, cette modification n’aurait aucune 
conséquence sur la politique conventionnelle de la Suisse 
dès lors que ce pays n’a formulé aucune réserve ou ob-
servation à la recommandation du rapport OCDE sur les 
sociétés de personnes en ce qui concerne les conflits 
d’attribution.43 

Cela étant, indépendamment de la question de l’octroi 
des avantages conventionnels, l’action N 2 du plan BEPS 

39	 Projet pour commentaires sur l’action 2, CDI, p. 7.
40	 Voir commentaire OCDE, paragr. 6.1 ad art. 1. Cette exception 

à la recommandation générale, qui ne fit du reste pas l’una
nimité au sein des délégués de l’OCDE et qui est susceptible 
d’induire des situations de double imposition (particulièrement 
dans le cas de rapport de trusts), est toutefois selon nous mé-
thodologiquement discutable, voir à ce sujet Danon/Salomé, 
in : Danon/Gutmann/Oberson/Pistone (éd.), Modèle de Conven-
tion fiscale OCDE, Commentaire, paragr. 34 ss ad art. 1.

41	 Projet pour commentaires sur l’action 2, CDI, p. 7.
42	 Danon/Salomé, in : Danon/Gutmann/Oberson/Pistone (éd.), Mo-

dèle de Convention fiscale OCDE, Commentaire, paragr. 29 ss 
ad art. 1.

43	 La Suisse a en revanche formulé une observation en ce qui 
concerne les conflits de qualification. Ce pays se se réserve 
en effet le droit de ne pas appliquer la recommandation y re-
lative (ralliement à la qualification de l’État de la source aux 
fins de l’application de l’art. 23 A MC OCDE) dans les cas où 
un conflit de qualification résulterait d’une modification du 
droit interne de l’État de la source postérieure à la signature 
d’une convention (voir Commentaire OCDE, paragr. 81 ad 
art.  23). Voir aussi à ce sujet Salom, in : Danon/Gutmann/
Oberson/Pistone (éd.), Modèle de Convention fiscale OCDE, 
Commentaire, paragr. 36 ss rem. intro. ad art. 23 A et B.

s’attache aussi à éviter l’érosion de l’assiette fiscale des 
États suite à l’utilisation d’instruments ou d’entités hy-
brides. Il s’agit par exemple de situations où un revenu 
n’est imposable dans aucun État (« stateless income »)44 
ou encore lorsque celui-ci donne lieu à une double dé-
duction.45 Cette question fait ainsi l’objet d’un rapport 
spécifique dans le cadre de la consultation en cours. 
L’étude détaillée et exhaustive des recommandations de 
l’OCDE en ce domaine, respectivement de leurs inci-
dences pour la Suisse, dépasserait assurément le cadre 
de la présente contribution. Aussi, nous nous limiterons 
ici à présenter quelques principes directeurs régissant ces 
nouvelles recommandations. Fondamentalement, le pro-
jet de l’OCDE comprend deux volets. En premier lieu, 
l’OCDE formule des propositions de modification du 
droit interne des États afin de limiter la survenance de 
situations de non-imposition consécutives à l’utilisation 
d’instruments ou d’entités hybrides. En second lieu, dans 
la mesure où le droit interne ainsi modifié laisse encore 
subsister ce type de situation, la question doit alors être 
réglée par le biais de « linking rules ». Ces règles, d’ap-
plication automatique46 et destinées à être mises en œuvre 
suivant une approche multilatérale,47 ont pour but de lier 
le traitement fiscal réservé à un revenu, respectivement 
à une entité, dans un État à celui appliqué dans un autre 
État. Pour ce faire et afin d’éviter que ce mécanisme ne 
provoque une double imposition, l’OCDE propose que 
les États appliquent ces règles par ordre de priorité (« or-
dering rule »),48 « primary rule » suivie d’une « seconda-
ry » ou « defensive rule ».49 Au surplus, ces règles ne sau-
raient être comprises comme un instrument général per-

44	 Selon la terminologie américaine, Obama, Administration’s Fis-
cal Year 2015 Revenue Proposals, p. 62.

45	 Relevons par contre que le mécanisme de la déduction notion-
nelle des intérêts (« NID ») ne fait pas l’objet des recomman-
dations relatives à l’action N 2. Comme le relève le projet de 
l’OCDE : « Rules that entitle taxpayers to a unilateral tax de-
duction for invested equity without requiring the taxpayer to 
accrue any expenditure (such as regimes that grant ’ deemed ’ 
interest deductions for equity capital) are economically closer 
to a tax exemption or similar taxpayer specific concessions 
and do not produce a mismatch in tax outcomes in the sense 
contemplated by Action 2. » (Ocde, Projet pour commentaires 
sur l’action 2, recommandations pour le droit interne, p. 9).

46	 En cela, ces recommandations se distinguent en particulier de 
règles anti-abus générales ou spécifiques. Aussi, l’intention 
du contribuable ne joue ici aucun rôle, Ocde, Projet pour com-
mentaires sur l’action 2, recommandations pour le droit in-
terne, p. 5. Enfin, ces règles ne concernent et n’affectent na-
turellement pas le caractère hybride de l’instrument dans le 
domaine régulatoire ou comptable, OCDE, Projet pour com-
mentaires sur l’action 2, recommandations pour le droit in-
terne, p. 8.

47	 Ocde, Projet pour commentaires sur l’action 2, recommanda-
tions pour le droit interne, p. 11.

48	 Ocde, Projet pour commentaires sur l’action 2, recommanda-
tions pour le droit interne, p. 12.

49	 Ocde, Projet pour commentaires sur l’action 2, recommanda-
tions pour le droit interne, p. 16.
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mettant de lutter contre toutes les divergences de droit 
interne conduisant à une non-imposition. Les principes 
développés dans le cadre de l’action N 2 sont en effet 
limités aux cas où la divergence, respectivement la 
double non-imposition qui en résulte, est liée au carac-
tère hybride de l’instrument ou de l’entité concernée.50 

Un premier exemple classique auquel ces règles sont sus-
ceptibles d’être appliquées est le cas d’un paiement trai-
té comme un intérêt déductible dans l’État du débiteur 
alors même que l’État du créancier n’impose pas le re-
venu correspondant en raison typiquement de sa qualifi-
cation de dividende bénéficiant d’une exemption pour 
participation. Dans cette hypothèse, l’OCDE recom-
mande que l’État de la source refuse la déductibilité de 
cette dépense (« primary rule »). Si tel n’est pas le cas, 
l’État de résidence devrait alors soumettre le revenu à 
l’imposition (« secondary rule »).51 Cela étant, en situa-
tion d’État de résidence, le droit fiscal suisse est déjà 
adapté à ce type de situation. En effet, l’art. 70 al. 2 lit. b 
LIFD, relatif au mécanisme de la réduction pour partici-
pations et naturellement également applicable aux filiales 
étrangères,52 dispose que : « ne font pas partie du rende-
ment des participations : les recettes qui représentent des 
charges justifiées par l’usage commercial pour la socié-
té de capitaux ou la société coopérative qui les verse ». 
Dans cette hypothèse,53 le droit interne suisse élimine 
donc déjà tout risque de non-imposition lié à l’instrument 
hybride, de sorte que l’application des « linking rules » 
n’est pas nécessaire. Comme le relève l’OCDE : « When 
the dividend exemption is denied there will be no mis-
match in tax outcomes to which the linking rule can ap-
ply and no circularity will arise under the recommended 
rules54 (…). This should have the effect of eliminating 

50	 Ocde, Projet pour commentaires sur l’action 2, recommanda-
tions pour le droit interne, p. 9.

51	 Ocde, Projet pour commentaires sur l’action 2, recommanda-
tions pour le droit interne, p. 25 : « a) Jurisdictions should de-
ny a deduction for any payment made under a hybrid finan-
cial instrument to the extent that the payee does not include 
the payment as ordinary income under the laws of any juris-
diction; b) Jurisdictions should require a payee to include any 
payment made under a hybrid financial instrument as ordinary 
income to the extent that the payer is entitled to claim a de-
duction for such payment (or equivalent tax relief) and the 
payer’s jurisdiction does not apply a hybrid mismatch rule in 
accordance with recommendation (a) above ».

52	 Art. 49 al. 3 LIFD. Au surplus, en vertu de cette disposition, 
l’art. 70 al. 2 lit. b LIFD est également applicable à l’établisse-
ment stable suisse d’une entreprise étrangère auquel l’instru-
ment hybride serait rattaché.

53  	 Dans l’hypothèse où la divergence découlerait d’une autre rai-
son que celle liée à la qualification de rendement de partici-
pation, les « linking rules » seraient alors subsidiairement ap-
plicables, cf. OCDE, Projet pour commentaires sur l’action 2, 
recommandations pour le droit interne, p. 36.

54	 Ocde, Projet pour commentaires sur l’action 2, recommanda-
tions pour le droit interne, p. 26.

any mismatch in respect of this category of instruments 
so that they will not be subject to the hybrid financial 
instrument rule ».55 De ce point de vue, la solution pré-
vue par l’art. 70 al. 2 lit. b LIFD est ainsi favorable aux 
groupes suisses dans la mesure où la société mère sise 
en Suisse est soumise à un taux d’imposition moins éle-
vé que celui auquel est assujettie sa filiale étrangère. 
Observons au passage que la solution suisse correspond 
à celle récemment proposée par la commission euro-
péenne dans le cadre d’un projet de modification de la 
directive mère-filiales.56 En l’occurrence, le projet pré-
voit que l’État de la résidence ne s’abstiendra d’imposer 
les dividendes versés par une société filiale que « dans 
la mesure où ces derniers ne sont pas déductibles par la 
filiale de la société mère ».57 Cette proposition s’inscrit 
dans le contexte des travaux menés actuellement par le 
groupe du code de conduite dans le cadre de l’utilisation 
d’instruments hybrides.58 En situation d’État de la source, 
en revanche, la Suisse devrait adopter une règle correc-
trice dérogeant au principe de déterminance59 afin de re-
fuser la déductibilité de la dépense, comme le prévoit la 
recommandation primaire de l’OCDE.60

Cela étant, l’utilisation d’une entité hybride peut égale-
ment soulever un problème analogue lorsque le paiement 
effectué à cette entité est déductible dans l’État de la 

55	 Ocde, Projet pour commentaires sur l’action 2, recommanda-
tions pour le droit interne, p. 32.

56	 COM(2013) 814 final.
57	 Commission européenne, Proposition de directive du 25.11.2013, 

p. 10.
58	 Commission européenne, Proposition de directive du 25.11.2013, 

exposé des motifs.
59	 Art. 58 LIFD ; art. 24 LHID.
60 	 Une question se posant dans ce contexte, est celle de savoir 

si une telle règle contreviendrait à la clause de non-discrimi-
nation des CDI, en particulier l’art. 24 (4) MC OCDE qui prévoit 
que : « À moins que les dispositions du paragraphe 1 de l’ar-
ticle 9, du paragraphe 6 de l’article 11 ou du paragraphe 4 de 
l’article 12 ne soient applicables, les intérêts, redevances et 
autres dépenses payés par une entreprise d’un État contrac-
tant à un résident de l’autre État contractant sont déductibles, 
pour la détermination des bénéfices imposables de cette en-
treprise, dans les mêmes conditions que s’ils avaient été payés 
à un résident du premier État ». L’OCDE y répond par la néga-
tive, estimant que : « The fact that a mismatch in the tax treat-
ment of an entity or payment is less likely in a purely domes-
tic context (i.e. one would expect a country to be consistent 
in the way it characterizes domestic payments and entities) 
cannot be interpreted as meaning that rules that are strictly 
based on the existence of such a mismatch are treating pay-
ments to non-residents, or to non-resident owned enterprises, 
differently from the way payments to residents, or resident-
owned enterprises, are treated under domestic law » (Ocde, 
Projet pour commentaires sur l’action 2, CDI, p. 13). À notre 
sens, la question demeure controversée et devra être appro-
fondie dans le cadre de la consultation, compte tenu notam-
ment du texte de l’art. 24(4) MC OCDE et du fait que les recom-
mandations élaborées visent dans les faits des situations trans-
frontalières. La question pourrait en revanche être réglée dans 
le cadre d’une entente multilatérale. 
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source (État S) alors même qu’aucun des États de rési-
dence concernés ne lui alloue ce revenu (conflit 
d’attribution).61 Il en va ainsi lorsque l’État de résidence 
de l’entité (État P), conformément à un régime de trans-
parence, attribue ce paiement à un investisseur (typique-
ment l’actionnaire ou l’associé de l’entité) résidant dans 
un État tiers (État R) alors même que ce dernier État traite 
cette entité comme non transparente et n’impose pas cet 
élément (« reverse hybrid »).62 Pour autant que l’entité 
hybride ne dispose pas dans l’État P d’un établissement 
stable auquel le revenu provenant de l’État S pourrait être 
rattaché,63 cet élément ne sera ainsi imposé dans aucun 
des trois États concernés. Selon l’OCDE, il appartient 
ici en priorité à l’État de résidence de l’investisseur 
d’agir. En l’occurrence, cet État devrait imputer directe-
ment le revenu à l’investisseur par le biais d’une règle 
CFC ou d’un mécanisme déployant un effet anti-différé 
analogue (le projet se réfère en effet à une solution per-
mettant « to tax on a current basis »).64 Alternativement, 
l’État de résidence de l’investisseur pourrait également, 
le cas échéant sur la base d’une fiction (« deemed resi-
dence ») assujettir l’entité hybride à l’impôt. À défaut, 
l’État de résidence de l’entité devrait passer d’un régime 
de transparence à celui de l’opacité afin d’assujettir celle-
ci à l’impôt (« secondary rule »). Finalement et en dernier 
ressort, il appartiendrait à l’État de la source du revenu 
de refuser la déduction du paiement (« defensive rule »).65 

61	 Si l’État S soumet le paiement à une retenue à la source en 
droit interne, cet État pourrait alors refuser d’appliquer la CDI 
conclue avec l’État P en raison du fait que celui-ci n’alloue pas 
cet élément à un résident. Cela dit, en pratique, il est relative-
ment fréquent que l’État de la source ne prélève aucune rete-
nue à la source, de sorte que la question de l’octroi d’éven-
tuels avantages conventionnels est sans objet. 

62	 Ocde, Projet pour commentaires sur l’action 2, recommanda-
tions pour le droit interne, p. 56.

63	 Ocde, Projet pour commentaires sur l’action 2, recommanda-
tions pour le droit interne, p. 57.

64	 OCDE, Projet pour commentaires sur l’action 2, recommanda-
tions pour le droit interne, p. 63 : « The nature of the anti-de-
ferral rules introduced by Country A would be a question for 
domestic law implementation however they would need to be 
effective to pick up income derived by a reverse hybrid (…) ». 
Le projet ne retient ainsi pas l’idée pour l’État de résidence de 
l’investisseur de refuser l’exemption pour participation (la ré-
duction pour participation) au moment de distribution effec-
tive par l’entité hybride en l’absence d’une double (multiple) 
imposition économique réelle.

65	 Ocde, Projet pour commentaires sur l’action 2, recommanda-
tions pour le droit interne, p. 61 : « Primary rule (inclusion in 
investor jurisdiction) : a) Investor jurisdictions should imple-
ment: specific and targeted changes to their controlled foreign 
companies (CFC) or foreign investment fund (FIF) rules ; or 
specific and targeted changes to domestic law; 
that are effective to tax on a current basis, income of residents 
accrued through offshore investment structures. Secondary 
rule (inclusion in intermediary jurisdiction) b) Entities or ar-
rangements that are transparent or partially transparent un-
der the laws of the jurisdiction where they are established (i.e. 
intermediaries) should be treated as taxable under the laws of 

Du point de vue de la Suisse en qualité d’État de rési-
dence de l’investisseur, les propositions de l’OCDE ap-
pellent quelques remarques. Si le principe de l’imputa-
tion immédiate des revenus à l’investisseur s’accorde 
bien avec la philosophie des États dont la politique repose 
sur la neutralité à l’exportation des capitaux et qui dis-
posent souvent déjà de règles CFC (ou mécanisme ana-
logue), tel n’est en revanche pas le cas de la Suisse. En 
premier lieu, conformément à l’art. 49 al. 3 LIFD, une 
entité étrangère doit être traitée comme fiscalement non 
transparente à partir du moment où celle-ci dispose de la 
personnalité juridique.66 En effet, la notion de « per-
sonnes morales étrangères » (« ausländische juristische 
Personen ») au sens de cette disposition, a un contenu de 
droit civil, de sorte que seul le droit privé étranger appli-
cable est déterminant. Aussi, dès lors qu’une entité étran-
gère dispose de la personnalité juridique, peu importe 
alors que l’État d’incorporation considère celle-ci comme 
fiscalement transparente. En second lieu, comme on le 
sait, le droit suisse ne connaît pas de mécanisme anti-
différé permettant d’imputer un revenu en transparence. 
Aussi, sous réserve d’une évasion fiscale (« Durch-
griff »),67 qui permet de percer le voile corporatif à des 
conditions toutefois très restrictives, le principe de sépa-
ration (« Trennungsprinzip ») ne souffre aucune excep-
tion. Enfin, une personne morale étrangère peut être as-
sujettie à l’impôt en Suisse en raison d’un rattachement 
personnel (administration effective)68 ou économique 
(établissement stable)69. En revanche, le principe d’une 
fiction d’assujettissement (« deemed residence »), tel 
qu’envisagé par l’OCDE, est naturellement inconnu en 
droit positif suisse. En conséquence, la mise en œuvre 
de cette recommandation nécessiterait une base légale. 
On peut toutefois se demander dans quelle mesure 
l’adoption d’une telle règle par la Suisse serait conforme 
au principe de neutralité à l’importation des capitaux et 
de territorialité dans les relations internationales. Il est 
vrai que le les règles anti-différé s’accordent plus diffi-
cilement avec le principe de neutralité à l’importation 

the intermediary jurisdiction if a controlling investor treats 
that intermediary as a reverse hybrid in circumstances where 
the income derived by that intermediary is not brought into 
account under the laws of the investor or the intermediary ju-
risdiction. Defensive rule c) The payer jurisdiction should de-
ny the deduction for a payment to an offshore non-inclusion 
structure (such as a reverse hybrid or imported mismatch ar-
rangement) to the extent the payment results in a no-taxation 
outcome or is offset by expenditure incurred under a hybrid 
mismatch arrangement and the taxpayer is part of the same 
control group as the parties to the mismatch or is party to an 
avoidance arrangement ».

66	 Voir Danon, Switzerland, p. 168 ss ; Glauser, Personne morale : 
qui es-tu ?, p. 25 ss.

67	 Voir notamment TF [ZP.92/2005, 2A.145/2005] du 30.1.2006.
68	 Art. 50 LIFD.
69  	 Art. 51 LIFD.
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des capitaux. Cela dit, même si on admet l’application 
de ce principe en présence de revenus passifs,70 la situa-
tion dont il est question ici est particulière en ceci que 
l’entité n’a aucune existence propre du point de vue de 
son État d’incorporation et n’y opère pas (absence d’éta-
blissement stable). Aussi, le principe d’égalité de traite-
ment avec les investisseurs locaux, qui sous-tend la neu-
tralité à l’importation des capitaux, est de toute manière 
difficilement défendable dans cette hypothèse.71 Compte 
tenu de ces circonstances et dans un souci de coordina-
tion internationale, il nous paraît que cette recommanda-
tion pourrait être mise en œuvre par la Suisse par le biais 
d’une disposition spécifique anti-hybride. En revanche, 
l’adoption de règles anti-différé ou CFC d’application 
générale ne serait pas compatible avec le principe de ter-
ritorialité appliqué par la Suisse dans les relations inter-
nationales. Enfin, en raison du caractère « circulaire » des 
« linking rules », il convient de garder à l’esprit que, à 
défaut d’imposition immédiate du revenu dans l’État de 
résidence de l’investisseur et dans l’État d’incorporation 
de l’entité, l’État de la source pourrait alors de toute ma-
nière refuser la déduction du revenu. De ce point de vue, 
une imposition dans l’État de résidence de l’investisseur, 
en ce qu’elle permettrait d’assurer la déductibilité de la 
dépense dans l’État de la source, ne serait donc pas for-
cément défavorable. On constate ainsi que les recomman-
dations de l’OCDE en ce domaine ont essentiellement 
un effet dissuasif. 

Dans le même esprit, dans le cadre de l’action N 4, 
l’OCDE entend élaborer des recommandations visant 
notamment à limiter la déduction d’intérêts passifs. Fon-
damentalement, on vise ici à empêcher un recours exces-
sif à l’emprunt en vue d’obtenir des déductions trop im-
portantes ou encore de financer l’obtention d’un revenu 
exonéré ou différé.72 Conceptuellement, on distingue des 
mécanismes centrés sur l’entité prise isolément (« stand-
alone approach ») ou sur le groupe (« worldwide ap-
proach »). Ce dernier mécanisme, déjà appliqué par plu-
sieurs États, posent une limitation générale à la déducti-
bilité des intérêts. Les intérêts demeurent toutefois dé-
ductibles dans la mesure où la société concernée peut 
démontrer (« escape clause ») que sa proportion de fonds 
propres par rapport à ses actifs n’est pas inférieure à celle 
du groupe sur une base consolidée (« worldwide ap-

70	 Comme nous l’avons vu, plusieurs États (par exemple les Pays-
Bas) adhérant au principe de neutralité à l’importation des ca-
pitaux passent en revanche à la neutralité à l’exportation des 
capitaux en ce qui concerne les revenus provenant de capi-
taux mobiles faiblement imposés.

71	 Sur ces questions, voir notamment Dahlberg/Wiman, taxation 
of foreign passive income for groups of companies, rapport 
général, p. 19 ss.

72	 OCDE, Plan d’action BEPS 2013, p. 18.

proach »).73 Ces développements sont importants pour la 
Suisse dès lors qu’ils pourraient aboutir à revoir les 
règles de sous-capitalisation prévues par le droit harmo-
nisé fondées sur la capacité réelle d’emprunt de chaque 
entité et applicable uniquement entre parties liées.74 

Cela étant, le domaine qui concerne le plus directement 
la Suisse, singulièrement dans le cadre de la mise en 
œuvre de la RIE III, est bien évidemment celui de la 
concurrence fiscale dommageable et des aides d’État que 
nous allons maintenant examiner de manière plus détail-
lée (3).

3	 Évolution récente de la concur-
rence fiscale dommageable et des 
aides d’État

3.1	 La concurrence fiscale dommageable

3.1.1	 Le Forum de l’OCDE sur les pratiques 
fiscales dommageables

3.1.1.1	 L’approche initiale

A la suite d’un rapport publié en 1998,75 l’OCDE a mis 
en place un Forum consacré aux pratiques fiscales dom-
mageables. Selon ce rapport, pour juger du caractère 
dommageable d’un régime, il sied, en premier lieu, 
d’examiner, (i) le taux d’imposition effectif pratiqué, (ii) 
le degré de cantonnement (« ring-fencing »), (iii) de 
transparence du régime et finalement (iv) la politique 
d’échange de renseignements pratiqué par l’État concer-
né.76 Subsidiairement, l’analyse peut également prendre 
en compte (i) la définition artificielle de la base d’impo-
sition, (ii) le non-respect des principes internationaux 
applicables en matière de prix de transfert, singulière-
ment les directives de l’OCDE en ce domaine, (iii) l’exo-
nération de l’impôt dans l’État de résidence pour les re-
venus de source étrangère, (iv) la possibilité de négocier 
le taux ou l’assiette de l’imposition, et (v) l’accès à un 
vaste réseau de CDI.77

3.1.1.2	 La priorité au critère de l’activité 
substantielle 

Cela étant, selon l’OCDE, le critère traditionnel du can-
tonnement (« ring-fencing ») n’est désormais plus néces-
sairement approprié afin d’identifier un régime fiscal 

73	 Eilers, Earnings Stripping, p. 131 ss. 
74	 Art. 65 LIFD et 29a LHID. Voir à ce sujet Danon, N 1 ss ad art. 65 

LIFD.
75	 OCDE, Concurrence fiscale dommageable 1998.
76	 OCDE, Concurrence fiscale dommageable 1998, p. 28 ss.
77	 OCDE, Concurrence fiscale dommageable 1998, p. 34 ss.
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dommageable.78 Comme l’observe le plan d’action 
BEPS, le phénomène de la concurrence fiscale domma-
geable est aujourd’hui susceptible de prendre davantage 
la forme de « baisses généralisées du taux de l’impôt sur 
les bénéfices des sociétés grevant certains types de reve-
nu (comme celui généré par des activités financières ou 
par la fourniture d’actifs incorporels) ».79 En consé-
quence, suivant l’action N 5 de ce plan, l’OCDE entend 
refondre ses travaux relatifs aux pratiques fiscales dom-
mageables afin de donner la priorité au critère de l’acti-
vité substantielle (« substantial activity »). Ce critère de 
l’activité est naturellement aussi en étroite connexité 
avec celui de l’imposition en fonction de la création de 
valeur prévu par l’action N 8 concernant les prix de trans-
fert.80 De plus, une approche globale sera suivie afin 
d’évaluer les régimes fiscaux préférentiels dans le 
contexte de l’érosion de la base d’imposition et du trans-
fert de bénéfices.81

En conséquence, selon cette nouvelle vision des choses, 
le fait qu’un régime fiscal privilégié soit (à tout le moins 
formellement) ouvert aux résidents et aux non-résidents 
et que les revenus de source domestique en profitent éga-
lement, n’est donc plus déterminant. Décisive sera en 
revanche la question de savoir si l’octroi de ce régime 
est subordonné à l’exercice d’une activité substantielle 
dans l’État concerné. Bien que les résultats des travaux 
menés par l’OCDE ne soient pas encore connus, le cri-
tère de l’activité substantielle devrait logiquement être 
concrétisé à la lumière des principes directeurs du plan 
d’action de l’OCDE. Aussi, on peut penser qu’il convien-
dra d’examiner dans quelle mesure le revenu réalisé par 
une entité bénéficiant d’un régime privilégié dans un État 
se rattache effectivement à une activité substantielle exer-
cée dans ce même État. 

C’est donc à la lumière du critère de l’activité substan-
tielle que les régimes « patent box », comme celui que la 
Suisse envisage d’introduire dans le cadre de la RIE III, 
sont actuellement examinés. À notre connaissance, 
l’OCDE entend finaliser cet examen durant l’année 2014. 
Cette analyse devrait ensuite aboutir à l’élaboration des 
nouveaux critères déterminants d’ici décembre 2015. 
Trois variantes sont actuellement à l’étude afin de concré-
tiser ce critère dans le cadre de ces régimes,82 à savoir :

78	 OCDE, Plan d’action BEPS 2013, p. 18.
79	 OCDE, Plan d’action BEPS 2013, p. 18.
80	 OCDE, Plan d’action BEPS 2013, p. 21.
81	 OCDE, Plan d’action BEPS 2013, p. 19.
82	 Voir notamment UK priorities for the G20-OECD project for 

countering Base Erosion and Profit Shifting, p. 27.

–– Une approche exigeant que l’incitation fiscale soit 
directement liée aux coûts de R&D engagés (« nexus 
approach ») ;83

–– Une approche se concentrant sur la création de valeur 
et exigeant que l’entité privilégiée exerce des fonc-
tions de développement significatives ; 

–– Une approche axée sur les prix de transfert et les 
fonctions importantes que l’entité devrait exercer. 

Dans ce contexte, nous le verrons, l’un des objectifs prin-
cipaux de l’exercice sera naturellement de faire le départ 
entre un régime dommageable destiné uniquement à atti-
rer des capitaux mobiles et une véritable incitation en 
faveur de la R&D et de l’innovation. En effet, tout en 
souhaitant combattre les pratiques dommageables, 
l’OCDE entend dans le même temps encourager les acti-
vités de R&D ainsi que les incitations fiscales qui peuvent 
leur être associées.84 Comme le relevait récemment le 
Secrétaire général de l’OCDE dans son rapport au G 20 : 
« Harmful tax practices (Action 5) are being assessed, 
with a focus on Intellectual Property Regimes such as 
« patent boxes », with the review of OECD member 
countries’ regimes to be finalised in 2014 (…). One key 
technical issue under discussion is how to determine 
whether a preferential regime is designed to attract 
purely mobile activities, and should therefore considered 
as harmful, or whether it requires the carrying out of a 
substantial activity to benefit from it ».85

3.1.2	 Les travaux du code de conduite

3.1.2.1	 L’évolution récente et l’application aux 
États tiers

Les règles du code de conduite de l’Union européenne 
suivent actuellement une évolution très similaire. Ce 
code, dont les critères sont analogues à ceux posés par 
l’OCDE86 et qui n’a formellement qu’une force politique, 
prévoit que les États membres s’abstiennent d’instaurer 
de nouvelles mesures fiscales dommageables et modi-
fient leurs règles (ou pratiques) ayant, ou pouvant avoir, 
une incidence sensible sur la localisation des activités 
économiques au sein de l’Union européenne.87 

L’un des objectifs de la commission européenne est éga-
lement d’étendre plus clairement l’application des prin-
cipes du code de conduite aux États tiers comme la 

83 	 Cette approche n’est en réalité pas totalement nouvelle. On re-
trouve en effet une exigence similaire (« nexus ») dans le cadre 
de l’application de certaines incitations en amont (« input ») 
en droit interne, par exemple aux États-Unis.

84	 Voir notamment à ce sujet OCDE, Investment in Knowledge 
Capital, Growth and Innovation.

85  	 OCDE, Secretary-General Report to the G20, p. 5.
86	 Cf. Code de conduite, B.
87	 Code de conduite, A.
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Suisse. Aussi, dans le cadre de sa recommandation de 
décembre 2012, la commission enjoint les États membres 
de s’assurer que la fiscalité des États tiers soient égale-
ment en ligne avec les critères posés par le code de 
conduite.88 À défaut, des mesures de rétorsion devraient 
être prises à l’encontre des États concernés, à savoir no-
tamment leur mention sur une liste noire ou encore la 
dénonciation (ou la renégociation) des CDI liant ces États 
aux États membres.89 Dans ce contexte et comme nous 
l’avons rappelé, le Conseil ECOFIN a désormais pro-
longé à fin juin 2014 le dialogue mené avec la Suisse.

Cela étant, la commission européenne entend aujourd’hui 
donner un nouvel élan à ces travaux dans l’esprit du plan 
d’action BEPS.90 Aussi, à la suite d’une investigation ini-
tiée à l’encontre du Royaume-Uni en 2013, le Conseil 
ECOFIN invita, le 10 décembre dernier, le groupe du 
code de conduite à examiner, d’ici fin décembre 2014, 
l’ensemble des régimes « patent box » existant au sein de 
l’Union européenne. Le groupe est chargé de conduire 
cet examen dans un souci d’égalité de traitement et de 
conformité aux travaux menés actuellement par l’OCDE 
dans le cadre de l’action N 5 de son projet BEPS.91

3.1.2.2	 Le lien avec les libertés fondamentales 

Dans ce contexte d’intensification de la lutte contre la 
concurrence fiscale dommageable, une question se pose 
naturellement : celle de la relation entre les règles du 
code de conduite et les libertés fondamentales inscrites 
dans le TFUE. Comme le rappelle Wattel, il existe une 
tension presque naturelle entre ces libertés, dont l’ambi-
tion est la réalisation d’un marché intérieur neutre, et les 
règles du code de conduite, cherchant au contraire à vé-
rifier l’intensité du rattachement des activités de l’entre-
prise avec l’État concerné.92 Il est toutefois admis que 
ces deux questions doivent être traitées de manière indé-
pendante par les États membres. Aussi, comme l’a rap-
pelé l’avocat général Léger dans l’affaire Cadburry 
Schweppes,93 la lutte contre la concurrence fiscale dom-
mageable, que ce soit sous l’angle du code de conduite 
(ou même des aides d’État), ne saurait en soi justifier une 
restriction aux libertés fondamentales.94 Aussi, indépen-

88	 Commission européenne, pays tiers, normes minimales de 
bonne gouvernance, 3.

89	 Commission européenne, pays tiers, normes minimales de 
bonne gouvernance, 4.1 - 4.3.

90	 Commission européenne, Plan d’action 2012, 3.
91 	 Voir : http://www.consilium.europa.eu/uedocs/cms_Data/docs/

pressdata/en/ecofin/140041.pdf.
92	 Wattel, interaction of state aid, free movement, policy com-

petition, p. 137.
93	 Arrêt du 12.9.2006, Cadburry Schweppes, affaire C-196/04.
94	 Conclusions de l’Avocat Général Me P. Léger, point 57 in : af-

faire C-196/04 : « Ainsi qu’il ressort de son préambule, le code 
de conduite constitue un engagement de nature politique et il 

damment de la question de savoir si un régime est dom-
mageable, une restriction à l’exercice des libertés fonda-
mentales n’est susceptible d’être justifiée que lorsque, 
cumulativement, la restriction (i) s’applique de manière 
non discriminatoire, (ii) répond à des raisons impérieuses 
d’intérêt général et (iii) demeure conforme au principe 
de proportionnalité.95 Les motifs pouvant, à certaines 
conditions, justifier une telle restriction sont par exemple 
la nécessité de préserver la cohérence du système fiscal,96 
la répartition du pouvoir d’imposer des États membres,97 
la préservation de l’efficacité des contrôles fiscaux98 ou 
encore de lutter contre les abus, pour autant toutefois que 
l’on soit en présence de « montages purement artificiels 
destinés à éluder l’impôt national normalement dû ».99

Aussi, comme nous le verrons dans le cadre de l’examen 
des régimes « patent box », un problème qui se posera 
nécessairement à l’avenir sera celui de la recherche de 
critères permettant de réconcilier les règles du code de 
conduite et les libertés fondamentales. Certes, à première 
vue, ce débat n’intéresse pas directement la Suisse. En 
effet, comme l’a rappelé la CJUE, les personnes morales 
constituées selon le droit suisse ne sauraient se prévaloir 
de l’ALCP.100 Tout au plus peut-on considérer que la 

n’affecte donc pas les droits et les obligations des États 
membres ni les compétences respectives des États membres 
et de la Communauté telles qu’elles découlent du traité. L’adop-
tion du code de conduite et la mention du régime fiscal irlan-
dais en cause parmi les mesures fiscales nationales domma-
geables pour le marché unique ne sauraient donc limiter ni a 
fortiori restreindre rétroactivement le droit conféré par le trai-
té à toute société (…) de créer un établissement secondaire 
dans l’État membre de son choix, y compris dans un État dans 
lequel s’applique un régime fiscal analysé comme étant dom-
mageable pour le marché unique » (point 57), et « La circons-
tance que ce régime fiscal puisse également être qualifié d’aide 
d’État incompatible avec le marché commun ne modifie pas 
cette analyse. (…), le traité contient des dispositions particu-
lières (…) qui visent à assurer le contrôle de la compatibilité 
d’une telle mesure avec le marché commun et l’annulation de 
ses effets préjudiciables à celui-ci. La circonstance qu’un tel 
régime fiscal ne soit pas conforme aux règles du traité ne sau-
rait donc autoriser un État membre à prendre des mesures uni-
latérales destinées à en combattre les effets en portant atteinte 
aux libertés de circulation » (point 58). Voir aussi à ce sujet 
Terra/Wattel, European Tax Law, p. 249.

95	 Arrêt du 30.11.1995, Gebhard, affaire C‑55/94, point 37 ; Arrêt 
du 9.3.1999, Centros, affaire C-212/97, point 34 ; Arrêt du 
4.7.2000, Haim, affaire C‑424/97, point 57.

96	 Arrêt du 28.1.1992, Bachmann, affaire C-204/90, point 28 ; Ar-
rêt du 7.9 2004, Manninen, affaire C-319/02, point 42 ; Arrêt du 
23.2.2006, Keller Holding, affaire C-471/04, point 40.

97 	 Arrêt du 13.12. 2005, Marks & Spencer, affaire C-446/03, point 45.
98	 Arrêt du 25.5.2011, Commission contre Portugal, affaire 

C-493/09.
99	 Arrêt du 12.9.2006, Cadburry Schweppes, affaire C-196/04, 

point 37.
100	 Arrêt du 12.11.2009, Grimme, affaire C-351/08, point 35. Voir 

aussi Arrêt du 11.2.2010, Fokus Invest AG, affaire C-541/08. Il 
convient toutefois de réserver le droit de prestation de ser-
vices limité à 90 jours (articles 5(1) ALCP et 18 Annexe I), dont 
la portée pratique est toutefois limitée.



© IFF-HSG� IFF Forum für Steuerrecht 2014

29Robert Danon, La refonte de la fiscalité internationale des entreprises

question concerne les personnes physiques déployant une 
activité indépendante et qui pourraient profiter des me-
sures envisagées par la RIE III (comme la licence box).101 
Cela dit, dans le cadre des travaux relatifs à l’action N 5 
du projet BEPS, la Suisse a tout intérêt à militer en faveur 
de solutions qui puissent être appliquées à l’ensemble 
des États membres de l’OCDE et qui ne conduisent pas 
à une approche différenciée au sein de l’UE en raison 
des libertés fondamentales. 

3.1.3	 Relation entre concurrence fiscale 
dommageable et règles CFC

Une grande partie des États membres de l’OCDE 
connaissent aujourd’hui des règles relatives aux sociétés 
contrôlées (« CFC rules »). Fondamentalement, ces règles 
permettent à l’État de résidence d’imposer les bénéfices 
réalisés par l’intermédiaire d’une filiale sise dans l’État 
de la source, et ceci, indépendamment de toute distribu-
tion effective par celle-ci à son actionnaire. Certes, les 
conditions et les modalités d’application de ces disposi-
tifs varient d’un État à l’autre. Cela dit, les règles CFC 
visent généralement les revenus passifs (dividendes, in-
térêts et redevances) provenant de capitaux mobiles fai-
blement imposés. Ces dispositions postulent d’une part 
que les capitaux mobiles sont par définition facilement 
localisables dans une juridiction à faible fiscalité, et 
d’autre part que le rattachement (« nexus ») de ces capi-
taux avec l’État de la source est faible. Aussi, une entorse 
au principe de territorialité se justifie afin de permettre 
l’imposition de ces éléments dans l’État de la résidence. 

Or, nous venons de le voir, les principes relatifs à la 
concurrence fiscale dommageable suivent actuellement 
une évolution analogue. Ces principes, initialement cen-
trés sur la question du cantonnement (« ring-fencing »), 
s’intéressent au contraire aujourd’hui, à l’instar des 
règles CFC, à l’intensité du rattachement des revenus à 
une activité déployée dans l’État concerné. Il en va tout 
particulièrement ainsi d’une approche fondée sur la créa-
tion de valeur ou les coûts de R&D engagés (« nexus ap-
proach ») par l’entreprise dans l’État concerné. Aussi, il 
nous paraît que le renforcement des règles CFC, envi-
sagé par l’action N 3 du plan BEPS, devrait être, dans 
une certaine mesure à tout le moins, coordonné avec les 
principes énoncés par l’action N 5. L’on pourrait par 
exemple poser qu’une entité satisfaisant le test de l’acti-
vité substantielle dans le contexte de la concurrence fis-
cale dommageable ne pourrait se voir appliquer une règle 
CFC (ou de passage au crédit d’impôt « switch-over » en 
présence d’un établissement stable dans cet État). Aussi, 

101	 Cf. art. 1 ALCP et chapitre III de l’Annexe I. Voir aussi Arrêt du 
12.11.2009, Grimme, affaire C-351/08, point 36.

une clause d’exclusion pourrait par exemple être prévue 
en ce qui concerne les redevances faiblement imposées 
en raison d’un régime patent box mais se rattachant à une 
activité substantielle de R&D dans l’État de résidence. 
À raison, l’OCDE envisage du reste déjà une telle clause 
d’exclusion dans le contexte de l’économie numérique : 
« A CFC rule along these lines could include an excep-
tion for situations where the CFC, through its own em-
ployees, makes a substantial contribution to the value of 
the goods and services sold ».102 La clause triangulaire 
concernant la limitation des avantages conventionnels, 
proposée dans le cadre de l’action N 6 et présentée ci-
dessus, va dans le même sens et réserve expressément 
cette dernière hypothèse. 

Cette vision des choses, au demeurant justifiée par la 
convergence accrue existant entre ces deux domaines, 
permettrait de fixer un seuil commun dans le cadre de 
l’application des règles CFC. Cette approche présente en 
particulier un intérêt pour la Suisse, qui ne connaît certes 
pas de règles CFC, mais dont les filiales sises dans ce 
pays sont naturellement concernées par leur application. 
De ce point de vue, la Suisse doit veiller à ce que les tra-
vaux de l’OCDE ne conduisent pas à un durcissement 
différencié des règles CFC suivant que celles-ci sont ap-
pliquées aux États tiers ou à l’intérieur de l’Union euro-
péenne.103 Or, dans ce domaine également, il existe une 
tension entre l’action N 3 du projet BEPS et les libertés 
fondamentales, tension qu’il appartient à l’OCDE et aux 

102	 OCDE, Projet pour commentaires portant sur l’action 1 (éco-
nomie numérique), p. 54. La même idée se retrouve dans les 
récentes propositions américaines, Obama, Administration’s 
FiscalYear 2015 Revenue Proposals, p. 59 : « The proposal would 
create a new category of subpart F income, foreign base com-
pany digital income, which generally would include income of 
a CFC from the lease or sale of a digital copyrighted article or 
from the provision of a digital service, in cases where the CFC 
uses intangible property developed by a related party (inclu-
ding property developed pursuant to a cost sharing arrange-
ment) to produce the income and the CFC does not, through 
its own employees, make a substantial contribution to the de-
velopment of the property or services that give rise to the in-
come ».

103 	Relevons d’ailleurs que cette approche différenciée se retrouve 
déjà dans le projet de directive concernant une assiette com-
mune consolidée pour l’impôt sur les sociétés (ACCIS). En l’oc-
currence, ce projet prévoit, à son art. 82, une règle CFC dont 
l’application suppose uniquement que la filiale sise dans un 
État tiers (i) dispose d’au moins 30% de revenus passifs (y 
compris des redevances), (ii) soit soumise à un impôt sur le 
bénéfice inférieur à 40% du taux européen moyen ou (iii) bé-
néficie d’un régime spécial permettant un niveau d’imposition 
nettement plus bas que le régime général (Commission euro-
péenne, Proposition de directive du 16.3.2011). La résolution 
législative du Parlement européen du 19 avril 2012 propose 
même de porter le seuil de 40% à 70% (Résolution législative 
du Parlement européen du 19 avril 2012 sur la proposition de 
directive du Conseil concernant une assiette commune conso-
lidée pour l’impôt sur les sociétés (ACCIS) (COM(2011)0121 – 
C7-0092/2011 – 2011/0058(CNS).
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États européens de clarifier. En effet, à l’intérieur du 
marché intérieur, les règles CFC ne peuvent trouver ap-
plication que lorsqu’il apparaît que l’incorporation d’une 
filiale dans un État membre repose sur un montage pure-
ment artificiel et que celle-ci n’exerce aucune activité 
économique effective.104 Cela étant, comme le relèvent 
certains auteurs, une application uniforme et coordon-
nées des règles CFC à tous les États, à la suite du projet 
BEPS, ne heurterait pas nécessairement le droit européen 
pour autant que celle-ci demeure conforme au principe 
d’adéquation et de proportionnalité.105 La coordination 
que nous proposons entre les actions 5 et 3 va dans ce 
sens. 

3.2	 Les aides d’État 

3.2.1	 Structure et fonctionnement des 
art. 107 ss TFUE

Au sein de l’Union européenne, le problème de la concur-
rence fiscale dommageable est souvent en étroite 
connexité avec celui des aides d’État. En effet, la ques-
tion se pose souvent de savoir si une mesure fiscale dom-
mageable constitue également une aide d’État prohibée 
au sens des articles 107  ss TFUE. Fondamentalement, 
ces dispositions instituent un mécanisme en deux étapes. 
L’art. 107(1) TFUE définit tout d’abord la notion d’aide, 
disposant que : « Sauf dérogations prévues par les trai-
tés, sont incompatibles avec le marché intérieur, dans la 
mesure où elles affectent les échanges entre États 
membres, les aides accordées par les États ou au moyen 
de ressources d’État sous quelque forme que ce soit qui 
faussent ou qui menacent de fausser la concurrence en 
favorisant certaines entreprises ou certaines produc-
tions ». Aux termes de ce texte, et conformément à la 
jurisprudence de la CJUE et à la pratique de la commis-
sion européenne, l’existence d’une aide d’État prohibée 

104	 Arrêt du 12.9.2006, Cadburry Schweppes, affaire C-196/04. Se-
lon le Conseil de l’Union européenne, les indices devant être 
pris en compte afin de mettre en œuvre cette jurisprudence 
sont les suivants : (a) l’attribution des bénéfices ne repose pas 
sur un nombre suffisant de raisons économiques ou commer-
ciales valables et ne reflète donc pas la réalité économique, 
(b) la société constituée ne correspond pas pour l’essentiel à 
une implantation réelle ayant pour objet l’exercice d’activités 
économiques effectives ; (c) il n’existe pas de corrélation pro-
portionnée entre les activités apparemment exercées par la fi-
liale et la mesure dans laquelle celle-ci existe physiquement, 
sous la forme de locaux, de personnel et d’équipements ; (d) 
la société non résidente est surcapitalisée ; elle dispose d’un 
capital nettement supérieur à celui qui est nécessaire pour 
l’exercice de son activité ; (e) l’assujetti a participé à des ac-
cords qui ne correspondent à aucune réalité économique, ne 
servent que peu, voire aucun objectif commercial ou qui pour-
raient être préjudiciables aux intérêts commerciaux dans leur 
ensemble, s’ils n’étaient pas conclus aux fins d’éluder l’impôt 
(Résolution, Coordination des politiques fiscales, A).

105	 Voir Pistone, Bilateralism to Multilateralism in International 
Tax Law, p. 5.

en matière fiscale suppose ainsi, cumulativement, (i) un 
avantage octroyé par l’État concerné, (ii) susceptible106 
d’affecter la concurrence et les échanges entre États 
membres, (iii) de nature sélective, et (iv) ne pouvant être 
justifié par la nature ou économie du système fiscal 
concerné.107 Dans cet esprit, les mesures fiscales envisa-
gées par les États membres peuvent du reste être sou-
mises à la commission pour approbation, comme le pré-
voit l’art. 108(3) TFUE. 

Cela étant, lorsqu’une mesure fiscale contrevient à 
l’art.  107(1) TFUE, la commission peut néanmoins, à 
certaines conditions, la déclarer compatible avec le mar-
ché intérieur. Il peut notamment en aller ainsi lorsque la 
mesure contribue à « la réalisation d’un projet important 
d’intérêt européen commun ».108 Pour en juger et sous 
réserve de directives particulières,109 la commission eu-
ropéenne met alors en balance (« balance assessment ») 
les effets positifs de la mesure (atteinte d’un objectif 
d’intérêt commun) et ses effets potentiellement négatifs 
(distorsions des échanges et de la concurrence).110 
Lorsque l’aide n’est pas déclarée compatible, elle peut 
alors être récupérée (avec intérêts).111

3.2.2	 Les spécificités de l’art. 23 (iii) ALE

Selon le point de vue défendu par la commission euro-
péenne, comme nous l’avons rappelé, l’interprétation 
relative à l’art. 107(1) TFUE est applicable mutatis mu-
tandis à l’art.  23(1)(iii) de l’Accord de libre-échange 
conclu avec la Suisse (ci-après « ALE »). Cette disposi-
tion prévoit que : « Sont incompatibles avec le bon fonc-
tionnement de l’accord, dans la mesure où ils : sont sus-
ceptibles d’affecter les échanges entre la Communauté 

106	 Arrêt du 29.4.2004, Italie/Commission, affaire C‑372/97, point 44 ; 
Arrêt du 15.12. 2005, Unicredito Italiano, affaire C‑148/04, 
point 54 ; Rossi-Maccanico, Prohibited selectivity, p. 208.

107	 Communication aides d’État 1998, 12. Pour un résumé de l’ar-
ticulation des différentes conditions, voir par exemple Rossi-
Maccanico, Prohibited selectivity, p. 218.

108	 Art. 107(3)(b) TFUE.
109	 Voir en particulier dans le domaine de la R&D, Encadrement 

communautaire des aides d’État à la recherche et au dévelop-
pement 2006 ; Projet d’encadrement des aides d’État à la re-
cherche, au développement et à l’innovation 2014.

110	 Voir plan d’action dans le domaine des aides d’État, p. 6. L’exa-
men de la mesure est alors effectué en trois étapes sur la base 
des questions suivantes : 1. La mesure d’aide poursuit-elle un 
objectif d’intérêt commun bien défini ? 2. Dans l’affirmative, 
la mesure d’aide constitue-t-elle un instrument approprié pour 
la réalisation de l’objectif d’intérêt commun ? À cet égard, les 
questions suivantes sont examinées : a) l’aide constitue-t-elle 
un instrument adéquat ou existe-t-il des instruments différents 
ou plus appropriés ? b) l’aide a-t-elle un effet d’incitation ? 
c)  l’aide est-elle proportionnée aux objectifs poursuivis ? 3. La 
distorsion de la concurrence et l’affectation des échanges sont-
elles limitées à un point tel que l’effet global de la mesure est 
positif ?

111	 Voir art. 14 et 15 Règlement no 659/1999.
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et la Suisse ; « toute aide publique qui fausse ou menace 
de fausser la concurrence en favorisant certaines entre-
prises ou certaines productions ». Pour la commission 
européenne, il doit en aller ainsi dès lors que la formu-
lation de l’art. 23(1)(iii) ALE est très analogue à celle de 
l’art.  107(1) TFUE et que ni les termes ni l’objet de 
l’ALE n’indiquent que l’art. 23(iii) doit être interprété 
étroitement.112 Cette interprétation dynamique est natu-
rellement contestée par la Suisse et hautement 
controversée,113 voire combattue114 en doctrine. De plus, 
la mise en œuvre de l’art. 23(iii) ALE dans ce domaine 
est incertaine. Tout d’abord, l’ALE ne contient pas une 
disposition comparable à l’art. 107(3) TFUE permettant 
de considérer exceptionnellement une aide normalement 
interdite comme compatible. Dans sa décision du 13 fé-
vrier 2007, la commission semble toutefois ne pas ex-
clure le principe d’une aide qui soit « compatible avec le 
bon fonctionnement de l’accord »115 et dont on pourrait 
par exemple imaginer que les critères soient négociés 
entre les parties contractantes.116 Enfin, l’ALE ne prévoit 
pas de mécanisme de récupération d’une aide d’État pro-
hibée. Aussi, dans le cadre de l’art. 23(iii) ALE, seules 
des sanctions commerciales unilatérales pourraient être 
ultimement envisageables au titre de mesure de sauve-
garde.117 

Cela étant, cette controverse liée à la portée de l’art. 23(iii) 
ALE nous paraît dépassée. Dans un souci de conformité 
internationale, il sied de s’assurer que les règles du droit 
fiscal suisse, singulièrement les mesures envisagées dans 
le cadre de la RIE III, ne heurtent pas l’art. 23(iii) ALE.

En matière fiscale, la question de l’existence d’un avan-
tage n’est généralement pas litigieuse. Celui-ci s’étend 
en effet indistinctement à la réduction de l’assiette impo-
sable (amortissement extraordinaire ou accéléré, ou 
comme cela est envisagé dans le cadre de la RIE III, step-
up de réserves latentes au bilan), au taux (imposition pri-
vilégiée de certains revenus) ou au montant de l’impôt 
(crédit d’impôt, exonération). Peu importe à cet égard 

112	 Décision du 13.2.2007, p. 7.  Au moment de la signature de 
l’ALE, la Communauté économique européenne avait égale-
ment déclaré unilatéralement que : « dans le cadre de la mise 
en œuvre autonome de l’article 23 paragraphe 1 de l’accord 
qui incombe aux parties contractantes, elle appréciera les pra-
tiques contraires aux dispositions de cet article en se fondant 
sur les critères résultant de l’application des règles des articles 
85, 86, 90 et 92 du traité instituant la Communauté économique 
européenne ».

113	 Voir notamment à ce sujet Rossi-Maccanico, Fiscal state aid 
goes global, p. 133 ; Luja, Should fiscal state aid go global, 
p. 231 ; Roth, Der Steuerstreit zwischen der Schweiz und der 
Europäischen Union, p. 722.

114	 Oberson, Précis de droit fiscal international, p. 94 ss.
115	 Voir Décision du 13.2.2007, p. 15.
116	 Voir en ce sens Luja, Should fiscal state aid go global, p. 232.
117	 Décision du 13.2.2007, p. 7.

que l’avantage résulte de dispositions légales ou d’une 
pratique administrative.118 Comme nous allons le voir 
maintenant, le débat se concentre ainsi avant tout sur la 
sélectivité de la mesure fiscale et sur sa justification 
éventuelle en raison de la nature du système fiscal appli-
cable (3.2.3). 

3.2.3	 L’analyse de sélectivité 

3.2.3.1	 En général 

L’analyse de sélectivité119 d’une mesure fiscale repose, 
fondamentalement, sur une démarche en deux temps. En 
premier lieu, il sied d’identifier le régime fiscal général 
applicable (« reference framework »).120 Cela fait, l’on 
examine alors si cette incitation est de nature à favoriser 
« certaines entreprises ou certaines productions » par 
rapport à d’autres, qui se trouveraient, au regard de l’ob-
jectif poursuivi par le régime fiscal, dans une situation 
factuelle et juridique comparable (« derogation test »).121 
Une mesure fiscale est naturellement sélective si le légis-
lateur la réserve expressément à certaines entreprises 
(« sélectivité de jure »).122 

En matière internationale et outre le cas classique des 
régimes privilégiant les revenus de source étrangère,123 
un avantage sélectif peut résulter d’une application déro-
gatoire des règles de prix de transfert, singulièrement les 
directives de l’OCDE.124 Il en va de même d’un régime 
de provisions consenti aux seules sociétés exportatrices,125 
respectivement d’amortissement sur les seules participa-
tions étrangères.126 Dans le même sens, une possibilité 
d’amortissement plus favorable pour certains types d’ac-

118	 Communication aides d’État 1998, 10.
119	 La notion d’avantage et de sélectivité sont donc deux condi-

tions distinctes qu’il sied de ne pas confondre : si tout régime 
fiscal privilégié constitue un avantage, celui-ci n’est donc pas 
forcément sélectif, voir notamment à ce sujet Rossi-Maccanico, 
The specificity criterion, p. 95.

120	 Projet de communication relative à la notion d’aide d’État 2014, 
p. 39.

121	 Arrêt du 15.11.2011, Gibraltar, affaires jointes C-106/09 et 
C-107/09 P, point 75 ; Arrêt Adria-Wien Pipeline et Wietersdor-
fer & Peggauer Zementwerke, affaire C‑143/99, point 41 ; Arrêt 
du 22.12. 2008, British Aggregates/Commission, affaire 
C‑487/06 P, point 82 ; Arrêt du 8.9. 2011, Paint Graphos e.a., af-
faires jointes C-78/08 à C‑80/08, point 49 ; Arrêt du 6.9.2006, 
Portugal/Commission, affaire C‑88/03, point 56 ; Communica-
tion aides d’État 1998, 12 ; Quiqley, State Aid : Recent Develop-
ments, p. 112 ; Micheau, Tax selectivity, p. 277.

122	 Projet de communication relative à la notion d’aide d’État 2014, 
p. 36.

123	 Arrêt du 15.11.2011, Gibraltar, affaires jointes C-106/09 et 
C-107/09 P.

124	 Rapport 2004, paragr. 9 ss ; affaires jointes C-182/03 et C-217/03.
125	 Décision 2002/342/EC, OJ L 126/27, voir point 24, France.
126	 Décision 2011/EC, OJ 7/48, Espagne.
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tifs, qui s’écarte des principes généralement appliqués, 
peut également donner lieu à une aide d’État.127 

En revanche, des avantages résultant d’une mesure géné-
rale applicable sans distinction à tous les opérateurs éco-
nomiques ne constituent pas des aides d’État.128 Peu im-
porte alors que certaines entreprises ou certains secteurs 
bénéficient plus que d’autres de cette mesure fiscale.129 
Selon cette vision des choses, suivie jusqu’ici, une inci-
tation fiscale en faveur de la R&D ne constitue pas une 
aide d’État prohibée pour autant qu’elle soit ouverte à 
toutes les entreprises. Cela dit, en qui concerne les ré-
gimes licence box comme nous le verrons, il n’est tou-
tefois pas exclu que cette analyse soit à l’avenir remise 
en cause. 

3.2.3.2	 La sélectivité de fait – Évolution après 
Gibraltar I et II

La sélectivité peut également être admise s’il apparaît 
qu’une incitation ou un régime fiscal privilégié est dans 
les faits réservé à certaines entreprises (« sélectivité de 
facto »).130 Pour en juger, la jurisprudence se concentre 
sur l’effet de la mesure fiscale concernée,131 et ceci, in-
dépendamment des techniques utilisées par le législa-
teur.132 Peu importe par conséquent que la norme ne soit 
pas formellement dérogatoire : un texte général et abstrait 
peut ainsi donner lieu à un avantage sélectif s’il apparaît 
que celui-ci profite dans les faits uniquement à certaines 
entreprises.133 Le fait que le nombre d’entreprises en pro-
fitant soit très élevé134 ou concerne même tout un secteur 
économique135 n’y change rien. Enfin, la sélectivité de 
facto peut aussi résulter du fait que le législateur met en 
place certaines mesures destinées, dans les faits, à dis-
suader voire à empêcher certaines entreprises de bénéfi-
cier d’une incitation.136 

127	 Projet de communication relative à la notion d’aide d’État 2014, 
p. 50.

128	 Voir notamment Arrêt du 15.11.2011, Gibraltar, affaires jointes 
C-106/09 et C-107/09 P, point 73 ; Arrêt du 19.9.2000, Allemagne/
Commission, affaire C‑156/98, point 22 ; Arrêt du 15 juin 2006, 
Air Liquide Industries Belgium, C‑393/04 et C‑41/05, point 32.

129	 Communication aides d’État 1998, 13.
130	 Projet de communication relative à la notion d’aide d’État 2014, 

p. 36.
131	 Cette approche fut inaugurée dans l’arrêt du 17.6.1999, Mari-

bel bis/ter, Affaire C-75/97, Micheau, Tax selectivity, p. 282. 
132	 Voir notamment Arrêt du 15.11.2011, Gibraltar, affaires jointes 

C-106/09 et C-107/09 P, point 87 ; Arrêt du 22.12.2008, British 
Aggregates/Commission, affaire C‑487/06 P, points 85 et 89.

133	 Voir notamment Arrêt du 15.11.2011, Gibraltar, affaires jointes 
C-106/09 et C-107/09 P, point 87 ; Arrêt du 22.12.2008, British 
Aggregates/Commission, affaire C‑487/06 P, points 85 et 89.

134	 Arrêt du 17.6.1999, Maribel bis/ter, affaire C-75/97, point 32.
135	 Arrêt du 15.12. 2005, Unicredito Italiano, affaire C‑148/04, 

point 45.
136	 Projet de communication relative à la notion d’aide d’État 2014, 

p. 36.

Cela étant, l’arrêt rendu par la CJUE dans la désormais 
célèbre affaire Gibraltar137 donna une nouvelle impulsion 
à la notion de sélectivité de fait. Cette affaire concernait 
le nouveau modèle d’imposition des entreprises mis en 
place par Gibraltar afin de remplacer celui dit des 
« exempt companies » réservé aux sociétés offshore, jugé 
contraire au code de conduite et constitutif d’avantages 
sélectifs. La réforme envisagée avait l’ambition de sup-
primer toute discrimination entre activité économique 
domestique et étrangère. À cette fin, Gibraltar avait en-
trepris d’abolir l’impôt sur le bénéfice et d’instaurer trois 
impôts formellement applicables à toutes les sociétés de 
Gibraltar, à savoir  une taxe d’enregistrement des socié-
tés, un impôt sur le nombre de salariés et un impôt sur 
l’occupation des locaux professionnels, l’assujettisse-
ment à ces deux derniers étant plafonné à 15 % des bé-
néfices.138

La CJUE retint que ce nouveau régime, bien que formel-
lement général, était matériellement sélectif au motif que 
celui-ci aboutissait, dans les faits, à perpétuer les avan-
tages précédemment octroyés aux sociétés offshore. En 
effet, la combinaison des deux bases d’imposition envi-
sagées (bien que reposant sur des critères en soi géné-
raux) favorisait dans les faits les sociétés offshore du fait 
qu’elles n’ont pas de salariés et n’occupent pas non plus 
de locaux professionnels.139 La CJUE estima en particu-
lier que : « (...) un système fiscal (…) au lieu de prévoir 
des règles générales pour l’ensemble des entreprises, 
auxquelles il est dérogé en faveur de certaines entre-
prises, aboutit à un résultat identique en ajustant et en 
combinant les règles fiscales de façon à ce que l’appli-
cation même de celles-ci conduit à une charge fiscale 
différenciée pour les différentes entreprises ».140 

Il résulte ainsi de cette affaire qu’il peut également y 
avoir sélectivité si l’introduction d’une nouvelle mesure 
n’est en fait destinée qu’à perpétuer les effets de l’ancien 
régime prohibé et profite, dans les faits, aux mêmes en-
treprises. Comme le relève Wattel à propos de l’affaire 
Gibraltar : « As that previous exemption system had been 
found to be State aid and the new system had the same 
effect, it was probably inconceivable to the Court that 
the new system would not be State aid ».141 Cette idée se 
retrouve également dans la récente analyse de la com-
mission européenne, menée en octobre 2013, à propos 

137	 Arrêt du 15.11.2011, Gibraltar, affaires jointes C-106/09 et 
C-107/09 P.

138	 JO 2005, L 85/2.
139	 Arrêt du 15.11.2011, Gibraltar, affaires jointes C-106/09 et 

C-107/09 P, point 91.
140	 Arrêt du 15.11.2011, Gibraltar, affaires jointes C-106/09 et 

C-107/09 P, point 93.
141	 Wattel, interaction of state aid, free movement, policy com-

petition, p. 140.
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d’une nouvelle réforme d’imposition à Gibraltar (affaire 
Gibraltar II) et sur laquelle nous reviendrons. La com-
mission estima en effet qu’une exonération relative aux 
redevances de licence était sélective au motif notamment 
que celle-ci : « re-establish the effect (…) that offshore 
companies exercising such activities, continue to benefit 
from zero taxation ».142

À notre sens, ces développements sont importants pour 
la Suisse. En effet, outre la question générale de la 
conformité internationale des mesures envisagées par la 
RIE III, il est fondamental que cette réforme n’aboutisse 
pas uniquement à la mise en place de solutions dites de 
« remplacement » destinées, dans les faits, à faire perdu-
rer les effets des régimes cantonaux querellés. Pour cela, 
nous le verrons, ces mesures doivent reposer sur une nou-
velle vision stratégique et leur champ d’application réel-
lement étendu à toutes les entreprises. 

3.2.3.3	 La sélectivité régionale

Une mesure fiscale peut également être considérée 
comme sélective lorsqu’il apparaît que celle-ci n’a 
qu’une portée régionale. La question est naturellement 
d’importance pour les États qui, comme la Suisse, dis-
posent d’une structure fédérale. Sur ce point, il convient 
toutefois d’observer que le modèle suisse, au sein duquel 
les cantons jouissent d’une autonomie tarifaire,143 cor-
respond à une « décentralisation symétrique » des com-
pétences fiscales144 au sens de la jurisprudence de la 
CJUE. Partant, un taux d’imposition cantonal sur le bé-
néfice, même bas, ne saurait donner lieu à une sélecti-
vité régionale.145 De plus, le grief de la sélectivité régio-
nale peut également être évité si, comme le préconise 
l’organe de pilotage, les mesures envisagées dans le cadre 
de la RIE III (notamment la licence box) sont inscrites 
dans la LHID.146 

3.2.3.4	 La justification par la nature du système 
fiscal 

Lorsque le critère de sélectivité est satisfait, la mesure 
fiscale concernée peut toutefois être justifiée si celle-ci 
résulte directement des « principes fondateurs ou direc-
teurs » du système fiscal concerné.147 Pour cela, la mesure 

142	 JOCE C/348/2013, point 37.
143	 Art. 129 al. 2 Cst. 
144	 Arrêt du 6.9.2006, C-88/03 (Azores), point 64 ; Projet de com-

munication relative à la notion d’aide d’État 2014, p. 41.
145	 Projet de communication relative à la notion d’aide d’État 2014, 

p. 41.
146	 Du même avis Matteotti/Roth, Die Unternehmenssteuerreform 

III, p. 727. En ce qui concerne toutefois la problématique de la 
sélectivité régionale à la suite de mesures compensatoires, 
voir ci-dessous. 

147	 Arrêt du 8.9. 2011, Paint Graphos e.a., affaires jointes C-78/08 
à C‑80/08, points 69 et 70 ; Arrêt du 6.9.2006, Portugal/Com-

doit pouvoir être justifiée par la logique du système (co-
hérence interne) et être appliquée de manière identique 
et objective compte tenu de l’objectif visé (cohérence 
externe).148 De plus, la dérogation doit demeurer 
conforme au principe de proportionnalité.149 Autrement 
dit, la dérogation ne doit pas excéder les limites de ce 
qui est nécessaire pour atteindre l’objectif légitime pour-
suivi, en ce sens que celui-ci ne pourrait pas être atteint 
par des mesures de moindre ampleur.150 Peuvent ainsi 
être justifiées par la nature du système fiscal des mesures 
techniques visant à alléger la double imposition écono-
mique ou juridique (par exemple exonération partielle 
ou totale des dividendes ou encore une exemption en ce 
qui concerne les bénéfices attribuables à un établissement 
stable à l’étranger). Tel peut également être le cas, 
comme nous le verrons, d’un « step-up » pour autant que 
celui-ci vise généralement les réserves latentes créées 
avant le début de l’assujettissement ordinaire à l’impôt.151 

En revanche, la poursuite d’un but extra-fiscal (par 
exemple l’encouragement de la R&D par le biais de me-
sures input ou output) ne constitue jamais un motif jus-
tificatif valable.152 Sous réserve de son approbation 
conformément à l’art. 107(3) TFUE, une incitation fis-
cale en faveur de la R&D est donc uniquement admis-
sible à la condition d’être d’emblée (en droit et en fait) 
ouverte à toutes les entreprises. De même, une incitation 
réservée uniquement à certaines formes juridiques d’en-
treprises ne peut être justifiée par la nature du système 
fiscal si cette restriction n’est pas techniquement liée à 
ces formes juridiques.153 N’est donc pas justifiable une 
mesure centrée sur l’activité de l’entreprise (par exemple 
une incitation R&D) mais qui serait limitée uniquement 
à certains types de sociétés.154 De plus, et bien que la 
question n’ait pas encore été tranchée par la CJUE, dès 
lors que l’objectif d’une telle mesure est susceptible de 
concerner indistinctement les personnes morales et les 
entreprises de personnes, l’on peut même se demander 

mission, affaire C‑88/03, point 81 ; Quiqley, State Aid : Recent 
Developments, p. 118 ; Projet de communication relative à la 
notion d’aide d’État 2014, p. 40.

148	 Rossi-Maccanico, Prohibited selectivity, p. 218.
149	 Rossi-Maccanico, The specificity criterion, p. 96.
150	 Arrêt du 8.9. 2011, Paint Graphos e.a., affaires jointes C-78/08 

à C‑80/08, point 75 ; Projet de communication relative à la no-
tion d’aide d’État 2014, p. 41.

151	 Communication aides d’État 1998, p. 25 ; Arrêt du 8.9. 2011, 
Paint Graphos e.a., affaires jointes C-78/08 à C‑80/08, point 75 ; 
Quiqley, State Aid : Recent Developments, p. 118 ; Projet de com-
munication relative à la notion d’aide d’État 2014, p. 40.

152	 Voir notamment Arrêt du 13.2.2003, Royaume d’Espagne 
contre Commission des Communautés européennes, affaire 
C-409/00, point 54. 

153 	Voir Arrêt du 10.1.2006, Cassa di Risparmio di Firenze SpA, af-
faire C- 222/04 ; Arrêt du 8.9. 2011, Paint Graphos e.a., affaires 
jointes C-78/08 à C‑80/08, points 48 - 52.

154 	Schön, State Aid in the Area of Taxation, p. 356.
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si une restriction de celle-ci aux seules morales n’est pas 
susceptible de constituer un avantage sélectif.155

3.3	 Synthèse 

A notre avis, il est possible de tirer trois enseignements 
principaux de l’évolution récente présentée ci-dessus : 

–– Tout d’abord, sous l’impulsion du projet BEPS, le 
principe directeur régissant le problème de la concur-
rence fiscale dommageable sera désormais celui de 
l’exigence d’activité substantielle. Selon ce principe, 
une imposition privilégiée des revenus provenant de 
capitaux mobiles (en particulier de la propriété intel-
lectuelle) ne sera à l’avenir vraisemblablement ad-
mise que dans la mesure où ces éléments se rat-
tachent à une activité substantielle exercée par l’en-
tité bénéficiaire elle-même. Certes, cette vision des 
choses, si elle devait se concrétiser, serait susceptible 
de mettre en cause certains modèles traditionnelle-
ment utilisés par les groupes multinationaux. À notre 
avis, la Suisse doit toutefois anticiper cette évolution 
dans le cadre de la RIE III.

–– En second lieu, bien que le débat de conformité inter-
nationale des régimes fiscaux se situe aujourd’hui 
essentiellement au niveau de la concurrence fiscale 
dommageable, les développements récents concer-
nant les aides d’État ne doivent toutefois pas être per-
dus de vue. En particulier, la nouvelle impulsion don-
née par la CJUE au critère de sélectivité de fait à la 
suite de l’affaire Gibraltar ne peut être ignorée. De ce 
point de vue, il est fondamental que la RIE III 
n’aboutisse pas simplement à la mise en place de so-
lutions dites de « remplacement » destinées à faire 
perdurer les effets des régimes cantonaux querellés. 
Ces mesures doivent au contraire procéder d’une 
nouvelle vision stratégique. 

–– Enfin, alors que les travaux menés par le code de 
conduite européen sont largement en phase avec ceux 
du plan d’action BEPS, on perçoit en revanche plu-
sieurs zones de tension potentielles entre ceux-ci et 
les libertés fondamentales auxquelles sont soumis les 
États membres. Comme nous le verrons notamment 
dans l’analyse du régime licence box, ces tensions ne 
sont toutefois pas nécessairement insurmontables. 
Cela dit, dans le cadre de sa participation aux travaux 
de l’OCDE, la Suisse, en tant qu’État tiers, a tout in-
térêt à militer en faveur de solutions qui puissent être 
appliquées à l’ensemble des États membres de 
l’OCDE et qui ne conduisent pas à une approche dif-
férenciée au sein de l’UE en raison des libertés fon-
damentales.

155	 Luja, The concept of Sectorial Aid, p. 116.

4	 La conformité internationale  
de la RIE III – Étude de questions 
choisies

Ceci posé, nous abordons maintenant l’analyse de confor-
mité internationale de la RIE III. L’étude exhaustive et 
détaillée de l’ensemble de cette réforme dépasserait tou-
tefois assurément le cadre d’une seule contribution. Aus-
si, après avoir rappelé les principes directeurs (4.1) et le 
contenu envisagé (4.2) de la RIE III, nous limiterons 
notre analyse à quelques questions choisies. Nous abor-
derons ainsi la solution dite du « step-up » destinée à per-
mettre l’activation de réserves latentes en neutralité fis-
cale (4.3), l’introduction du modèle licence box en droit 
harmonisé (4.4) et finalement la question de la baisse 
généralisée des taux d’imposition cantonaux sur le béné-
fice (4.5). 

4.1	 Principes directeurs de la RIE III 

De l’avis de son organe de pilotage, la RIE III doit, dans 
les grandes lignes, être fondée sur les principes directeurs 
suivants.

4.1.1	 Compétitivité et simplicité 

En premier lieu, la réforme doit à viser à maintenir et 
accroître l’attrait international de la place économique 
suisse. De ce point de vue, les mesures proposées doivent 
aussi être empreintes de simplicité et de clarté afin de 
permettre aux entreprises de prévoir leur charge fis-
cale.156 En outre, si la réforme ne vise naturellement pas 
à favoriser l’implantation de sociétés « boîtes aux 
lettres », celle-ci doit permettre à la Suisse de conserver 
une position compétitive dans le domaine des capitaux 
mobiles, des fonctions de sociétés holdings, de la déten-
tion d’actifs immatériels ou encore du commerce inter-
national. 

4.1.2	 Conformité internationale 

La sécurité juridique de la RIE III doit être garantie en 
s’assurant de la conformité des mesures proposées aux 
standards internationaux, en particulier ceux fixés par 
l’OCDE et l’Union européenne.157 Selon le rapport du 
DFF, les mesures fiscales envisagées doivent ainsi se 
fonder « sur des réglementations appliquées de manière 
avérée également dans un État membre de l’UE ».158

156	 Rapport DFF RIE III, p. 23.
157	 Rapport DFF RIE III, p. 19 et 23.
158	 Rapport DFF RIE III, p. 24.



© IFF-HSG� IFF Forum für Steuerrecht 2014

35Robert Danon, La refonte de la fiscalité internationale des entreprises

4.1.3	 Maintien de l’harmonisation fiscale et de 
l’équilibre financier 

Le degré d’harmonisation fiscale actuel doit être main-
tenu. En conséquence, sous réserve de celles revêtant un 
caractère purement tarifaire et relevant de l’autonomie 
des cantons, les mesures fiscales proposées doivent être 
prévues par la LHID, que celles-ci soient contraignantes 
ou facultatives pour les cantons.159 Enfin, l’équilibre fi-
nancier entre les cantons d’une part et entre ceux-ci et la 
Confédération d’autre part, doit être maintenu.160 L’étude 
de cette question, certes fondamentale mais qui ne fait 
pas l’objet de la présente contribution, concerne singu-
lièrement la péréquation financière. 

4.1.4	 Constitutionnalité des mesures 
envisagées ?

Les principes directeurs énoncés par le DFF, en particu-
lier l’exigence de conformité internationale, doivent na-
turellement être approuvés et vont même de soi. Cela dit, 
si le rapport du DFF relève que les mesures envisagées 
doivent « être justifiées selon la systématique fiscale »,161 
on regrettera en revanche que l’organe de pilotage n’ait 
pas souhaité aborder en détail la question de la constitu-
tionnalité des mesures envisagées. À notre sens, l’analyse 
de conformité au droit constitutionnel est indispensable 
et présente un double avantage. D’une part, cette analyse 
assure l’insertion cohérente de la réforme dans le sys-
tème fiscal suisse et renforce son acceptation politique. 
D’autre part, la recherche de solutions conformes au droit 
constitutionnel est même susceptible de renforcer leur 
acceptation internationale. En effet, d’une manière ou 
d’une autre, nous le verrons, les standards internationaux 
se concentrent aujourd’hui en grande partie sur la ques-
tion de savoir si les mesures adoptées par un État sont 
cohérentes compte tenu des principes régissant son sys-
tème fiscal. Or, l’analyse de conformité au droit consti-
tutionnel contribue à ce souci de cohérence. Aussi, bien 
que la présente étude soit avant tout axée sur les stan-
dards internationaux, nous évoquerons également cette 
dernière question au gré de notre analyse. 

4.2	 Aperçu du contenu de la RIE III

S’agissant du contenu de la RIE III, il convient, comme 
nous le résumons ci-dessous, de distinguer les mesures 
fiscales directement liées à la suppression des statuts fis-
caux cantonaux et les autres mesures dites « d’accompa-
gnement » également destinées à assurer la compétitivi-
té du droit fiscal suisse de l’entreprise.

159	 Rapport DFF RIE III, p. 23.
160	 Rapport DFF RIE III, p. 23.
161	 Rapport DFF RIE III, p. 24.

Mesures induites par la suppression des statuts cantonaux 
–	 Solution dite du « step-up » à l’occasion de la suppression des 

statuts cantonaux contestés
–	 Imposition préférentielle des produits de licence (« licence box »)
–	 Impôt sur le bénéfice corrigé des intérêts (« notional interest deduc-

tion »)
–	 Abaissement du taux des impôts cantonaux sur le bénéfice.

Autres mesures d’accompagnement envisagées
–		 Solution dite du « step-up » en cas d’immigration vers la Suisse
–	 Abolition du droit de timbre d’émission sur les fonds propres
–	 Amélioration du système de la réduction pour participations ;  

possibilité de déduire les pertes des sociétés filles ; report de pertes 
illimité dans le temps (contesté)

–	 Passage au système de l’agent payeur en ce qui concerne l’impôt 
anticipé

–	 Allégements en matière d’impôt sur le capital en ce qui concerne 
les participations, les prêts intragroupes et les biens immatériels 
(symétrie avec les mesures envisagées en matière d’impôt sur le 
bénéfice)

–	 Imposition privilégiée des bénéfices liés aux activités de navigation 
par le biais d’une taxe de tonnage se substituant à l’impôt sur le 
bénéfice

–	 Modification de l’imputation forfaitaire d’impôt (en particulier 
extension aux établissements stables suisses de sociétés étran-
gères).

Comme annoncé, nous avons choisi de concentrer notre 
analyse sur la solution dite du « step-up » destinée à per-
mettre l’activation de réserves latentes en neutralité fis-
cale (4.3), l’introduction du modèle licence box en droit 
harmonisé (4.4) et finalement la question de la baisse 
généralisée des taux d’imposition cantonaux sur le béné-
fice (4.5). La déduction notionnelle des intérêts relative 
aux fonds propres ne sera en revanche pas abordée ici.

4.3	 Le modèle du « step-up » 

4.3.1	 Le problème

Comme le relève l’organe de pilotage, la disparition des 
régimes fiscaux cantonaux, singulièrement le statut de 
société holding et de société auxiliaire, soulève un pro-
blème pratique important.162 En l’occurrence, il convient 
de déterminer si les réserves latentes créées durant la 
mise au bénéfice de ces régimes seront soumises aux 
impôts cantonaux et communaux au moment de leur réa-
lisation ultérieure dans le cadre d’un régime d’imposition 
ordinaire.163 Ce problème, qui n’est pas nouveau, n’est 
toutefois pas réglé par la LHID.164 Certes, dans une orien-
tation non publiée, la Conférence suisse des impôts (CSI) 
s’est prononcée en faveur de l’activation de ces réserves 
latentes en neutralité fiscale (solution du step-up). Symé-
triquement, selon cette orientation, les pertes réalisées 
durant le statut privilégié ne peuvent être compensées 
après le passage à l’imposition ordinaire (ou seulement 
dans la limite de la part imposable durant le statut en cas 

162	 Rapport DFF RIE III, p. 13.
163	 Ou en cas de passage à une imposition partielle en cas d’en-

trée dans la licence box.
164	 TF [2C_645/2011] du 12.3.2012, consid. 1.5.
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de société auxiliaire)165. Cela dit, la position des cantons 
en ce domaine n’est pas nécessairement uniforme. Ceux-
ci peuvent en effet être rangés en trois catégories. Tout 
d’abord, le canton du Jura dispose d’une base légale ex-
presse prévoyant l’exonération des réserves latentes 
constituées durant l’octroi du statut privilégié.166 Viennent 
ensuite les cantons qui règlent cette question de la même 
manière mais par la voie d’une pratique administrative 
publiée. Enfin, quelques cantons n’ont pas publié de pra-
tique à ce sujet.167

Une problématique similaire est celle du traitement fis-
cal des réserves latentes créées à l’étranger mais deve-
nant assujetties à l’impôt en Suisse à l’occasion d’une 
opération d’immigration vers ce pays (par exemple trans-
fert du siège ou d’actifs entre siège et établissement 
stable). En effet, à l’instar de la Suisse,168 la plupart des 
États membres de l’OCDE frappent d’un impôt de départ 
les réserves latentes qui migrent vers un autre État. Cet 
impôt (exit tax) se fonde ordinairement sur une fiction 
de liquidation (liquidation fiction) de la société restruc-
turée ou de vente (deemed sale) de ses actifs. Dans ce 
dernier cas, l’imposition porte alors généralement éga-
lement sur le goodwill. Partant, en cas d’immigration en 
Suisse, une double imposition est susceptible de se pro-
duire si ce pays impose les réserves latentes créées à 
l’étranger à l’occasion de leur réalisation effective ulté-
rieure. Or, le droit harmonisé ne contient aucune norme 
régissant la valeur fiscalement déterminante d’actifs nou-
vellement assujettis à la souveraineté fiscale suisse. 
Contrairement à certaines législations étrangères, la 
LIFD et la LHID ne prévoient pas que cette valeur est 
réputée correspondre à la valeur vénale des actifs au dé-
but de l’assujettissement.169 Le droit comptable, quant à 

165	 Orientation non publiée sur l’imposition des sociétés holding, 
des sociétés de domicile et des sociétés mixtes (art. 28 al. 2 à 
4 LHID), adoptée le 3.7.2001/le 21.3.2002.

166	 Voir l’art. 84b al. 2 de la loi d’impôt (RS 641.11) qui prévoit que : 
« En cas de changement de statut d’une société holding ou de 
domicile au sens des articles 83 et 84 en société de capitaux 
imposée selon le barème déterminé à l’article 77, les réserves 
latentes sont fixées par décision prise lors du changement de 
statut. Elles peuvent être récupérées en franchise d’impôt lors 
de leur réalisation. Aucun report de pertes au sens de l’article 
75 n’est possible ». Voir aussi paragr. 65(4) de la loi d’impôt du 
25.5.2000 du canton de Zug (BGS 632.1) qui, concernant la 
question de la déduction des pertes, dispose que : « Beim 
Wechsel einer Holding- oder Verwaltungsgesellschaft in eine 
Betriebsgesellschaft besteht ein Anspruch auf Verrechnung 
von Verlusten aus früheren Jahren nur im Ausmass bisheriger 
Gewinnbesteuerung ».

167	 Voir à ce sujet Riedweg, Wechsel vom privilegierten zum ordent-
lichen Steuerstatus, p. 159.

168 	Art. 58 al. 1 lit. c LIFD. Le droit de l’impôt anticipé connaît une 
règle analogue (art. 4 al. 2 LIA).

169 	Selon nous, une telle interprétation ne peut en particulier être 
déduite de l’art. 54 al. 1 LIFD qui dispose uniquement que : 
« L’assujettissement débute le jour de la fondation de la per-
sonne morale, de l’installation de son siège ou de son admi-

lui, n’offre pas nécessairement de solution à cette ques-
tion.170 Certes, une réévaluation d’actifs opérée avant le 
transfert de siège en Suisse ne sera pas imposable dans 
ce pays.171 Cela dit, encore faut-il que le droit comptable 
étranger autorise cette réévaluation. Or, la réévaluation 
des actifs au-delà de leur coût d’acquisition sera fré-
quemment proscrite.172 Il en va de même, bien évidem-
ment, de l’activation d’un goodwill originaire.173 Enfin, 
le droit conventionnel, singulièrement l’art.  13(5) MC 
OCDE, n’empêche pas la double imposition pouvant se 
produire entre l’État d’émigration et d’immigration. Ce 
texte prévoit en effet que l’État de la résidence dispose, 
par principe, de la compétence exclusive d’imposer l’in-
tégralité des réserves latentes lors de leur aliénation. Peu 
importe à cet égard que tout ou partie de ces réserves 
représentent en fait un accroissement de valeur créé du-
rant l’assujettissement des actifs concernés à la souve-
raineté fiscale de l’État d’émigration. De plus, le droit 
de l’État de départ d’imposer cette matière est lui aussi 
bien fondé puisque, au moment de l’émigration, l’entre-
prise avait la qualité de résident de cet État. Autrement 
dit, il en résulte une double imposition consécutive à un 
conflit résidence-résidence successif174 que seule une 

nistration effective en Suisse (…) » ; Danon, Le décalage tem-
porel de l’imposition dans le cadre des conventions de double 
imposition, p. 72 ; Danon, Fiscalité directe et restructurations 
internationales de sociétés de capitaux : analyse comparative 
du droit suisse, européen et conventionnel, p. 277. Du même 
avis Helbing, Internationale Sitzverlegungen, p. 224. Contra 
Reich/Duss, Unternehmensumstrukturierungen im Steuerrecht, 
p. 631. À notre sens, ce principe ne peut non plus être déduit 
de l’art. 60 lit. a LIFD (voir à ce sujet Danon, Le principe de l’ap-
port en capital, p. 85 ss, et contra : Weidmann, Immigration von 
Kapitalgesellschaften in die Schweiz, p. 12 ss).

170 	En ce sens Weidmann, Immigration von Kapitalgesellschaften 
in die Schweiz, p. 13.

171 	Helbing, Internationale Sitzverlegungen, p. 208.
172	 Helbing, Internationale Sitzverlegungen, p. 207. Une réévalua-

tion opérée après le transfert de siège doit quant à elle être 
conforme aux prescriptions du droit comptable suisse 
(art. 958 ss CO). Une réévaluation à concurrence du coût his-
torique sera certes possible. Cela dit, le gain comptable en 
résultant devra alors impérativement être comptabilisé dans 
le compte de résultats avec indication dans l’annexe de la dis-
solution des réserves latentes (Danon, N 76 ad art. 57 - 58 LIFD 
et les références citées). L’opinion selon laquelle la dissolu-
tion des réserves latentes doit dans ce cas pouvoir être direc-
tement créditée aux réserves ouvertes (voir Reich/Duss, Unter-
nehmensumstrukturierungen im Steuerrecht, p. 631) ne peut 
selon nous être suivie. Cette vision des choses, qui assimile à 
tort le transfert de siège à un apport du titulaire de parts (en 
ce sens Helbing, Internationale Sitzverlegungen, p. 210), nous 
paraît contraire au droit commercial. L’art. 58 al. 1 lit. b LIFD, 
3e tiret le rappelle d’ailleurs expressément (cf. Danon, N 68 ad 
art. 57 - 58 LIFD et les références citées).

173	 Voir notamment MSA I, p. 209 ; Danon, N 13 ad art. 57 - 58  LIFD ; 
Glauser, Goodwill, p. 431 ; Riedweg, Wechsel vom privilegier-
ten zum ordentlichen Steuerstatus, p. 158.

174	 Au surplus, l’art. 13(2) MC OCDE, qui concerne au contraire un 
conflit source-résidence (par exemple société suisse disposant 
d’un établissement stable dans l’autre État contractant) n’est 
pas applicable au transfert de siège.
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modification des règles de répartition conventionnelles 
permettrait d’éviter.175 Cela étant, la majorité de la doc-
trine considère que les réserves latentes créées à l’étran-
ger qui, lors d’une restructuration, migrent en Suisse, ne 
peuvent être imposées par ce pays. Par conséquent, les 
actifs transférés doivent pouvoir être comptabilisés à leur 
valeur vénale dans le bilan fiscal de la société suisse.176 
La pratique des autorités de taxation est toutefois très 
réservée sur ce point.

L’organe de pilotage propose de régler ces deux ques-
tions en adoptant la solution dite du step-up. Selon ce 
principe, déjà appliqué par plusieurs États en cas d’im-
migration, les réserves latentes nouvellement assujetties 
à l’impôt seraient activées au bilan fiscal et pourraient 
faire l’objet d’amortissements correspondants lors de 
périodes fiscales ultérieures.177 En ce qui concerne la 
suppression des statuts fiscaux cantonaux, l’activation 
ne concernerait bien évidemment que le bilan fiscal can-
tonal.178 De plus, pour les sociétés auxiliaires ne jouis-
sant que d’une exonération partielle, les réserves latentes 
ne pourraient être activées en franchise d’impôt que dans 
la même mesure.179 Enfin, les réserves latentes activées 
seraient naturellement considérées comme imposées et 
viendraient augmenter les fonds propres imposables sou-
mis à l’impôt sur le capital.180 

Cela étant, l’introduction d’une telle mesure soulève plu-
sieurs questions. Tout d’abord, il convient d’examiner si 
cette solution serait conforme aux standards internatio-
naux (4.3.2). Enfin, il s’agit de déterminer si la mise en 
œuvre de cette mesure nécessiterait une base légale ex-

175 	Voir Danon, Fiscalité directe et restructurations internationales 
de sociétés de capitaux : analyse comparative du droit suisse, 
européen et conventionnel, p. 261 ss ; Betten, Income Tax As-
pects of Emigration and Immigration of Individuals, p. 99 ; 
Weidmann, Immigration von Kapitalgesellschaften in die 
Schweiz, p. 6. Nous avons ainsi proposé de modifier l’art. 13(5) 
MC OCDE comme suit : « Les gains provenant de l’aliénation 
de tous biens autres que ceux visés aux paragraphes 1, 2, 3 et 
4 sont imposables dans l’État contractant dont le cédant est 
résident. Toutefois, la part de ces gains correspondant à l’ac-
croissement de valeur constaté durant l’assujettissement à 
l’impôt de ces biens dans l’autre État contractant, est aussi im-
posable dans cet État. Les autorités compétentes des États 
contractants règlent d’un commun accord les modalités d’ap-
plication du présent paragraphe. » (Danon, Fiscalité directe et 
restructurations internationales de sociétés de capitaux : ana-
lyse comparative du droit suisse, européen et conventionnel, 
p. 296). 

176	 Voir Danon, N 100 ad art. 57 - 58 LIFD et les références citées. 
177	 Rapport DFF RIE III, p. 13 et p. 44 en ce qui concerne l’immi-

gration en Suisse.
178	 Rapport DFF RIE III, p. 13. Au surplus, comme le précise le rap-

port, la déclaration doit être faite durant la dernière période 
fiscale pour laquelle la société bénéficie d’un régime fiscal.

179	 Riedweg, Wechsel vom privilegierten zum ordentlichen Steuer
status, p. 158 et 176.

180	 Rapport DFF RIE III, p. 52 ; Riedweg, Wechsel vom privilegierten 
zum ordentlichen Steuerstatus, p. 178 - 179.

presse (4.3.3). Sur ce dernier point, l’organe de pilotage 
adopte une approche différenciée. En ce qui concerne le 
changement de statut fiscal, l’organe de pilotage estime 
en effet que la solution du step-up découle déjà de la ju-
risprudence du Tribunal fédéral181 dans la mesure où, de 
manière symétrique, les éventuelles pertes subies durant 
la période au cours de laquelle la société bénéficiait d’un 
régime fiscal cantonal ne peuvent être portées en déduc-
tion du bénéfice imposable.182 Par contre, l’application 
de ce principe dans le cadre d’opérations d’immigration 
nécessiterait une base légale expresse.183 Nous parvien-
drons à la conclusion que l’adoption d’une base légale 
expresse et générale serait préférable, ceci tant du point 
de vue de la jurisprudence du Tribunal fédéral que des 
standards internationaux, singulièrement des aides 
d’État. Cette nouvelle norme, dont nous tenterons d’es-
quisser les contours, consacrerait le principe d’une « exo-
nération systématique » (4.3.3.4).

4.3.2	 La conformité aux standards 
internationaux 

4.3.2.1	 En général

A notre avis, l’introduction de la solution du step-up, que 
ce soit dans le cadre d’un changement de statut ou d’une 
immigration, ne soulèverait en soi pas de problème de 
conformité en l’état actuel des travaux de l’OCDE sur le 
projet BEPS. En particulier, la possibilité pour une so-
ciété d’activer ses réserves latentes à l’occasion d’une 
immigration en Suisse ne constitue assurément pas une 
mesure de concurrence fiscale dommageable.184 Cette 
solution, que connaissent du reste plusieurs États, est une 
mesure unilatérale destinée à éviter une double imposi-
tion internationale. Pour la Suisse, cette forme d’exemp-
tion serait de surcroît parfaitement en ligne avec le prin-
cipe de territorialité et de neutralité à l’importation de 
capitaux, traditionnellement appliqué dans les relations 
internationales.185 De plus, l’introduction unilatérale 
d’une telle mesure se justifie d’autant plus dès lors que, 
comme nous l’avons rappelé, les règles du MC OCDE et 
des CDI qui s’en inspirent n’empêchent pas l’imposition 
par l’État d’immigration de réserves latentes créées du-
rant l’assujettissement à l’impôt dans l’État d’émigra-
tion. Enfin, l’octroi d’un step-up par l’État d’immigration 
est également la solution la plus conforme au droit euro-

181	 TF [2C_645/2011] du 12.3.2012, TF [2C_842/2013] du 18.2.2014
182	 Rapport DFF RIE II, p. 13.
183	 Rapport DFF RIE II, p. 44.
184	 Du même avis en ce qui concerne la problématique voisine de 

l’activation des apports dissimulés Matteotti/Roth Die Unter-
nehmenssteuerreform III, p. 725. 

185	 Voir à ce sujet Danon, Le principe de territorialité de l’impôt, 
p. 429 ss.
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péen.186 Cela dit, sous l’angle des principes de concur-
rence fiscale dommageable, cette solution devrait être 
mise en œuvre de manière (i) transparente et (ii) générale 
et (iii) son fonctionnement ne devrait pas s’écarter des 
principes ordinaires régissant le droit fiscal suisse de 
l’entreprise (notamment en ce qui concerne les amortis-
sements opérés subséquemment sur les actifs réévalués). 

4.3.2.2	 Le problème des aides d’État

Sous l’angle des aides d’État, la question se pose de sa-
voir si l’octroi par la Suisse d’un step-up, en particulier 
à l’occasion de la disparition des statuts fiscaux querel-
lés, pourrait être qualifié d’aide d’État prohibée au sens 
de l’art.  23(iii) ALE, interprété conformément à 
l’art. 107(1) TFUE. 

À notre sens, cette question peut, à certaines conditions, 
recevoir une réponse négative. Certes, la possibilité d’ac-
tiver les réserves latentes au bilan fiscal en franchise 
d’impôt, respectivement la possibilité d’amortir subsé-
quemment les actifs réévalués, constitue un avantage au 
sens de ces dispositions. De plus, cette mesure est déro-
gatoire par rapport au cadre de référence qui est en l’es-
pèce la perception de l’impôt sur le bénéfice conformé-
ment au principe de déterminance (« Massgeblich-
keitsprinzip »).187 En effet, ce cadre de référence conduit 
ordinairement à l’imposition des réserves latentes. Selon 
nous, le step-up envisagé serait toutefois susceptible 
d’être justifié par la nature du système fiscal. Cette me-
sure cherche en effet à assurer, pour des raisons inhé-
rentes au système fiscal suisse, l’exonération des réserves 
latentes créées dans un domaine non soumis à l’impôt. 

186	 Au sein de l’Union européenne, la question se pose en effet 
de savoir si le refus par l’État d’immigration d’octroyer un step-
up constitue une entrave à la liberté d’établissement. Pour la 
Suisse, cette question est naturellement d’importance limitée 
dès lors que l’ALCP n’est pas applicable aux personnes mo-
rales. Le problème pourrait en revanche se poser pour les per-
sonnes physiques déployant une activité indépendante et trans-
férant en Suisse tout ou partie de leur fortune commerciale. 
Certes, la CJUE ne s’est pas encore prononcée sur cette ques-
tion à ce jour. Cela étant, à la suite de l’affaire National Grid 
Indus, qui ne concernait certes que l’État d’émigration, plu-
sieurs commentateurs évoquent désormais la possibilité d’une 
entrave à la liberté d’établissement (voir par exemple Kok, Exit 
Taxes for Companies in the European Union, p. 206 ; Panayi, 
National Grid Indus BV, p. 41 ss). De plus, selon la commis-
sion européenne (Communication, Imposition à la sortie et né-
cessité de coordonner les politiques fiscales des États membres, 
p. 8) et le Conseil de l’Europe (Résolution du Conseil 16412/08 
du 2.12.2008, C), l’octroi d’un step-up par l’État d’immigration 
constitue une solution permettant de supprimer une entrave 
à la liberté d’établissement dans le cadre du marché intérieur. 
On peut ainsi poser que l’octroi d’un step-up en cas d’immi-
gration constitue la mesure la plus conforme au droit euro-
péen, singulièrement aux principes régissant les libertés fon-
damentales.

187	 Art. 24 al. 1 LHID et art. 58 al. 1 lit. a LIFD.

De plus, la dérogation au cadre de référence demeure 
compatible avec le principe de proportionnalité dès lors 
que celle-ci ne vise que les réserves latentes générées 
avant l’assujettissement ordinaire à l’impôt. 

Cela étant, sous l’angle des aides d’État, la justification 
d’une telle mesure suppose que celle-ci soit appliquée 
de manière identique et objective à l’ensemble des situa-
tions relevant de l’objectif technique concerné (cohé-
rence interne et externe).188 En conséquence, le step-up 
envisagé dans le cadre de la RIE III ne devrait pas être 
limité aux statuts fiscaux cantonaux et aux opérations 
d’immigration mais devrait au contraire être étendu à 
toutes les situations impliquant un transfert de réserves 
latentes vers l’assujettissement ordinaire à l’impôt (ex-
clusion de la sélectivité de jure). De plus, même si cette 
mesure est formellement d’application générale, celle-ci 
ne devrait pas dans les faits être uniquement réservée et 
appliquée aux sociétés jouissant d’un statut privilégié à 
l’occasion de leur passage à l’imposition ordinaire (ex-
clusion de la sélectivité de facto). Il sied en effet de gar-
der à l’esprit que la sélectivité d’une mesure fiscale est 
aujourd’hui appréciée avant tout en fonction de ses effets, 
et ceci indépendamment des techniques utilisées par le 
législateur. De plus, l’évaluation et l’amortissement des 
actifs réévalués devraient naturellement être régis par les 
règles ordinaires du droit fiscal suisse. En effet, nous 
l’avons dit, des modalités d’amortissements qui s’écar-
teraient des principes généralement appliqués, pourraient 
donner lieu à une aide d’État.189 Cette dernière question 
est prise en compte par l’organe de pilotage qui précise, 
à juste titre, que « l’estimation des réserves latentes suit 
les règles générales reconnues ».190 Enfin, comme nous 
l’avons vu et bien que la question n’ait pas encore été 
tranchée, on peut poser que l’interprétation la plus 
conforme à la jurisprudence de la CJUE serait d’étendre 
la solution du step-up à toutes les entreprises, indépen-
damment de leur forme juridique (y compris donc les 
entreprises de personnes). Cette vision des choses est 
particulièrement justifiée en droit fiscal suisse dès lors 
que le principe de déterminance régit également l’impo-
sition du revenu provenant de l’activité indépendante et 
des sociétés de personnes.191 Partant, il ne justifie pas en 
l’espèce de distinguer entre l’imposition des personnes 
morales et des sociétés de personnes lorsqu’il s’agit 
d’instituer une entorse au principe de déterminance. 

188 	Voir à ce sujet de manière générale Rossi-Maccanico, Prohi-
bited selectivity, p. 218.

189	 Projet de communication relative à la notion d’aide d’État 2014, 
p. 50.

190	 Rapport DFF RIE III, p. 13.
191	 Voir art. 18 al. 3 LIFD qui renvoie à l’art. 58 LIFD.
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4.3.2.3	 Synthèse

Sous l’angle de la conformité aux standards internatio-
naux, nous pouvons donc poser ce qui suit : 

–– Sur le principe, la solution préconisée par l’organe de 
pilotage ne poserait à notre sens aucun problème de 
conformité aux standards internationaux. En particu-
lier, l’application de ce principe en situation d’immi-
gration se justifie d’autant plus que le MC OCDE et 
les CDI qui s’en inspirent ne permettent pas d’élimi-
ner la double imposition pouvant résulter de l’impo-
sition successive de réserves latentes par l’État 
d’émigration et d’immigration. 

–– Cela dit, du point de vue des règles relatives à la 
concurrence fiscale dommageable, cette solution de-
vrait être mise en œuvre de manière (i) transparente 
(ii) générale et (iii) son fonctionnement ne devrait 
pas s’écarter des principes ordinaires régissant le 
droit fiscal suisse de l’entreprise (en particulier en ce 
qui concerne l’évaluation des actifs et les amortisse-
ments opérés subséquemment). 

–– La même analyse prévaut en matière d’aides d’État. 
En effet, l’octroi d’un step-up, singulièrement à l’oc-
casion de changement de statut, constituerait assuré-
ment un avantage dérogatoire par rapport au cadre de 
référence fondé en l’espèce sur l’objet de l’impôt sur 
le bénéfice prélevé conformément au principe de dé-
terminance. Cela dit, à notre avis, une telle mesure 
pourrait être justifiée par la nature du système fiscal. 
Pour cela, le step-up envisagé ne devrait pas être li-
mité aux statuts fiscaux cantonaux et aux opérations 
d’immigration mais devrait au contraire être étendu 
à toutes les situations impliquant un transfert de ré-
serves latentes vers l’assujettissement ordinaire à 
l’impôt (exclusion de la sélectivité de jure). De plus, 
même si cette mesure est formellement d’application 
générale, celle-ci ne devrait pas dans les faits être 
uniquement réservée aux sociétés jouissant d’un sta-
tut privilégié à l’occasion de leur passage à l’imposi-
tion ordinaire (exclusion de la sélectivité de facto). 
Enfin, et bien que la question n’ait pas encore été 
tranchée par la CJUE, le step-up envisagé devrait être 
octroyé à toutes les entreprises, indépendamment de 
leur forme juridique (personnes morales et sociétés 
de personnes). 

Nous parvenons ainsi à la conclusion que la solution du 
step-up envisagée dans le cadre de la RIE III devrait 
prendre la forme d’un principe général prévoyant l’exo-
nération des réserves latentes créées avant l’entrée dans 
l’assujettissement à l’impôt. Aussi, il convient mainte-
nant d’examiner si l’application d’un tel principe néces-
site une base légale expresse ou si au contraire celui-ci 
peut déjà être déduit de la jurisprudence du Tribunal fé-
déral.

4.3.3	 Nécessité d’une base légale expresse ?

4.3.3.1	 Le problème

Le législateur a choisi de définir le bénéfice imposable 
conformément au principe de déterminance. Sous réserve 
de règles correctrices propres au droit fiscal, le bénéfice 
imposable correspond donc au résultat comptable qui 
ressort des comptes individuels établis conformément 
aux dispositions du droit commercial.192 L’art. 58 al. 1 
lit. a LIFD, de même que la disposition correspondante 
des diverses législations cantonales harmonisées confor-
mément à l’art. 24 al. 1 LHID, expriment ce renvoi de 
principe au droit comptable. Comme on le sait, le prin-
cipe de déterminance comporte un aspect formel et ma-
tériel.193 

Le principe de déterminance formel implique en parti-
culier que, sous réserve de règles correctrices propres au 
droit fiscal, des comptes valablement établis lient tant le 
contribuable que l’administration.194 Le principe de dé-
terminance matériel, quant à lui, a pour conséquence que 
l’ensemble des normes et principes comptables sont re-
pris par le droit fiscal.195 Or, il est unanimement reconnu 
que ce renvoi matériel au droit comptable incorpore une 
exigence de conformité à ses dispositions impératives.196 
De ce point de vue, le modèle du step-up, qui consiste à 
réévaluer les actifs au-delà du coût d’acquisition voire à 
activer un goodwill originaire, pose problème.197 Ces 
écritures, qui heurtent naturellement le droit comptable, 
doivent en effet être ordinairement ignorées par l’admi-
nistration conformément au mécanisme de la correction 
de bilan (Bilanzberichtigung).198 

Cela étant, à défaut de règle correctrice, la question se 
pose de savoir si le principe de l’imposition selon la ca-
pacité contributive199 permet de corriger les effets du 
principe de déterminance dans ces hypothèses. Cette 
question est âprement débattue en doctrine. Pour certains, 
le principe de la capacité contributive ne saurait être ap-
pliqué au-delà de sa concrétisation par le législateur.200 
D’autres commentateurs estiment au contraire que le 
principe de déterminance n’est pas absolu. Aussi, le ré-
sultat comptable peut être remis en question s’il apparaît 

192	 Voir Danon, N 3 ss ad art. 57 - 58 LIFD et les références citées.
193	 Voir Danon, N 33 ss ad art. 57 - 58 LIFD.
194	 Glauser, Apports, p. 75 ss ; Danon, N 51 ss ad art. 57 - 58 LIFD. 
195		 Locher, N 6 et 9 ad art. 58 LIFD ; Glauser, Apports, p. 72 ; Danon, 

N 34 ad art. 57 - 58 LIFD.
196	 Locher, N 11 ad art. 58 LIFD ; Danon, N 36 ad art. 57 - 58 LIFD. 

et les références citées ; Glauser, Apports, p. 82.
197	 En ce sens également Glauser, Corporate tax reform, présen-

tation UNIL 10 et 11 décembre 2013, slides 17 ss. 
198 	Glauser, Apports, p. 202 ; Danon, N 197 ad art. 57 - 58 LIFD.
199	 Art. 127 al. 2 Cst.
200	 Bauen, Aufwertung, p. 114 ; Benz, Handelsrechtliche und steuer-

rechtliche Grundsätze, p. 216.
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qu’il n’est pas conforme à la capacité contributive de 
l’entreprise.201 Enfin, selon une troisième école, le débat 
se situe essentiellement au niveau de l’interprétation de 
la norme. L’art. 58 al. 1 lit. a LIFD renvoie certes au droit 
comptable, mais de manière relativement abstraite. C’est 
donc dans le cadre de l’interprétation de cette norme qu’il 
convient de tenir compte du principe de l’imposition se-
lon la capacité contributive.202 Cette dernière opinion 
nous paraît être la plus convaincante. En effet, si l’art. 127 
al. 2 Cst. ne saurait bien évidemment être assimilé à une 
règle correctrice générale, il n’en demeure pas moins que 
ce principe ne peut être ignoré au stade de la recherche 
de l’interprétation la plus conforme au droit constitution-
nel. D’ailleurs, les autres méthodes d’interprétation sont 
aussi applicables. Ainsi, dans le cadre de l’examen de la 
portée de ce renvoi au droit comptable, il convient par 
exemple de prendre également en considération la rela-
tion de l’art. 58 al. 1 lit. a LIFD avec d’autres disposi-
tions légales (interprétation systématique).203 Indépen-
damment de l’existence d’une règle correctrice expresse, 
nous avons ainsi soutenu que l’impôt sur le bénéfice ne 
saurait frapper une plus-value afférente à une période 
antérieure à l’assujettissement à l’impôt. L’impôt sur le 
bénéfice cherche en effet à appréhender le résultat réel-
lement obtenu par l’entreprise durant son existence. Or, 
la capacité contributive d’une entreprise ne prend par 
définition naissance que dès l’instant où celle-ci est as-
sujettie à la souveraineté fiscale suisse. En conséquence, 
en situation d’immigration par exemple, l’interprétation 
constitutionnelle permet d’affirmer que l’objet de l’impôt 
sur le bénéfice n’englobe pas les réserves latentes « im-
portées » en Suisse.204 Plus généralement et avec Ried-
weg, nous estimons que le principe de la capacité contri-
butive permet de corriger les effets du principe de déter-
minance dans ces hypothèses.205 Celles-ci concernent en 

201	 Voir notamment Riedweg, Wechsel vom privilegierten zum 
ordentlichen Steuerstatus, p. 173.

202	 Glauser, Apports, p. 71.
203	 Danon, N 54 ad art. 57 - 58 LIFD.
204	 Danon, N 100 ad art. 57 - 58 LIFD. Au surplus, l’interprétation 

systématique, également applicable dans le cadre de l’appli-
cation concrète de l’art. 58 al. 1 lit. a LIFD, conduit au même 
résultat. En effet, la relation existant entre le principe de dé-
terminance et la règle correctrice de l’art. 58 al. 1 lit. c LIFD in 
fine permet d’affirmer que l’objet de l’impôt sur le bénéfice 
n’englobe pas les réserves latentes importées en Suisse. En 
situation d’émigration, cette disposition prévoit en effet une 
réalisation systématique des réserves latentes ayant pour vo-
cation d’assurer l’imposition des réserves latentes en cas de 
fin ou de modification de l’assujettissement à la souveraineté 
fiscale suisse. Ce faisant, le législateur exprime l’idée selon 
laquelle le droit d’imposer l’accroissement de valeur survenu 
durant l’assujettissement en Suisse doit, en définitive, reve-
nir à ce pays. En conséquence, par souci de cohérence, il 
convient de réserver un traitement symétrique aux réserves 
latentes immigrant en Suisse. 

205	 Riedweg, Wechsel vom privilegierten zum ordentlichen Steuer
status, p. 173.

effet des situations de transition (fin d’une exonération, 
suppression du statut de société holding ou auxiliaire ou, 
encore dans le cadre de l’activité indépendante, en pré-
sence d’un transfert de la fortune privée à la fortune com-
merciale) dans lesquelles des réserves latentes provenant 
d’un domaine exonéré (ou exempté) migrent vers l’assu-
jettissement ordinaire à l’impôt selon le principe de dé-
terminance. 

Cela étant, dans le cadre de l’élaboration d’une réforme 
du droit fiscal harmonisé, cette controverse n’a en défi-
nitive que peu d’importance. En l’absence d’une base 
légale en droit positif, seule une question doit en effet 
guider le législateur : la mise en œuvre de cette mesure 
peut-elle être fondée sur la jurisprudence du Tribunal 
fédéral ? Dans la négative, l’intervention du législateur 
est selon nous indispensable afin de corriger ou, à tout 
le moins, de clarifier la situation. En effet, une pratique 
administrative ne saurait être fondée sur l’opinion de la 
doctrine (même dominante) si celle-ci n’est pas celle du 
Tribunal fédéral. Or, nous aurons l’ambition de démon-
trer qu’une base légale générale est nécessaire (4.3.3.2), 
et dont nous tenterons de définir le contenu (4.3.3.3).

4.3.3.2	 Étude de la jurisprudence du Tribunal 
fédéral 

En ce qui concerne le passage d’un statut fiscal privilé-
gié à un mode d’imposition ordinaire, l’organe de pilo-
tage est d’avis que l’activation des réserves latentes au 
bilan fiscal peut être fondée sur la jurisprudence du Tri-
bunal fédéral. Manifestement, l’organe de pilotage se 
réfère ici à un arrêt rendu par notre Haute Cour le 12 
mars 2012.206 Dans cette affaire, une société sise à Zurich 
avait été mise au bénéfice du statut de société holding et 
avait accumulé un report de pertes. Par la suite, la socié-
té fut soumise à une imposition ordinaire. La question 
soulevée était donc celle de savoir si les pertes accumu-
lées pendant la période d’exonération pouvaient être por-
tées en déduction du bénéfice imposable, une fois la so-
ciété ordinairement assujettie à l’impôt. Selon l’admi-
nistration, suivie en cela par la commission de recours 
cantonale, tel ne pouvait être le cas au motif que les 
pertes avaient été réalisées durant la période d’exonéra-
tion de la société. Cela dit, cette vision des choses ne fut 
pas suivie par le Tribunal administratif du canton de Zu-
rich, qui admit la déduction des pertes. En substance, 
cette instance estima que l’exemption découlant du statut 
de société holding ne concerne ni n’affecte la détermi-
nation du bénéfice imposable. Or, la prise en compte d’un 

206	 TF [2C_645/2011] du 12.3.2012. Pour un commentaire de cet ar-
rêt, voir notamment Obrist, in : Danon/Obrist (éd.) : jurispru-
dence fiscale du Tribunal fédéral en 2012, p.  59. Voir aussi 
TF [2C_842/2013] du 18.2.2014.
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report de pertes relève exclusivement de cette dernière 
question, raison pour laquelle le rattachement de ces 
pertes à la période d’exonération, respectivement le pas-
sage à l’imposition ordinaire, ne joue aucun rôle.207

Saisi du recours formé par l’administration cantonale à 
l’encontre de cette décision, le Tribunal fédéral rappela 
que les conséquences liées à la perte du statut de société 
holding ou auxiliaire ne sont pas régies par la LHID et 
relèvent donc de la compétence des cantons. En consé-
quence, cette question ne peut être revue que sous l’angle 
restreint de l’arbitraire.208 Ceci posé, la Haute Cour 
considéra que la prise en compte du report de pertes 
n’était en l’espèce pas insoutenable. Le raisonnement 
suivi par le Tribunal fédéral fut toutefois différent de ce-
lui de l’instance inférieure. En effet, se référant notam-
ment à la pratique d’autres cantons, les juges de Mon 
Repos se bornèrent à constater que cette solution était 
symétrique avec le traitement qui était réservé par le can-
ton de Zurich aux réserves latentes à l’occasion de la fin 
d’un régime fiscal privilégié. En effet, ce canton n’ad-
mettait alors pas la solution du step-up, de sorte que les 
réserves latentes afférentes à la période d’exonération 
demeuraient potentiellement imposables dans le cadre 
du régime ordinaire.209 Aussi, compte tenu du sort réser-
vé aux réserves latentes et s’appuyant sur les solutions 
retenues en ce domaine par d’autres cantons, le Tribunal 
fédéral jugea simplement que la solution consistant à 
admettre la déductibilité des pertes n’était pas « unhalt-
bar (…) und (…) willkürlich ».210

Certains commentateurs voient dans cet arrêt la confir-
mation que le droit fiscal suisse de l’entreprise consacre 
implicitement le principe de l’exonération des réserves 
latentes créées dans un domaine exonéré, à tout le moins 
en cas de passage d’un statut fiscal cantonal privilégié à 
l’imposition ordinaire.211 D’autres, à raison selon nous, 

207	 TF [2C_645/2011] du 12.3.2012, consid. 2.1.
208	 TF [2C_645/2011] du 12.3.2012, consid. 1.5 : « Nach Auffassung 

des Bundesrats ist es Sache des kantonalen Gesetzgebers, die 
steuerlichen Konsequenzen festzulegen im Falle, dass eine Ka-
pitalgesellschaft ihr bisheriges Holdingprivileg endgültig ver-
liert (…). Das Bundesgericht kann daher die hier anstehenden 
Konsequenzen eines Verlusts des Holdingprivilegs durch die 
Behörden des Kantons Zürich nur unter dem beschränkten Ge-
sichtswinkel der  Willkür überprüfen ». Voir aussi  TF [2C_842/2013] 
du 18.2.2014, consid. 2.1.

209	 À la suite de cette décision, le canton a adapté sa pratique, 
précisant en l’occurrence que les réserves latentes peuvent 
être activées en neutralité fiscale et que le report de pertes ac-
cumulé durant la période d’exonération ne peut être compen-
sé, voir Mitteilung des Steueramtes des Kantons Zürich du 
19.7.2012 ad paragr. 73 StG.

210	 TF [2C_645/2011] du 12.3.2012, consid. 4.
211	 Riedweg, Wechsel vom privilegierten zum ordentlichen Steuer

status, p. 163.

contestent ce point de vue.212 A notre avis, dans cette af-
faire, le Tribunal fédéral se concentra en effet unique-
ment sur la question de la cohérence du traitement réser-
vé aux pertes par rapport à celui appliqué aux réserves 
latentes, et ceci rappelons-le, sous l’angle restreint de 
l’arbitraire. Aussi, à la suite de cette décision, tout au 
plus peut-on considérer qu’il n’est pas arbitraire pour les 
cantons d’exonérer (activation en neutralité fiscale dans 
le bilan fiscal) les réserves latentes créées durant le statut 
de société holding ou auxiliaire pour autant que le trai-
tement réservé aux pertes demeure symétrique (non-dé-
ductibilité). En revanche, il ne nous paraît pas possible 
de déduire de cet arrêt une règle implicite d’application 
générale selon laquelle les réserves latentes créées avant 
le début de l’assujettissement ordinaire seraient exo
nérées.213 

L’étude de la jurisprudence dans laquelle la Haute Cour 
dispose au contraire d’un plein pouvoir d’examen 
confirme ce point de vue. Ainsi, dans un cas jugé le 
13 septembre 2011,214 un entrepreneur avait affecté à sa 
raison individuelle un immeuble acquis à la suite d’un 
partage successoral. Dans la mesure où l’immeuble avait 
été comptabilisé à une valeur inférieure à sa valeur vénale 
et que celui-ci avait été par la suite aliéné, la question de 
l’imposition des réserves latentes créées durant le ratta-
chement de ce bien à la fortune privée devenait litigieuse. 
Se fondant sur le principe de déterminance, le Tribunal 
fédéral confirma que la plus-value était imposable. Selon 
les juges de Mon Repos, le fait que le contribuable soit 
lié par sa comptabilité a pour corollaire que les réserves 
latentes existantes au moment de l’attribution d’un bien 
à la fortune commerciale sont imposables lors de l’alié-
nation de celui-ci. Peu importe que ces réserves latentes 
proviennent d’un domaine exonéré (fortune privée). Bien 
plus, la Haute Cour alla même jusqu’à affirmer que : 
« Das heisst, es werden Werte besteuert, welche 
grundsätzlich nicht im Rahmen der Geschäftstätigkeit 
entstanden sind ».215 Une approche similaire fut suivie 

212	 Glauser, Corporate tax reform, présentation UNIL 10 et 11 dé-
cembre 2013, slides 13 ss. 

213	 À bien y réfléchir, si tel avait été le cas, la Haute Cour aurait 
dû logiquement parvenir à la conclusion inverse, c’est-à-dire 
refuser la prise en compte du report de pertes au motif de 
l’exonération inconditionnelle et implicite des réserves latentes 
créées durant le statut de holding.

214	 TF 2C_515/2010 du 13.9.2011.
215	 TF 2C_515/2010 du 13.9.2011, consid. 3.2. Ce fut du reste l’oc-

casion pour la Haute Cour de revenir sur une ancienne juris-
prudence selon laquelle la plus-value réalisée lors de la vente 
d’un bien n’est imposable que si elle l’a été dans le cadre de 
l’activité lucrative du contribuable (ATF 96 I 655, consid. 4 ; cf. 
également jugement 2A.156/2002 du 2 septembre 2002, consid. 
3.3). Enfin, la question d’une application par analogie de 
l’art. 60 lit. a LIFD fut laissée ouverte. Le Tribunal fédéral 
constata en effet simplement que ce texte n’était de toute ma-
nière d’aucun secours en l’espèce dès lors que celui-ci ne vise 
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dans l’affaire Ruag.216 Dans cette affaire, notre Haute 
Cour dut examiner si une provision constituée durant une 
période d’exonération pouvait être dissoute sans inci-
dence fiscale, une fois l’entreprise assujettie à l’impôt 
de manière ordinaire. Le contribuable chercha à fonder 
l’exonération de cette dissolution sur le principe de co-
hérence (« kongruente steuerliche Behandlung der Bil-
dung wie der Auflösung von Rückstellungen »).217 Selon 
ce principe, la dissolution de la provision en franchise 
d’impôt devait être admise dès lors que celle-ci n’avait 
pas été constituée à charge d’un bénéfice imposable. Ce-
la étant, ce raisonnement ne fut pas suivi par le Tribunal 
fédéral. Celui-ci rappela au contraire que, conformément 
au principe de déterminance formel, le bilan d’ouverture 
lie la société. Partant, il appartenait à l’institution de droit 
public de réévaluer les réserves latentes alors que celle-
ci était exonérée.218 Enfin, l’analyse sous l’angle de la 
théorie dite du « Totalgewinn » et du principe de l’impo-
sition selon la capacité contributive n’y changea rien. 
Notre Haute Cour retint en effet que ces principes ne 
peuvent concerner une période antérieure à l’assujettis-
sement ordinaire. Aussi, le Tribunal fédéral confirma que 
les provisions dissoutes devaient être rajoutées au béné-
fice imposable, et ceci indépendamment de leur rattache-
ment historique à une période d’exonération. Autrement 
dit, les éléments antérieurs à l’assujettissement doivent 
être ignorés.219 Comme nous l’avons relevé ailleurs, le 
raisonnement suivi par les juges de Mon Repos dans cette 
décision est contradictoire : en effet si le « Totalgewinn » 
ne peut concerner des faits antérieurs à l’assujettisse-
ment, le Tribunal fédéral aurait dû logiquement conclure 
à l’exonération de la dissolution d’une provision consti-
tuée avant le début de celui-ci.220 Mais il convient toute-
fois d’en prendre acte. 

Cette vision formaliste du principe de déterminance se 
retrouve également dans le cadre de la règle correctrice 
de l’art. 60 lit. a LIFD, qui permet d’exclure les apports 
des membres du bénéfice imposable. À la suite de trois 
décisions rendues par la Haute Cour,221 il était permis de 
penser que les réserves latentes afférentes à un apport 

que les réserves latentes réévaluées dans l’année qui suit l’ap-
port.

216	 TF 2C_392/2009 du 23.8.2010.
217	 TF 2C_392/2009 du 23.8.2010, consid. 5.5.
218	 TF 2C_392/2009 du 23.8.2010, consid. 5.4.
219	 TF 2C_392/2009 du 23.8.2010, consid. 5.5.
220	 Pour un commentaire de cet arrêt, voir Danon/Obrist (éd.), RJN 

2011.
221	 ATF 29.11.1957, Archives 27 (1958/59), p. 37 ss ; ATF 19.5.1972, 

Archives 42 (1973/74), p. 265 ; ATF 5.7.1979, Revue fiscale 1980, 
p. 26. Voir aussi dans le même sens CCR FR (30.10.1987), Re-
vue fiscale 1990, p. 560. Pour une présentation de ces déci-
sions, voir notamment Glauser, Apports et impôt sur le béné-
fice, p. 275 ss, ainsi que Helbing, Internationale Sitzverlegungen 
und Umstrukturierungen von Kapitalgesellschaften im schwei-
zerischen Gewinnsteuerrecht, p. 234 ss.

dissimulé n’étaient pas imposables dans le chef de la so-
ciété bénéficiaire. Cela dit, cette manière de voir fut 
abandonnée à partir de l’arrêt R. Investment Group.222 
Dans cette affaire, une participation provenant de la for-
tune privée avait été transférée à une société holding pour 
un prix inférieur à sa valeur vénale. Cette différence 
ayant été soumise au droit de timbre d’émission, la so-
ciété réévalua la participation à hauteur de sa valeur vé-
nale initiale et contrebalança cette écriture par une « ré-
serve de réévaluation ». S’appuyant sur l’art. 58 al. 1 lit. a 
et sans aucunement faire mention de l’art. 60 lit. a LIFD, 
le Tribunal fédéral confirma que la réévaluation était im-
posable.223 Ainsi, à suivre cette jurisprudence, la société 
bénéficiaire doit être traitée différemment suivant qu’elle 
comptabilise (apport ouvert) ou non (apport dissimulé) 
le bien reçu à sa valeur vénale : dans le premier cas, 
l’opération est exonérée d’impôt. Dans la seconde hypo-
thèse, en revanche, la société bénéficiaire peut être ulté-
rieurement contrainte d’acquitter l’impôt sur la plus-va-
lue, et ceci, indépendamment du rattachement historique 
de cet élément à un domaine exonéré (fortune privée en 
l’espèce). Par la suite, le Tribunal fédéral précisa l’appli-
cation de l’art. 60 lit. a LIFD dans le contexte des apports 
dissimulés. En accord avec la position suivie par la pra-
tique administrative, l’art. 60 lit. a LIFD permet de réé-
valuer un apport dissimulé en neutralité fiscale pour au-
tant toutefois que la réévaluation intervienne durant le 
même exercice.224 Ces décisions viennent ainsi confirmer 
que même en présence d’une règle correctrice expresse, 
l’art. 60 lit. a LIFD, les entorses au principe de détermi-
nance sont admises à des conditions très restrictives.  
A fortiori, une telle entorse ne saurait être déduite de la 
jurisprudence actuelle lorsque, comme c’est le cas en ce 
qui concerne la solution du step-up, la loi ne prévoit au-
cune règle correctrice. 

Enfin, la pratique administrative admet dans certains cas 
particuliers que des réserves latentes soient activées au 
bilan fiscal. Il en va ainsi en cas de privatisation225 ou 

222	 RDAF 2002 II, p. 131.
223	 RDAF 2002 II, p. 136.
224	 ATF 2C_392/2009, consid. 5.4 (28.8.2010): « Grundsätzlich kann 

ein den liberierten Nennwert übersteigender Anteil einer 
Sacheinlage steuerneutral als Agio bilanziert werden (…). Das 
hat jedoch unmittelbar, nach der Praxis der Steuerbehörden  
in der Regel im gleichen Jahr, in dem die Sacheinlage erfolg-
te, zu geschehen (…)». Voir aussi dans le même sens 
TF 2C_515/2010 du 13.9.2011, consid. 3.2. Cette interprétation 
est également suivie en ce qui concerne le principe de l’ap-
port en capital, voir à ce sujet Danon, Le principe de l’apport 
en capital, p. 5 ss.

225	 Circulaire sur les restructurations, ch. 4.2.5.2. L’AFC se réfère 
ici au message du Conseil fédéral relatif à la LFus, qui précise 
que : « (...) Lorsque les valeurs comptables antérieures à la fu-
sion ou à la transformation sont reprises pour l’imposition du 
bénéfice, les réserves latentes constituées avant l’assujettis-
sement à l’impôt sont l’objet d’une charge fiscale latente. 
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encore dans le cadre de l’imposition des entreprises de 
transport et d’infrastructure concessionnaires.226 Ces dif-
férentes pratiques, qui ne trouvent pas forcément appui 
dans la jurisprudence,227 demeurent toutefois isolées. 
Celles-ci ne consacrent donc pas de manière générale le 
principe de l’exonération des réserves latentes créées 
avant l’entrée dans l’assujettissement.

4.3.3.3	 Synthèse

À la lumière de l’étude de la jurisprudence du Tribunal 
fédéral, nous parvenons donc aux conclusions suivantes : 

–– L’arrêt rendu par le Tribunal fédéral le 12 mars 2012 
vient réaffirmer le principe selon lequel les consé-
quences liées à la perte du statut de société holding 
ou auxiliaire ne sont pas régies par la LHID et re-
lèvent donc de la compétence des cantons. Dans ce 
cadre, les cantons sont donc libres d’exonérer (solu-
tion du step-up) ou non les réserves latentes créées 
durant le statut de société holding ou auxiliaire, pour 
autant que le traitement réservé aux pertes demeure 
symétrique (non-déductibilité en cas d’exonération, 
respectivement déductibilité en l’absence de step-
up). Dans ce cadre, les solutions élaborées par le 
droit cantonal ne sont revues par la Haute Cour que 
sous l’angle restreint de l’arbitraire. 

Lorsqu’une réévaluation n’est pas admissible, il doit être pos-
sible de fixer ces réserves latentes dans l’inventaire. Seules 
les plus-values publiées et vérifiées selon le droit privé doivent 
être traitées de la même manière que les apports des membres 
de sociétés de capitaux, qui sont francs d’impôts (art. 60, lit. a 
LIFD et art. 24, al. 2, lit. a LHID). Pour l’imposition du bénéfice, 
elles doivent être considérées comme les réserves latentes 
imposées (...). La détermination des réserves latentes présup-
pose l’évaluation des objets du patrimoine actif et passif au 
moment de la transformation. Cette évaluation ne peut être 
décisive pour l’imposition du bénéfice que si elle est recon-
nue par le droit civil. Les valeurs indiquées dans l’inventaire 
doivent également être vérifiées par un réviseur particulière-
ment qualifié. La vérification n’est néanmoins pas nécessaire 
lorsque l’autorité publique dispose des connaissances tech-
niques nécessaires et que des principes d’évaluation généra-
lement reconnus ou même légaux sont appliqués. » (Message 
LFus, FF2000 3995, 4135). Comme on le constate, le principe 
est certes admis mais à des conditions restrictives.

226	 Circulaire AFC 2011/35, N 3.5 : « Les réserves latentes qui de-
viennent imposables en raison de la comptabilisation par 
secteurs à effectuer ou en raison d’une nouvelle affectation 
peuvent être indiquées sans incidence fiscale dans un bilan 
fiscal. Ce bilan n’est toutefois admis que pour les réserves la-
tentes supérieures aux valeurs d’acquisition historiques. La 
différence entre la valeur comptable d’après le bilan commer-
cial et la valeur d’acquisition initiale doit obligatoirement être 
comptabilisée en vertu du droit commercial comme réévalua-
tion. Les réévaluations sur la base de ces comptabilisations 
dans le bilan commercial ne sont pas prises en compte pour 
l’impôt sur le bénéfice ; toutefois elles ne peuvent pas être 
qualifiées de réserves issues d’apports de capital ».

227	 Glauser, Corporate tax reform, présentation UNIL 10 et 11 dé-
cembre 2013, slides 13 ss. 

–– Il est donc fondamental de comprendre que la portée 
de cet arrêt est limitée à la seule question des statuts 
cantonaux privilégiés et n’est de toute manière pas 
d’application générale. Depuis l’entrée en vigueur de 
la LIFD et de la LHID, la jurisprudence du Tribunal 
fédéral est en effet marquée par une conception for-
maliste du principe de déterminance. Selon cette 
conception, qui nous paraît erronée mais dont il 
convient de prendre acte, les réserves latentes sont 
dans la règle imposables à l’occasion de leur réalisa-
tion, même si celles-ci proviennent historiquement 
d’un domaine exonéré.228 Aussi, il ne nous paraît pas 
possible de déduire de la jurisprudence du Tribunal 
fédéral une règle implicite d’application générale se-
lon laquelle les réserves latentes créées avant le début 
de l’assujettissement ordinaire seraient exonérées.229 
L’organe de pilotage en convient d’ailleurs implici-
tement en recommandant l’adoption d’une base lé-
gale expresse en ce qui concerne les cas d’immigra-
tion.

–– En conséquence, dès lors qu’une base légale est de 
toute manière nécessaire pour les cas d’immigration, 
nous pensons que la solution la plus cohérente serait 
d’adopter une clause générale couvrant l’ensemble 
des états de faits impliquant un transfert de réserves 
latentes exonérées (ou exemptées) vers le domaine  
de l’assujettissement ordinaire à l’impôt selon le 
principe de déterminance. Ce faisant, le législateur 
consacrerait ainsi une dérogation cohérente et uni-
forme au principe de déterminance, à notre sens par-
faitement justifiable au regard des standards interna-
tionaux (notamment les aides d’État). 

Aussi, nous allons maintenant tenter d’esquisser les prin-
cipes directeurs et contours de ce qui pourrait prendre la 
forme d’une nouvelle « exonération systématique ».

4.3.3.4	 Proposition de codification de lege 
ferenda : principe de l’exonération  
« systématique »

4.3.3.4.1	  Principes directeurs

À notre avis, l’introduction dans la LIFD et la LHID 
d’une clause générale prévoyant l’exonération des ré-
serves latentes provenant d’un domaine exonéré (ou 

228 	Dans ce cadre, il convient bien évidemment de réserver l’ap-
plication de l’art. 60 lit. a LIFD qui constitue une règle correc-
trice expresse permettant de déroger au principe de détermi-
nance. Cela dit, l’art. 60 lit. a LIFD ne concerne que les apports 
consentis à une personne morale par ses membres et n’en-
globe donc pas les états de faits envisagés par la RIE III (step-
up en cas de changement de statut fiscal ou encore à l’occa-
sion d’une immigration).

229	 En ce sens également Glauser, Corporate tax reform, présen-
tation UNIL 10 et 11 décembre 2013, slides 13 ss.
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exempté) devrait reposer sur les principes directeurs sui-
vants. 

En premier lieu, cette clause devrait être compatible avec 
le principe d’égalité de traitement. Il en découle deux 
conséquences. Primo, cette clause devrait être appliquée 
non seulement aux personnes morales, mais également 
aux sociétés de personnes et aux personnes physiques 
déployant une activité indépendante. En effet, compte 
tenu de l’objectif poursuivi par cette mesure, il ne se jus-
tifie pas de réserver celle-ci aux seules personnes mo-
rales. Cela d’autant plus que les principes constitution-
nels qui sous-tendent le droit fiscal suisse de l’entreprise 
s’appliquent indistinctement aux personnes morales et 
aux sociétés de personnes. Secundo, la clause, rédigée 
de façon générale, devrait couvrir tous les états de fait 
impliquant un transfert de réserves latentes provenant 
d’un domaine exonéré (ou exempté) vers l’assujettisse-
ment ordinaire à l’impôt selon le principe de détermi-
nance. Le souci de conformité au principe d’égalité de 
traitement nous conduit ainsi à privilégier l’adoption 
d’une clause subjectivement et objectivement générale. 
À notre avis, cette clause serait donc parfaitement con
forme aux standards internationaux, en ceci qu’elle n’in-
corporerait aucun élément de sélectivité. 

En second lieu, la nouvelle exonération devrait à notre 
sens se concentrer sur le rattachement des actifs et ré-
serves latentes soumis à un domaine exonéré (ou exemp-
té) plutôt que sur le contribuable lui-même. En effet, une 
migration de réserves latentes vers l’assujettissement 
ordinaire à l’impôt est susceptible de se produire non 
seulement en cas de passage d’une exonération ou d’un 
statut cantonal privilégié à une imposition ordinaire 
(changement du régime fiscal applicable au contri-
buable), mais également lors du transfert d’actifs, par 
exemple à la suite d’une restructuration, d’un transfert 
d’actifs entre siège et établissement stable ou lors de 
transferts d’actifs de la fortune privée à la fortune com-
merciale (changement du régime fiscal applicable aux 
actifs). Aussi, une clause centrée sur le rattachement des 
actifs permet de régler ces deux hypothèses.

En troisième lieu, par souci de transparence, les principes 
régissant l’activation à la valeur vénale au bilan fiscal 
devraient être réglés par la loi. À notre avis, la solution 
la plus simple serait de prévoir que la réévaluation des 
actifs est assimilée à une aliénation suivie d’une acqui-
sition.230 Cette solution, qui permettrait ainsi d’activer 
au bilan fiscal le goodwill originaire, est du reste celle 

230	 Pour un exemple voir paragr. 128.1 (1) de la Loi de l’impôt sur 
le revenu (L.R.C. (1985), ch. 1 (5e suppl.)) du Canada qui insti-
tue une présomption de disposition suivie d’une présomption 
d’acquisition en cas d’immigration. 

qui est expressément retenue (en sens inverse) par 
l’art. 18 al. 2 LIFD.231 Dans ce cadre, le goodwill origi-
naire serait alors assimilé à un goodwill dérivé.232 Dès 
lors que la nouvelle valeur fiscalement déterminante 
pourrait ainsi faire l’objet d’amortissements selon les 
principes généralement appliqués en droit fiscal suisse 
de l’entreprise, la mesure serait à notre sens, de ce point 
de vue également, parfaitement compatible avec les stan-
dards internationaux. 

En quatrième lieu, et c’est une évidence, la réévaluation 
ne concernerait que les actifs, respectivement les réserves 
latentes existantes et migrant dans l’assujettissement or-
dinaire à l’impôt. La dérogation serait donc conforme au 
principe de proportionnalité et aux standards internatio-
naux. 

Enfin, les réserves latentes réévaluées feraient naturelle-
ment partie des fonds propres imposables au plan de 
l’impôt cantonal sur le capital, ceci sans qu’une modifi-
cation de l’art. 29 LHID ne soit nécessaire. L’al. 2 lit. a 
de cette disposition se réfère en effet déjà aux « réserves 
latentes constituées au moyen de bénéfices imposés ». 
Cela dit, de ce point de vue, la mesure ne serait pas fis-
calement avantageuse  pour les sociétés précédemment 
au bénéfice d’un statut cantonal privilégié : alors même 
que l’activation des réserves latentes conduirait à une 
augmentation de l’assiette de l’impôt sur le capital, les 
sociétés concernées ne pourraient plus profiter du taux 
réduit applicable aux sociétés holding et auxiliaires. Une 
solution initialement envisagée fut de permettre aux can-
tons de renoncer à prélever cet impôt. Cela dit, cette pre-
mière proposition ne fut pas bien accueillie. Aussi, l’or-
gane de pilotage évoque aujourd’hui la possibilité d’in-
troduire dans la LHID un allègement au titre de l’impôt 
sur le capital en ce qui concerne notamment les partici-
pations, les actifs immatériels et les créances intra-
groupes.233 A priori, un tel allègement ne poserait pas de 
problème de conformité internationale à la condition, 

231	 L’art. 58 al. 1 lit. c. LIFD, qui concerne l’impôt des personnes 
morales, consacre quant à lui une fiction de « liquidation ». Se 
fondant sur le texte clair de cette disposition, plusieurs au-
teurs estiment ainsi que celui-ci ne permet pas d’englober le 
goodwill originaire dans l’assiette de l’impôt. Voir à ce sujet 
Danon, N 94 ad art. 57 - 58 LIFD et les références citées. À notre 
connaissance, cette vision des choses ne correspond toutefois 
pas à la pratique administrative. Cela dit, par souci de cohé-
rence avec la disposition proposée ici ainsi qu’avec l’art. 18 
al. 2 LIFD, il conviendrait de clarifier ce point de vue en modi-
fiant l’art. 58 al. 1 lit. c LIFD comme suit : « Le transfert à l’étran-
ger du siège, de l’administration, d’une entreprise ou d’un éta-
blissement stable est assimilé à une aliénation ».

232	 Même point de vue défendu de lege lata par Riedweg, Wechsel 
vom privilegierten zum ordentlichen Steuerstatus, p. 179.

233	 Rapport DFF RIE III, p 47 ; Riedweg, Wechsel vom privilegierten 
zum ordentlichen Steuerstatus, p. 178 - 179.
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bien évidemment, d’être ouvert à toutes les entreprises 
(absence de sélectivité de jure et de facto).

4.3.3.4.2	  Insertion dans la LIFD et la LHID

Le principe de l’exonération systématique proposé ci-
dessus pourrait ainsi par exemple être inséré dans la 
LIFD et la LHID de la manière suivante234 :

La modification proposée doit donc être comprise comme 
une mesure visant à moderniser l’assiette fiscale de 

234  	Glauser fut le premier à proposer une nouvelle base lé-
gale qui serait insérée dans un nouvel art. 59bis al. 2 LIFD et 
art. 25bis al. 2 LHID et dont la teneur serait la suivante : « When 
a company becomes partly or entirely liable to taxes in Swit-
zerland or when a profit becomes taxable while it was previ-
ously not taxed (transfer from abroad, and of a tax exemption 
in the sense of art. 56 FHL, etc.), it can revaluate existing hid-
den reserves in its tax balance sheet at this moment to the ex-
tent that the hidden reserves become newly taxable. This as-
set in the tax balance sheet can then be depreciated in the fol-
lowing tax years under the conditions fixed by the Federal 
Counsel. » (voir Glauser, Corporate tax reform, présentation 
UNIL 10 et 11 décembre 2013, slide 19). 

Insertion Texte proposé Commentaires

Personnes 
morales

Art.59bis LIFD 
(nouveau)

Art.25bis LHID 
(nouveau)

1.	 La personne morale dont tout ou partie 
des actifs sont nouvellement assujettis à 
l’impôt peut réévaluer, durant la période 
fiscale concernée, ces actifs à leur valeur 
vénale à ce moment-là. 

2.	La réévaluation est assimilée à une aliéna-
tion suivie d’une acquisition. Les réserves 
latentes dissoutes sont considérées 
comme bénéfices imposés. De plus, la 
nouvelle valeur fiscalement déterminante 
peut faire l’objet d’amortissements corres-
pondants. 

–	 Applicable à toutes les personnes morales (art. 49 LIFD et 
20 LHID) ainsi qu’à l’ensemble des états de fait impliquant 
un transfert de réserves latentes vers l’assujettissement or-
dinaire à l’impôt, que cela concerne tout ou partie des actifs 
de la personne morale. En particulier, la disposition vise le 
passage à une imposition ordinaire à la suite de la fin d’une 
exonération ou d’un statut fiscal cantonal privilégié, l’immi-
gration d’une personne morale étrangère en Suisse ou en-
core un transfert d’actifs à la suite d’une restructuration. 

–	 Le premier alinéa, qui constitue une règle correctrice en fa-
veur du contribuable, consacre l’entorse au principe de dé-
terminance en autorisant la réévaluation à hauteur de la va-
leur vénale. Conformément au principe de proportionnalité, 
la réévaluation est limitée au montant des réserves latentes 
préexistantes (« à ce moment-là »). 

–	 Le second alinéa consacre le principe de la fiction d’aliéna-
tion et d’acquisition et exonère les réserves latentes en trai-
tant celles-ci comme imposées. Au plan cantonal, ces ré-
serves latentes imposées font donc partie des fonds propres 
imposables (art. 29 LHID). Enfin, la troisième phrase 
confirme que les actifs réévalués peuvent faire l’objet 
d’amortissements correspondants. 

–	 La disposition proposée n’a toutefois aucune portée lorsque 
l’art. 60 lit. a LIFD trouve déjà application. Il en va par 
exemple ainsi en présence d’un apport dissimulé consenti 
par l’actionnaire et incorporant des réserves latentes pro-
venant de la fortune privée.

Personnes 
physiques

Art. 18 al. 2bis 
LIFD (nouveau)
Art. 8 al. 1bis 
LHID (nou-
veau) 

Le contribuable dont tout ou partie des actifs 
sont transférés à la fortune commerciale as-
sujettie à l’impôt peut réévaluer, durant la 
période fiscale concernée, ces actifs à leur 
valeur vénale à ce moment-là. La réévalua-
tion est assimilée à une aliénation suivie 
d’une acquisition. Les réserves latentes dis-
soutes sont considérées comme revenus im-
posés. De plus, la nouvelle valeur fiscale-
ment déterminante peut faire l’objet d’amor-
tissements correspondants.

–		 Cette clause, applicable au revenu provenant de l’activité 
indépendante, repose sur les mêmes principes. La clause 
vise en particulier le transfert d’actifs provenant de la for-
tune privée ou de la fortune commerciale non assujettie à 
l’impôt (établissement ou entreprise sise à l’étranger) à la 
fortune commerciale assujettie à l’impôt.

toutes les entreprises (personnes morales et sociétés de 
personnes) en vue de mieux faire coïncider celle-ci avec 
le principe de l’imposition selon la capacité contributive. 
Au surplus, le modèle proposé (fiction d’aliénation et 
d’acquisition) correspond à celui pratiqué par plusieurs 
États.
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4.4	 Imposition préférentielle des produits de 
licence (« licence box »)

4.4.1	 Généralités

Nous abordons maintenant le principe de l’imposition 
préférentielle des produits de licence (ci-après : « licence 
box »)235, qui constitue l’une des principales mesures de 
la RIE III. 

Ce régime, appliqué aujourd’hui par 10 États européens 
sous une forme ou une autre, se rattache aux incitations 
dites en aval (« output ») en faveur de la recherche et du 
développement (R&D).236 En Suisse, comme on le sait, 
seul le canton de Nidwald connaît déjà un tel régime.237 
L’incitation en aval postule qu’une imposition privilégiée 
des revenus de licence, voire une redevance notionnelle 
attribuée aux biens produits par l’entreprise elle-même 
(« embedded royalty »), est de nature à accroître l’inves-
tissement dans le domaine de la R&D. On parle de « box » 
dès lors que l’objectif de cette mesure est d’isoler les 
produits de licence et de soumettre ceux-ci à une charge 
fiscale privilégiée. Dans la plupart des États, l’incitation 
prend la forme d’une exemption ou d’une déduction af-
férente aux revenus privilégiés.238

La licence box se distingue de l’incitation en amont 
(« input incentive »). Cette dernière mesure, qui est en-
core plus répandue parmi les États membres de l’OCDE, 
se concentre au contraire sur les dépenses affectées à la 
R&D. Il s’agira par exemple d’une déduction supérieure 

235	 La mesure est aussi connue sous le nom de « innovation box » 
ou de « patent box ». 

236	 Ces dernières années, les États suivants ont introduit une in-
citation fiscale de ce type : France (2000), Hongrie (2003), Pays-
Bas (2007), Belgique (2007), Luxembourg (2008), Espagne 
(2008), Malte (2010), Liechtenstein (2011), Chypre (2012) et 
Royaume-Uni (2013). Evers/Miller/Spengel, Intellectual Proper-
ty Box Regimes, p. 6. Pour un aperçu des différents régimes 
existant au sein de l’Union européenne, voir notamment Ey-
natten, European R&D and IP Tax Regimes, p. 502. En ce qui 
concerne plus particulièrement (i) la Belgique : Van den Ber-
ghe/Kelley, New Patent Deduction in Belgium, p. 374, Warson/
Foriers, The Belgian Patent Income Deduction, p. 70, Warson/
Claes, The Belgian Patent Income Deduction, p.  319, (ii) le 
Royaume-Uni : Casley/Naish, United Kingdom : The Patent Box 
Regime, p. 115 ss, Obuoforibo, The technical aspects of the UK 
patent box rules, p. 482, (iii) les Pays-Bas : Sporken/Gommers, 
The Patent Box : Approved and Implemented in the Nether-
lands, p. 198.

237	 Voir à ce sujet Hinny, Lizenzbox des Kantons Nidwalden, 
p. 150  ss. À notre avis, l’introduction unilatérale de cette me-
sure par ce canton heurte la LHID. 

238	 Dans cette dernière variante, la mesure est ainsi susceptible 
d’avoir un effet sur le report de pertes de l’entreprise lorsque 
celle-ci est en situation déficitaire. Il va en revanche différem-
ment lorsque, comme c’est le cas en France, le taux de l’im-
pôt est simplement réduit, voir Evers/Miller/Spengel, Intellec-
tual Property Box Regimes, p. 6. Comme le relèvent ces au-
teurs, la charge fiscale privilégiée varie au surplus entre 0 % 
(Malte), 2 % (Chypre), 2.5 % (Liechtenstein) et 10 % - 12 % (Es-
pagne) et 15.5 % (France).

aux dépenses effectives de R&D (« multiple deduction ») 
ou encore d’un crédit d’impôt à la recherche, tel que ce-
lui pratiqué par exemple par la France. De telles incita-
tions sont en revanche inconnues en droit positif suisse. 
Certes, les dépenses affectées à la R&D, dans la mesure 
où celles-ci sont justifiées par l’usage commercial, sont 
déductibles du bénéfice imposable.239 De plus, le droit 
en vigueur permet de constituer des provisions pour de 
futurs mandats de recherche et de développement à 
condition que ces mandats (i) soient confiés à des tiers 
et (ii) n’excèdent pas 10 % du bénéfice imposable et au 
total au maximum 1 million de francs. Si cette possibi-
lité présente en particulier un intérêt pour les petites et 
moyennes entreprises,240 sa portée pratique est toutefois 
limitée. Du reste, cette règle, qui ne figure pas dans la 
LHID, n’a pas été reprise par tous les cantons. En l’état, 
le système fiscal suisse n’incorpore donc pas de vision 
cohérente et globale de l’incitation à la R&D. Le Conseil 
fédéral étudie toutefois actuellement l’opportunité 
d’adopter des incitations en amont en faveur de la 
R&D.241 

Cela étant, alors que les incitations en amont ne soulèvent 
pas de problème structurel particulier,242 les régimes li-
cence box, en revanche, donnent actuellement lieu à un 
débat nourri de politique fiscale. Fondamentalement, la 
question se pose de savoir si la conception actuelle de 
ces régimes permet réellement d’encourager et de déve-
lopper les activités R&D.243 Dans son rapport, le DFF 
milite en faveur d’une licence box « aménagée pour être 
aussi compétitive que possible ».244 Ce souci de compé-
titivité internationale est parfaitement compréhensible. 
Cela dit, il incombe à notre sens au législateur de faire 
la distinction entre une réelle incitation fiscale en faveur 
de la R&D et une mesure centrée uniquement sur l’attrait 

239	 Art. 58 al. 1 lit. a LIFD.
240	 Voir art. 29 al. 1 lit. d LIFD (activité indépendante) et 63 al. 1 

lit. d LIFD (personnes morales). Voir à ce sujet Danon, N 36 ss 
ad art. 63 LIFD.

241	 Voir notamment la motion 08.3853 du groupe libéral-radical et 
le postulat 10.3894 de la Commission de l’économie et des re-
devances du Conseil national. 

242	 Sous réserve de distorsions liées par exemple à l’octroi d’un 
crédit d’impôt dans certaines structures internationales, voir 
par exemple OCDE, l’érosion de la base d’imposition et le trans-
fert de bénéfices, p. 85.

243	 Comme le relève notamment l’OCDE dans une étude récente : 
« Some countries also have « patent box » regimes that lower 
tax rates on income of resident taxpayers derived from KBC, 
including royalty income from patents. Today, governments 
face severe budget constraints and need to be sure that sub-
sidies for R&D are worthwhile. This calls for systematic eval-
uation of tax relief measures in order to assess the continu-
ing validity of their rationale and objectives and whether their 
targeting and design remain appropriate and intended out-
comes are being achieved » (OCDE, Investment in Knowledge 
Capital, Growth and Innovation, p. 129).

244	 Rapport DFF RIE III, p. 50.



© IFF-HSG� IFF Forum für Steuerrecht 2014

47Robert Danon, La refonte de la fiscalité internationale des entreprises

des capitaux mobiles. Indépendamment de la question 
de la conformité aux standards internationaux (4.4.3), 
nous aurons l’ambition de démontrer que seule une véri-
table incitation en faveur de la R&D est compatible avec 
les principes constitutionnels régissant le droit fiscal 
suisse (4.4.2). À cette fin, il convient tout d’abord de rap-
peler la portée de ces principes dans le cadre de l’adop-
tion d’une telle mesure ainsi que sa relation avec la 
LHID. Cela fait, et à la lumière du cadre ainsi défini, 
nous aborderons la conception proprement dite de la li-
cence box ainsi que les orientations prises par l’organe 
de pilotage à cet égard. 

4.4.2	 La licence box et le système fiscal suisse

4.4.2.1	 Licence box et principes constitutionnels 

La licence box conduit à une imposition privilégiée des 
revenus de la propriété intellectuelle par rapport aux 
autres éléments du contribuable. Selon nous, l’adoption 
de cette mesure constituerait une entorse aux principes 
constitutionnels régissant le droit fiscal suisse, singuliè-
rement à l’égalité de traitement et l’imposition selon la 
capacité contributive. L’adoption du modèle de la licence 
box pourrait toutefois être justifiée par la nécessité de 
poursuivre un but extra-fiscal,245 en l’occurrence l’encou-
ragement de l’activité R&D. Du reste, en droit actuel, 
une entorse similaire existe déjà en ce qui concerne la 
constitution de provisions pour de futurs mandats de re-
cherche et de développement, dont la portée est certes 
limitée.246

Selon l’opinion dominante, il faut pour cela que plusieurs 
conditions soient cumulativement réalisées. En premier 
lieu, une base constitutionnelle est nécessaire car, à dé-
faut, l’inégalité de traitement induite par l’incitation ne 
se justifie pas.247 En l’espèce, cette base constitutionnelle 

245	 Sur cette notion et de manière générale, voir notamment ATF 
133 II 206 = RDAF 2007 II, p. 505, consid. 11.1. 

246 	Comme le relève le Tribunal fédéral, la LHID connaît égale-
ment de telles incitations extra-fiscales dans d’autres do-
maines, à savoir celles prévues par l’art. 23 al. 1 lit. d LHID 
(exonération des institutions de prévoyance professionnelle), 
par l’art. 9 al. 2 lit. e LHID (déductions des montants en vue de 
l’acquisition de droits contractuels dans des formes reconnues 
de la prévoyance individuelle liée) ou par l’art. 9 al. 3 LHID (dé-
ductions pour investissements destinés à économiser l’éner-
gie et à ménager l’environnement ou pour les frais de restau-
ration des monuments historiques s’agissant de la propriété 
privée). Il en va de même pour les allégements fiscaux en fa-
veur des entreprises nouvellement créées en application des 
art. 5 et 23 al. 3 LHID, qui constituent des mesures de promo-
tion économique (ATF 133 II 206 = RDAF 2007 II p.  505, 
consid. 11.1).

247 	Message sur l’harmonisation fiscale, FF 1983 III p. 48 ; ATF 133 
II 206 = RDAF 2007 II, p. 505, consid. 11.1 ; Richli, Rechtspro-
bleme, p. 105 ; Yersin, Les buts extra-fiscaux assignés aux im-
pôts directs, p. 59. Cette auteure considère toutefois que la 
norme constitutionnelle dérogatoire devrait expressément 

existe dès lors que l’art. 64 al. 1 Cst. dispose que : « La 
Confédération encourage la recherche scientifique et 
l’innovation ».248 Ensuite, l’introduction de l’incitation 
extra-fiscale doit reposer sur un intérêt public. Cette exi-
gence sera appréciée d’autant plus sévèrement que l’at-
teinte aux principes constitutionnels est importante.249 
Cela dit, l’intérêt public apparaît d’autant plus légitime 
que le mandat confié au législateur est précis.250 Comme 
l’a montré Hinny, il ne fait aucun doute que l’encoura-
gement de l’activité R&D représente un intérêt public 
déterminant.251 

Cela étant, ce sont surtout les principes de proportionna-
lité et d’égalité de traitement qui nous intéressent ici. Le 
principe de proportionnalité commande de concevoir la 
licence box de manière à ce que celle-ci puisse atteindre 
l’objectif qui lui est assigné (règle de l’aptitude). De plus, 
l’entorse aux principes constitutionnels en vue de soute-
nir l’activité R&D ne doit pas aller au-delà de ce qui est 
nécessaire (règle de la nécessité).252 Comme nous le ver-
rons, ces deux critères jouent notamment un rôle impor-
tant dans le cadre de la définition du catalogue des droits 
immatériels privilégiés et de l’exigence d’un lien avec 
l’activité R&D. Enfin, l’égalité de traitement (interne) 
entre tous les bénéficiaires potentiels de la mesure doit 
être respectée. Pour en juger, il convient de prendre en 
considération l’objectif poursuivi par l’incitation fis-
cale.253 

4.4.2.2	 Licence box et LHID

Dans son rapport, le DFF relève à raison que la licence 
box devrait être définie dans la LHID de façon à être 
contraignante pour l’ensemble des cantons.254 À notre 
avis, l’ensemble des conditions matérielles de cette me-

mentionner que la poursuite de buts extra-fiscaux peut se faire 
au moyen de mesures fiscales.

248	 Voir à ce sujet Hinny, Lizenzbox des Kantons Nidwalden, 
p. 157 ss. 

249	 ATF 133 II 206 = RDAF 2007 II, p. 505, consid. 11.2.
250	 Yersin, Les buts extra-fiscaux assignés aux impôts directs, p. 59.
251	 Hinny, Lizenzbox des Kantons Nidwalden, p. 150 ss. Cela dit, 

selon cet auteur, indépendamment de l’analyse sous l’angle 
de la poursuite d’un but extra-fiscal, il existe déjà des raisons 
de nature qualitative et quantitative qui commandent d’impo-
ser les revenus de la propriété intellectuelle à un taux réduit 
(Hinny, Lizenzbox des Kantons Nidwalden, p. 152). Selon cette 
vision des choses, une imposition réduite des revenus de li-
cence se justifie déjà indépendamment de la poursuite d’un 
but extra-fiscal. À notre avis, cette vision des choses, même 
si on l’admettait, est aujourd’hui dépassée en raison de l’évo-
lution internationale. En effet, les travaux menés par l’OCDE 
dans le cadre du projet BEPS viennent justement souligner 
qu’une imposition privilégiée des revenus de licence n’est 
concevable que lorsque celle-ci est associée à un réel but ex-
tra fiscal (encouragement de l’activité R&D).

252	 Yersin, Les buts extra-fiscaux assignés aux impôts directs, p. 63.
253	 Yersin, Les buts extra-fiscaux assignés aux impôts directs, p. 56.
254	 Rapport DFF RIE III, p. 50.
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sure, étudiées ci-dessous, devraient figurer dans la LHID. 
Comme nous l’avons vu, cette manière de procéder se 
justifie également au regard des exigences de conformi-
té internationale et devrait permettre d’éviter une éven-
tuelle sélectivité régionale en matière d’aides d’État. En 
revanche, la fixation de l’étendue de l’allégement devrait 
incomber aux cantons.255

4.4.2.3	 La conception de la licence box

4.4.2.3.1  Champ d’application subjectif 

L’organe de pilotage observe que la licence box devrait 
être étendue à toutes les entreprises, c’est-à-dire tant aux 
personnes morales qu’aux entreprises de personnes.256 
Aussi, un régime analogue à celui prévu pour les per-
sonnes morales devrait être appliqué dans le cadre de 
l’activité indépendante.257 A notre avis, cette vision des 
choses est la seule qui soit compatible avec le droit 
constitutionnel. En effet, comme nous l’avons rappelé, 
l’égalité de traitement doit être concrétisée en fonction 
du but poursuivi par l’incitation extra-fiscale. Or, dans 
la mesure où la licence box n’est pas liée à une forme 
juridique particulière mais au contraire à une activité 
(R&D), le principe d’égalité de traitement commande 
que cette incitation soit appliquée à toutes les entreprises 
(personnes morales et sociétés de personnes).258 

Au surplus, en raison de son insertion dans le chapitre 
relatif aux personnes morales,259 la licence box serait 
également applicable aux établissements stables suisses 
d’entreprises étrangères, et ceci sans qu’il soit nécessaire 
de le préciser. En cela, le nouveau régime serait ainsi 
compatible avec la clause de non-discrimination des CDI 
suisses.260 En effet, comme le prévoit l’art. 20 al. 2 LHID 
et les dispositions cantonales harmonisées correspon-
dantes : « les personnes morales, les sociétés commer-
ciales et les communautés de personnes étrangères sont 
assimilées aux personnes morales suisses dont elles se 
rapprochent le plus par leur forme juridique ou leurs 
structures effectives ». De plus, les sociétés de personnes 
étrangères disposant d’un établissement stable en Suisse, 
assimilées aux personnes morales, pourraient se préva-
loir de la licence box.261 Conformément à l’opinion do-

255	 Rapport DFF RIE III, p. 50.
256	 Rapport DFF RIE III, p. 32.
257	 Art. 8 LHID.
258	 C’est du reste la logique déjà suivie par le législateur en ce qui 

concerne les provisions pour de futurs mandats de recherche 
et de développement qui sont applicables tant aux personnes 
morales qu’aux personnes physiques exerçant une activité in-
dépendante. Voir art. 29 al. 1 lit. d LIFD (activité indépendante) 
et 63 al. 1 lit. d LIFD (personnes morales).

259	 Art. 20 ss LHID.
260	 Art. 24(3) MC OCDE.
261	 Art. 20 al. 2 LHID.

minante, les associés assujettis de manière illimitée en 
Suisse seraient en revanche imposés en transparence au 
titre d’un revenu provenant de l’activité indépendante. 
Pour ceux-ci, le régime de licence box applicable serait 
donc celui relatif aux personnes physiques. 

4.4.2.3.2	  Le catalogue des droits privilégiés

Lors de la conception d’un régime licence box, l’une des 
premières questions se posant est celle de la définition 
du catalogue des droits immatériels privilégiés. On dis-
tingue à cet égard deux tendances au sein de l’Union eu-
ropéenne. Dans certains régimes, l’incitation est limitée 
aux « biens incorporels manufacturiers » (« trade intan-
gibles »)262 et droits immatériels à caractère industriel, 
(par exemple brevets et éventuellement le savoir-faire qui 
y est lié et autres actifs immatériels avec un certificat 
R&D).263 Dans d’autres États, en revanche, le catalogue 
englobe également les marques et d’autres biens incor-
porels de commercialisation (« marketing intan-
gibles »).264 Cette seconde tendance est en particulier 
suivie par le Luxembourg, le Liechtenstein  et la Hon-
grie.265 

Sur ce point, l’organe de pilotage observe qu’un cata-
logue trop large des droits privilégiés (englobant par 
exemple le simple savoir-faire) ne serait pas souhaitable. 
En effet, pratiquement toutes les entreprises pourraient 
alors se prévaloir de la licence box, ce qui équivaudrait 
dans les faits à un abaissement général des taux d’impo-
sition du bénéfice.266 

Pour notre part, et indépendamment de ce dernier aspect, 
nous pensons effectivement qu’il se justifie de privilégier 
un catalogue axé sur les droits de propriété industrielle. 

262 	Selon la terminologie de l’OCDE, voir OCDE, Principes de l’OCDE 
applicables en matière de prix de transfert, p. 212.

263	 Merrill et al., the Patent Box, 1672 ; Evers/Miller/Spengel, In-
tellectual Property Box Regimes, p. 7 ss avec aperçu de droit 
comparé, p. 8 ; Rapport DFF RIE III, aperçu de droit comparé, 
p. 34. Au Royaume-Uni par exemple, l’incitation couvre ainsi 
uniquement les brevets, certificats de protection complémen-
taires, certaines autorisations de mise sur le marché pour les 
médicaments et droits de protection des espèces (voir à ce su-
jet Casley/Naish, United Kingdom : The Patent Box Regime, 
p. 115 ss ; Obuoforibo, The technical aspects of the UK patent 
box rules, p. 482 ; Evers/Miller/Spengel, Intellectual Property 
Box Regimes, p. 7 ss avec aperçu de droit comparé, p. 8 ; Rap-
port DFF RIE III, aperçu de droit comparé, p. 34). Cela dit, comme 
nous le verrons, la méthode de calcul utilisée par ce pays, ac-
tuellement controversée au niveau international, confère néan-
moins au régime une portée extrêmement large.

264	 Selon la terminologie de l’OCDE, voir OCDE, Principes de l’OCDE 
applicables en matière de prix de transfert, p. 212.

265	 Merrill et al., the Patent Box, 1672 ; Evers/Miller/Spengel, In-
tellectual Property Box Regimes, p. 7 ss avec aperçu de droit 
comparé, p. 8 ; Rapport DFF RIE III, aperçu de droit comparé, 
p. 34 ; Eynatten, European R&D and IP Tax Regimes, p. 511.

266	 Rapport DFF RIE III, p. 50.
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En effet, on doit reconnaître qu’un catalogue englobant 
également les droits immatériels de commercialisation 
manquerait de cohérence avec la logique de soutien à une 
réelle activité R&D.267

4.4.2.3.3	 � Le problème des droits immatériels 
acquis

Ceci posé, il convient ensuite de déterminer si l’incita-
tion fiscale doit englober les droits immatériels acquis 
de tiers, et dans l’affirmative, à quelles conditions. Dans 
ce cadre également, nous retrouvons les deux tendances 
évoquées ci-dessus. Dans certains États, le régime ne 
couvre pas les droits immatériels acquis de tiers et qui 
n’ont pas été développés (ou à tout le moins dont le dé-
veloppement n’est pas poursuivi) par l’entité elle-même. 
C’est l’approche suivie notamment par l’Espagne,268 les 
Pays-Bas et la Belgique. D’autre États (Chypre, la 
France, la Hongrie, le Liechtenstein, le Luxembourg269 
et Malte) étendent en revanche le bénéfice de la licence 
box aux droits immatériels acquis.270 

Le rapport du DFF observe que si l’on part du principe 
que la licence box est destinée à compenser l’éventuelle 
suppression des sociétés jouissant d’un régime spécial, 
il conviendrait alors d’étendre également cette mesure 
aux biens immatériels développés, acquis ou donnés en 
licence avant son entrée en vigueur.271

Cette préoccupation est naturellement tout à fait légitime. 
Cela dit, l’extension sans réserve de la licence box envi-
sagée aux droits immatériels acquis ou antérieurement 
développés nous paraît discutable. En effet, il est diffi-
cile de lier ces droits immatériels, respectivement l’ap-
plication de l’incitation fiscale aux revenus en provenant, 
à l’activité actuelle de R&D que la mesure entend pour-
tant encourager.272 Du reste, comme nous le verrons, il 
n’est pas exclu qu’à l’avenir cette approche pose des pro-
blèmes de conformité internationale. 

267 	Merrill et al., the Patent Box, 1672. Comme le relèvent Evers/
Miller/Spengel, Intellectual Property Box Regimes, p. 34 : « Re-
gimes that limit eligible intellectual property to trade intangi-
bles (notably patents) – which have a stronger link to spillover 
generating R&D activities than marketing intangibles – are more 
in line with the aim to increase investment in R&D ».

268	 L’approche suivie par cet État est particulièrement restrictive 
en ceci que les droits immatériels doivent avoir été impérati-
vement développés par l’entité elle-même.

269	 Dans cet État, le régime ne couvre toutefois pas les droits im-
matériels acquis d’une autre société du groupe, voir à ce su-
jet Kuijk, Luxembourg’s  Intellectual  Property  Regime, p. 295.

270	 Evers/Miller/Spengel, Intellectual Property Box Regimes, p. 10 ; 
Rapport DFF RIE III, aperçu de droit comparé, p. 35.

271	 Rapport DFF RIE III, p. 32.
272	 Evers/Miller/Spengel, Intellectual Property Box Regimes, p. 10 

et p. 34.

À notre avis, une approche plus cohérente et plus respec-
tueuse du principe de proportionnalité serait de réserver 
uniquement le bénéfice de la licence box aux droits im-
matériels dont le développement se poursuit. Aussi, selon 
la même vision des choses, l’incitation fiscale ne porte-
rait que sur la part des droits nouvellement développée 
par le contribuable.273 

4.4.2.3.4	  Revenus privilégiés

Outre les revenus périodiques, le rapport du DFF est 
d’avis que la licence box devrait couvrir les gains en ca-
pital provenant de l’aliénation de droits immatériels.274 
Qu’il s’agisse des personnes morales ou du produit de 
l’activité indépendante, cette vision des choses doit à 
l’évidence être suivie. En effet, compte tenu de l’objec-
tif poursuivi par la licence box, il n’existe aucune raison 
de réserver un traitement différent aux rendements pério-
diques et aux gains en capitaux.275 

Enfin, suivant le modèle adopté par plusieurs États, les 
biens produits par l’entreprise elle-même bénéficieraient 
également de la licence box (« embedded royalty »).276 
Cette position nous paraît également correcte. En effet, 
sous l’angle du principe d’égalité de traitement, il se jus-
tifie de traiter de manière identique l’utilisation pour 
compte propre et le transfert du droit d’utiliser un actif 
immatériel à un tiers.277 De plus, dans cette hypothèse, 
le lien avec l’activité R&D de l’entreprise est par défi-
nition susceptible d’être particulièrement étroit.278 

Cela étant, comme nous allons le voir maintenant, la mise 
en œuvre de ce principe soulève un certain nombre de 
difficultés dans le cadre du calcul du revenu. En effet, il 
convient alors d’extraire du prix du bien produit par l’en-
treprise les composantes relatives aux actifs immatériels 
privilégiés afin de soumettre ceux-ci à une fiscalité pri-
vilégiée.279

4.4.2.3.5	  Calcul du revenu déterminant

Comme le rappelle l’organe de pilotage, il existe concep-
tuellement deux manières permettant de calculer le re-
venu soumis à la licence box. 

Selon une première approche, le revenu privilégié est 
directement déterminé en séparant du bénéfice total la 
part affectée à la licence box. Cette approche, certes pré-

273	 Voir à ce sujet Merrill et al., the Patent Box, 1672. 
274	 Rapport DFF RIE III, p. 29.
275	 Du même avis Matteotti/Roth, Die Unternehmenssteuerreform 

III, p. 707.
276	 Rapport DFF RIE III, p. 29.
277	 Du même avis Matteotti/Roth, Die Unternehmenssteuerreform 

III, p. 707.
278	 Evers/Miller/Spengel, Intellectual Property Box Regimes, p. 36.
279	 Rapport DFF RIE III, p. 29.
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cise, suppose toutefois que l’on identifie, pour chaque 
bien produit, l’existence d’un actif immatériel qualifié.280 
La seconde approche, de nature indirecte et suivie par le 
Royaume-Uni, cherche au contraire à identifier le revenu 
déterminant selon une vision dite « résiduelle ». Suivant 
cette méthode, l’on détermine dans un premier temps la 
part des revenus privilégiés en fonction du ratio existant 
entre ceux-ci et les autres revenus. En ce qui concerne le 
rattachement des redevances notionnelles (« embedded 
royalties ») aux revenus privilégiés, il suffit que celles-ci 
proviennent de biens comprenant au moins un actif im-
matériel qualifié. Dans un second temps, le revenu qua-
lifié est réduit d’une part correspondant au bénéfice lié 
aux fonctions dites de « routine ». Au Royaume-Uni, cette 
part correspond dans la règle à 10% des dépenses concer-
nant ces fonctions (application de la méthode du prix 
majoré). L’on parvient finalement au revenu déterminant 
en diminuant à nouveau celui-ci d’un montant (redevance 
notionnelle) rémunérant l’utilisation des actifs immaté-
riels de commercialisation (« marketing intangibles »)  
qui ne profitent pas de la licence box. La méthode indi-
recte a ainsi tendance à affecter une part plus importante 
du bénéfice à la licence box.281

L’organe de pilotage relève que cette dernière méthode 
a l’avantage de la simplicité et permet notamment d’évi-
ter de nombreuses études de prix de transfert en relation 
avec l’application de la licence box. Cela dit, comme 
nous le verrons, la conformité internationale de la mé-
thode indirecte est actuellement controversée.282

4.4.2.3.6	  La question du lien avec l’activité R&D

Une autre question actuellement débattue est celle du 
lien devant exister entre l’activité R&D et le contribuable 
dont les revenus de la propriété intellectuelle sont fisca-
lement privilégiés. En effet, dans la plupart des régimes 
européens, il n’est pas nécessaire que l’activité de R&D 
soit exercée directement par l’entité bénéficiant de la li-
cence box. En vertu d’un contrat de recherche (« contract 
R&D »), cette activité peut notamment être confiée à une 
autre entité, en particulier une société du groupe agissant 
pour le compte et au risque de la société principale.283 
Cette dernière société, au bénéfice de la licence box, 
conserve alors les risques et la propriété des biens incor-
porels obtenus ou développés et contrôle la société pres-
tataire. Cette dernière, dont les risques seront générale-
ment limités, sera souvent rémunérée sur la base de la 
méthode du prix de revient majoré (« cost plus »).284

280	 Rapport DFF RIE III, p. 29 - 30.
281	 Rapport DFF RIE III, p. 30.
282	 Rapport DFF RIE III, p. 50.
283	 Evers/Miller/Spengel, Intellectual Property Box Regimes, p. 10.
284	 OCDE, Principes de l’OCDE applicables en matière de prix de 

transfert, p. 241.

L’organe de pilotage se rallie à cette vision des choses 
et semble rejeter, à ce stade en tout cas, l’idée d’un lien 
inconditionnel entre l’octroi du bénéfice de la licence 
box et l’exercice d’une activité de R&D en Suisse, ceci 
pour plusieurs raisons. En premier lieu, le rapport du 
DFF relève que de nombreuses entreprises déjà implan-
tées en Suisse ne pourraient pas bénéficier de la licence 
box, en raison du fait que leur activité de R&D n’est pas 
conduite depuis ce pays. Enfin, une telle exigence pour-
rait s’avérer désavantageuse en relation avec d’éven-
tuelles futures implantations en Suisse. Aussi, l’organe 
de pilotage opte pour une approche dite « intermédiaire ». 
En l’occurrence, une entreprise sise en Suisse pourrait 
se prévaloir de la licence box dans la mesure où celle-ci 
(i) détient des biens immatériels qualifiés ou est le pro-
priétaire économique de ces actifs et dispose d’une li-
cence correspondante, (ii) assume certaines fonctions 
prédéfinies et remplit certaines exigences de substance 
(notamment personnel déterminant en Suisse) et, finale-
ment (iii) atteste qu’une part qualifiée de ses revenus 
provient d’une activité R&D. En revanche, selon cette 
variante, le fait que l’activité de R&D soit exercée en 
Suisse ou à l’étranger (typiquement par une autre socié-
té du groupe) ne serait pas déterminant.285

Cela étant, au sein des groupes multinationaux, cette 
manière de procéder entraîne souvent une dissociation 
géographique entre d’une part l’activité de R&D qui est 
déployée dans un État et, d’autre part, la détention des 
droits immatériels et des revenus en provenant qui re-
viennent à l’entité au bénéfice de la licence box, sise dans 
un État différent. Sous l’angle du droit constitutionnel et 
du principe de proportionnalité (règle de l’aptitude), on 
peut alors se demander dans quelle mesure l’incitation 
fiscale octroyée par ce dernier État est conçue de manière 
appropriée dès lors que celle-ci n’induit pas ou peu d’ac-
tivité R&D supplémentaire sur son territoire».286 Certes, 
en l’état actuel des règles de prix de transfert posées par 
l’OCDE, le fait de confier la conduite de l’activité R&D 
à une autre société du groupe demeure admissible. Cela 
dit, on perçoit déjà ici une tension avec le projet BEPS 
qui s’attache à éviter le divorce entre le bénéfice de l’en-
treprise et les activités génératrices de celui-ci. Aussi, 
comme nous le verrons, il n’est pas exclu que cette ma-
nière de procéder soit restreinte voire remise en cause, 
que ce soit sous l’angle des travaux concernant la con
currence fiscale dommageable ou encore des prix de 
transfert. 

285	 Rapport DFF RIE III, p. 28 ss. 
286	 Voir aussi en ce sens Evers/Miller/Spengel, Intellectual Proper-

ty Box Regimes, p. 35.
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4.4.2.3.7	 � Entrée dans la licence box et 
réalisation systématique 

À la suite de l’entrée en vigueur de la licence box, les 
entreprises assujetties jusqu’ici de manière ordinaire à 
l’impôt seraient naturellement soumises à une fiscalité 
plus avantageuse en ce qui concerne leurs actifs imma-
tériels. En particulier, les réserves latentes afférentes à 
ces actifs, précédemment potentiellement pleinement 
imposables, ne seraient que partiellement soumises à 
l’impôt à l’occasion de leur réalisation ou réévaluation. 
En conséquence, l’organe de pilotage envisage de dé-
compter les réserves latentes migrant dans la licence box 
au titre d’une réalisation systématique.287

Ce principe n’est pas nouveau. En effet, la question de 
la réalisation systématique des réserves latentes préexis-
tantes se pose déjà aujourd’hui lors du passage d’un as-
sujettissement ordinaire à l’impôt à un statut cantonal de 
société holding ou auxiliaire. Cela dit, bien que cela ait 
été envisagé,288 la LHID ne règle pas cette question.289 
En conséquence, si la plupart des cantons ont adopté une 
base légale prévoyant un décompte systématique des ré-
serves latentes à l’occasion de l’obtention d’un statut 
privilégié, il règne en ce domaine une très grande diver-
sité.290

À notre avis, cette situation n’est pas satisfaisante. À 
l’évidence, la finalité même de l’harmonisation fiscale 
commande qu’un état de fait d’une telle importance soit 
réglé de manière uniforme. Ensuite, l’imposition au titre 
d’une réalisation systématique représente une exception 
au principe de déterminance. Aussi, dès lors que l’objet 
de l’impôt sur le bénéfice est harmonisé, toute entorse à 
celui-ci nécessite à notre avis non seulement une base 
légale291 mais doit être réglé de manière uniforme par le 
législateur. Comme l’a montré Obrist, il conviendrait 
donc d’insérer dans la LHID une disposition générale 
régissant le transfert de réserves latentes dans un do-
maine exonéré (ou partiellement exonéré). À l’instar des 
autres formes de réalisation systématique, cette clause 
devrait être comprise comme une ultima ratio et devrait 
être conçue dans le respect du principe de proportionna-
lité. Aussi, la réalisation systématique ne devrait concer-
ner que les réserves existantes rattachées aux actifs im-

287	 Rapport DFF RIE III, p. 32.
288	 Message LFus, p. 4009 et p. 4034.
289	 L’art. 24 al. 3quater LHID, introduit par la loi sur la fusion (RO 2004 

2617 ; FF 2000 3995) ne couvre en particulier pas cette hypo-
thèse, voir à ce sujet Obrist, Le concept de réalisation systé-
matique, p. 285 ss.

290	 Pour un aperçu, voir Obrist, Le concept de réalisation systé-
matique, p. 287 ss.

291	 Sur la question de la nécessité de la base légale, voir en par-
ticulier Obrist, Le concept de réalisation systématique, 
p. 123 ss.

matériels et migrant dans la licence box. Enfin, et tou-
jours selon le principe de proportionnalité, il conviendrait 
naturellement d’opter pour une solution de report de 
l’imposition (et non pour une imposition immédiate).292 
Aussi, selon cette clause, ces réserves latentes continue-
raient d’être assujetties à l’impôt de manière ordinaire. 
À notre avis, cette approche s’accorde bien avec la fina-
lité de la licence box. En effet, dès lors que cette mesure 
entend favoriser le développement de nouvelles activités 
R&D, il ne se justifie pas d’étendre son bénéfice aux ré-
serves latentes préexistantes. 

Cela étant, sous l’angle des aides d’État, la question se 
pose de savoir si l’adoption d’une telle réglementation 
pourrait être considérée comme un avantage sélectif au 
profit des sociétés jouissant aujourd’hui d’un statut can-
tonal fiscal privilégié. En effet, pour ces dernières, cette 
réglementation demeurerait comparativement largement 
neutre, leurs réserves latentes provenant déjà d’un do-
maine (partiellement) exonéré. Comme nous le verrons, 
cette question peut toutefois, à certaines conditions, re-
cevoir une réponse négative. 

4.4.3	 La conformité de la licence box avec les 
standards internationaux 

4.4.3.1	 La concurrence fiscale dommageable

4.4.3.1.1	  L’action N 5 du projet BEPS

Comme nous l’avons vu, les travaux de l’OCDE en ma-
tière de concurrence fiscale dommageable sont désormais 
centrés sur le critère de l’activité substantielle. Concré-
tisé à la lumière des principes directeurs du projet BEPS, 
ce critère devrait logiquement s’attacher à éviter le di-
vorce entre le bénéfice de l’entreprise et les activités 
ayant généré celui-ci. Comme nous l’avons vu, trois va-
riantes sont actuellement à l’étude, à savoir une approche 
(i) exigeant que l’incitation fiscale soit directement liée 
aux coûts de R&D engagés (« nexus approach »), ou (ii) 
une approche se concentrant sur la création de valeur et 
exigeant que l’entité privilégiée exerce des fonctions de 
développement significatives  et enfin (iii) une approche 
axée sur les prix de transfert et les fonctions importantes 

292	 Obrist, Le concept de réalisation systématique, p. 304, qui pro-
pose la clause suivante : « Les réserves latentes nouvellement 
soumises au régime de l’art. (…) sont fiscalement décomp-
tées. Le contribuable peut demander le report de l’imposition. 
Les réserves latentes dont l’imposition a été reportée confor-
mément à la disposition précédente sont assujetties à l’impôt 
sur le bénéfice en cas de liquidation ou de transfert du siège 
ou de l’administration de la société à l’étranger ou de rééva-
luation ou d’aliénation des actifs transférés dans un délai de 
5 ans ; toutefois l’impôt sur le bénéfice porte au maximum sur 
les réserves latentes existantes au moment de l’application 
nouvelle du régime privilégié et dont l’imposition n’est plus 
garantie ».
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que l’entité devrait exercer . Selon ces variantes, en par-
ticulier les deux premières, l’octroi du régime licence 
box serait donc subordonné à un rattachement plus étroit 
de l’activité R&D à l’entité souhaitant s’en prévaloir. 
Aussi, cette vision des choses, dont il faut reconnaître la 
cohérence au regard du but poursuivi par cette incitation, 
soulève en particulier deux questions fondamentales qu’il 
appartiendra à l’OCDE de trancher. En premier lieu, la 
société au bénéfice d’un régime licence box devra-t-elle 
à l’avenir exercer elle-même l’activité de R&D à laquelle 
se rattachent les revenus concernés ou sera-t-il encore 
possible de confier cette activité à une autre entité et dans 
l’affirmative à quelles conditions ? Certes, sous l’angle 
des prix de transfert et des travaux en cours de l’OCDE, 
cette manière de procéder demeure encore possible. Ce-
la dit, l’approche suivie par le projet de l’OCDE de juil-
let 2013, qui doit encore être finalisé, être examiné ce 
printemps, est déjà nettement plus centrée sur les fonc-
tions importantes conduisant à la création et au dévelop-
pement des actifs intangibles. Ainsi, le propriétaire juri-
dique de ces actifs ne peut prétendre à l’essentiel des 
revenus générés que si celui-ci : « generally perform, 
through its own employees, the more important functions 
related to the development, enhancement, maintenance 
and protection of that intangible (…) ».293 Certes, en l’état 
actuel de ces travaux, ceci n’exclut pas que certaines de 
ces fonctions soient confiées à une société du groupe 
dans le cadre d’un contrat de recherche.  Il faut toutefois 
pour cela que la société principale soit (i) en mesure de 
« contrôler » les fonctions assumées par la société de re-
cherche à laquelle celles-ci sont contractuellement 
confiées294 et (ii) que ces tâches ne représentent pas l’es-
sentiel ou l’intégralité des fonctions ayant trait au déve-
loppement, au maintien et à la protection des actifs im-
matériels.295 En conséquence, le simple fait pour une 
entité de financer et d’assumer le risque (« funding risk ») 
lié au développement des actifs intangibles sans aucun 

293	 OCDE, projet 2013 prix de transfert des incorporels, N 80, p. 23. 
De ce point de vue, cette conception n’est pas très éloignée 
de l’approche autorisée de l’OCDE applicable à l’attribution 
des bénéfices aux établissements stables. Cette dernière ap-
proche est en effet centrée sur les fonctions humaines signi-
ficatives (« significant people functions ») afin de déterminer 
la propriété économique des actifs, voir à ce sujet OCDE, Rap-
port de 2010 sur l’attribution de bénéfices aux établissements 
stables, p. 16 ss ainsi que Sasseville, in : Danon/Gutmann/Ober-
son/Pistone (éd.), Modèle de Convention fiscale OCDE, Com-
mentaire, N 33 ss ad art. 7.

294 	OCDE, projet 2013 prix de transfert des incorporels, N 76, p. 22.
295	 OCDE, projet 2013 prix de transfert des incorporels, N 80, p. 23 : 

« Where the legal owner outsources most or all of such impor-
tant functions to other group members, the entitlement of the 
legal owner to retain any material portion of the return attri-
butable to the intangibles after compensating other group 
members for their functions is highly doubtful ».

contrôle n’est pas suffisant.296 Cette vision des choses est 
en ligne et sera peut-être même appelée à se développer 
encore dans le cadre de l’action N 8 du plan de l’OCDE 
qui prévoit qu’il convient de faire en sorte que : « les bé-
néfices associés au transfert et à l’utilisation de actifs 
incorporels soient correctement répartis en fonction de 
la création de valeur ».297 Ces principes militent ainsi en 
faveur d’un rattachement plus étroit des profits liés aux 
actifs intangibles à l’entité déployant l’activité R&D. 
D’autre part, une dissociation totale entre d’une part la 
détention des droits immatériels et des revenus de la li-
cence box, et d’autre part l’activité de R&D exercée dans 
un autre État est conceptuellement difficilement récon-
ciliable avec l’exigence d’une activité substantielle dans 
l’État de résidence de l’entité privilégiée et les principes 
directeurs du projet BEPS. Ceci apparaît très clairement 
dans les variantes actuellement étudiées par l’OCDE, en 
particulier celles fondées sur la création de valeur ou les 
coûts R&D engagés. Il est vrai que cette tendance est 
susceptible d’affecter significativement les structures 
mises en place jusqu’ici, en particulier en Suisse. Cela 
dit, on doit reconnaître que, à l’intérieur d’un groupe, le 
principe du resserrement de l’activité R&D autour du 
sujet fiscal bénéficiant de la licence box est cohérent. En 
effet, du point de vue de la politique fiscale d’un État, il 
paraît difficile de concevoir une mesure destinée à encou-
rager l’activité R&D sans exiger dans le même temps 
qu’une part substantielle de cette activité soit rattachée 
à l’entité bénéficiant de cette incitation. 

La seconde question, qui s’inscrit dans le prolongement 
de la première, est celle de savoir dans quelle mesure le 
critère de l’activité substantielle serait susceptible de 
conduire à une remise en cause de l’application de la li-
cence box aux droits immatériels préexistants ou acquis. 
En effet, certains États réservent également le bénéfice 
de leur licence box aux droits immatériels préexistants 
ou acquis. Comme nous l’avons vu, cette approche est 
déjà critiquée aujourd’hui par certains auteurs dès lors 
que ces droits ne sont pas nécessairement liés à une acti-
vité actuelle de R&D exercée par l’entité au bénéfice de 
la licence box. Or, la même question devrait logiquement 
se poser dans le cadre du projet BEPS dans la mesure où 
les droits immatériels préexistants ne sont pas rattachés 
à une activité substantielle existante dans l’État concer-
né. En revanche, cette condition nous paraît remplie en 
ce qui concerne les régimes contenant une condition dite 

296 	OCDE,  projet 2013 prix de transfert des incorporels, N 84, p. 23 : 
« Bearing a funding risk, without the assumption of any fur-
ther risk, and without any control over the use of the contri-
buted funds or the conduct of the funded activity, generally 
would entitle the funder to a risk-adjusted rate of anticipated 
return on its capital invested, but not more ».

297	 OCDE, Plan d’action BEPS 2013, p. 21.
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de « développement » aux termes de laquelle le dévelop-
pement de l’actif immatériel privilégié doit être effectué 
(ou à tout le moins poursuivi) par l’entité bénéficiant de 
la licence box. 

4.4.3.1.2	  Le code de conduite 

Les réflexions menées actuellement dans le cadre du code 
de conduite sont sensiblement identiques à celles évo-
quées ci-dessus. Ces réflexions débutèrent en octobre 
2013 avec l’examen du régime adopté par le Royaume-
Uni. La commission européenne parvint alors à la conclu-
sion que ce régime heurtait deux des cinq critères énon-
cés par le code. 

La critique porta ainsi sur le calcul du revenu détermi-
nant, effectué selon une approche indirecte subsidiaire 
en plusieurs étapes. Selon la commission, cette approche, 
en ce qu’elle repose sur des déductions forfaitaires, n’est 
pas en ligne avec les directives de l’OCDE relatives aux 
prix de transfert comme le prescrit le critère N 4 du 
code.298

Cela étant, dans l’esprit de l’action N 5 du projet BEPS, 
c’est surtout l’analyse du critère N 3 qui mérite d’être 
mentionnée. Sur ce point, le groupe « code de conduite » 
releva en effet que la mise au bénéfice de cette mesure 
n’était pas toujours subordonnée à l’exercice d’une réelle 
activité au Royaume-Uni. Certes, la licence box anglaise 
incorpore une exigence de développement des actifs im-
matériels privilégiés. Cela dit, il fut observé que cette 
exigence pouvait également être satisfaite par une autre 
entité du groupe, dans le cadre par exemple d’un contrat 
de recherche. En effet, il suffit alors que l’entité profitant 
de la licence box gère activement les actifs immatériels 
privilégiés (« active ownership or management require-
ment »), sans pour autant toutefois que cela implique né-
cessairement une présence locale substantielle au 
Royaume-Uni. Comme le relève l’analyse de la commis-
sion à propos du critère N 3 du code de conduite : « If the 
company claiming the benefits does not itself satisfy the 
development condition (e.g. it is satisfied by another 
company in the group) it can still claim the benefits if it 
fulfills the active ownership or management requirement. 
This states that the company must perform a significant 

298	 Room Document #2 Code of Conduct Group ad UK Patent Box : 
« All three stages in calculating the profits subject to the lower 
level of tax involve a statutory formula rather than internation-
ally agreed principles. However the impact of this is reduced 
because in the first stage potential distortions are dealt with 
by special rules and in the third stage it is only in cases where 
the profits are less than £3m that a formula rather than OECD 
principles are used. We note also that once the measure has 
been fully phased in the lower rate of tax will be applied by 
allowing a deduction equal to 50% of the final profits. This 
deduction is also not in line with internationally agreed prin-
ciples ».

amount of management activity in relation to the IP. 
However a company’s decision-making processes do not 
necessarily require real economic activity and a subs-
tantial economic presence in the UK. This might be the 
case where, for example, a management decision to re-
search alternative applications for the IP does not result 
in such activities being carried on in the UK or where 
the exploitation of the IP in question does not require 
substantial management input. Although the fulfillment 
of both the development condition and the active 
ownership or management requirement may involve real 
economic activities and a substantial economic presence 
in the UK, this does not always have to be the case ».299 
Cette réflexion se poursuit actuellement avec l’examen 
par le groupe code de conduite de l’ensemble des régimes 
licence box européens. Le commissaire européen Algir-
das Šemeta relevait d’ailleurs récemment : « Patent Boxes 
are currently being examined. And as part of this work, 
the question of how to interpret the criteria on real eco-
nomic activity has been raised. This discussion is extre-
mely important, as it could result in solutions to the wi-
der approach to profit allocation ».300

On constate ainsi que l’approche suivie par le code de 
conduite est largement similaire aux réflexions menées 
actuellement par l’OCDE. Cette approche conduit à un 
resserrement de l’activité R&D autour du sujet fiscal au 
bénéfice de la licence box. Il en découle, nous l’avons 
dit, que la possibilité pour l’entité privilégiée de confier 
les fonctions liées à cette activité (par exemple à une 
autre société du groupe) pourrait à l’avenir être limitée 
(voire même remise en cause). 

Cela étant, au sein des groupes internationaux, ce resser-
rement est à première vue susceptible d’engendrer de 
nouvelles restrictions territoriales. Aussi, au sein de 
l’Union européenne, se pose la question de la compati-
bilité de cette approche fondée sur le code de conduite 
(qui n’a qu’une force politique) avec les libertés fonda-
mentales inscrites dans le TFUE. Selon la jurisprudence 
bien établie de la CJUE, dans le cadre d’une incitation 
en faveur de la R&D, il sied en effet de considérer que 
toute restriction territoriale (explicite ou implicite) est 
incompatible avec les libertés fondamentales. Il en va en 
particulier d’une législation d’un État membre qui limite 
le bénéfice de cette incitation aux seules activités de 
R&D réalisées sur le territorial national.301 De plus, de 
telles restrictions comportent un double aspect. D’une 

299	 Room Document #2 Code of Conduct Group ad UK Patent Box.
300	 http://europa.eu/rapid/press-release_SPEECH-14-117_en. 

htm?locale=FR.
301 	Voir en particulier Arrêt du 10.3.2005, Laboratoires Fournier 

SA, affaire C-39/04 ; Arrêt du 13.3.2008, Commission des Com-
munautés européennes contre Royaume d’Espagne, affaire 
C-248/06 ; Communication R&D 2006, 1.1.
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part, une entreprise sise dans un État membre est dissua-
dée d’exercer son activité de R&D dans un autre État 
membre. D’autre part, une entreprise d’un État membre 
est dissuadée d’ouvrir un établissement secondaire dans 
un autre État membre si l’activité R&D est déployée au 
siège de l’entreprise ou dans un autre État membre.302 Il 
est vrai que les affaires soumises à la CJUE concernaient 
des incitations en amont. Cela étant, cette jurisprudence 
est naturellement applicable mutatis mutandis aux li-
cence box. Du reste, dans un avis motivé rendu en 2007 
concernant le régime irlandais (régime aujourd’hui abo-
li), la commission européenne avait alors demandé à l’Ir-
lande de modifier ce régime au motif que celui-ci ne vi-
sait que les redevances provenant d’un brevet d’une acti-
vité R&D menée en Irlande. La commission européenne 
estima que les dispositions irlandaises étaient : « incom-
patibles avec la liberté d’établissement et la libre circu-
lation des services. Ces dispositions dissuadent les so-
ciétés et les citoyens irlandais de confier des travaux de 
recherche à des institutions établies ailleurs dans l’UE 
ou dans l’EEE, dans la mesure où les revenus des brevets 
résultants ne seraient pas exemptés, contrairement aux 
règles qui s’appliquent aux brevets nationaux. Cette lé-
gislation dissuade également les entreprises et les ci-
toyens irlandais d’établir leurs centres de recherche dans 
d’autres États membres, entravant ainsi leur liberté 
d’établissement ». 303 À cela s’ajoute que la CJUE a régu-
lièrement considéré que les restrictions aux incitations 
R&D étaient difficilement justifiables. C’est ainsi qu’une 
justification au titre de la nécessité de maintenir la cohé-
rence du système304 ou d’effectuer des contrôles fis-
caux305 fut notamment écartée. Bien plus, la nécessité 
d’établir un lien entre l’incitation fiscale et la recherche 
conduite sur le territoire national ne fut pas considérée 
comme une justification admissible. Comme l’a relevé 
la CJUE à plusieurs reprises, cette vision des choses est 
contraire à l’art. 179 TFUE. En effet, « s’il ne peut être 
exclu (…) que la promotion de la recherche et du déve-
loppement constitue une raison impérieuse d’intérêt gé-
néral, il n’en demeure pas moins qu’elle ne saurait jus-
tifier une mesure nationale, telle que celle en cause au 
principal, qui refuse le bénéfice d’un crédit d’impôt re-
cherche à toute opération de recherche non effectuée 
dans l’État membre concerné. En effet, une telle régle-
mentation est directement contraire à l’objectif de la 
politique communautaire dans le domaine de la re-
cherche et du développement technologique, qui (…) est, 

302	 Arrêt du 13 mars 2008, affaire C-248/06, point 22.
303	 Avis motivé de la commission européenne du 23.3.2007, 

IP/07/408.
304	 Arrêt du 10.3.2005, Laboratoires Fournier SA, affaire C-39/04, 

point 21.
305	 Arrêt du 10.3.2005, Laboratoires Fournier SA, affaire C-39/04, 

points 24 - 25.

notamment, de « renforcer les bases scientifiques et tech-
nologiques de l’industrie de la Communauté et de favo-
riser le développement de sa compétitivité internatio-
nale ». Le paragraphe 2 de ce même article précise en 
particulier que, à ces fins, la Communauté « soutient [les] 
efforts de coopération [des entreprises], en visant tout 
particulièrement à permettre [à celles-ci] d’exploiter 
pleinement les potentialités du marché intérieur à la fa-
veur, notamment, [...] de l’élimination des obstacles ju-
ridiques et fiscaux à cette coopération ».306

En conséquence, la question se pose de savoir si le cri-
tère de l’activité substantielle serait de nature à consti-
tuer une restriction incompatible avec les libertés fonda-
mentales et, dans l’affirmative, à quelles conditions. À 
notre avis, il convient de distinguer soigneusement deux 
hypothèses.

La première hypothèse est celle où l’entreprise au béné-
fice de la licence box, sise dans un État membre, déploie 
certes une activité substantielle de R&D mais dans un 
autre État membre, typiquement par le biais d’un établis-
sement stable. Dans cette première hypothèse, les liber-
tés fondamentales inscrites dans le TFUE déploient natu-
rellement leur effet. Aussi, si l’octroi du régime licence 
box est subordonné à l’exercice d’une activité substan-
tielle par l’entité bénéficiaire, au sein de l’Union euro-
péenne, l’exercice de cette activité par l’entité elle-même 
ne peut en revanche être soumise à aucune restriction 
géographique (explicite ou implicite). En conséquence, 
à partir du moment où l’entité déploie effectivement une 
activité substantielle, peu importe que celle-ci soit exer-
cée au siège ou par l’intermédiaire d’un établissement 
situé dans un autre État membre.307 La seconde hypothèse 
concerne l’application du critère d’activité substantielle 
en présence de fonctions R&D confiées par l’entité au 
bénéfice de la licence box à une autre société du groupe.  
Dans cette seconde hypothèse, un traitement différencié 
(suivant que l’entité bénéficiant de la licence box est ré-
sidente d’un État membre ou non) fondé sur les libertés 
fondamentales ne nous paraît pas possible. En effet, si le 
critère de l’activité substantielle devait conduire à exiger 
que l’entité au bénéfice de la licence box exerce elle-
même tout ou partie de l’activité R&D et ne puisse par 

306	 Arrêt du 10.3.2005, Laboratoires Fournier SA, affaire C-39/04, 
points 22 - 23 ; Arrêt du 13 mars 2008, Commission des Com-
munautés européennes contre Royaume d’Espagne, affaire 
C-248/06, point 33.

307 	Dans cette première hypothèse, il conviendrait naturellement 
d’examiner dans quelle mesure la propriété économique des 
actifs intangibles (et les revenus en provenant) doit être attri-
buée à l’établissement stable conformément à l’approche au-
torisée de l’OCDE (« significant people functions ») et à l’art. 7 
de la CDI conclue entre les deux États membres.  Dans l’affir-
mative, le droit d’imposer ces revenus reviendrait en effet à 
l’État de la source.
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exemple confier certaines de ces fonctions à une autre 
société du groupe, cette exigence devrait alors être logi-
quement appliquée indistinctement aux états de faits na-
tionaux (société du groupe résidente) et internationaux 
(société du groupe non-résidente). Aussi, la question 
d’une restriction aux libertés fondamentales deviendrait 
alors, dans cette dernière hypothèse, selon nous sans ob-
jet. En sa qualité d’État tiers et dans cette seconde hypo-
thèse, la Suisse doit donc être attentive à ces questions 
et militer dans, toute la mesure du possible, en faveur de 
solutions qui ne conduisent pas à une interprétation dif-
férenciée de l’exigence de l’activité substantielle, suivant 
que l’entreprise est résidente dans un État membre ou 
dans un État tiers.

4.4.3.2	 Aides d’État

Si le débat concernant la compatibilité des régimes li-
cence box est actuellement appréhendé sous l’angle de 
la concurrence fiscale dommageable, se pose également 
la question de savoir dans quelle mesure ces incitations 
sont susceptibles de constituer un avantage sélectif au 
regard des aides d’État. À la suite d’une décision rendue 
par la commission européenne en 2008, qui confirma le 
caractère non sélectif de cette mesure, la cause semblait 
entendue. Cela étant, à la suite d’un arrêt rendu par la 
CJUE en 2011308 et d’une nouvelle investigation initiée 
en 2013309 à l’encontre du régime d’imposition de Gibral-
tar, la conformité des régimes licence box à l’art. 107(1) 
TFUE est désormais à nouveau controversée. Il convient 
donc de présenter ces derniers développements et leurs 
possibles incidences pour la Suisse sous l’angle de 
l’art. 23(iii) ALE. La question est d’autant plus impor-
tante pour la Suisse dès lors, comme nous l’avons vu, 
l’ALE n’incorpore pas un mécanisme analogue à 
l’art. 107(3) TFUE permettant, exceptionnellement et à 
certaines conditions, de considérer l’incitation comme 
compatible. 

4.4.3.2.1	 � La decision du 13.2.2008 

C’est donc en 2008 que la commission européenne eut 
pour la première l’occasion de se prononcer sur un ré-
gime licence box. À la suite de cette décision, qui concer-
nait le régime espagnol, il était permis de penser qu’une 
telle incitation ne constitue en principe pas un avantage 
prohibé au sens de l’art. 107 (1) TFUE. Dans cette af-
faire, la commission avait en effet écarté l’existence d’un 
avantage sélectif au motif notamment que la licence box 
introduite par l’Espagne était applicable à toutes les en-
treprises, y compris les personnes physiques exerçant 

308	 Arrêt du 15.11.2011, Gibraltar, affaires jointes C-106/09 et 
C-107/09 P.

309	 JOCE C/348/2013.

une activité lucrative indépendante.310 De plus, le cata-
logue des droits immatériels privilégiés fut jugé suffi-
samment large et horizontal, de sorte que celui-ci : «  does 
not result in favouring undertakings which are in a le-
gally or factually comparable position in the light of ge-
neral policy objective pursued by the measure in ques-
tion. Potentially, an indefinite number of sectors can have 
an interest in developing patentable inventions, designs 
or models, plans or secret formulas or processes as well 
as industrial, commercial or scientific experience   ».311 
Certes, ce catalogue était restreint aux droits de proprié-
té intellectuelle de nature industrielle (brevets, plans, 
procédés secrets) et n’englobait pas par exemple les 
marques ou encore les logiciels. La commission estima 
toutefois qu’il était cohérent de limiter la licence box aux 
seuls droits immatériels dont la nature requiert par défi-
nition une activité préalable de R&D et d’innovation.312 
Enfin, sous l’angle de la sélectivité de fait, la commis-
sion s’intéressa aux statistiques fournies par l’adminis-
tration espagnole et parvint à la conclusion que la licence 
box était effectivement susceptible de bénéficier à l’en-
semble des secteurs de l’économie nationale. De plus, la 
commission examina les travaux préparatoires ayant 
conduit à l’adoption de cette mesure et considéra que : 
« There is nothing in these materials sent to the Commis-
sion by the Spanish authorities that may suggest that the 
objective of the measure was to make it restricted de facto 
to a particular group or sectors of undertakings ».313 

Le raisonnement suivi par la commission dans cette af-
faire correspond ainsi à celui généralement adopté en ce 
qui concerne les incitations R&D en amont : dans la me-
sure où une incitation s’applique indifféremment à toutes 
les entreprises, celle-ci n’a pas pour effet (à tout le moins 
en droit) de favoriser « certaines entreprises » comme 
l’exige l’art. 107 (1) TFUE.314 De plus, il convient d’ob-
server que le régime espagnol est applicable non seule-
ment aux personnes morales mais également (par analo-
gie) aux contribuables exerçant une activité lucrative 
indépendante. Aussi, dans cette affaire, la commission 
n’eut pas à se prononcer sur la question d’une éventuelle 
sélectivité en raison de la forme juridique (i.e. licence 
box limitée uniquement aux personnes morales).315 Cette 

310	 State aid N 480/2007, point 14.
311	 State aid N 480/2007, point 16.
312	 State aid N 480/2007, point 16.
313	 State aid N 480/2007, point 18.
314	 Micheau/De la Brousse, Case studies of Tax issues on Selec-

tivity : Analysis of the Patent Box Scheme, p. 163 ; Schön, 
State Aid in the Area of Taxation, p. 346.

315 	Comme l’observe Luja, The concept of Sectorial Aid, p. 116 : 
« What if two competitors have the exact same activity but one 
is a legal entity and the other a natural person ? Does the dif-
ference in the nature and general schemes of corporate in-
come and personal income tax justify that a special tax treat-
ment for royalties is restricted to the first. If so, is the differ-
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dernière question, qui n’a pas encore été tranchée par la 
jurisprudence, est toutefois sans objet pour la Suisse. En 
effet, comme le préconise l’organe de pilotage, la licence 
box envisagée serait applicable à toutes les entreprises 
(personnes morales et sociétés de personnes). 

4.4.3.2.2	  Evolution recente

Cela étant, à la suite de l’ouverture, en octobre 2013, 
d’une enquête approfondie à l’encontre du nouveau ré-
gime d’imposition des entreprises de Gibraltar,316 on peut 
se demander si cette manière de voir n’est pas au-
jourd’hui remise en cause. Ce nouveau régime, fondé sur 
le principe de territorialité (assujettissement lorsque les 
bénéfices sont générés ou trouvent leur source à Gibral-
tar), prévoyait toutefois initialement une exonération des 
intérêts et redevances,317 et ceci indépendamment de leur 
source. Dans ses observations, et c’est là l’intérêt de l’af-
faire, la commission releva que le simple fait de sou-
mettre les redevances à un régime privilégié constitue en 
soi déjà un avantage sélectif en droit au sens de 
l’art. 107(1) TFUE : « concerning the exemption of pas-
sive income derived from royalties, the Commission notes 
that it favours a specific group of undertakings, namely 
companies that obtain revenue from intellectual proper-
ty rights ».318 Peu importe par conséquent, contrairement 
à l’approche privilégiée dans l’affaire espagnole, que le 
régime privilégié soit d’application générale. En l’es-
pèce, le simple fait que la mesure constituait une déro-
gation aux principes ordinaires d’imposition fut au 
contraire jugé suffisant. Ceci posé, la commission estima 
au surplus que, contrairement à une exonération ayant 
trait aux dividendes et reposant sur la nécessité d’élimi-
ner la double (ou multiple) imposition, celle relative aux 
redevances ne pouvait aucunement être justifiée par la 
nature du système fiscal (« no overall logic justifying the 
exemption for passive (…) royalty income has been 
found »).319 Enfin, la commission estima que cette exo-
nération était également matériellement sélective car 
celle-ci profitait dans les faits aux mêmes sociétés qui 
avaient précédemment bénéficié d’avantages prohibés et, 
en cela, « re-establish the effect (…) that offshore com-

ence in treatment proportional in light thereof. The latter is 
rather important as it might well have been possible to pro-
vide for some other kind of tax relief for royalties in the hand 
of the entrepreneur that is more suitable for a personal income 
tax than the method chosen for the corporate income tax. For 
the time, EJC comparison in Paint-Graphos remained within 
the limits of the corporate income tax. But the very nature of 
its economic substance test makes me wonder whether tax 
neutrality in respect of economic activities goes beyond the 
corporate shell ».

316	 JOCE C/348/2013.
317	 Cette dernière exonération fut abrogée à compter du 1.1.2014.
318	 JOCE C/348/2013, point 35.
319	 JOCE C/348/2013, point 46.

panies exercising such activities, continue to benefit from 
zero taxation ».320 

La commission européenne entend désormais poursuivre 
cette approche et examiner, sous l’angle du critère de 
sélectivité de fait, l’ensemble des régimes licence box 
européens. Comme l’annonçait la commission euro-
péenne fin mars : « au cours des dix dernières années, 
plusieurs États membres ont instauré des régimes fiscaux 
spéciaux pour les droits de propriété intellectuelle, des-
tinés à stimuler l’innovation et les investissements dans 
les nouvelles technologies. Parmi ceux-ci, le régime dit 
des «patent boxes» prévoit des exemptions fiscales pour 
les revenus issus de brevets. En 2008, la Commission a 
examiné un tel régime, en vigueur en Espagne, et en a 
conclu que celui-ci ne constituait pas une aide (…). 
Entre-temps, des indications sont cependant parvenues 
à la Commission selon lesquelles ces régimes fiscaux 
spéciaux favoriseraient surtout les entreprises très mo-
biles, sans susciter une augmentation significative de 
l’activité de recherche et de développement. La Commis-
sion est donc en train de rassembler des informations 
afin de déterminer si ces régimes confèrent un avantage 
sélectif à une catégorie donnée de sociétés, en violation 
des règles de l'UE sur les aides d'État ».321

À bien y réfléchir, l’évolution décrite ci-dessus n’est 
guère surprenante, car celle-ci s’inscrit dans le prolon-
gement de l’arrêt rendu par la CJUE le 15.11.2011 (af-
faire Gibraltar I) et qui, comme nous l’avons vu, donna 
notamment une nouvelle impulsion à la notion de sélec-
tivité de fait. À la suite de cette affaire, plusieurs com-
mentateurs avaient en effet prédit qu’une imposition pri-
vilégiée des redevances pouvait en soit déjà constituer 
un avantage sélectif,322 en particulier lorsque cet avantage 
est de facto réservé aux entreprises internationales.323

320	 JOCE C/348/2013, point 37.
321	 http:/ /europa.eu/rapid/press-release_IP-14-309_fr.htm? 

locale=en.
322	 Comme l’observait par exemple Luja à la suite de ce jugement : 

« In light of this ruling, Member States must be very careful 
when deciding to either fully or partially exclude a general 
source of income/profit from a corporate income tax while 
maintaining such tax as a general tax on profits. If, for instance, 
interest received would be excluded from the tax base across-
the-board we must now consider whether doing so would par-
ticularly benefit a certain sector of industry, despite others be-
ing able to profit from this general exemption albeit to a less-
er extent. Prior to Gibraltar, we would primarily have been con-
cerned with selectivity arising from interest being related to 
certain business activities (taking account of sectoral, geo-
graphical and size restrictions), to particular investments or to 
intra-group transactions (…). The landmark ruling concerning 
Gibraltar will call for a serious reconsideration of tax laws in 
Member States, especially when an analytical tax base is being 
used as part of a corporate income tax. » (Luja, Re)shaping Fis-
cal State Aid, p. 128 ss).

323 	Pistone, Smart Tax Competition, p. 88.
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Aussi, si l’approche suivie par la commission dans le 
cadre de l’affaire Gibraltar II devait être confirmée et 
généralisée, tout régime licence box pourrait alors en soi 
être qualifié d’avantage sélectif au sens de l’art. 107(1) 
TFUE, ceci en raison du simple fait que celui-ci conduit 
à une imposition privilégiée par rapport aux règles ordi-
naires. Certes, on pourrait être tenté de soutenir que le 
raisonnement suivi dans les affaires Gibraltar vise uni-
quement des régimes exonérant des capitaux mobiles et 
non les licence box destinées au contraire à encourager 
l’activité R&D. Dans l’esprit de la jurisprudence de la 
CJUE, un tel argument n’est toutefois pas pertinent au 
stade de la justification de la mesure. En effet, comme 
nous l’avons vu, la poursuite d’un but extra-fiscal (en 
particulier l’encouragement de la R&D) ne constitue ja-
mais un motif justificatif valable.324 Cela dit, la néces-
sité d’encourager l’activité R&D pourrait en revanche 
être prise en considération dans le cadre d’une éventuelle 
approbation de la mesure suivant l’art.  107(3) TFUE. 
Certes, en ce qui concerne la Suisse, un raisonnement 
analogue ne va de soi que dans le cadre de l’art. 23(iii) 
ALE. Cela dit, si, à la suite des travaux menés par 
l’OCDE et l’Union européenne, une conception uniforme 
et internationalement admise de la licence box devait voir 
le jour, il nous paraît alors que les parties pourraient 
convenir de déclarer celle-ci compatible avec le bon fonc-
tionnement de l’ALE. 

4.4.3.2.3	 � Sélectivité de fait et réalisation 
systématique ?

Comme nous l’avons vu, l’une des variantes envisagées 
par l’organe de pilotage est le décompte de réserves la-
tentes préexistantes, au titre d’une réalisation systéma-
tique, à l’occasion de l’entrée dans la licence box des 
entreprises ordinairement assujetties à l’impôt. Pour les 
entreprises au bénéfice d’un statut fiscal privilégié, cette 
dernière mesure demeurerait en revanche largement 
neutre, leurs réserves latentes provenant déjà d’un do-
maine (partiellement) exonéré et pouvant être préalable-
ment activées en neutralité au bilan fiscal (step-up). La 
question se pose donc de savoir si la combinaison de ces 
deux mesures pourrait être considérée comme un avan-
tage sélectif au profit des sociétés jouissant d’un statut 
privilégié. 

Sur le principe, un décompte systématique des réserves 
latentes en cas de passage d’un régime ordinaire vers un 
régime privilégié ne constitue à notre sens pas un avan-
tage sélectif. Bien au contraire, dans une telle hypothèse, 
c’est plutôt l’absence d’un tel mécanisme qui serait sus-

324	 Voir notamment Arrêt du 13.2.2003, Royaume d’Espagne contre 
Commission des Communautés européennes, affaire C-409/00, 
point. 54. 

ceptible de constituer un avantage sélectif. En effet, 
comme l’a considéré la commission récemment en rela-
tion avec la taxe de tonnage espagnol, un avantage sélec-
tif peut également résulter de l’absence de règles visant 
à assurer l’imposition des réserves latentes en cas de pas-
sage du régime ordinaire à celui de la taxe de tonnage. 
En effet, « compared to what would happen in the context 
of the general tax system, the further deferment under 
TT of the compensation of hidden tax liabilities (…) 
confers an additional selective economic advantage to 
those companies that switch to the TT, in comparison to 
those who stay within the general tax system ».325 Pour 
la Suisse, ce dernier raisonnement vient donc légitimer 
l’existence d’un décompte systématique en cas de pas-
sage d’un régime ordinaire vers la licence box. 

Cela étant, il convient naturellement de réserver une sé-
lectivité de fait. Comme le précise le nouveau projet de 
communication en consultation concernant les aides 
d’État : « La sélectivité de facto peut résulter de condi-
tions ou d’obstacles imposés par les États membres pour 
empêcher certaines entreprises de bénéficier de la me-
sure ».326 Aussi, il pourrait en aller ainsi si le décompte 
systématique (entreprises soumises à l’impôt de manière 
ordinaire) et le step-up (sociétés bénéficiant d’un statut 
privilégié) constituaient dans les faits des mesures des-
tinées à limiter l’entrée dans la licence box aux seules 
sociétés bénéficiant d’un statut privilégié. La question 
d’une éventuelle sélectivité de fait nous paraît impor-
tante. En effet, si, dans le cadre de l’ALE, une entente 
était envisageable quant à la compatibilité du régime li-
cence box, il conviendrait naturellement que ce régime 
ne soit pas sélectif de fait. 

À notre avis, ce problème pourrait toutefois être évité si, 
comme nous le préconisons, la solution du step-up pre-
nait la forme d’une clause générale et la réalisation sys-
tématique constituait uniquement un décompte sans im-
position immédiate. Dans cette hypothèse, la clause 
d’exonération systématique constituerait en effet un prin-
cipe d’application générale ne pouvant être contesté. 
D’autre part, un décompte systématique sans imposition 
immédiate serait conforme au principe de proportionna-
lité et ne pourrait donc être considéré comme une entrave 
de fait à l’entrée dans la licence box. 

4.4.4	 Quelle stratégie pour la Suisse en 
matière d’incitations R&D ?

Les travaux menés actuellement par l’OCDE et l’Union 
européenne, nous l’avons vu, ont l’ambition de rattacher 

325	 SA.21233 C/2011 du 17.7.2013, paragr. 143.
326	 Projet de communication relative à la notion d’aide d’État 2014, 

p. 36.
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plus étroitement les profits liés aux actifs intangibles à 
l’activité de R&D dont ceux-ci sont issus. Selon cette 
vision des choses, les incitations fiscales en faveur de la 
R&D, que ce soit en amont (« input ») ou en aval (« out-
put ») demeureront admissibles (et même souhaitables), 
pour autant toutefois qu’elles contribuent à induire de 
l’activité R&D dans l’État concerné. À bien y réfléchir, 
cette évolution traduit une préoccupation qui est en défi-
nitive assez logique et simple à comprendre : ces incita-
tions doivent être conçues de manière à effectivement 
atteindre le but qui leur est assigné. En conséquence, les 
régimes licence box, dont le seul but est de conférer une 
position compétitive dans le cadre de l’imposition des 
capitaux mobiles, devront être repensés dans l’esprit du 
critère de l’activité substantielle posé par l’action N 5 du 
projet BEPS.327 De plus, le principe de la répartition des 
bénéfices de l’entreprise en fonction de sa création de 
valeur (action N 8 du projet BEPS) nécessitera de res-
serrer davantage les fonctions R&D autour du sujet fiscal 
au bénéfice de la licence box. 

À notre avis, l’évolution qui se dessine, qui privilégie 
(logiquement) la création de valeur à la simple détention 
de capitaux mobiles, est l’opportunité pour la Suisse de 
s’engager dans un programme cohérent de soutien à l’in-
novation et à l’activité R&D dans le cadre de la RIE III. 
Pour cela, il convient à notre sens d’opter pour une li-
cence box axée sur les droits de propriété industrielle et 
assortie d’exigences de développement de l’activité 
R&D. De plus, compte tenu du critère de l’activité subs-
tantielle posé par l’OCDE, il convient à notre avis d’agir 
également en « amont » (« input ») et d’encourager les 
investissements et dépenses susceptibles d’induire une 
activité de R&D en Suisse. À cette fin, nous pensons 
qu’une incitation prenant la forme d’une déduction mul-
tiple (« input deduction ») devrait également être intro-
duite en droit harmonisé. L’adoption d’une telle mesure 
se justifie d’autant plus que de nombreux États membres 
de l’OCDE encouragent aujourd’hui l’activité R&D par 
le biais d’incitations fiscales en amont. L’étude détaillée 
de cette dernière incitation dépasserait naturellement le 
champ de la présente contribution. Cela dit, on peut po-
ser que cette déduction multiple, qui serait applicable 
tant aux personnes morales qu’aux revenus provenant de 
l’activité indépendante, constituerait une nouvelle règle 
correctrice en faveur du contribuable dérogeant au prin-

327 	OCDE, Projet pour commentaires portant sur l’action 1 (éco-
nomie numérique), p. 51 : « The work on substantial activity 
and its application to IP regimes, as well as other preferenti-
al regimes, is under way, and should be completed by Sep-
tember 2014. If any of the IP regimes under review were to be 
found harmful, the relevant country would be given the op-
portunity to abolish the regime or remove the features that 
create the harmful effect, as the case may be ».

cipe de déterminance.328 Le droit fiscal suisse de l’entre-
prise incorporerait ainsi une vision globale et cohérente 
du soutien à l’activité R&D, ceci tant en amont et qu’en 
aval. D’un point de vue systématique, ce programme 
pourrait être concrétisé par une nouvelle base légale (note 
marginale : soutien à la recherche et au développement) 
incorporant ces deux formes d’incitations. 

Certes, il est vrai que les incitations fiscales en faveur de 
la R&D constituent une entorse aux principes constitu-
tionnels régissant le droit fiscal suisse, singulièrement à 
l’égalité de traitement et l’imposition selon la capacité 
contributive. Cela étant, comme nous l’avons vu, de telles 
incitations peuvent être justifiées afin d’encourager un 
but extra-fiscal d’intérêt public. Pour cela, les incitations 
input et output (licence box) doivent être conçues dans 
le respect du principe de proportionnalité et d’égalité de 
traitement. La dérogation aux principes constitutionnels 
doit donc permettre d’atteindre le but visé (règle de l’ap-
titude) et ne pas aller au-delà de ce qui est nécessaire.  
De ce point de vue, les exigences posées par le droit 
constitutionnel rejoignent les standards internationaux 
en ce qui concerne les régimes licence box. En effet, la 
définition du catalogue des droits immatériels privilégiés 
et l’exigence d’un lien avec l’activité R&D doivent être 
adaptées au but poursuivi par l’incitation. Enfin, l’inci-
tation ne doit pas aller au-delà de ce qui est nécessaire, 
sans quoi celle-ci deviendrait alors uniquement une me-
sure d’imposition privilégiée des capitaux mobiles. En-
fin, nous l’avons dit, l’égalité de traitement, qui doit être 
concrétisée en fonction du but poursuivi par l’incitation, 
serait assurée si celle-ci est applicable à toutes les entre-
prises, indépendamment de leur forme juridique (per-
sonnes morales et activité indépendante). 

À notre avis, un tel programme de soutien à l’activité 
R&D et à l’innovation serait parfaitement conforme aux 
standards internationaux. De plus, il nous paraît que la 
Suisse et l’Union européenne pourraient convenir que ce 
programme d’incitations est compatible avec le bon fonc-
tionnement de l’ALE. 

4.5	 Réduction du taux ordinaire de l’impôt 
sur le bénéfice

Le programme esquissé ci-dessus est uniquement axé sur 
le soutien aux activités R&D et repose ainsi sur une vi-
sion stratégique totalement différente de celle qui sous-
tendait jusqu’ici les régimes fiscaux cantonaux contestés. 
Ce programme ne saurait donc être compris comme un 
simple ensemble de mesures de « remplacement » à ces 
statuts. En conséquence, pour les autres secteurs d’acti-

328	 Les articles 29 al. 1 lit. d et 63 al. 1 lit. d LIFD deviendraient 
alors sans objet et devraient être abrogés.
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vité (notamment le commerce international), le principe 
d’une réduction par les cantons de leur taux ordinaire 
d’impôt sur le bénéfice doit naturellement être ap
prouvé.329

En soi, cette mesure tarifaire ne pose pas de problème de 
conformité internationale. En premier lieu, une baisse 
généralisée du taux d’imposition des entreprises ne sau-
rait être constitutive d’une aide d’État.330 En effet, l’art. 
107 (1) TFUE, respectivement l’art. 23(1)(iii) ALE, ne 
s’intéresse qu’à la concurrence résultant de mesures 
prises à l’intérieur d’un même État. Aussi, comme l’a 
rappelé l’avocat général Darmon dans l’affaire Sloman 
Neptun,331 la concurrence résultant d’un taux général 
d’imposition pratiqué par un État comparativement à un 
autre, ne saurait être appréhendée sous l’angle de l’aide 
d’État.332

Cela étant, cette mesure doit à notre sens être coordon-
née avec l’évolution des règles CFC. De ce point de vue, 
nous l’avons dit, la Suisse doit veiller, dans toute la me-
sure du possible, à ce que les travaux en cours de l’OCDE 
ne conduisent pas à un durcissement différencié des 
règles CFC suivant que celles-ci sont appliquées aux 
États tiers ou à l’intérieur de l’Union européenne.333

Enfin, il sied de le rappeler, la mise en œuvre de la RIE 
III soulève également la question de l’autonomie des can-
tons, singulièrement financière, sous l’angle du critère 
de sélectivité régionale (aides d’État). Certes, le modèle 
suisse, au sein duquel les cantons jouissent d’une auto-
nomie tarifaire,334 correspond à une « décentralisation 
symétrique » des compétences fiscales335 au sens de la 
jurisprudence de la CJUE. Partant, un taux d’imposition 

329	 Voir à ce sujet Rapport DFF RIE III, p. 40 ss.
330 	Arrêt du 15.11.2011, Gibraltar, affaires jointes C-106/09 et 

C-107/09 P, point 71 ; Pistone, Smart Tax Competition, p. 87.
331 	Arrêt du 17 mars 1993, Sloman Neptun, affaires jointes C-71/91 

et C-72/91.
332	 Conclusions point 62.
333	 Relevons d’ailleurs que cette approche différenciée se retrouve 

déjà dans le projet de directive concernant une assiette 
commune consolidée pour l’impôt sur les sociétés (ACCIS). En 
l’occurrence, ce projet prévoit, à son art. 82, une règle CFC 
dont l’application suppose uniquement que la filiale sise dans 
un État tiers (i) dispose d’au moins 30% de revenus passifs (y 
compris des redevances), (ii) soit soumise à un impôt sur le 
bénéfice inférieur à 40% du taux européen moyen ou (iii) 
bénéficie d’un régime spécial permettant un niveau d’imposition 
nettement plus bas que le régime général (Commission 
européenne, Proposition de directive du 16.3.2011). La 
résolution législative du Parlement européen du 19 avril 2012 
propose même de porter le seuil de 40 % à 70 % (Résolution 
législative du Parlement européen du 19 avril 2012 sur la 
proposition de directive du Conseil concernant une assiette 
commune consolidée pour l’impôt sur les sociétés (ACCIS) 
(COM(2011)0121 – C7-0092/2011 – 2011/0058(CNS)).

334 	Art. 129 al. 2 Cst. 
335 	Arrêt du 6.9.2006, C-88/03 (Azores), point 64 ; Projet de 

communication relative à la notion d’aide d’État 2014, p. 41.

cantonal sur le bénéfice, même bas, ne saurait donner 
lieu à une sélectivité régionale. Cela dit, l’absence de 
sélectivité régionale suppose également que les cantons 
disposent d’une autonomie financière.336 Cette question, 
dont l’étude détaillée dépasse le cadre de la présente 
contribution, doit donc être gardée à l’esprit dans le cadre 
de la mise en œuvre de la RIE III.337

5	 Conclusions et synthèse

À la suite du lancement du projet BEPS lancé par 
l’OCDE, la fiscalité internationale des entreprises est 
actuellement en pleine ébullition. Si l’approche suivie 
par ce projet est globale et « holistique », celui-ci est gui-
dé par des principes directeurs identiques : il s’agit de 
rétablir la cohérence des systèmes fiscaux et, fondamen-
talement, d’éviter le divorce entre le bénéfice et la créa-
tion de valeur par l’entreprise. Parallèlement, nous 
l’avons vu, une réflexion similaire est menée par l’Union 
européenne, dans l’esprit du projet BEPS mais également 
avec une dimension propre, notamment dans le domaine 
des aides d’État. De plus, la conformité du projet BEPS 
avec les règles du marché intérieur, singulièrement les 
libertés fondamentales, est également à l’étude. 

Ces développements doivent naturellement être pris en 
compte  dans le cadre de l’élaboration des mesures de la 
RIE III dont l’ouverture de la consultation est prévue 
durant l’été (5.1). De plus, il est également à prévoir que 
certaines règles du droit fiscal suisse de l’entreprise de-
vront être retouchées (5.2)

5.1	 Incidences sur la RIE III

En ce qui concerne les incidences sur la RIE III, nos 
conclusions sont fondamentalement les suivantes :
a.	 Dans le cadre de la conception et de la mise en œuvre 

d’une licence box, la Suisse doit également prendre 
en compte l’évolution récente de la notion de sélecti-
vité au sens des règles sur les aides d’État. En effet, 
l’affaire Gibraltar, jugée par la CJUE en  2011, vint 
renforcer le critère de sélectivité de facto. Il en dé-
coule fondamentalement deux conséquences. Primo, 

336	 Arrêt du 6.9.2006, C-88/03 (Azores), point 64 ; Projet de 
communication relative à la notion d’aide d’État 2014, p. 41. Il 
est vrai que les cas jugés par la CJUE concernaient jusqu’ici 
des situations de compétences dites « asymétriques ». Cela dit, 
il n’existe aucune raison de ne pas appliquer le critère de 
l’autonomie financière dans le cadre de systèmes 
« symétriques ».  Voir en ce sens Peeters, The Repartition of Tax 
Powers in Federal States, p. 132. Voir aussi Schön, State Aid 
in the Area of Taxation, p. 330 ss.

337	 Voir à ce sujet et dans le même sens Matteotti/Roth, Die 
Unternehmenssteuerreform III, p. 726 ss.
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comme nous l’avons déjà relevé ailleurs,338 indépen-
damment des exigences de substance, un régime li-
cence box peut être considéré comme sélectif si, dans 
les faits, celui-ci ne profite qu’aux entreprises inter-
nationales et ne vise qu’à conférer une position com-
pétitive en matière d’imposition des capitaux mo-
biles. Secundo, et la question est particulièrement 
importante pour la Suisse, la jurisprudence Gibraltar 
permet à la commission de considérer un régime fis-
cal formellement général comme sélectif si, dans les 
faits, celui-ci a pour effet de perpétuer les avantages 
précédemment conférés par un régime prohibé.  
Cette tendance se confirme aujourd’hui et la com-
mission européenne rappelait du reste fin mars que : 
« (…)  plusieurs États membres ont instauré des ré-
gimes fiscaux spéciaux pour les droits de propriété 
intellectuelle, destinés à stimuler l’innovation et les 
investissements dans les nouvelles technologies. Par-
mi ceux-ci, le régime dit des «patent boxes» prévoit 
des exemptions fiscales pour les revenus issus de bre-
vets. En 2008, la Commission a examiné un tel ré-
gime, en vigueur en Espagne, et en a conclu que ce-
lui-ci ne constituait pas une aide (…). Entre-temps, 
des indications sont cependant parvenues à la Com-
mission selon lesquelles ces régimes fiscaux spéciaux 
favoriseraient surtout les entreprises très mobiles, 
sans susciter une augmentation significative de l’ac-
tivité de recherche et de développement. La Commis-
sion est donc en train de rassembler des informations 
afin de déterminer si ces régimes confèrent un avan-
tage sélectif à une catégorie donnée de sociétés, en 
violation des règles de l’UE sur les aides d’État ».339 
Cette évolution confirme ainsi qu’il ne faut faire une 
lecture trop littérale de la décision rendue par la com-
mission européenne le 13 février 2008 en ce qui 
concerne la licence box espagnole. Du reste, dans 
cette affaire, la commission européenne se pencha 
déjà sur une éventuelle sélectivité de fait de la me-
sure (i) en examinant les travaux préparatoires entou-
rant celle-ci et (ii) en s’intéressant aux statistiques 
fournies par l’administration espagnole.	

	 Au vu de cette évolution, il est donc fondamental que 
la licence box proposée dans le cadre de la RIE III 
ne constitue pas une simple mesure technique de 
« remplacement » aux statuts fiscaux cantonaux pri-
vilégiés. Cette mesure doit au contraire être porteuse 
d’une nouvelle vision stratégique. De plus, les règles 
régissant l’entrée dans la licence box (en particulier 
le décompte systématique des réserves latentes pour 

338	 Danon. Introducing an EU Compliant Patent Box Regime in 
Swiss Tax Law, p. 271.

339	 http:/ /europa.eu/rapid/press-release_IP-14-309_fr.htm? 
locale=en.

les entreprises assujetties à l’impôt de manière ordi-
naire) doivent être élaborées conformément au prin-
cipe de proportionnalité afin de ne pas limiter, dans 
les faits, l’entrée dans la licence box aux seules so-
ciétés bénéficiant aujourd’hui d’un statut privilégié. 
Cet écueil peut être évité si, comme nous le préco-
nisons, la Suisse opte pour un programme cohérent 
de soutien à l’innovation. 

	 En second lieu, il sied naturellement de prendre en 
compte les travaux de l’OCDE dans le cadre du pro-
jet BEPS. Ces travaux, qu’ils concernent la concur-
rence fiscale dommageable ou les prix de transfert, 
poursuivent fondamentalement un même objectif: le 
resserrement des fonctions R&D autour de l’entité 
bénéficiant d’un régime privilégié afin de s’assurer 
que celle-ci soit conçue de manière à atteindre son 
objectif. Sous l’angle de la concurrence fiscale dom-
mageable, trois variantes sont actuellement à l’étude 
afin de concrétiser le critère de l’activité substan-
tielle (action N 5) , à savoir une approche (i) exigeant 
que l’incitation fiscale soit directement liée aux coûts 
de R&D engagés (« nexus approach »), ou (ii) se 
concentrant sur la création de valeur et exigeant que 
l’entité privilégiée exerce des fonctions de dévelop-
pement significatives  et enfin (iii) un raisonnement 
axé sur les prix de transfert et les fonctions impor-
tantes que l’entité devrait exercer. Dans le même es-
prit, en matière de prix de transfert, l’action N 8 du 
plan d’action BEPS, dont les résultats sont attendus 
en septembre, s’attache à faire en sorte que les béné-
fices associés au transfert et à l’utilisation de actifs 
incorporels soient correctement répartis en fonction 
de la création de valeur.

	 À notre sens, ces développements militent en faveur 
de l’adoption par la Suisse d’un programme cohérent 
d’incitations à la R&D et à l’innovation. La licence 
box envisagée doit donc se concentrer sur les droits 
de propriété industrielle et être assortie de conditions 
de développement. Dans cet esprit, ce programme, 
axé sur la création de valeur en Suisse, devrait être 
complété par des incitations en amont afin de favo-
riser le lien entre les investissements R&D et la 
Suisse. Comme nous l’avons vu, cette vision des 
choses s’accorde au surplus avec le droit constitu-
tionnel. 

b.	 Dans cette perspective, le principe d’une baisse géné-
rale de leur taux d’imposition par les cantons est na-
turellement nécessaire en ce qui concerne les autres 
secteurs d’activité. 

c.	 Dans le cadre de la RIE III, la question de l’activa-
tion de réserves latentes au bilan fiscal, à la suite par 
exemple de la suppression des statuts fiscaux canto-
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naux ou en cas d’immigration en Suisse, est égale-
ment discutée. À notre avis, cette question doit être 
appréhendée de manière générale et sous l’angle 
d’une « modernisation » de l’assiette harmonisée de 
l’impôt sur le bénéfice. Nous proposons à cet égard 
d’ancrer dans la LIFD et la LHID le principe de 
« l’exonération systématique » (step-up) des réserves 
latentes migrant d’un domaine exonéré (ou exempté) 
vers l’assujettissement ordinaire selon principe de 
déterminance. Selon nous, trois raisons essentielles 
militent en faveur de cette solution. En premier lieu, 
l’adoption d’une telle clause, qui serait applicable 
tant aux personnes morales qu’aux entreprises de 
personnes, est conforme au principe d’égalité de trai-
tement. Deuxièmement et la question est d’impor-
tance, dans la logique des aides d’État, le modèle du 
step-up représente un avantage dérogatoire par rap-
port au cadre de référence qui est en l’espèce celui de 
la perception de l’impôt sur le bénéfice conformé-
ment au principe de déterminance. Aussi, afin de 
pouvoir être néanmoins justifiée par la nature du sys-
tème (comme le prévoit la jurisprudence et la pra-
tique de la commission européenne), il est fondamen-
tal que cette mesure soit appliquée de manière iden-
tique à toutes les situations relevant de l’objectif 
concerné. Finalement, un tel principe général ne peut 
à notre sens être fondé sur la jurisprudence du Tribu-
nal fédéral de sorte qu’une base légale est nécessaire. 
À la suite de l’arrêt rendu par le Tribunal fédéral le 
12 mars 2012, tout au plus peut-on considérer, sous 
l’angle de l’arbitraire, que, en ce qui concerne les 
statuts cantonaux de sociétés holding et auxiliaires, 
les cantons sont libres d’exonérer (solution du step-
up) ou non les réserves latentes créées durant le statut 
de société holding ou auxiliaire, pour autant que le 
traitement réservé aux pertes demeure symétrique 
(non-déductibilité en cas d’exonération, respective-
ment déductibilité en l’absence de step-up). Cela dit, 
cet arrêt ne permet pas de fonder une application gé-
nérale de ce principe comme l’exigent les standards 
internationaux. En effet, depuis l’entrée en vigueur 
de la LIFD et de la LHID, la jurisprudence de la 
Haute Cour dans laquelle celle-ci dispose d’un plein 
pouvoir d’examen est marquée par une conception 
formaliste du principe de déterminance. Selon cette 
conception, qui nous paraît erronée mais dont il 
convient de prendre acte, les réserves latentes sont 
dans la règle imposables à l’occasion de leur réalisa-
tion, même si celles-ci proviennent historiquement 
d’un domaine exonéré. L’organe de pilotage en 
convient d’ailleurs implicitement en recommandant 
l’adoption d’une base légale expresse en ce qui 
concerne les cas d’immigration. En conséquence, dès 
lors qu’une base légale est de toute manière néces-

saire pour les cas d’immigration, nous pensons que 
la solution la plus cohérente serait d’adopter une 
clause générale couvrant l’ensemble des états de faits 
impliquant un transfert de réserves latentes exoné-
rées (ou exemptées) vers le domaine de l’assujettis-
sement ordinaire à l’impôt selon le principe de déter-
minance. Ce faisant, le législateur consacrerait ainsi 
une dérogation cohérente et uniforme au principe de 
déterminance, à notre sens parfaitement justifiable au 
regard des standards internationaux (notamment les 
aides d’État). 

d.	 Une question importante à laquelle la Suisse doit de-
meurer attentive est celle, naturellement défendue 
par certains États européens, d’une concrétisation 
moins restrictive du projet BEPS au sein du marché 
intérieur, ceci en raison notamment des libertés fon-
damentales. Dans sa prise de position relative au pro-
jet BEPS, le Royaume-Uni relève par exemple, dans 
le contexte de la concurrence fiscale dommageable, 
que : « any approach to this issue has to take account 
of existing international law. When the EU exercises 
its competence in the area of taxation, it must act in 
accordance with the general principles of EU law 
and fundamental rights as set out in the Treaties. This 
is important as a majority of members of the OECD 
are EU countries ».340 Il ne fait nul doute que les li-
bertés fondamentales déploient leur effet au sein du 
marché intérieur. Aussi, en ce qui concerne par 
exemple la concurrence fiscal dommageable, à partir 
du moment où une entité sise dans un État membre 
déploie effectivement une activité substantielle, peu 
importe alors que cette activité soit exercée au siège 
ou par l’intermédiaire d’un établissement situé dans 
un autre État membre. En revanche, comme nous 
l’avons relevé, les libertés fondamentales ne sau-
raient à notre sens justifier une répartition différente 
des fonctions R&D au sein du groupe suivant que 
l’entité au bénéfice de licence box est ou non rési-
dente de l’Union européenne. En tout état de cause, 
en sa qualité d’État tiers, la Suisse doit être attentive 
à ces questions et, dans le cadre des travaux de 
l’OCDE, militer, dans toute la mesure du possible, en 
faveur de solutions qui ne conduisent pas à une inter-
prétation différenciée du projet BEPS suivant que 
celui-ci est concrétisé à l’intérieur ou à l’extérieur de 
l’Union européenne. 

e.	 Reste enfin la question des CFC et leur durcissement 
suivant l’action N 3 du plan BEPS. La Suisse a ici 

340	 UK priorities for the G20-OECD project for countering Base 
Erosion and Profit Shifting, p. 27. 
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tout avantage a militer en faveur de « seuils com-
muns » dans le cadre de l’application de ces règles. 
Une clause d’exclusion pourrait par exemple être 
prévue en ce qui concerne les redevances faiblement 
imposées en raison d’un régime patent box mais se 
rattachant à une activité substantielle de R&D dans 
l’État de résidence. À raison, l’OCDE envisage du 
reste déjà une telle clause d’exclusion dans le 
contexte de l’économie numérique. Cette vision des 
choses est selon nous justifiée par la convergence dé-
sormais accrue existant le critère de l’activité subs-
tantielle dans le domaine de la concurrence fiscale 
dommageable et les principes sous-tendant l’appli-
cation des règles CFC (absence d’activité substan-
tielle et/ou de rattachement avec l’État où est sise la 
filiale). 

5.2	 Autres incidence sur le droit positif 
suisse

À la suite de ces travaux menés par l’OCDE, il est per-
mis de penser que certaines règles du droit fiscal suisse 
de l’entreprise devront être retouchées. Ces retouches 
concernent en particulier les domaines où le législateur 
institue des exemptions inconditionnelles en raison du 
principe de territorialité. Certes, le principe de neutra-
lité à l’importation des capitaux ne peut être remis en 
cause dans son principe. Cela dit, les travaux de l’OCDE 
et de l’Union européenne viennent souligner la néces-
sité de corriger les effets du principe de territorialité en 
présence de revenus passifs non (ou faiblement imposés) 
et dont le rattachement avec l’autre État est faible. 

En ce qui concerne en revanche la double non-imposition 
consécutive à une absence de coordination dans le do-
maine du droit conventionnel ou du droit interne, la 
Suisse n’est en revanche pas trop mal positionnée. En 
effet, la Suisse a toujours été favorable au principe de la 
coordination afin d’éviter la double non-imposition in-
ternationale. Ainsi, la Suisse fait partie des États qui ont 
toujours soutenu les recommandations concernant l’ap-
plication des CDI aux entités hybrides et que l’OCDE 
souhaite aujourd’hui codifier dans le MC OCDE. D’autre 
part, comme nous nous l’avons vu, le principe des « lin-
king rules » que l’OCDE défend aujourd’hui se retrouve 
déjà partiellement en droit positif (art.  70 al.  2 lit.  b 
LIFD). Aussi, il nous paraît que la mise en œuvre des 
recommandations de l’OCDE relative à l’action N 2 du 
plan BEPS, qui expriment ce soucis de coordination, 
s’inscrit dans la suite logique de la position défendue 
jusqu’ici par la Suisse. 
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1	 Einleitung

In den beiden nachfolgenden Urteilsbesprechungen wer­
den zwei jüngere Präjudizien des Bundesgerichts zu Off-
shore-Finanzierungsstrukturen analysiert.1 Die beiden 
Urteile zeigen die gegenwärtige Haltung des Bundesge­
richts gegenüber der Aushöhlung der Bemessungsgrund-
lage und der Gewinnverlagerungen durch schweizerische 
Konzerne mittels Finanzierungsstrukturen in Steuer­
paradiesen.

Im ersten Urteil, X. Finanz AG, das im Jahr 2012 zuguns­
ten des Fiskus entschieden und in der Amtlichen Samm­
lung (BGE 139 II 78) publiziert wurde, ging es um eine 
Zweigniederlassung auf den Cayman Islands, die von der 
schweizerischen Konzerngesellschaft X. Finanz AG mit 
Sitz in Zug unterhalten wurde. Der tatsächliche Zweck 

1	 BGer 5.10.2012, 2C708/2011; BGer 16.5.2013, 2C1086/2012, 
2C1087/2012.

der Zweigniederlassung bestand in der Fremdfinanzie-
rung von schweizerischen Konzerngesellschaften mit 
Sitz in Zürich. Refinanziert wurde die X. Finanz AG 
mehrheitlich durch Darlehen der schweizerischen 
Muttergesellschaft X. Holding AG, ebenfalls mit Sitz in 
Zug. Die Zinszahlungen an die X. Finanz AG waren bei 
den schweizerischen Konzerngesellschaften steuerlich 
absetzbar. Es ist davon auszugehen, dass die Zinszahlun­
gen der X. Finanz AG bei der X. Holding AG aufgrund 
des Holdingprivilegs nur der direkten Bundessteuer un­
terlagen. Der durch die X. Finanz AG erzielte Netto­
finanzertrag wurde steuerlich der Zweigniederlassung 
zugerechnet (internationale Steuerausscheidung). Der in 
der Schweiz steuerlich freigestellte Nettofinanzertrag 
wurde auf den Cayman Islands nicht besteuert. Das Bun­
desgericht verneinte mit Wirkung ab der Steuerperiode 
2004 den Unterhalt einer Betriebsstätte auf den Cayman 
Islands und somit eine steuerliche Freistellung des Net­
tofinanzertrags bei der X. Finanz AG in der Schweiz.

In der nächsten Ausgabe:

3	 Urteil des Bundesgerichts vom 16. Mai 2013: 
Offshore-Finanzierungsgesellschaft

3.1	 Sachverhalt

3.2	 Rechtsfrage

3.3	 Bausteine der bundesgerichtlichen Begründung

3.4	 Analyse der bundesgerichtlichen Begründung

3.4.1	 Ratio decidendi
3.4.2	 Konkretisierung der Fragen für die Besprechung  

des Urteils

3.5	 Alternative Anknüpfung der persönlichen Zugehörigkeit

3.5.1	 Unilateraler Begriff des Ortes der tatsächlichen  
Verwaltung

3.5.1.1	 Kriterien
3.5.1.2	 Anlehnung an den OECD-Begriff
3.5.1.3	 Prioritätsregel im internationalen Verhältnis
3.5.2	 Wood v. Holden (2006)
3.5.2.1	 Sachverhalt
3.5.2.2	 Rechtsfragen
3.5.2.3	 Urteilsbegründung
3.5.2.3.1	� De Beers (1906): Central management and  

control test
3.5.2.3.2	� Hilfsfunktionen von konzerninternen Zweck

gesellschaften
3.5.2.3.3	� Tatsächliche Ausübung der Geschäftsführungs

funktionen durch die Organe der Untergesellschaft
3.5.2.3.4	� Übergang der Beweislast auf den Fiskus
3.5.2.4	 Ergebnis
3.5.3	 Analyse der vom Bundesgericht angerufenen Recht

sprechung und Literatur
3.5.3.1	 Urteil des Bundesgerichts vom 4. Dezember 2003
3.5.3.2	 Athanas/Giglio (2008)

3.6	 Funktionsanalyse

3.6.1	 Leitungsfunktionen von Konzerngesellschaften
3.6.1.1	 Monistisches Leitungssystem mit dualistischen 

Elementen
3.6.1.2	 Konzernleitungsfunktion der Obergesellschaft
3.6.1.3	 Konzernrechtliche Funktionen der Untergesellschaft
3.6.1.4	 Hilfsfunktionen von konzerninternen Zweck- 

gesellschaften
3.6.1.5	 Doppelorganschaft
3.6.1.6	 Vergleich mit dem angelsächsischen  

«Board of Directors»-System
3.6.2	 OECD-Verrechnungspreisrichtlinien (2010):  

Gewinnberichtigung bei Geschäftsvorfällen zwischen 
Konzerngesellschaften

3.6.2.1	 Dealing at arm’s length-Prinzip
3.6.2.2	 Funktionsanalyse
3.6.2.3	 Routinefunktionen vs. Nichtroutinefunktionen
3.6.2.4	 Finanzierungsleistungen
3.6.3	 Analyse der vom Bundesgericht angewendeten  

Kriterien
3.6.3.1	 Gesellschaftszweck, Konzerninteresse und  

Abhängigkeit von der Konzernleitung
3.6.3.2	 Funktionen sowie personelle und infrastrukturelle 

Substanz
3.6.3.3	 Personalunion

3.7	 Eigene Stellungnahme

4	 Ergebnisse und Schlussfolgerungen
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Das zweite Urteil, X. Ltd., erging im Jahr 2013, ebenfalls 
zugunsten des Fiskus. Es betraf eine Gesellschaft mit Sitz 
in Guernsey, die von der Holdinggesellschaft Y. Holding 
AG mit Sitz in Zug gehalten wurde. Der tatsächliche 
Zweck der X. Ltd. bestand in der Fremdfinanzierung von 
schweizerischen und österreichischen Konzerngesell­
schaften. X. Ltd. wurde durch die Y. Holding AG mit 
Eigenkapital refinanziert. Die Zinszahlungen an X. Ltd. 
waren bei den schweizerischen Konzerngesellschaften 
steuerlich absetzbar. Der durch X. Ltd. erzielte Nettofi­
nanzertrag wurde in Guernsey nicht besteuert. Dividen­
denzahlungen der Gesellschaft unterlagen bei der Y. Hol­
ding AG aufgrund des Beteiligungsabzugs und des Hol­
dingprivilegs nicht der Besteuerung. Das Bundesgericht 
verneinte mit Wirkung seit der Gründung der X. Ltd. im 
Jahr 2002 den Ort der tatsächlichen Verwaltung in Guern­
sey bzw. bejahte den Ort der tatsächlichen Verwaltung 
der X. Ltd. am Sitz der Y. Holding AG und somit eine un­
beschränkte Steuerpflicht der X. Ltd. in der Schweiz.

In den beiden nachfolgenden Urteilsbesprechungen wer­
den die den beiden Präjudizien zugrundeliegenden 
Rechtsfragen, die Bausteine der Urteilsbegründungen, 
die Weichenstellungen und die Rechtsauffassungen in 
den Urteilsbegründungen herausgeschält sowie die vom 
Bundesgericht angerufene Literatur und angewendeten 
Kriterien untersucht. Im letzten Abschnitt werden vor 
dem Hintergrund der internationalen Bestrebungen der 
OECD und der EU zur Bekämpfung der (legalen) Aus­
höhlung der Bemessungsgrundlage und der (legalen) 
Gewinnverlagerung in Niedrigsteuerländer («Base Ero-
sion and Profit Shifting») durch multinationale Unterneh­
men die Schlussfolgerungen, die sich aus den Urteils­
besprechungen für schweizerische Konzerne und den 
schweizerischen Gesetzgeber ergeben, herausgearbeitet.2

2	 Urteil des Bundesgerichts vom 
5. Oktober 2012: Offshore-
Finanzierungsbetriebsstätte

2.1	 Sachverhalt3

Die X. Finanz AG, eine Gesellschaft mit Sitz in Zug, war 
eine 100-prozentige Tochtergesellschaft der X.  Hol­
ding AG, ebenfalls mit Sitz in Zug. Die Gesellschaft 
bezweckte die Erbringung von Dienstleistungen, haupt­

2	 Mitteilung EK – COM(2012) 722; OECD, Action Plan on Base 
Erosion and Profit Shifting; OECD, Addressing Base Erosion 
and Profit Shifting; siehe dazu Pinkernell, OECD-Aktionsplan 
gegen internationale Gewinnverlagerung und Aushöhlung der 
Bemessungsgrundlage (BEPS-Projekt), 737 ff.; Stocker, Base 
Erosion and Profit Shifting (BEPS), 302 ff.

3	 BGer 5.10.2012, 2C708/2011.

sächlich im Finanzbereich, an Konzerngesellschaften der 
X.-Gruppe. Aus dem Sachverhalt des Urteils der Vor­
instanz ist zu entnehmen, dass die Eidg. Steuerverwal­
tung geltend machte, dass zwei der drei Verwaltungsräte 
der X. Finanz AG auch im Verwaltungsrat der X. Holding 
AG Einsitz hätten.4

Für den Fall, dass die Finanzierung der Konzerngesell­
schaften über eine ausländische Betriebsstätte einer 
schweizerischen Finanzierungsgesellschaft erfolge, be­
stätigte die Zuger Steuerverwaltung der X. Holding AG 
am 10. August 1999 in einem Tax Ruling, dass die der 
ausländischen Betriebsstätte zuzurechnenden Gewinne 
von der Besteuerung in der Schweiz ausgenommen seien.

Bis und mit der Steuerperiode 2004 schied die Zuger 
Steuerverwaltung den Nettofinanzertrag der X. Finanz 
AG aus der Darlehensgewährung gegenüber den Kon­
zerngesellschaften vollständig zugunsten der Betriebs­
stätte auf den Cayman Islands aus. Aus dem Sachverhalt 
der Vorinstanz geht hervor, dass die X.-Gruppe im Immo­
biliengeschäft tätig war und dass es sich bei den schwei­
zerischen Konzerngesellschaften ausschliesslich um Im­
mobiliengesellschaften mit Sitz im Kanton Zürich han­
delte.5 Den Erwägungen des Bundesgerichts ist zu ent­
nehmen, dass auf den Cayman Islands vier Teilzeitmitar­
beiter (je 20 Stellenprozente) in gemieteten Büros arbei­
teten. Gemäss den Arbeitsverträgen war es den 
Mitarbeitern ausdrücklich erlaubt, anderen Erwerbstätig­
keiten nachzugehen. Am Hauptsitz in der Schweiz wurde 
kein Personal beschäftigt.

Mit Schreiben vom 9. Februar 2005 teilte die Zuger Steuer­
verwaltung der X. Finanz AG mit, dass die Eidg. Steuer­
verwaltung der Auffassung sei, auf den Cayman Islands 
werde «keine Geschäftstätigkeit im Sinne einer Betriebs-
stätte ausgeübt». Mit Verfügungen vom 27. Mai 2008 
wurde für die direkten Bundessteuern 2005 und 2006 ein 
vollständig in der Schweiz zu versteuernder Reingewinn 
von Fr. 8,6 Mio. im Jahr 2005 und Fr. 9,4 Mio. im Jahr 
2006 veranlagt. Aus den Erwägungen des Bundesgerichts 
sind folgende Zahlenangaben zu entnehmen:6 Die Bilanz­
summe betrug Ende 2005 Fr. 365,9 Mio. und Ende 2006 
Fr. 520,3 Mio. Unter den Aktiven wurden Darlehen an 
Schwestergesellschaften der X.-Gruppe in der Höhe von 
rund Fr. 497 Mio. Ende 2005 und rund Fr. 647 Mio. Ende 
2006 ausgewiesen. Die Erträge setzten sich ausschliess­
lich aus Zinseinnahmen zusammen, im Jahr 2005 rund 
Fr. 16 Mio. und im Jahr 2006 rund Fr. 18 Mio.

Die gegen die beiden Verfügungen erhobene Einsprache 
der X. Finanz AG wurde von der Rechtsmittelkommis­

4	 VGer ZG 21.7.2011, A 2009/30, D.
5	 VGer ZG 21.7.2011, A 2009/30, B.
6	 BGer 5.10.2012, 2C708/2011, E. 3.2.1.
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sion der Zuger Steuerverwaltung mit Entscheid vom 
23. November 2009 gutgeheissen. Das Verwaltungsge­
richt des Kantons Zug wies die von der Eidg. Steuerver­
waltung erhobene Beschwerde mit Urteil vom 21. Juli 
2011 ab. Es bejahte den Unterhalt einer Betriebsstätte auf 
den Cayman Islands und erblickte in der gewählten 
Rechtsgestaltung keine Steuerumgehung.

X. Finanz AG 
(Zug/Schweiz) 

Zweig-
niederlassung

(Cayman Islands) 

X. Holding AG 
(Zug/Schweiz) 

Darlehen

Zins

Darlehen

Zins

Konzern-Immobilien-
gesellschaften

(Zürich/Schweiz) 

Verwaltungsrat
B.

… 

A.

Verwaltungsrat

Teilzeitmitarbeiter

B.A.

Abb. 1: X. Finanz AG (2C708/2011).

Die Eidg. Steuerverwaltung erhob Beschwerde in öffent­
lich-rechtlichen Angelegenheiten und beantragte die Auf­
hebung des Urteils vom 21. Juli 2011 sowie die Verwei­
gerung der internationalen Steuerausscheidung im Ver­
hältnis zur Zweigniederlassung auf den Cayman Islands 
ab dem 1. Januar 2005. Die X. Finanz AG beantragte die 
Abweisung der Beschwerde und eventualiter die Rück­
weisung an die Vorinstanz zur Vervollständigung der Ak­
ten.

2.2	 Rechtsfrage

Der Streit vor Bundesgericht drehte sich hauptsächlich 
um die folgende Frage im Rahmen der Auslegung des Be-
triebsstättenbegriffs in Art. 51 Abs. 2 Satz 1 DBG:

–– Übte die X. Finanz AG ihre Geschäftstätigkeit in der 
festen Geschäftseinrichtung auf den Cayman Islands 
aus?

2.3	 Bausteine der bundesgerichtlichen 
Begründung

Das Bundesgericht baut seine Begründung für den ent­
scheidenden Punkt, die Nichterfüllung des Kriteriums 
der Ausübung der Geschäftstätigkeit der X. Finanz AG in 
der festen Geschäftseinrichtung auf den Cayman Islands, 
in mehreren Schritte wie folgt auf:

Schritt 1:7

Das Doppelbesteuerungsabkommen («DBA») vom 
30. September 1954 zwischen dem Vereinigten König­
reich von Grossbritannien und der Schweiz ist gemäss 
diversen Notenwechseln zwar auf überseeische Gebiete 
ausgedehnt worden, für die es gemäss Art. 28 Abs. 6 des 
Doppelbesteuerungsabkommens vom 8. Dezember 1977 
mit dem Vereinigten Königreich von Grossbritannien 
weiter gilt. Keine derartige Ausdehnung erfolgte jedoch 
in Bezug auf die Cayman Islands. Das Bundesgericht 
stellt dementsprechend fest, dass der vorliegende Fall nur 
nach den Vorschriften der Steuergesetzgebung des Bun-
des zu beurteilen sei.

Schritt 2:8

Für die Zwecke der Gewinnsteuern juristischer Personen 
wird der Betriebsstättenbegriff in Art. 51 Abs. 2 Satz 1 
DBG definiert. Es sei dementsprechend grundsätzlich 
von einem einheitlichen Betriebsstättenbegriff auszuge­
hen, sowohl was die schweizerische Betriebsstätte einer 
Unternehmung im Ausland betrifft als auch den umge­
kehrten Fall der ausländischen Betriebsstätte einer 
schweizerischen Unternehmung.

Schritt 3:9

Die Betriebsstättendefinition in Art. 51 Abs. 2 Satz 1 
DBG stellt keine Anforderungen an die qualitative und 
quantitative Wesentlichkeit der in der festen Geschäfts­
einrichtung ausgeübten Geschäftstätigkeit auf. Der Be­
triebsstättenbegriff in Art. 51 Abs. 2 Satz 1 DBG gehe 
dementsprechend über denjenigen des aufgehobenen 
BdBSt und des Interkantonalen Steuerrechts hinaus. Un­
ter die Formulierung «in der die Geschäftstätigkeit [...] 
ganz oder teilweise ausgeübt wird» liessen sich grund­
sätzlich sämtliche mit der Erfüllung des statutarischen 
Zweckes «im weitesten Sinn» im Zusammenhang stehen­
de Aktivitäten subsumieren, «ungeachtet ihrer Bedeutung 
innerhalb der Gesamtunternehmung». 

Schritt 4:10

Dann gelangt das Bundesgericht an die ersten zwei ent­
scheidenden Stellen in seiner Begründung. Es legt den 
Betriebsstättenbegriff in Art. 51 Abs. 2 Satz 1 DBG in 
zwei Teilschritten teleologisch aus:

Erstens sei bei der Auslegung des Betriebsstättenbegriffs 
zu berücksichtigen, welche Funktion der unilateralen Re-
gelung in Art. 51 Abs. 2 Satz 1 DBG zukomme. In Art. 51 
Abs. 1 Bst. b DBG gehe es bei der Definition der schwei-

7	 BGer 5.10.2012, 2C708/2011, E. 2.1.
8	 BGer 5.10.2012, 2C708/2011, E. 2.4.2.
9	 BGer 5.10.2012, 2C708/2011, E. 3.1.2.
10	 BGer 5.10.2012, 2C708/2011, E. 3.1.2.
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zerischen Betriebsstätte einer Unternehmung im Ausland 
darum zu regeln, wann und in welchem Umfang die 
Schweiz einen Teil des Betriebsergebnisses zur Besteue-
rung heranziehen dürfe. Umgekehrt gehe es in Art. 52 
Abs. 1 DBG bei der Definition einer ausländischen Be­
triebsstätte einer schweizerischen Unternehmung darum 
zu regeln, wann und in welchem Umfange das Betriebs­
ergebnis einer schweizerischen Unternehmung von der 
Besteuerung ausgenommen werden müsse. Diese unter­
schiedlichen Zielsetzungen der unilateralen Regelung 
seien auch im Zusammenhang mit doppelbesteuerungs­
rechtlichen Regelungen zu beachten. Gestützt auf die 
Zielsetzung von Art. 52 Abs. 1 DBG und unter Bezugnah-
me auf das Abkommensrecht folgert das Bundesgericht:

«Daraus ergibt sich, dass die unilateralen Regelungen, mit denen 
einseitig eine Doppelbesteuerung vermieden werden soll, tenden-
ziell eher zugunsten des Besteuerungsrechts der Schweiz auszule-
gen sind, greift doch bei einer zu starken Ausdehnung dieses Be-
steuerungsrechts im Allgemeinen – d.h. soweit ein Abkommen An-
wendung findet – die abkommensrechtliche Regelung korrigierend 
ein […].» 

Schritt 5:11

Zweitens sei bei der Auslegung von Art. 52 Abs. 1 DBG 
der Zweck der Vermeidung der doppelten Nichtbesteue-
rung zu berücksichtigen:

«Es soll mit unilateralen Massnahmen zwar eine Regelung getrof-
fen werden, welche die Gefahr einer doppelten Besteuerung ver-
mindert, dabei soll jedoch nach Möglichkeit verhindert werden, 
dass aufgrund dieser Regelung eine doppelte Nichtbesteuerung 
resultiert, wird doch Letzteres durch bilaterale Doppelbesteue-
rungsabkommen, denen keineswegs allgemein der Gedanke zu-
grunde liegt, doppelte Nichtbesteuerung zu vermeiden, höchstens 
in bestimmten Konstellationen ausgeschlossen.» 

Das Bundesgericht vertritt dementsprechend die Auffas­
sung, dass Art. 52 Abs. 1 DBG nicht nur den Zweck der 
Vermeidung der internationalen Doppelbesteuerung von 
ausländischen Betriebsstättengewinnen verfolge, sondern 
gleichzeitig auch den Zweck der Vermeidung der doppel-
ten Nichtbesteuerung. Mit der Bezugnahme auf die Ver­
meidung der doppelten Nichtbesteuerung begründet das 
Bundesgericht im Kern die Ungleichbehandlung von in- 
und ausländischen Betriebsstätten.

Schritt 6:12

Das Bundesgericht fasst sein teleologisches Auslegungs­
ergebnis wie folgt zusammen:

«In Bezug auf die Betriebsstättendefinition ergibt sich daraus, dass 
für Betriebsstätten im Ausland die Anforderungen etwas höher ge-
steckt werden dürfen als für Betriebsstätten in der Schweiz. Be-
triebsstätten im Ausland sind daher in zweifelhaften Fällen auf-
grund der unbeschränkten Steuerpflicht in der Schweiz tendenziell 
der Steuerpflicht in der Schweiz zu unterwerfen und einer allenfalls 
drohenden Doppelbesteuerung ist in solchen Fällen mittels Heran-

11	 BGer 5.10.2012, 2C708/2011, E. 3.1.2.
12	 BGer 5.10.2012, 2C708/2011, E. 3.1.2.

ziehung entsprechender DBA entgegenzutreten, soweit solche be-
stehen.» 

Das Bundesgericht gibt keine Anhaltspunkte dafür, wie 
viel höher die Anforderungen für Betriebsstätten im Aus­
land zu stecken seien.

Schritt 7:13

Auf der Grundlage der Differenzierung zwischen auslän­
dischen und schweizerischen Betriebsstätten prüft das 
Bundesgericht die Frage, ob sich in der festen Geschäfts­
einrichtung auf den Cayman Islands ein steuerlich rele-
vanter Teil des Unternehmens vollzog. Nun gelangt das 
Bundesgericht an die dritte entscheidende Stelle in seiner 
Begründung. Es stellt fest:

«Vorliegend stellt sich die Sachlage jedoch so dar, dass die Tätig-
keit der Beschwerdegegnerin in den Steuerperioden 2005 und 2006 
in der Gewährung von konzerninternen Darlehen für die Gruppen-
gesellschaften des rein schweizerischen Konzerns bestand. Sie be-
schäftigte dazu in den Steuerperioden 2005 und 2006 jedoch bloss 
vier Teilzeitmitarbeitende mit Arbeitspensen von je 20 %, welche 
mit pauschalen Jahressalären zwischen $ 10 000.– (drei Mitarbei-
tende) und $ 20 000.– (ein Mitarbeitender) entschädigt wurden.» 

«Diese ‹schlanken Strukturen› stehen damit in deutlichem Kontrast 
zu den Zahlen in den Jahresabschlüssen der ‹Cayman-Branch›.» 

«Damit steht wohl fest, dass die Beschwerdegegnerin Darlehen in 
beträchtlicher Höhe an ihre Schwestergesellschaften in der Schweiz 
gewährt hat; unklar bleibt letztlich aber, was die auf den Cayman 
Islands vorhandenen Einrichtungen im Einzelnen konkret zur Wert-
schöpfung beigetragen haben.» 

Aus diesen Schlussfolgerungen mitten in den Erwägun­
gen geht deutlich hervor, was das Bundesgericht gemacht 
hat: Es legt das Kriterium der Ausübung einer Geschäfts­
tätigkeit im Betriebsstättenbegriff in Art. 51 Abs. 2 Satz 1 
DBG mit Hilfe einer Analyse der Wertschöpfung der fes­
ten Geschäftseinrichtung auf den Cayman Islands aus. 
Dabei berücksichtigt es die Funktionen, das Personal und 
die Saläre.

Schritt 8:14

Nichts zur ihren Gunsten könne die X. Finanz AG aus 
dem Umstand ableiten, dass sie an ihrem Hauptsitz in der 
Schweiz kein Personal beschäftigt habe. Das Bundes­
gericht vertritt die Auffassung, dass die Beurteilung der 
Tätigkeit der X. Finanz AG in der Schweiz nicht zur 
Diskussion stünde.

«Die Argumentation der Beschwerdegegnerin würde – wie die 
ESTV zu Recht ins Feld führt – im Ergebnis dazu führen, dass eine 
Ansiedlung von völlig nebensächlichen Funktionen in Niedrigsteu-
erländern eine vollumfängliche Steuerausscheidung zu Lasten der 
Schweiz und damit einhergehend eine weitgehende Freistellung 
von jeglicher Gewinnbesteuerung in der Schweiz bewirken würde, 
was kaum der Absicht des Gesetzgebers entsprochen haben dürf-
te.» 

13	 BGer 5.10.2012, 2C708/2011, E. 3.2.1.
14	 BGer 5.10.2012, 2C708/2011, E. 3.2.2.
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Das Bundesgericht stellt an dieser vierten entscheiden­
den Stelle in seiner Begründung fest, was das Ergebnis 
wäre, wenn es die Ausübung der Geschäftstätigkeit der 
X. Finanz AG in der festen Geschäftseinrichtung und so­
mit den Unterhalt einer Betriebsstätte auf den Cayman 
Islands nach Art. 51 Abs. 2 Satz 1 DBG anerkennen wür­
de: Es käme im Rahmen der internationalen Gewinn
abgrenzung zwischen dem schweizerischen Hauptsitz 
und der ausländischen Betriebsstätte zu einer «voll
umfänglichen Steuerausscheidung zu Lasten der 
Schweiz».

Schritt 9:15

Das Bundesgericht fasst seine Erwägungen wie folgt zu­
sammen:

«Zusammenfassend ist festzustellen, dass es vorliegend den Akti-
vitäten auf den Cayman Islands an der hinreichenden Substanz 
fehlt und sie damit das Kriterium der Ausübung einer Geschäftstä-
tigkeit einer Schweizer Unternehmung in einer ausländischen Be-
triebsstätte nicht erfüllen.» 

Erst aus dieser Zusammenfassung, der fünften entschei­
denden Stelle in der Begründung, geht hervor, dass das 
Bundesgericht für die Erfüllung des Kriteriums der Aus­
übung einer Geschäftstätigkeit in Art. 51 Abs. 2 Satz 1 
DBG eine Mindestsubstanz voraussetzt, die es mit Hilfe 
einer Funktions- und Wertschöpfungsanalyse geprüft hat.

Schritt 10:16

Bei diesem Ergebnis konnte das Bundesgericht auf die 
Überprüfung des Sachverhalts unter dem Aspekt der 
Steuerumgehung verzichten, so dass es im letzten Schritt 
die Frage des Vertrauensschutzes aufgrund des Tax Ru-
lings vom 10. August 1999 prüft.

Das Bundesgericht stellt an dieser letzten entscheidenden 
Stelle in seiner Begründung fest, dass es unklar sei, ob 
die Eidg. Steuerverwaltung für die Erteilung der Aus­
kunft miteinbezogen worden ist, was eine direkte Wir­
kung des Vertrauensschutzes des Steuerpflichtigen auch 
gegenüber der ESTV entfalten würde.

Ergebnis:17

Die Beschwerde wurde gutgeheissen und das angefoch­
tene Urteil vom 21. Juli 2011 des Verwaltungsgerichts 
des Kantons Zug aufgehoben. Zur weiteren Abklärung 
des Sachverhalts und Beurteilung im Sinne der Erwägun­
gen zum Vertrauensschutz wurde die Sache an die Vor­
instanz zurückgewiesen.

15	 BGer 5.10.2012, 2C708/2011, E. 3.2.3.
16	 BGer 5.10.2012, 2C708/2011, E. 4.2. f.
17	 BGer 5.10.2012, 2C708/2011, E. 5.

2.4	 Analyse der bundesgerichtlichen 
Begründung

2.4.1	 Ratio decidendi

Die folgenden Rechtsauffassungen waren für die drei 
Weichenstellungen in der Urteilsbegründung und das Er­
gebnis des Urteils ausschlaggebend: 

–– Unter Berücksichtigung der unterschiedlichen Ziel-
setzungen in Art. 51 Abs. 1 Bst. b DBG (beschränkte 
Steuerpflicht für schweizerische Betriebsstättenge­
winne) und Art. 52 Abs. 1 DBG (Freistellung von 
ausländischen Betriebsstättengewinnen) und unter 
Bezugnahme auf das Abkommensrecht einerseits und 
den «doppelten Zweck» in Art. 52 Abs. 1 DBG (Ver­
meidung der internationalen Doppelbesteuerung und 
Verhinderung der doppelten Nichtbesteuerung) an­
dererseits differenziert das Bundesgericht für die 
Auslegung des Betriebsstättenbegriffs in Art.  51 
Abs.  2 Satz  1 DBG zwischen ausländischen und 
schweizerischen Betriebsstätten und steckt die An­
forderungen für Betriebsstätten im Ausland «etwas 
höher» als für Betriebsstätten in der Schweiz.

–– Gestützt auf eine Funktions- und Wertschöpfungs-
analyse unter Berücksichtigung der Funktionen, des 
Personals und der Saläre verneint das Bundesgericht 
eine hinreichende Substanz der Aktivitäten in der fes­
ten Geschäftseinrichtung auf den Cayman Islands.

Nach diesen beiden Weichenstellungen war das Ergebnis 
erreicht: die Nichtanerkennung der Ausübung der Ge­
schäftstätigkeit der X. Finanz AG in der festen Geschäfts­
einrichtung auf den Cayman Islands.

Die letzte Weichenstellung, den Miteinbezug der Eidg. 
Steuerverwaltung für die Erteilung des Tax Rulings als 
Voraussetzung des Vertrauensschutzes, ist nicht Gegen­
stand der vorliegenden Urteilsbesprechung.18 

Es ist von Beginn an festzuhalten, dass eine internatio
nale Gewinnabgrenzung zwischen einer Betriebsstätte 
auf den Cayman Islands und dem Hauptsitz in der 
Schweiz nicht notwendig war, da das Bundesgericht be­
reits das Vorliegen einer Betriebsstätte verneinte. Es ver­
neinte dies, und das sind die beiden hervorstechenden 
Merkmale dieses Urteils, mit einer Ungleichbehandlung 
von ausländischen Betriebsstätten und mit Hilfe einer 
Analyse der Wertschöpfung der festen Geschäftseinrich­
tung auf den Cayman Islands.

Die Funktions- und Wertschöpfungsanalyse unter Be­
rücksichtigung der wesentlichen Personalfunktionen 
(«significant people functions») entspricht weitgehend 

18	 Siehe dazu Oesterhelt, Bindungswirkung kantonaler Steuerru-
lings gegenüber ESTV, 188 ff.; Broger/Aebi, Bindungswirkung 
kantonaler Steuerrulings für die direkte Bundessteuer, 605 ff.
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der Funktionsanalyse des Authorised OECD Approach 
(«AOA») des Art. 7 OECD-MA (2010). Der AOA ist je­
doch keine Methode zur Auslegung des Betriebsstätten­
begriffs in Art. 5 Abs. 1 OECD-MA (1977), sondern eine 
Methode zur internationalen Abgrenzung von Unterneh-
mensgewinnen zwischen einer Betriebsstätte einerseits 
und dem Hauptsitz und anderen verbundenen Unterneh­
men andererseits.

Abschliessend ist festzuhalten, dass das Bundesgericht 
die Prüfung der Ausübung eines steuerlich relevanten 
Teils des Unternehmens mit dem Hinweis beginnt, dass 
die Tätigkeit der X. Finanz AG in der Gewährung von 
konzerninternen Darlehen für die Gruppengesellschaften 
des «rein schweizerischen Konzerns» bestand.19 Es geht 
nicht weiter auf diesen offenbar heiklen Punkt ein; es 
liegt jedoch die Vermutung nahe, dass es damit zwischen 
den Zeilen die Frage der Steuerumgehung anspricht, auf 
die es – aufgrund des Verfahrensausgangs – nicht einge­
hen muss.

2.4.2	 Konkretisierung der Fragen für die 
Besprechung des Urteils

Aus der Analyse der ratio decidendi ergibt sich, dass 
zwei Fragen nachzugehen ist:

–– Ungleichbehandlung von in- und ausländischen Be­
triebsstätten;

–– Funktions- und Wertschöpfungsanalyse.

2.5	 Ungleichbehandlung von in- und 
ausländischen Betriebsstätten

Bevor die vom Bundesgericht bei der ersten Weichenstel-
lung angerufene abkommensrechtliche Regelung und Li­
teratur analysiert werden, sind der unbestimmte Rechts­
begriff und die unilaterale Regelung, um die es im vorlie­
genden Fall aus methodischer Sicht hauptsächlich geht, 
genauer anzusehen:

–– Betriebsstättenbegriff;
–– Freistellungsmethode.

2.5.1	 Unilateraler Betriebsstättenbegriff

Der anwendbare Betriebsstättenbegriff hängt davon ab, 
ob ein Doppelbesteuerungsabkommen anwendbar ist 
oder nicht:

–– ausländische Betriebsstätte in einem Staat, mit dem 
die Schweiz kein Doppelbesteuerungsabkommen ab­
geschlossen hat («Nicht-DBA-Outbound-Fall»): Be­
triebsstättenbegriff in Art. 51 Abs. 2 Satz 1 DBG;

–– ausländische Betriebsstätte in einem Staat, mit dem 
die Schweiz ein Doppelbesteuerungsabkommen ab­

19	 BGer 5.10.2012, 2C708/2011, E. 3.2.1.

geschlossen hat («DBA-Outbound-Fall»): im Dop­
pelbesteuerungsabkommen in Anlehnung an Art. 5 
Abs. 1 OECD-MA (1977) vereinbarter Betriebsstät­
tenbegriff.

Bei der von der X. Finanz AG auf den Cayman Islands 
unterhaltenen Betriebsstätte handelte es sich um einen 
Nicht-DBA-Outbound-Fall, so dass der unilaterale Be­
triebsstättenbegriff in Art. 51 Abs. 2 Satz 1 DBG anwend­
bar ist.

2.5.1.1	 Kriterien

Art. 51 Abs. 2 Satz 1 DBG definiert den Betriebsstätten­
begriff wie folgt:

«Als Betriebsstätte gilt eine feste Geschäftseinrichtung, in der die 
Geschäftstätigkeit eines Unternehmens ganz oder teilweise ausge-
übt wird.» 

Der Betriebsstättenbegriff enthält somit zwei Kriterien:
–– feste Geschäftseinrichtung;
–– ganz oder teilweise Ausübung der Geschäftstätigkeit 

des Unternehmens.

Im Unterschied zum DBG enthält Art. 5 Abs. 4 OECD-
MA (1977) einen Ausnahmekatalog, in dessen Buch­
stabe e Vorbereitungs- und Hilfstätigkeiten genannt sind:

«Notwithstanding the preceding provisions of this Article, the term 
‹permanent establishment› shall be deemed not to include:

[…]

e) the maintenance of a fixed place of business solely for the pur-
pose of carrying on, for the enterprise, any other activity of a pre-
paratory or auxiliary character;

[…]»

Wird auf einen Absatz eines Artikels des von der OECD 
erarbeiteten Musterabkommens zur Vermeidung von 
Doppelbesteuerung von Einkommen und Vermögen 
(«OECD-MA») verwiesen, so ist dieser Verweis so zu 
verstehen, dass damit auf die aktuelle Fassung des 
OECD-MA aus dem Jahr 2010 Bezug genommen wird, es 
sei denn, es wird ausdrücklich oder im Zusammenhang 
auf eine ältere Fassung verwiesen.20 Die dahinter in 
Klammern stehende Jahreszahl gibt das Jahr an, seit dem 
der entsprechende Absatz in der entsprechenden Fassung 
gilt. Die aktuelle Fassung von Art. 5 Abs. 4 OECD-MA 
(1977) gilt somit seit 1977.

Der Rat der OECD genehmigt das OECD-MA und den 
OECD-Kommentar nur in der englischen und französi-
schen Sprache. Es existiert keine allgemein anerkannte 

20	 Diese Richtlinien und Standards für die grenzüberschreitende 
Besteuerung gelten weltweit als Basis für die Aushandlung 
und Revision von zwischenstaatlichen Doppelbesteuerungs
abkommen.
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Übersetzung in deutscher Sprache. Nachfolgend ist daher 
die deutsche Version von Art. 5 Abs. 4 Bst. e OECD-MA 
(1977) in möglichst genauer Übersetzung wieder­
zugeben:

«Ungeachtet der vorstehenden Bestimmungen dieses Artikels gel-
ten nicht als Betriebsstätten:

[…]

e) eine feste Geschäftseinrichtung, die ausschliesslich zu dem 
Zweck unterhalten wird, für das Unternehmen andere Tätigkeiten 
auszuüben, die vorbereitender Art sind oder eine Hilfstätigkeit dar-
stellen;

[…]»

In Art. 51 Abs. 2 Satz 1 DBG ist das Kriterium der Aus­
übung einer Geschäftstätigkeit weit auszulegen: Auf­
grund der Nichtübernahme des Ausnahmekatalogs aus 
dem OECD-MA und der beiden Kriterien quantitative 
und qualitative Wesentlichkeit aus dem Interkantonalen 
Steuerrecht geht die herrschende Lehre davon aus, dass 
in Art. 51 Abs. 2 Satz 1 DBG von einem «weitgefassten» 
Betriebsstättenbegriff auszugehen ist, der über den Be­
triebsstättenbegriff in Art. 5 Abs. 1 OECD-MA (1977) 
und Art. 55 Abs. 1 BdBSt hinausgeht.21 Das Bundesge­
richt stellt in seinen Erwägungen ebenfalls fest, dass 
grundsätzlich sämtliche mit der Erfüllung des statutari­
schen Zweckes «im weitesten Sinn» im Zusammenhang 
stehende Aktivitäten vom Betriebsstättenbegriff erfasst 
werden, ungeachtet ihrer Bedeutung innerhalb der Ge­
samtunternehmung.22

2.5.1.2	 Anlehnung an den OECD-Begriff

Es fällt auf, dass der Gesetzgeber den Betriebsstättenbe­
griff in Art. 51 Abs. 2 Satz 1 DBG wörtlich aus der deut­
schen Übersetzung des Entwurfs von Art.  5 Abs.  1 
OECD-MA (1963) übernommen hat. Mit dem OECD-
MA (1977) wurde der Passus «in which» des Entwurfs 
durch «through which» ersetzt, weshalb der aktuelle 
Wortlaut in Art. 5 Abs. 1 OECD-MA (1977) wie folgt 
lautet:

«For the purposes of this Convention, the term ‹permanent estab-
lishment› means a fixed place of business through which the busi-
ness of an enterprise is wholly or partly carried on.» 

In möglichst genauer Übersetzung:

«Im Sinne dieses Abkommens bedeutet der Ausdruck ‹Betriebs-
stätte› eine feste Geschäftseinrichtung, durch die die Geschäftstä-
tigkeit eines Unternehmens ganz oder teilweise ausgeübt wird.» 

21	 Locher, Art. 4 DBG N 27 iVm Art. 51 DBG N 11; Athanas/Giglio, 
Art. 51 DBG N 37; siehe dazu Känzig, Art. 6 BdBSt N 2 ff., Art. 55 
BdBSt N 3 ff.

22	 BGer 5.10.2012, 2C708/2011, E. 3.1.2.

Die wörtliche Begriffsanlehnung spricht dafür, bei der 
Auslegung von Art. 51 Abs. 2 Satz 1 DBG den OECD-
Kommentar zu Art. 5 OECD-MA unter Berücksichtigung 
des unterschiedlichen Begriffsaufbaus als Hilfe heranzu­
ziehen. Auch nach dem OECD-Kommentar wird das Kri­
terium der Ausübung einer Geschäftstätigkeit in Art. 5 
Abs. 1 OECD-MA (1977) weit ausgelegt.23

Es ist nicht immer einfach, die im Ausnahmekatalog in 
Art. 5 Abs. 4 Bst. e OECD-MA (1977) genannten Vorbe­
reitungs- und Hilfstätigkeiten von einer Geschäftstätig­
keit abzugrenzen.24 Das entscheidende Abgrenzungskri­
terium liegt darin, ob die Aktivität der festen Geschäfts­
einrichtung einen essentiellen und wesentlichen Teil der 
Aktivität des Gesamtunternehmens darstellt.25 Auf jeden 
Fall erbringt eine feste Geschäftseinrichtung, deren 
Zweck mit jenem des Gesamtunternehmens identisch ist, 
keine Vorbereitungs- oder Hilfstätigkeiten.26 Vorberei­
tungs- und Hilfstätigkeiten können nur gegenüber ande­
ren Teilen des Unternehmens (d. h. Hauptsitz oder ande­
re Betriebsstätten) erbracht werden, jedoch nicht gegen-
über anderen Unternehmen (z.  B. anderen Konzern­
gesellschaften).27

2.5.1.3	 Zweigniederlassung

Art. 51 Abs. 2 Satz 2 DBG enthält im Anschluss an die 
Betriebsstättendefinition einen Katalog mit Beispielen, 
in dem auch die «Zweigniederlassung» genannt wird. 
Ebenso wird die «branch» als Beispiel einer Betriebsstät­
te bereits im Entwurf von Art.  5 Abs.  2 OECD-MA 
(1963) erwähnt.

Eine ausländische oder schweizerische Zweigniederlas­
sung erfüllt erst dann die Kriterien einer Betriebsstätte in 
Art. 51 Abs. 2 Satz 1 DBG, wenn in der festen Geschäfts­
einrichtung die Geschäftstätigkeit eines Unternehmens 
ganz oder teilweise ausgeübt wird.28

2.5.1.4	 Mehrfache Verwendung des Betriebs-
stättenbegriffs

Der Betriebsstättenbegriff wird in zwei verschiedenen 
Zusammenhängen verwendet: Zum einen wird mit dem 
Betriebsstättenbegriff in Art. 51 Abs. 1 Bst. b DBG an 
die beschränkte Steuerpflicht bei wirtschaftlicher Zuge­

23	 Komm. OECD-MA (1977), Art. 5 Abs. 1 OECD-MA Ziff. 3; Komm. 
OECD-MA (1977), Art. 5 Abs. 1 OECD-MA Ziff. 7; Komm. OECD-
MA (1992), Art. 5 Abs. 1 OECD-MA Ziff. 10; siehe dazu Bénard/
Berdoz/Bourtourault, Art. 5 Abs. 1 OECD-MA N 47.

24	 Siehe dazu Bénard/Berdoz/Bourtourault, Art. 5 Abs. 4 OECD-
MA N 114 ff.

25	 Komm. OECD-MA (1992), Art. 5 Abs. 4 OECD-MA Ziff. 24.
26	 Komm. OECD-MA (1992), Art. 5 Abs. 4 OECD-MA Ziff. 24.
27	 Komm. OECD-MA (1992), Art. 5 Abs. 4 OECD-MA Ziff. 26.
28	 Komm. OECD-MA, Art. 5 Abs. 2 OECD-MA Ziff. 12.
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hörigkeit angeknüpft. Zum anderen wird mit dem Be­
triebsstättenbegriff in Art. 52 Abs. 1 und Abs. 2 DBG der 
Umfang der Steuerpflicht bei persönlicher und wirt­
schaftlicher Zugehörigkeit begrenzt:

–– Persönliche Zugehörigkeit: Die persönliche Zugehö­
rigkeit begründet eine juristische Person dann, wenn 
sich ihr Sitz oder ihre tatsächliche Verwaltung in der 
Schweiz befindet.29 Für die Anknüpfung der per­
sönlichen Zugehörigkeit ist die Verwendung des 
Betriebsstättenbegriffs nicht erforderlich. Der Um­
fang der Steuerpflicht ist grundsätzlich unbe­
schränkt. Ausgenommen sind ausländische 
«Betriebsstätten».30

–– Wirtschaftliche Zugehörigkeit: Eine juristische Per­
son ohne Sitz oder tatsächliche Verwaltung in der 
Schweiz ist insbesondere dann wirtschaftlich zuge­
hörig, wenn sie in der Schweiz eine «Betriebsstätte» 
unterhält.31 Die wirtschaftliche Zugehörigkeit wird 
dementsprechend auch mit Hilfe des Betriebsstätten­
begriffs angeknüpft. Der Umfang der Steuerpflicht 
beschränkt sich auf den Gewinn, für den aufgrund 
der Betriebsstätte in der Schweiz eine Steuerpflicht 
besteht.32

2.5.2	 Unilaterale Freistellungsmethode

Nach der schweizerischen Abkommenspolitik wird für 
ausländische Betriebsstättengewinne die Freistellungs­
methode angewendet. Die anwendbare Freistellungs­
methode hängt davon ab, ob ein Doppelbesteuerungs­
abkommen anwendbar ist oder nicht:

–– ausländische Betriebsstätte in einem Staat, mit dem 
die Schweiz kein Doppelbesteuerungsabkommen ab­
geschlossen hat («Nicht-DBA-Outbound-Fall»): 
Freistellungsmethode in Art. 52 Abs. 1 DBG;

–– ausländische Betriebsstätte in einem Staat, mit dem 
die Schweiz ein Doppelbesteuerungsabkommen 
abgeschlossen hat («DBA-Outbound-Fall»): im 
Doppelbesteuerungsabkommen in Anlehnung an 
Art. 23A Abs. 1 OECD-MA (1977) vereinbarte Frei­
stellungsmethode.

Bei der von der X. Finanz AG auf den Cayman Islands 
unterhaltenen Betriebsstätte handelte es sich um einen 
Nicht-DBA-Outbound-Fall, so dass die unilaterale Frei­
stellungsmethode in Art. 52 Abs. 1 DBG anwendbar ist.

29  	 Art. 50 DBG.
30  	 Art. 52 Abs. 1 DBG.
31  	 Art. 51 Abs. 1 Bst. b DBG.
32  	 Art. 52 Abs. 2 DBG.

2.5.2.1	 Vermeidung der internationalen 
Doppelbesteuerung

Art. 52 Abs. 1 DBG, der den Umfang der Steuerplicht 
aufgrund persönlicher Zugehörigkeit juristischer Perso­
nen regelt, schreibt als unilaterale Massnahme zur Ver-
meidung der internationalen Doppelbesteuerung die un­
bedingte Freistellungsmethode mit Progressionsvorbe­
halt vor.33 Diese Methode gilt auch im Interkantonalen 
Steuerrecht zur Vermeidung der interkantonalen Doppel­
besteuerung.34

2.5.2.2	 Wettbewerbsneutralität im 
Betriebsstättenstaat

Im Abkommensrecht stehen einem Vertragsstaat zwei 
Methoden zur Vermeidung der internationalen Doppel­
besteuerung zur Auswahl:

–– Art. 23A Abs. 1 OECD-MA (1977): Freistellungs­
methode;

–– Art. 23B Abs. 1 OECD-MA (1977): Anrechnungs­
methode.

Die Freistellungsmethode verfolgt das Ziel der Gleichbe­
handlung bzw. Wettbewerbsneutralität unter den Investo­
ren im Quellenstaat (sog. Kapitalimportneutralität).35 
Der zur Besteuerung berechtigte Ansässigkeitsstaat ist 
auch dann zur Freistellung verpflichtet, wenn der eben­
falls zur Besteuerung berechtigte Quellenstaat den auch 
ihm zugeteilten Anteil an den Steuerfaktoren nicht be­
steuert.

Im Unterschied dazu verfolgt die Anrechnungsmethode 
das Ziel der Gleichbehandlung bzw. Wettbewerbsneutra­
lität unter den Investoren im Ansässigkeitsstaat, unab­
hängig davon, ob diese im Inland oder Ausland investie­
ren (sog. Kapitalexportneutralität).36 Der zur Besteue­
rung berechtigte Ansässigkeitsstaat kann den ihm zuge­
teilten Anteil an den Steuerfaktoren besteuern, muss je­
doch die Steuer des ebenfalls zur Besteuerung berechtig­
ten Quellenstaates an seine eigene Steuer anrechnen. Die 
Anrechnungsmethode führt dementsprechend zu einer 
Hochschleusung des Steuerniveaus des Quellenstaates 
auf dasjenige des Ansässigkeitsstaates. Ein hervorste­
chendes Merkmal der Anrechnungsmethode besteht 
darin, dass sie im Ergebnis – im Unterschied zur Frei­
stellungsmethode – die doppelte Nichtbesteuerung 
vermeidet.

33	 Locher, Art. 52 DBG N 6; Athanas/Giglio, Art. 6 DBG N 25, Art. 52 
DBG N 19.

34	 Höhn/Mäusli, Interkantonales Steuerrecht, § 3 N 5 ff.; Mäusli-
Allenspach, § 4 N 1 ff.

35	 Vogel, Art. 23 OECD-MA N 7; Salom, Rem. intro. art. 23 A, 23 B 
OECD-MA N 20 ff.

36	 Vogel, Art. 23 OECD-MA N 7; Salom, Rem. intro. art. 23 A, 23 B 
OECD-MA N 20 ff.
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Nach dem fiskalpolitischen Konzept der Schweiz sollen 
im Nicht-DBA-Outbound-Fall und DBA-Outbound-Fall 
niedrige Steuern im Betriebsstättenstaat den Schweizer 
Unternehmen zugute kommen. Die doppelte Nichtbesteu-
erung im Fall der Nichtbesteuerung im Betriebsstätten­
staat kann und soll die Freistellungsmethode nicht 
vermeiden.

Der deutsche Gesetzgeber hat die Wahl der Methode zur 
Vermeidung der internationalen Doppelbesteuerung da­
von abhängig gemacht, ob ein Doppelbesteuerungsab­
kommen anwendbar ist oder nicht:37

–– Nicht-DBA-Outbound-Fall: Anrechnungsmethode in 
§ 34c Abs. 1 EStG;

–– DBA-Outbound-Fall: im Doppelbesteuerungsabkom­
men in Anlehnung an Art. 23A Abs. 1 OECD-MA 
(1977) vereinbarte Freistellungsmethode.

Die Freistellungsmethode für ausländische Betriebsstät­
tengewinne wird in der deutschen Abkommenspolitik zu­
nehmend nur mit einem Aktivitätsvorbehalt angewendet. 
Für passive Betriebsstätten kommt es zum Rückgriff auf 
die Anrechnungsmethode aufgrund von Switch-over-
Klauseln im Abkommensrecht (Art. 23A Abs. 4 OECD-
MA) oder unilateralen Steuerrecht (§ 20 Abs. 2 AStG).38

2.5.3	 Analyse der vom Bundesgericht angeru-
fenen Regelungen und Literatur

Für die erste Weichenstellung waren folgende Rechtsauf-
fassungen des Bundesgerichts ausschlaggebend:

–– Teilschritt 1: Die erste Auffassung, dass die unilate­
rale Regelung in Art. 52 Abs. 1 DBG, mit der einsei­
tig eine internationale Doppelbesteuerung vermieden 
werden soll, tendenziell eher zugunsten des Besteu­
erungsrechts der Schweiz auszulegen ist, begründet 
das Bundesgericht mit einem allgemeinen Verweis 
auf eine abkommensrechtliche Regelung und einem 
Zitat von Daniel de Vries Reilingh.

–– Teilschritt 2: Die zweite Auffassung, wonach die uni­
laterale Regelung in Art. 52 Abs. 1 DBG gleichzeitig 
nach Möglichkeit die doppelte Nichtbesteuerung ver­
hindern soll, begründet das Bundesgericht mit einem 
allgemeinen Verweis auf den IFA-Generalbericht 
«Doppelte Nichtbesteuerung» von Michael Lang 
aus dem Jahr 2004.

Diesen drei Verweisen ist nachzugehen:

37	 Jakobs, Internationale Unternehmensbesteuerung, 412  ff.; 
Brüninghaus, Verrechnungspreise, Kapitel K N 5.

38	 Jakobs, Internationale Unternehmensbesteuerung, 417 f.

2.5.3.1	 Abkommensrechtliche Regelung

Bei der vom Bundesgericht angesprochenen abkommens­
rechtlichen Regelung, welche bei einer zu starken Aus­
dehnung des unilateralen Besteuerungsrechts in Art. 52 
Abs. 1 DBG korrigierend eingreift – soweit ein Doppel­
besteuerungsabkommen anwendbar ist –, handelt es sich 
offensichtlich um die Begrenzung des Besteuerungs­
rechts von Unternehmensgewinnen in Art.  7 Abs.  1 
OECD-MA (2010). Ein Vertragsstaat kann Gewinne ei­
nes Unternehmens des anderen Vertragsstaates nur dann 
besteuern, wenn das Unternehmen seine Tätigkeit durch 
eine Betriebsstätte im Sinne von Art. 5 Abs. 1 OECD-MA 
(1977) im erstgenannten Vertragsstaat ausübt.

Der These im Teilschritt 1 stehen die folgenden Überle­
gungen entgegen:

–– Im DBA-Outbound-Fall bestimmt sich der Betriebs­
stättenbegriff nicht nach Art. 51 Abs. 2 Satz 1 DBG, 
sondern nach dem im Doppelbesteuerungsabkom­
men in Anlehnung an Art.  5 Abs.  1 OECD-MA 
(1977) vereinbarten Betriebsstättenbegriff, wobei der 
dazugehörige OECD-Kommentar als Auslegungshil­
fe heranzuziehen ist.39 Eine abkommensrechtliche 
Regelung kann dementsprechend den Betriebsstät­
tenbegriff in Art. 51 Abs. 2 Satz 1 DBG gar nie ein­
schränken.

–– Das Abkommensrecht begrenzt nicht nur das Besteu­
erungsrecht der Schweiz für ausländische Betriebs­
stättengewinne von schweizerischen Unternehmen, 
sondern auch für schweizerische Betriebsstättenge­
winne von Unternehmen im Ausland. Daraus ergibt 
sich, dass auch bei einer zu starken Ausdehnung der 
unilateralen Regelung in Art. 51 Abs. 1 Bst. b DBG, 
mit der das Besteuerungsrecht der Schweiz für inlän­
dische Betriebsstättengewinne angeknüpft wird, die 
abkommensrechtliche Regelung, und zwar Art.  5 
Abs. 1 OECD-MA (1977) iVm Art. 7 Abs. 1 OECD-
MA (2010) – soweit ein Doppelbesteuerungsabkom­
men anwendbar ist –, korrigierend eingreift.

Weil das Abkommensrecht die unilaterale Anknüpfung 
der beschränkten Steuerpflicht von schweizerischen Be­
triebsstätten von Unternehmen im Ausland in Art. 51 
Abs. 1 Bst. b DBG nur begrenzt, jedoch nicht ausdehnt, 
drängt sich nach Auffassung von Peter Locher eine ten­
denziell extensive Auslegung auf.40 Gleichzeitig warnt er 
jedoch davor, dass derselbe Betriebsstättenbegriff in 
Art. 52 Abs. 1 DBG auch für die unilaterale Freistellung 

39	 Siehe zur Bedeutung des OECD-Kommentars für die Ausle-
gung von Doppelbesteuerungsabkommen Jung, Abkom-
mensmissbrauch, 5 ff.; Oesterhelt, Bedeutung des OECD-Kom-
mentars für die Auslegung von Doppelbesteuerungsabkom-
men, 373 ff.

40	 Locher, Art. 51 DBG N 10, Art. 4 DBG N 24.
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von ausländischen Betriebsstättengewinnen von schwei­
zerischen Unternehmen anwendbar ist, weshalb sich eine 
allzu extensive Interpretation als «Bumerang» erweisen 
kann.41 Das Bundesgericht hat diese Auffassung im 
DBG-Kommentar von Peter Locher, auf dessen «Bu-
merang» in zahlreichen späteren Publikationen verwie­
sen wird,42 weder zitiert noch sich damit auseinanderge­
setzt. Das Bundesgericht ruft bloss ein einziges Zitat an, 
das seine Schlussfolgerungen untermauern soll.

2.5.3.2	 Daniel de Vries Reilingh (2011)

Geht man diesem Zitat nach, so liest man in der Disserta­
tion von Daniel de Vries Reilingh auf Seite 119:43

«Le terme ‹entreprise›, comme d’ailleurs celui d’ ‹établissement 
stable› […], figurant aux art. 6 al. 1 et 52 al. 1 LIFD est identique à 
celui des art. 4 al. 1 lettres a et b et 51 al. 1 lettres a et b LIFD, si 
bien que la doctrine considère en règle générale que le législateur 
a voulu la même définition que l’entreprise (ou l’établissement 
stable) concernée soit située en Suisse (en cas d’assujettissement 
limité) ou à l’étranger (en cas de d’assujettissement illimité).» 

Daniel de Vries Reilingh ist dementsprechend der 
Auffassung, dass der Gesetzgeber in Art. 51 Abs. 2 Satz 1 
DBG einen einheitlichen Betriebsstättenbegriff erlassen 
wollte und untermauert seine Aussage mit Zitaten von 
Locher (Art. 6 DBG N 9, 11, Art. 52 DBG N 11), Atha­
nas/Giglio (Art. 6 DBG N 6), Paschoud (Art. 4 LIFD 
N 6, Art. 6 LIFD N 8) und Brülisauer (Gewinnabgren­
zung zwischen Stammhaus und Betriebsstätte im interna­
tionalen Steuerrecht der Schweiz, 12).

Er hält auf der folgenden Seite fest, dass diese Symmetrie 
nicht selbstverständlich sei, da das fiskalpolitische Inte­
resse der Schweiz in den beiden Situationen, ausländi­
sche Betriebsstätte eines schweizerischen Unternehmens 
und schweizerische Betriebsstätte eines Unternehmens 
im Ausland, gegenläufig seien:44

«Cette symétrie des règles (en cas de d’assujettissement limité et 
en cas de d’assujettissement illimité) ne va pas de soi, car les situ-
ations visées ne sont pas les mêmes. […] L’intérêt public est donc 
opposé dans les deux situations et l’on pourrait le résumer ainsi: 
exclure peu, mais inclure beaucoup.» 

Daniel de Vries Reilingh warnt im Anschluss an seine 
Ausführungen zu den gegenläufigen fiskalpolitischen In­
teressen vor den kontraproduktiven Folgen eines zu weit 
gefassten Betriebsstättenbegriffs und zitiert dabei in der 

41	 Locher, Art. 51 DBG N 10, Art. 4 DBG N 24.
42	 Zum Beispiel Brülisauer, Gewinnabgrenzung zwischen Stamm

haus und Betriebsstätte im internationalen Steuerrecht der 
Schweiz, 12 Fn. 76; De Vries Reilingh, Le droit fiscal intercan-
tonal et le droit fiscal international de la Suisse, 120 Fn. 470.

43	 De Vries Reilingh, Le droit fiscal intercantonal et le droit fiscal 
international de la Suisse, 119.

44	 De Vries Reilingh, Le droit fiscal intercantonal et le droit fiscal 
international de la Suisse, 120.

Fussnote 470 den «effet boomerang» von Locher 
(Art. 52 DBG N 12).

Die in seiner Dissertation vertretene Auffassung führt 
Daniel de Vries Reilingh auch im Basler Kommentar 
zum Interkantonalen Steuerrecht aus und warnt dort er­
neut vor dem «Bumerangeffekt»:45 

«Es gilt deshalb zu berücksichtigen, dass eine extensive Auslegung 
des Betriebsstättenbegriffs in Anwendung von […] Art. 51 Abs. 1 
DBG einen ‹Bumerangeffekt› haben kann, da derselbe Begriff auch 
im Rahmen von […] Art. 52 Abs. 1 Halbsatz 2 DBG gilt […].» 

Dementsprechend erweist sich die vom Bundesgericht 
angerufene Stelle bei Daniel de Vries Reilingh als Bu-
merang; sie spricht nicht für, sondern gegen die These, 
dass der Betriebsstättenbegriff in Art. 52 Abs. 1 DBG ten­
denziell eher zugunsten des Besteuerungsrechts der 
Schweiz auszulegen sei bzw. für Betriebsstätten im Aus­
land die Anforderungen etwas höher gesteckt werden 
dürfen als für Betriebsstätten in der Schweiz.

2.5.3.3	 Michael Lang (2004)

Der These im Teilschritt 2 liegt der Gedanke zugrunde, 
der Zweck der Vermeidung der doppelten Nichtbesteue­
rung ergäbe sich zwangsläufig als Umkehrschluss aus 
dem Zweck in Art. 52 Abs. 1 DBG, der in der Vermeidung 
der internationalen Doppelbesteuerung besteht.

Dieser These stehen die folgenden Überlegungen ent­
gegen:

–– Art. 52 Abs. 1 DBG ist im Nicht-DBA-Outbound-
Fall anwendbar. Im DBA-Outbound-Fall ist hingegen 
die in einem Doppelbesteuerungsabkommen in An­
lehnung an Art. 23A Abs. 1 OECD-MA (1977) ver­
einbarte Freistellungsmethode anwendbar. Die dop­
pelte Nichtbesteuerung, die aufgrund von Art. 52 
Abs. 1 DBG eintreten kann, kann somit gar nie und 
somit auch nicht in bestimmten Konstellationen 
durch ein Doppelbesteuerungsabkommen verhindert 
werden.

–– Nimmt man den IFA-Generalbericht «Doppelte 
Nichtbesteuerung» von Michael Lang aus dem Jahr 
2004, auf den das Bundesgericht verweist, trotzdem 
zur Hand, findet man auf Seite 29 seine Beobach­
tung, dass das Ziel der Vermeidung der Doppelbe­
steuerung immer häufiger «in einem Atemzug» mit 
dem Ziel der Vermeidung der doppelten Nichtbesteu­
erung genannt werde.46 Den Doppelbesteuerungsab­
kommen liege jedoch keineswegs allgemein der Ge­
danke zugrunde, die doppelte Nichtbesteuerung ver­
meiden zu wollen; dies treffe höchstens in bestimm­
ten Konstellationen zu. Die Auffassung, das Ziel der 

45	 De Vries Reilingh, § 11 N 38.
46	 Lang, Generalbericht: Doppelte Nichtbesteuerung, 29 f., 35 ff.
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Vermeidung der doppelten Nichtbesteuerung ergäbe 
sich als Umkehrschluss aus dem Ziel der Vermeidung 
der Doppelbesteuerung, lehnt Michael Lang ab. Er 
macht dazu ein Beispiel zur doppelten Nichtbesteue-
rung von Betriebsstättengewinnen, die aufgrund der 
Freistellungsmethode eintreten kann:47 Eine doppel­
te Nichtbesteuerung kann dann eintreten, wenn ein 
Quellenstaat das ihm abkommensrechtlich zugeteilte 
Besteuerungsrecht nicht ausübt. Die Zielsetzung der 
Freistellungsmethode mache dieses Ergebnis gerade­
zu erforderlich. Die Freistellungsmethode verfolge 
das Ziel der Kapitalimportneutralität. Werden andere 
Investoren im Quellenstaat nicht besteuert, dann sei 
es konsequent, dass die grenzüberschreitende Inves­
tition genauso behandelt werde.

–– Liest man im IFA-Generalbericht weiter, so stösst 
man auf Seite 54 auf die Anrechnungsmethode. Die 
Anrechnungsmethode verfolgt das Ziel der Kapital-
exportneutralität:48

«Zutreffend weist der OECD-Kommentar darauf hin, dass der Ein-
satz der Anrechnungsmethode bewirkt, doppelte Nichtbesteuerung 
zu vermeiden, die sich im Anwendungsbereich der Freistellungs-
methode ergeben würden, wenn der Quellenstaat das ihm zuge-
wiesene Besteuerungsrecht nicht ausschöpft.» 

–– Die Freistellungs- und die Anrechnungsmethoden 
sind nicht zwei Seiten ein und derselben Medaille. 
Die Schweiz hat sich in Art. 52 Abs. 1 DBG für die 
Freistellungsmethode entschieden und damit die 
Möglichkeit der doppelten Nichtbesteuerung von 
ausländischen Betriebsstättengewinnen bewusst in 
Kauf genommen bzw. gewollt, weil sie dem fiskal­
politischen Interesse der Wettbewerbsneutralität im 
Betriebsstättenstaat ein höheres Gewicht beigemes­
sen hat.49

Der vom Bundesgericht angerufene IFA-Generalbericht 
von Michael Lang spricht dementsprechend nicht für, 
sondern gegen die These der impliziten Berücksichtigung 
der Vermeidung der doppelten Nichtbesteuerung in 
Art. 52 Abs. 1 DBG.

2.6	 Funktions- und Wertschöpfungsanalyse

Bevor die vom Bundesgericht bei der zweiten Weichen-
stellung angerufene Literatur und die angewendeten 
Kriterien analysiert werden, sind die Funktionen von 
Betriebsstätten, um die es im vorliegenden Fall aus  

47	 Lang, Generalbericht: Doppelte Nichtbesteuerung, 32.
48	 Lang, Generalbericht: Doppelte Nichtbesteuerung, 54.
49	 Siehe dazu Danon, Bénéfices «offshore» et exemption au sens 

de l’art. 52 al. 1 LIFD, 356.

methodischer Sicht geht, genauer anzusehen und steuer- 
und gesellschaftsrechtlich voneinander abzugrenzen:

–– unilaterale Gewinnabgrenzungsmethoden;
–– Gewinnabgrenzungsmethode der OECD;
–– Leitungsfunktionen von Hauptsitz und Zweignieder­

lassung.

Bei der von der X. Finanz AG auf den Cayman Islands 
unterhaltenen Betriebsstätte handelte es sich um einen 
Nicht-DBA-Outbound-Fall, so dass die unilateralen Ge­
winnabgrenzungsmethoden anwendbar sind.

Die vom Bundesgericht angewendete Funktions- und 
Wertschöpfungsanalyse unter Berücksichtigung der 
wesentlichen Personalfunktionen («significant people 
functions») entspricht weitgehend der Funktionsanalyse 
des Authorised OECD Approach («AOA») des Art. 7 
OECD-MA (2010). Es ist daher notwendig, auch die Ge­
winnabgrenzungsmethode der OECD genauer anzusehen, 
um das methodische Vorgehen des Bundesgerichts ver­
stehen zu können.

2.6.1	 Unilaterale Gewinnabgrenzungs
methoden

Die anwendbare Methode zur internationalen Gewinn­
abgrenzung zwischen ausländischer Betriebsstätte und 
schweizerischem Hauptsitz hängt grundsätzlich nicht da­
von ab, ob ein Doppelbesteuerungsabkommen anwend­
bar ist oder nicht:

–– ausländische Betriebsstätte in einem Staat, mit dem 
die Schweiz kein Doppelbesteuerungsabkommen ab­
geschlossen hat («Nicht-DBA-Outbound-Fall»): quo-
tenmässig-direkte Ausscheidungsmethode nach 
Art. 52 Abs. 3 Satz 1 DBG;

–– ausländische Betriebsstätte in einem Staat, mit dem 
die Schweiz ein Doppelbesteuerungsabkommen ab­
geschlossen hat («DBA-Outbound-Fall»): quoten-
mässig-direkte Ausscheidungsmethode nach Art. 52 
Abs. 3 Satz 1 DBG; im Verhältnis zu einem Vertrags­
staat, mit dem die Schweiz eine Bestimmung in An­
lehnung an Art. 7 OECD-MA (2010) vereinbart hat, 
ist sie nur insoweit anwendbar, als sie nicht gegen die 
Begrenzung des Besteuerungsrechts der Schweiz 
verstösst.50

Im Verhältnis zu der von der X. Finanz AG auf den Cay­
man Islands unterhaltenen Betriebsstätte (Nicht-DBA-
Outbound-Fall) ist somit die quotenmässig-direkte Aus­
scheidungsmethode nach Art. 52 Abs. 3 Satz 1 DBG an­
wendbar.

50	 Stocker, Internationale Erfolgsabgrenzung bei Betriebs
stätten, 89.
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2.6.1.1	 Interkantonale Steuerausscheidung

Die «Zugehörigkeit zu einem Unternehmen als dessen 
Teil» ist das hervorstechende Merkmal des Betriebsstät­
tenbegriffs im Interkantonalen Steuerrecht.51 Der Be­
triebsstättenbegriff steht dementsprechend auf dem Bo­
den einer eingeschränkten Selbständigkeitsfiktion, wo­
nach solche Gewinne eines Unternehmens der Betriebs­
stätte zugerechnet werden, an denen sie wesentlich betei­
ligt ist.52

Nach dem Interkantonalen Steuerrecht erfolgt die 
Gewinnabgrenzung für interkantonale Unternehmen im 
Grundsatz nach der quotenmässigen Ausscheidungsme­
thode.53 Danach werden prozentuale Anteile an den Steu­
erfaktoren auf das Hauptsteuerdomizil (Hauptsitz) und 
das Nebensteuerdomizil (Betriebsstätte) nach einem be­
stimmten Schlüssel aufgeteilt. Es werden höchstens der 
Gesamtgewinn und das -kapital des interkantonalen Un­
ternehmens besteuert.

In der Praxis wird zwischen der direkten und der indirek­
ten Methode unterschieden:54 Bei der direkten Methode 
stützt sich die Berechnung der Quote direkt auf die Buch­
haltungen des Hauptsitzes und der Betriebsstätte. Der 
Gesamtgewinn wird im Verhältnis der Gewinne und das 
Gesamtkapital im Verhältnis der Aktiven aufgeteilt. Bei 
der indirekten Methode werden die Quoten mit Hilfe von 
typischen Betriebsfaktoren berechnet. Als Betriebsfakto­
ren für die Ausscheidung des Gesamtgewinns werden vor 
allem die Umsätze oder die eingesetzten Erwerbsfaktoren 
(Kapital und Arbeit) verwendet. Die indirekte Methode 
ist nur ausnahmsweise zulässig, zum Beispiel dann, wenn 
keine separaten Buchhaltungen geführt werden oder 
wenn sie besser als die quotenmässig-direkte Ausschei­
dungsmethode zum Ausdruck bringt, in welchem Mass 
die Betriebsstätte zur Erzielung des Gesamtgewinns des 
Unternehmens beiträgt.55

2.6.1.2	 Internationale Steuerausscheidung

2.6.1.2.1 �A ngelo Digeronimo (2000)

Die ausländischen Betriebsstättengewinne sind nach 
herrschender Lehre aufgrund des Verweises in Art. 52 
Abs. 3 Satz 1 DBG auf die Grundsätze des Bundesrechts 

51	 Höhn/Mäusli, Interkantonales Steuerrecht, § 10 N 1.
52	 Höhn/Mäusli, Interkantonales Steuerrecht, § 26 N 12 f.; Teuscher/

Lobsiger, § 32 N 12; Stocker, Internationale Erfolgsabgrenzung 
bei Betriebsstätten, 91.

53	 Höhn/Mäusli, Interkantonales Steuerrecht, § 26 N 3 ff.; Teuscher/
Lobsiger, § 30 N 16 ff.

54	 Höhn/Mäusli, Interkantonales Steuerrecht, § 26 N 3 ff.; Teuscher/
Lobsiger, § 30 N 25 ff.

55	 Höhn/Mäusli, Interkantonales Steuerrecht, § 26 N 12 f.; Teuscher/
Lobsiger, § 30 N 32.

über das Verbot der interkantonalen Doppelbesteuerung 
grundsätzlich nach der quotenmässigen-direkten Aus­
scheidungsmethode (im Abkommensrecht als «indirekte 
Methode» bezeichnet) des Interkantonalen Steuerrechts 
abzugrenzen.56 Für die Abgrenzung von ausländischen 
Betriebsstättenverlusten sind die besonderen Regeln in 
Art. 52 Abs. 3 Sätze 2 und 3 DBG zu berücksichtigen.57

In Abweichung von der herrschenden Lehre wendet die 
Eidg. Steuerverwaltung ein eigenes Ausscheidungsmo-
dell an: In einem Aufsatz aus dem Jahr 2000 hält Angelo 
Digeronimo, ehemaliger Mitarbeiter der Eidg. Steuer­
verwaltung und Experte für Verrechnungspreise sowie 
Delegierter der Schweiz zwischen 1974 und 2008 bei der 
Erarbeitung sämtlicher Berichte der OECD auf dem Ge­
biete der Verrechnungspreise, die Praxis der Eidg. 
Steuerverwaltung zu Art. 52 Abs. 3 Satz 1 DBG fest.58 
Hier kommt man der vom Bundesgericht für die Ausle­
gung des Betriebsstättenbegriffs in Art. 51 Abs. 2 Satz 1 
DBG zur Hilfe beigezogenen Funktionsanalyse erstmals 
auf die Spur, allerdings im Zusammenhang mit der inter-
nationalen Gewinnabgrenzung zwischen einer Betriebs­
stätte einerseits und anderen Teilen des Unternehmens 
(z. B. Hauptsitz) und anderen verbundenen Unternehmen 
(z. B. andere Konzerngesellschaften) andererseits:

–– Das dealing at arm’s length-Prinzip gilt für alle Ge­
schäftsbeziehungen zwischen dem schweizerischen 
Hauptsitz und der ausländischen Betriebsstätte. Es 
wird versucht, die internationale Gewinnabgrenzung 
zwischen Hauptsitz und Betriebsstätte «nicht anders 
als bei Geschäftsvorfällen unter Konzerngesellschaf-
ten» vorzunehmen, soweit nicht die Einschränkun­
gen über die Besteuerung von Betriebsstätten im 
OECD-Betriebsstättenbericht (1994) entgegenste­
hen.59 Diese Einschränkungen, die hauptsächlich in 
Bezug auf die Gewinnrealisierung bestehen, ergeben 
sich daraus, dass die Betriebsstätte rechtlich nur ein 
Bestandteil des Unternehmens ist.60

–– Es wird die objektmässige Ausscheidungsmethode 
(im Abkommensrecht als «direkte Methode» be­
zeichnet) nach folgendem Modell angewendet:61 Die 
Steuerfaktoren des schweizerischen Unternehmens 
bilden die Grundlage der internationalen Gewinnab­

56	 Locher, Art. 52 DBG N 25; Athanas/Giglio, Art. 52 DBG N 22, 
Art. 6 DBG N 20.

57	 Athanas/Giglio, Art. 6 DBG N 18 ff. 
58	 Digeronimo, Betriebsstättengewinnermittlung im internationa-

len Vergleich: Deutschland, Österreich, Schweiz, 1433 ff.
59	 Digeronimo, Betriebsstättengewinnermittlung im internationa-

len Vergleich: Deutschland, Österreich, Schweiz, 1437.
60	 OECD, Issues in International Taxation No. 5: Model Tax 

Convention: Attribution of Income to Permanent Establishments 
(1994), Ziff. I.2.b).

61	 Digeronimo, Betriebsstättengewinnermittlung im internationa-
len Vergleich: Deutschland, Österreich, Schweiz, 1440.
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grenzung. Die ausländischen Betriebsstättengewinne 
werden vom schweizerischen Gesamtergebnis abge­
zogen. Ausländische Betriebsstättenverluste werden 
zunächst ausschliesslich vom schweizerischen 
Hauptsitz übernommen.

–– Der «funktionalen Betrachtungsweise» kommt bei 
der Zurechnung von Aktiven zwischen schweizeri­
schem Hauptsitz und ausländischer Betriebsstätte 
zentrale Bedeutung zu:62 «Aktiven – einschliesslich 
Forderungen – die in den Büchern einer Betriebsstät-
te ausgewiesen werden, bedeuten i.d.R., dass die be-
treffende Betriebsstätte diese zur Erfüllung ihrer 
Funktionen einsetzt bzw. das zugehörige Gewinn- 
und Risikopotential übernommen hat.» 

Die Funktionsanalyse ist das hervorstechende Merkmal 
der international weitverbreiteten objektmässigen Aus­
scheidungsmethode. Nach dieser Methode werden die 
Steuerfaktoren der Betriebsstätte unabhängig vom Ge­
samtergebnis des Unternehmens ermittelt. Das Ausschei­
dungsmodell der Eidg. Steuerverwaltung ist dementspre­
chend ein Mischmodell aus Elementen der objektmässi­
gen und der quotenmässigen Methode. Kernelement die­
ses Mischmodells ist die Funktionsanalyse der objekt­
mässigen Ausscheidungsmethode.

Die Spur zur Funktionsanalyse lässt sich in der Praxis der 
Eidg. Steuerverwaltung zur internationalen Gewinnab­
grenzung weiterverfolgen:

2.6.1.2.2 �A lex Kalbermatten (2003)

Das Ausscheidungsmodell der Eidg. Steuerverwaltung 
wird im Jahr 2003 von Alex Kalbermatten in einem 
nicht veröffentlichten Exposé als sog. «direkte Ausschei-
dung gemäss DBG» bezeichnet.63 Den letzten Schritt der 
internationalen Gewinnabgrenzung beschreibt er wie 
folgt:

«Ergibt eine Funktionsanalyse (z.B. aufgrund der Lohnsumme), 
dass die ausländischen Betriebsstättenabschlüsse nicht der wirt-
schaftlichen Leistungsfähigkeit entsprechen, erfolgt die internatio-
nale Steuerausscheidung nach Ermessen. Der dem Ausland zure-
chenbare Gewinn wird dabei i.d.R. mit einer Pauschale von 5% auf 
den im Ausland angefallenen Kosten festgesetzt.» 

Mit dem Wort «direkte» und mit der Formulierung «ge-
mäss DBG» bringt Alex Kalbermatten das Mischmo-
dell der Eidg. Steuerverwaltung zum Ausdruck, das aus 
Elementen der international weitverbreiteten objektmäs­
sigen Methode (im Abkommensrecht als «direkte 
Methode» bezeichnet) und der helvetischen quotenmäs­
sigen Methode besteht.

62	 Digeronimo, Betriebsstättengewinnermittlung im internationa-
len Vergleich: Deutschland, Österreich, Schweiz, 1443.

63	 Kalbermatten, Internationale Steuerausscheidung, 1 ff.

Die bei Angelo Digeronimo gefundene Spur lässt sich 
auch zurückverfolgen: Die Funktionsanalyse der interna­
tional weitverbreiteten objektmässigen Gewinnabgren­
zungsmethode hat sich seit den Arbeiten des Finanzaus­
schusses der OECD ab dem Jahr 1994 für eine Revision 
der alten Fassung von Art. 7 OECD-MA (1977) unbe­
merkt in die Praxis der Eidg. Steuerverwaltung zur inter­
nationalen Gewinnabgrenzung nach der quotenmässigen-
direkten Methode gemäss Art. 52 Abs. 3 Satz 1 DBG ein­
geschlichen:

2.6.2	 OECD-Gewinnabgrenzungsmethode: 
Authorised OECD Approach (2008)

2.6.2.1	 Fiktion des selbständigen Unternehmens

Nach der alten Fassung von Art. 7 Abs. 1 OECD-MA 
(1977) kann ein Vertragsstaat Gewinne eines Unterneh­
mens eines anderen Vertragsstaates nur dann und inso­
weit besteuern, als die Unternehmensgewinne einer dort 
gelegenen Betriebsstätte zugerechnet werden können.64 
Die Zurechnung von Unternehmensgewinnen erfolgt 
nach dem unilateralen Steuerrecht der Vertragsstaaten.

Für die Auslegung von Art. 7 Abs. 1 OECD-MA (1977) 
können Vertragsstaaten zwei verschiedene Methoden 
anwenden:65

–– Methode der wesentlichen Geschäftstätigkeit (Rele­
vant Business Activity Approach, «RBA-Approach»);

–– Methode der Fiktion des selbständigen Unterneh­
mens (Functionally Separate Entity Approach, «FSE-
Approach»).

Nach dem RBA-Approach werden nur solche Gewinne 
eines Unternehmens einer Betriebsstätte zugerechnet, an 
denen sie wesentlich beteiligt ist. Die der Betriebsstätte 
zurechenbaren Gewinne können nicht grösser sein als die 
Gewinne des Gesamtunternehmens aus der massgebli­
chen Geschäftstätigkeit. Diese Methode entspricht weit­

64	 Art. 7 Abs. 1 OECD-MA (1977) lautet: «The profits of an enter-
prise of a Contracting State shall be taxable only in that State 
unless the enterprise carries on business in the other Contract
ing State through a permanent establishment situated therein. 
If the enterprise carries on business as aforesaid, the profits 
of the enterprise may be taxed in the other State but only so 
much of them as is attributable to that permanent establish-
ment.»  In möglichst genauer Übersetzung: «Die Gewinne eines 
Unternehmens eines Vertragsstaats können nur in diesem Staat 
besteuert werden, es sei denn, das Unternehmen übt seine 
Geschäftstätigkeit im anderen Vertragsstaat durch eine dort 
gelegene Betriebsstätte aus. Übt das Unternehmen seine 
Tätigkeit auf diese Weise aus, so können die Gewinne des 
Unternehmens im anderen Staat besteuert werden, jedoch nur 
insoweit, als sie dieser Betriebsstätte zugerechnet werden 
können.» 

65	 OECD, Issues in International Taxation No. 5: Model Tax 
Convention: Attribution of Income to Permanent Establishments 
(1994), Ziff. I.2.b).
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gehend der quotenmässigen-direkten Ausscheidungspra­
xis des Interkantonalen Steuerrechts, die nach herrschen­
der Lehre auch für die internationale Steuerausscheidung 
von ausländischen Betriebsstätten von Unternehmen in 
der Schweiz nach Art. 52 Abs. 3 Satz 1 DBG massgebend 
ist.66 Die alte Fassung von Art.  7 Abs.  4 OECD-MA 
(1977) erlaubt eine solche internationale Aufteilung des 
Gesamtgewinns des Unternehmens auf die ausländische 
Betriebsstätte und den schweizerischen Hauptsitz.67

Im Unterschied dazu widerspiegelt der FSE-Approach 
den Wortlaut der alten Fassung von Art. 7 Abs. 2 OECD-
MA (1977).68 Diese Auslegungsmethode begrenzt die der 
Betriebsstätte zurechenbaren Gewinne nicht auf die Ge­
winne des Gesamtunternehmens oder auf die Geschäfts­
tätigkeit, an welcher die Betriebsstätte massgeblich be­
teiligt ist. Die Betriebsstätte wird fiktiv wie ein selbstän­
diges Unternehmen mit eigener Geschäftstätigkeit beur­
teilt, unter Anwendung des dealing at arm’s length-Prin­
zips insbesondere auch auf Geschäftsbeziehungen zwi­
schen der Betriebsstätte und dem Hauptsitz. Gewinne 
können auch dann der Betriebsstätte zugerechnet werden, 
wenn das Gesamtunternehmen keinen Gewinn erzielt. 
Diese Methode entspricht weitgehend der objektmässi-
gen Ausscheidungspraxis, die nach herrschender Lehre 
für die internationale Steuerausscheidung von inländi-
schen Betriebsstätten von Unternehmen im Ausland nach 
Art. 52 Abs. 2 DBG massgebend ist.69

Um eine einheitliche Anwendung von Art.  7 Abs.  1 
OECD-MA (1977) sicherzustellen, arbeitete der Finanz­
ausschuss der OECD seit 1994 an der Formulierung einer 
Arbeitshypothese, wonach der FSE-Approach die für die 

66	 Locher, Art. 52 DBG N 33; Stocker, Internationale Erfolgsab-
grenzung bei Betriebsstätten, 89; Athanas/Giglio, Art. 52 DBG 
N 19 ff.

67	 Stocker, Internationale Erfolgsabgrenzung bei Betriebsstätten, 
91.

68	 Art. 7 Abs. 2 OECD-MA (1977) lautet: «Subject to the provisi-
ons of paragraph 3, where an enterprise of a Contracting State 
carries on business in the other Contracting State through a 
permanent establishment situated therein, there shall in each 
Contracting State be attributed to that permanent establish-
ment the profits which it might be expected to make if it were 
a distinct and separate enterprise engaged in the same or si-
milar activities under the same or similar conditions and 
dealing wholly independently with the enterprise of which it 
is a permanent establishment.» In möglichst genauer Überset-
zung: «Übt ein Unternehmen eines Vertragsstaats seine Ge-
schäftstätigkeit im anderen Vertragsstaat durch eine dort ge-
legene Betriebsstätte aus, so werden, vorbehaltlich des Absat-
zes 3, in jedem Vertragsstaat dieser Betriebsstätte die Gewin-
ne zugerechnet, die sie hätte erzielen können, wenn sie die 
gleichen oder ähnliche Tätigkeiten unter gleichen oder ähnli-
chen Bedingungen als selbständiges Unternehmen ausgeübt 
hätte und im Geschäftsverkehr mit dem Unternehmen, dessen 
Betriebsstätte sie ist, völlig unabhängig gewesen wäre.»

69	 Locher, Art. 52 DBG N 43 ff.; Stocker, Internationale Erfolgs
abgrenzung bei Betriebsstätten, 89; Athanas/Giglio, Art. 52 DBG 
N 49 ff.

Auslegung von Art. 7 Abs. 1 OECD-MA (1977) bevor­
zugte Methode sei. Die Arbeitshypothese wurde im Dis­
kussionsentwurf (2003) erstmals als Authorised OECD 
Approach («AOA») bezeichnet.70 Nach diesen jahrzehn­
telangen Vorarbeiten wurde im OECD-Betriebsstättenbe­
richt (2008) der FSE-Approach als Authorised OECD Ap-
proach («AOA») für die Auslegung von Art. 7 OECD-MA 
festgelegt.71 Für die Umsetzung der neuen Auslegungs­
methode im OECD-MA mussten im Jahr 2010 der Wort­
laut von Art. 7 OECD-MA revidiert und der dazugehö­
rende Kommentar angepasst werden. Insoweit die alte 
Fassung von Art. 7 OECD-MA und der dazugehörende 
Kommentar nicht im Widerspruch standen, wurde der 
Kommentar zu Art. 7 OECD-MA bereits im Jahr 2008 
angepasst.

2.6.2.2	 Zurechnung von Betriebs
stättengewinnen

2.6.2.2.1 � Selbständigkeitsfiktion

Nach dem FSE-Approach des AOA in Art.  7 Abs.  2 
OECD-MA (2010) werden die Gewinne, die der Be­
triebsstätte zuzurechnen sind, unter einer Fiktion ermit­
telt, die aus zwei Elementen besteht:72

–– Die Betriebsstätte ist ein selbständiges Unterneh­
men;

–– Geschäftsvorfälle («transactions») mit verbundenen 
Unternehmen und Geschäftsbeziehungen («dea
lings») zu anderen Teilen des Unternehmens (z. B. 
Hauptsitz) erfolgen nach dem dealing at arm’s 
length-Prinzip, unter Berücksichtigung der durch die 
Betriebsstätte ausgeübten Funktionen, der genutzten 
Wirtschaftsgüter und übernommenen Risiken.

Hier endet die Spur zur Funktionsanalyse – bei der aktu­
ellen Fassung von Art. 7 Abs. 2 OECD-MA (2010):

«For the purposes of this Article and Article [23A] [23B], the profits 
that are attributable in each Contracting State to the permanent es-
tablishment referred to in paragraph 1 are the profits it might be 
expected to make, in particular in its dealings with other parts of 
the enterprise, if it were a separate and independent enterprise en-
gaged in the same or similar activities under the same or similar 
conditions, taking into account the functions performed, assets 
used and risks assumed by the enterprise through the permanent 
establishment and through the other parts of the enterprise.» 

In möglichst genauer Übersetzung:

«Im Sinne dieses Artikels und von Artikel [23A] [23B] können in je-
dem Vertragsstaat diejenigen Gewinne der in Absatz 1 erwähnten 
Betriebsstätte zugerechnet werden, die sie, insbesondere im Ge-
schäftsverkehr mit anderen Teilen des Unternehmens, voraussicht-

70	 OECD, Discussion Draft on the Attribution of Profits to Perma-
nent Establishment (2004), Ziff. 6.

71	 OECD, Report on the Attribution of Profits to Permanent Esta-
blishments (2008), Teil I Ziff. 9.

72	 Komm. OECD-MA (2010), Art. 7 Abs. 2 OECD-MA Ziff. 15.
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lich hätte erzielen können, wenn sie die gleichen oder ähnliche Tä-
tigkeiten unter gleichen oder ähnlichen Bedingungen als eigen-
ständiges und unabhängiges Unternehmen ausgeübt hätte; bei der 
Gewinnzurechnung sind die vom Unternehmen über die Betriebs-
stätte und andere Teile des Unternehmens ausgeübten Funktionen, 
die verwendeten Aktiven und die übernommenen Risiken zu be-
rücksichtigen.» 

Die Funktionsanalyse ist das hervorstechende Merkmal 
der internationalen Gewinnabgrenzungsmethode nach 
dem AOA in Art. 7 OECD-MA (2010).

Art. 7 Abs. 4 OECD-MA (1977) wurde mit dem 2010 Up­
date gestrichen, da die darin als zulässig vorgesehene Ge­
samtgewinnaufteilungsmethode mit dem dealing at arm’s 
length-Prinzip der OECD-Verrechnungspreisrichtlinien 
(2010) grundsätzlich nicht vereinbar ist.73 Die internati­
onale Gewinnabgrenzung von ausländischen Betriebs­
stätten von Unternehmen in der Schweiz nach der quo­
tenmässigen-direkten Methode des Interkantonalen Steu­
errechts ist somit im Verhältnis zu einem Vertragsstaat, 
mit dem die Schweiz eine Bestimmung in Anlehnung an 
Art. 7 OECD-MA (2010) vereinbart hat, nur noch inso­
weit anwendbar, als diese nicht gegen die Begrenzung 
des Besteuerungsrechts der Schweiz verstösst.74 Art. 52 
Abs. 3 Satz 4 DBG behält in diesem Sinne abkommens­
rechtliche Regelungen vor.

2.6.2.2.2 � Zwei-Schritte-Methode

Mit dem 2010 Update wurde der Kommentar zu Art. 7 
Abs. 2 OECD-MA (2010) an die Selbständigkeitsfiktion 
des AOA angepasst. Die Ermittlung der Gewinne, die 
nach Art. 7 Abs. 1 OECD-MA (2010) der Betriebsstätte 
zuzurechnen sind, erfolgt in zwei Schritten:75

–– In einem ersten Schritt ist für die Betriebsstätte eine 
Funktionsanalyse zu erarbeiten: Dabei sind der Be­
triebsstätte Rechte und Verbindlichkeiten zuzurech­
nen, die aus Geschäftsvorfällen mit anderen Unter­
nehmen entstanden sind. Ausserdem sind das wirt­
schaftliche Eigentum an Wirtschaftsgütern und die 
übernommenen Risiken unter Berücksichtigung von 
wesentlichen Personalfunktionen («significant peo-
ple functions») der Betriebsstätte zuzurechnen.76 Un­
ter Berücksichtigung der der Betriebsstätte zugerech­
neten Wirtschaftsgüter und Risiken ist der Betriebs­
stätte auch ein Kapital zuzurechnen.

73	 OECD, Report on the Attribution of Profits to Permanent 
Establishments (2008), Teil 1 Ziff. 291 ff.

74	 Stocker, Internationale Erfolgsabgrenzung bei Betriebs
stätten, 89.

75	 Komm. OECD-MA (2010), Art. 7 Abs. 2 OECD-MA Ziff. 21 ff.; sie-
he dazu Komm. OECD-MA (2008), Art.  7 Abs.  2 OECD-MA 
Ziff. 17 f. und Sasseville, Art. 7 Abs. 2 OECD-MA N 33 ff.

76	 Aufgrund der besonderen Beziehung zwischen Risiko und 
Finanzaktiven wird im Zusammenhang mit Banken und Versi-
cherungen der Begriff «key entrepreneurial risk-taking func­
tions» («KERT») verwendet; OECD, Report on the Attribution 
of Profits to Permanent Establishments (2010), Teil I Ziff. 16.

–– In einem zweiten Schritt werden die OECD-Verrech­
nungspreisrichtlinien (2010) auf die der Betriebsstät­
te zugerechneten Geschäftsvorfälle («transactions») 
mit verbundenen Unternehmen angewendet, um die 
Verrechnungspreise zu bestimmen. Die Richtlinien 
werden, und das ist hier das hervorstechende Merk­
mal des AOA, analog auf Geschäftsbeziehungen 
(«dealings») zwischen der Betriebsstätte und ande­
ren Teilen des Unternehmens (z. B. Hauptsitz) ange­
wendet. In Bezug auf das Mass der Selbständigkeits­
fiktion und die Gewinnrealisierung werden in der Zu­
kunft noch komplexe Fragen zu beantworten sein. 
Nach dem Konzept der Richtlinien widerspiegeln die 
Verrechnungspreise in der Regel die Funktionen, die 
ein Unternehmen ausübt, unter Berücksichtigung der 
genutzten Wirtschaftsgüter und der übernommenen 
Risiken.77

Nach dem AOA wird das wirtschaftliche Eigentum an 
Wirtschaftsgütern dann der Betriebsstätte zugerechnet, 
wenn sie diese nutzt und die dazu notwendigen wesentli­
chen Personalfunktionen ausübt. Es ist davon auszuge­
hen, dass dabei auf den Arbeitsort der Personen, die diese 
Funktionen ausüben, abzustellen ist.78 Hierin liegt ein 
weiteres hervorstechendes, geradezu revolutionäres 
Merkmal des AOA, und man kommt der vom Bundesge­
richt für die Auslegung des Betriebsstättenbegriffs in 
Art. 51 Abs. 2 Satz 1 DBG zur Hilfe beigezogenen Wert-
schöpfungsanalyse erstmals auf die Spur, allerdings im 
Zusammenhang mit der internationalen Gewinnabgren-
zung zwischen einer Betriebsstätte einerseits und anderen 
Teilen des Unternehmens (z. B. Hauptsitz) und anderen 
verbundenen Unternehmen (z. B. andere Konzerngesell­
schaften) andererseits: Der AOA stellt bei der internatio­
nalen Gewinnabgrenzung auf wertschöpfende Personal-
funktionen der Betriebsstätte ab. Diese Anknüpfung an 
wesentliche Personalfunktionen am Ort der Wertschöp­
fung wird zu einer internationalen Steuerumverteilung 
führen. In diese Richtung geht auch der OECD-Diskussi­
onsentwurf (2013) für die Ermittlung der Verrechnungs­
preise von immateriellen Wirtschaftsgütern: Dieser 
schlägt eine Berücksichtigung der lokalen Wertschöp­
fungssubstanz («performing and controlling of important 
functions», «bearing and controlling risks and costs») 
vor.79 Die Anknüpfung der OECD-Verrechnungspreis­
richtlinien an Funktionen, die ihrerseits Personal am Ort 

77	 OECD, Transfer Pricing Guidelines for Multinational Enterpri-
ses and Tax Administrations, Ziff. 1.42.

78	 Stocker, Internationale Erfolgsabgrenzung bei Betriebs
stätten, 93.

79	 OECD, Revised Discussion Draft on Transfer Pricing Aspects of 
Intangibles, Ziff. 74 ff.
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der Wertschöpfung voraussetzen, würde zu einer weite­
ren internationalen Steuerumverteilung führen.80

Im Unterschied zum AOA und OECD-Diskussionsent­
wurf (2013) knüpft die quotenmässig-direkte Ausschei­
dungsmethode des Interkantonalen Steuerrechts für die 
Zuteilung der Wirtschaftsgüter nicht an wesentliche Per­
sonalfunktionen am Ort der Wertschöpfung an, sondern 
stellt nach traditioneller Methode auf die handelsrechts-
konformen Bilanzen der Betriebsstätte und des Hauptsit­
zes ab.81 Die quotenmässig-direkte Methode des Inter­
kantonalen Steuerrechts steht der Selbständigkeitsfiktion 
der Betriebsstätte und somit der Funktionsanalyse des 
AOA «diametral» entgegen.82 Von der handelsrechtskon­
formen Bilanz darf nur dann abgewichen und zur quoten-
mässig-indirekten Methode übergegangen werden, wenn 
ihre buchhalterische Zuordnung zum entsprechenden Un­
ternehmensteil nicht den wirtschaftlichen Gegebenheiten 
entspricht.83 Die quotenmässig-indirekte Methode stellt 
auch auf die eingesetzten Erwerbsfaktoren (Kapital und 
Arbeit) ab, so dass diese alte helvetische Ausscheidungs­
methode implizit auch die Wertschöpfung berücksichtigt.

2.6.3	 Leitungsfunktionen von Hauptsitz und 
Zweigniederlassung

Nachdem die Herkunft und die Bedeutung der Funktions- 
und Wertschöpfungsanalyse im Rahmen der internatio-
nalen Gewinnabgrenzung zwischen Betriebsstätte und 
Hauptsitz herausgearbeitet sind, sind die wirtschaftlichen 
Funktionen der Betriebsstätte gegenüber den gesell-
schaftsrechtlichen Leitungsfunktionen von Hauptsitz und 
Zweigniederlassung abzugrenzen:

Schweizerische Zweigniederlassungen von Firmen mit 
Hauptsitz in der Schweiz oder im Ausland sind an ihrem 
Sitz einzutragen.84 Nach der Praxis des Bundesgerichts 
ist unter einer Zweigniederlassung «ein kaufmännischer 
Betrieb zu verstehen, der zwar rechtlich Teil einer Haupt-
unternehmung ist, von der er abhängt, der aber in eige-
nen Räumlichkeiten dauernd eine gleichartige Tätigkeit 

80	 Siehe dazu Stocker, Base Erosion and Profit Shifting (BEPS), 
311 und die These «Derzeit besteht kein internationaler Kon­
sens bezüglich einer ‹sachgerechten› Verteilung des Steuer­
substrats der multinationalen Konzerne» bei Rödder/Pinker-
nell, Zum Seminar F: 20 Thesen zur BEPS-Diskussion, 620.

81	 Höhn/Mäusli, Interkantonales Steuerrecht, § 26 N 3 ff.; Teuscher/
Lobsiger, § 32 N 9 ff.

82	 Stocker, Internationale Erfolgsabgrenzung bei Betriebsstätten, 
91.

83	 Höhn/Mäusli, Interkantonales Steuerrecht, § 26 N 12 f.; Teuscher/
Lobsiger, § 32 N 12.

84	 Art. 935 Abs. 1 und Abs. 2 OR. Für eine schweizerische Zweig-
niederlassung einer Firma mit Hauptsitz im Ausland muss ein 
Bevollmächtigter mit Wohnsitz in der Schweiz und mit dem 
Recht der geschäftlichen Vertretung bestellt werden.

wie jene ausübt und dabei über eine gewisse wirtschaft-
liche und geschäftliche Unabhängigkeit verfügt […].»85  

Für die Konkretisierung der Selbständigkeit der Zweig­
niederlassung hatte das Bundesgericht im zitierten Urteil 
vom 21. Januar 1999 (BGE 117 II 85) auf die Leitungs­
struktur abgestellt und dabei eine Kompetenzaufteilung 
zwischen der Zweigniederlassung und dem Hauptsitz vo­
rausgesetzt. Es musste dementsprechend mindestens ein 
Mitarbeiter der Zweigniederlassung zum Abschluss von 
Rechtsgeschäften für das Gesamtunternehmen bevoll­
mächtigt sein, d. h. ohne Mitunterzeichnung durch ver­
tretungsberechtigte Personen des Hauptsitzes.86

Mit dem Inkrafttreten am 1. Oktober 2008 der totalrevi­
dierten Handelsregisterverordnung vom 17.  Oktober 
2007 («HRegV») wird im Rahmen des Eintragungsver­
fahrens die Selbständigkeit der Zweigniederlassung nicht 
mehr geprüft (Wegfall der sog. Selbständigkeitserklä­
rung).87 Das bundesgerichtliche Erfordernis der funktio­
nalen Trennung der Leitung der Zweigniederlassung vom 
Hauptsitz gilt nicht mehr: Personen, deren Zeichnungs­
berechtigung aus dem Eintrag des Hauptsitzes hervor­
geht, ohne dass diese auf den Hauptsitz beschränkt ist, 
sind auch für die Zweigniederlassung zeichnungsberech­
tigt.88 Es ist daher möglich, dass bei einer Zweignieder­
lassung gar keine Personen eingetragen sind.89

Nach der totalrevidierten HRegV gilt somit grundsätz­
lich, dass Personen, deren Zeichnungsberechtigung aus 
dem Eintrag des Hauptsitzes hervorgeht, auch für die 
Zweigniederlassung zeichnungsberechtigt sind.90 Liegt 
im umgekehrten Fall eine solche «Doppelorganschaft» 
einer ausländischen Zweigniederlassung einer Firma mit 
Hauptsitz in der Schweiz vor, kann dies im Rahmen der 
internationalen Gewinnabgrenzung zwischen ausländi­
scher Betriebsstätte und schweizerischem Hauptsitz ein 
Indiz dafür sein, dass der ausländischen Betriebsstätte im 
Rahmen des Gesamtunternehmens keine eigenen Ent-
scheidungsbefugnisse und somit keine wesentliche Be­
deutung zukommt.

2.6.4	 Analyse der vom Bundesge-
richt angerufenen Literatur und 
angewendeten Kriterien

Die Rechtsauffassung für die zweite Weichenstellung, 
das Kriterium der Ausübung einer Geschäftstätigkeit in 

85	 BGE 117 II 85, E. 3; Champeaux, Art. 109 HRegV N 2.
86	 BGE 117 II 85, E. 4.b).
87	 BGE 117 II 85, E. 3; Eckert, Art. 935 OR N 2.
88	 Art. 110 Abs. 1 Bst. e HRegV.
89	 Krähenbühl/Zihler, Zeichnungsberechtigung und Funktionen 

in der handelsrechtlichen Praxis, 61; Gwelessiani, Art. 110 HRegV 
N 392.

90	 Art. 110 Abs. 1 Bst. e HRegV.



IFF Forum für Steuerrecht 2014� © IFF-HSG

86 Marcel R. Jung, Aushöhlung der Bemessungsgrundlage und Gewinnverlagerung durch schweizerische Konzerne  (1. Teil)

Art. 51 Abs. 2 Satz 1 DBG sei mit Hilfe einer Funktions- 
und Wertschöpfungsanalyse unter Berücksichtigung der 
Funktionen, des Personals und der Gehälter auszulegen, 
begründet das Bundesgericht mit einem Verweis auf eine 
Stelle im Bericht der OECD «Issues arising under Art-
icle 5 (Permanent establishment) of the Model Tax Con-
vention» aus dem Jahr 2002. Die Vorinstanz legte das 
Kriterium mit Hilfe der Richtlinie «Niederländische Fi-
nanzgesellschaften mit schweizerischer Betriebsstätte» 
der Eidg. Steuerverwaltung aus dem Jahr 1991 aus.

Diesen beiden Verweisen ist nachzugehen:

2.6.4.1	 Richtlinie «Niederländische Finanz
gesellschaften mit schweizerischer 
Betriebsstätte» (1991)

Ausgehend vom Betriebsstättenbegriff des Interkantona­
len Steuerrechts hat die Vorinstanz sowohl die quantita-
tive als auch die qualitative Wesentlichkeit der Ge­
schäftstätigkeit auf den Cayman Islands bejaht. In der 
Richtlinie «Niederländische Finanzgesellschaften mit 
schweizerischer Betriebsstätte» der Eidg. Steuerverwal­
tung aus dem Jahr 1991 fand die Vorinstanz jedoch nur 
Kriterien für die Prüfung der quantitativen Wesentlich­
keit. Sie stellte fest, dass die Richtlinien im Übrigen kei­
ne Voraussetzungen hinsichtlich der Prüfung der qualita­
tiven Wesentlichkeit der in der festen Geschäftseinrich­
tung ausgeübten Geschäftstätigkeit enthalten.91 So gehe 
daraus nicht hervor, «ob bestimmte wichtige Entschei-
dungsbefugnisse oder aktive Geschäftstätigkeiten bei der 
Darlehensvergabe zwingend durch Mitarbeiter in der Be-
triebsstätte wahrgenommen werden müssten beziehungs-
weise ob die Betriebsstätte gegenüber dem Hauptsitz 
über gewisse Entscheidungsspielräume verfügen 
muss.»92  Die Richtlinien würden sich daher vor allem zur 
Prüfung der quantitativen Wesentlichkeit der in der festen 
Geschäftseinrichtung ausgeübten Geschäftstätigkeit eig­
nen. Die qualitative Wesentlichkeit begründet die Vorin­
stanz hauptsächlich mit dem Argument, es sei bei Kon­
zernfinanzierungsgesellschaften wesenstypisch, dass 
nicht die Organe der X. Finanz AG oder ihre Mitarbeiter 
die strategischen und taktischen Entscheide bezüglich der 
zu vergebenden Darlehen fällen, sondern dass diese Auf­
gabe den dafür zuständigen Personen an der Konzernspit­
ze zukomme.93

Der Argumentation der Vorinstanz stehen folgende Über­
legungen entgegen:

–– Die Betriebsstättendefinition in Art. 51 Abs. 2 Satz 1 
DBG stellt keine Anforderungen an die qualitative 

91	 VGer ZG 21.7.2011, A 2009/30, E. 4.d).
92	 VGer ZG 21.7.2011, A 2009/30, E. 4.d).
93	 VGer ZG 21.7.2011, A 2009/30, E. 4.g).

und quantitative Wesentlichkeit der in der festen Ge­
schäftseinrichtung ausgeübten Geschäftstätigkeit. 
Die herrschende Lehre geht aufgrund der Nichtüber­
nahme des Ausnahmekatalogs in Art.  5 Abs.  4 
OECD-MA (1977) davon aus, dass in Art. 51 Abs. 2 
Satz 1 DBG von einem «weitgefassten» Betriebsstät­
tenbegriff auszugehen ist.94

–– Geht man der von der Vorinstanz angerufenen Richt­
linie trotzdem nach, so stellt man fest, dass diese 
nicht den Zweck hat, Kriterien zur Prüfung an die 
Hand zu geben, ob die Voraussetzungen des Betriebs­
stättenbegriffs in Art. 51 Abs. 2 Satz 1 DBG erfüllt 
sind. Die Richtlinie ist anwendbar auf schweizeri­
sche Betriebsstätten von Unternehmen mit Hauptsitz 
in einem Vertragsstaat («DBA-Inbound-Fall»), ur­
sprünglich für niederländische Unternehmen mit 
schweizerischen Betriebsstätten («Swiss finance 
branches»). Die Richtlinie hat auch nicht den Zweck, 
Kriterien zur Prüfung an die Hand zu geben, ob ein 
ausländisches Unternehmen eine Geschäftstätigkeit 
durch eine feste Geschäftseinrichtung in der Schweiz 
im Sinne von Art. 5 Abs. 1 OECD-MA (1977) ausübt. 
Das Vorliegen einer schweizerischen Betriebsstätte 
im Sinne von Art. 5 Abs. 1 OECD-MA (1977) wird 
von der Richtlinie vorausgesetzt.

–– Hintergrund der Richtlinie ist die alte Fassung von 
Art. 7 Abs. 3 OECD-MA (1977):95 Nach der darin 
enthaltenen Regel werden Zinsen, die der Hauptsitz 
einer Betriebsstätte für interne «Darlehen» belastet, 
steuerlich nicht anerkannt. Eine Ausnahme gilt für 
Banken und Finanzinstitute. In diesem Sinne hält die 
Richtlinie fest: Im Verhältnis zwischen schweizeri­
schem Hauptsitz und ausländischer Betriebsstätte 
sind Forderungsverhältnisse wie unter unabhängigen 
Dritten nur bei Banken und Finanzinstituten zulässig, 
die kraft Bundesrecht der Aufsicht der Eidg. Banken­
kommission (diese wurde am 1. Januar 2009 in die 
heutige FINMA überführt) unterstellt sind. Die 
Richtlinie verfolgt somit das Ziel, den Funktions­
nutzen der internen Finanzierung auch bei banken­
ähnlichen Finanzgesellschaften angemessen zu ent­
schädigen. Die Richtlinie stellt somit quantitative 
Voraussetzungen für eine «bankähnliche Behand-
lung» einer schweizerischen Betriebsstätte auf und 
enthält Regeln für die Ermittlung des unverzinslichen 
Dotationskapitals und des auf der internen Finanzie­
rung zulässigen Nutzungsentgeltes.

94	 Locher, Art. 4 DBG N 27 i.V.m. Art. 51 N 11; Athanas/Giglio, 
Art. 51 DBG N 37; siehe dazu Känzig, Art. 6 BdBSt N 2 ff., Art. 55 
BdBSt N 3 ff.

95	 Siehe dazu Art. 7 Abs. 3 OECD-MA (2008) und Komm. OECD-
MA (2008), Art. 7 Abs. 3 OECD-MA Ziff. 41 f.
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–– Aufgrund der Festlegung des AOA im OECD-Be­
triebsstättenbericht (2008) als massgebliche Ausle­
gungsmethode mussten Art. 7 OECD-MA im Jahr 
2010 und der dazugehörige Kommentar in den Jahren 
2008 und 2010 angepasst werden. Der OECD-Be­
triebsstättenbericht (2010), auf den der Kommentar 
(2010) in Ziff. 8 zu Art. 7 OECD-MA verweist, ent­
hält Regeln, wonach Betriebsstätten ihrem Hauptsitz 
für die Erbringung von Treasury-Funktionen eine 
Entschädigung verrechnen können, auch wenn es 
sich nicht um ein Finanzunternehmen handelt.96 Die 
Entschädigung einer Treasury-Betriebsstätte für 
wirtschaftliches Eigentum an Darlehen erfolgt nach 
den Regeln für Treasury-Funktionen von Banken.97 
Falls jedoch die Treasury-Betriebsstätte nicht mehr 
tut als Geld zu leihen und sofort weiterzuverleihen, 
wird die Funktionsanalyse kaum zum Ergebnis füh­
ren, dass die Betriebsstätte wesentliche Personal­
funktionen ausübt, die für die Zuordnung von wirt­
schaftlichem Eigentum an Wirtschaftsgütern voraus­
gesetzt werden. Nach dem OECD-Betriebsstättenbe­
richt (2010) kann es in einem solchen Fall sachge­
recht sein, die Treasury-Betriebsstätte nicht als wirt­
schaftliche Eigentümerin der Darlehen, sondern 
bloss als Dienstleistungserbringerin auf einer «cost 
plus basis» zu entschädigen.98

–– Es geht somit bei der von der Vorinstanz angerufenen 
Richtlinie «Niederländische Finanzgesellschaften 
mit schweizerischer Betriebsstätte» aus dem Jahr 
1991 nicht um eine Hilfe zur Auslegung des Be­
triebsstättenbegriffs in Art. 51 Abs. 2 Satz 1 DBG, 
sondern um die internationale Gewinnabgrenzung 
nach der alten Fassung von Art. 7 Abs. 3 OECD-MA 
(1977) zwischen einer schweizerischen Betriebsstät­
te und dem ausländischen Hauptsitz eines Unterneh­
mens mit Sitz in einem Vertragsstaat («DBA-In-
bound-Fall»). Aufgrund der Revision des Art.  7 
OECD-MA im Jahr 2010 wird die Richtlinie nicht 
mehr anwendbar sein (bzw. nur in entsprechend an­
gepasster Fassung) im Verhältnis zu Vertragsstaaten, 
mit denen die Schweiz eine Bestimmung in Anleh­
nung an Art. 7 Abs. 2 OECD-MA (2010) abgeschlos­
sen hat.

Da das Bundesgericht bereits das Vorliegen einer Be­
triebsstätte verneinte, war eine internationale Gewinn
abgrenzung nach Art. 52 Abs. 3 Satz 1 DBG zwischen der 

96	 OECD, Report on the Attribution of Profits to Permanent 
Establishments (2010), Teil I Ziff. 150 ff. i.V.m. Komm. OECD-
MA (2010), Art. 7 OECD-MA Ziff. 8.

97	 OECD, Report on the Attribution of Profits to Permanent 
Establishments (2010), Teil I Ziff. 161 ff. i.V.m. Ziff. 160.

98	 OECD, Report on the Attribution of Profits to Permanent 
Establishments (2010), Teil I Ziff. 159 ff.

Betriebsstätte auf den Cayman Islands und dem Haupt­
sitz in der Schweiz nicht mehr notwendig. Es musste ins­
besondere nicht die Frage prüfen, ob Zinsen, die der 
Hauptsitz einer Betriebsstätte für interne «Darlehen» be­
lastet, im Nicht-DBA-Outbound-Fall gemäss Art.  52 
Abs. 3 Satz 1 DBG anerkannt werden und ob die Richtli­
nie «Niederländische Finanzgesellschaften mit schweize-
rischer Betriebsstätte» (1991) auf diesen umgekehrten 
Fall anwendbar ist.

Zum Konzernverständnis der Vorinstanz und zu ihrer Ar­
gumentation, es sei bei Konzernfinanzierungsgesellschaf­
ten wesenstypisch, dass nicht ihre Organe, sondern die 
dafür zuständigen Personen an der Konzernspitze die stra­
tegischen und taktischen Entscheide bezüglich der zu ver­
gebenden Darlehen fällen, wird im Rahmen der Bespre­
chung des Urteils des Bundesgerichts vom 16. Mai 2013 
(2C1086/2012, 2C1087/2012) zurückzukommen sein.

2.6.4.2	 OECD-Bericht (2002):  
Active v. passive activity

Dem Verweis des Bundesgerichts auf eine Stelle im Be­
richt der OECD «Issues arising under Article 5 (Perma-
nent establishment) of the Model Tax Convention» aus 
dem Jahr 2002 stehen folgende Überlegungen entgegen:

–– Im Nicht-DBA-Outbound-Fall bestimmt sich der Be­
triebsstättenbegriff nicht nach einer in einem Dop­
pelbesteuerungsabkommen in Anlehnung an Art. 5 
Abs. 1 OECD-MA (1977) vereinbarten Bestimmung, 
sondern nach Art. 51 Abs. 2 Satz 1 DBG. Aufgrund 
der Nichtübernahme des Ausnahmekatalogs in Art. 5 
Abs. 4 OECD-MA (1977) geht die herrschende Leh­
re davon aus, dass in Art. 51 Abs. 2 Satz 1 DBG von 
einem «weitgefassten» Betriebsstättenbegriff auszu­
gehen ist, der über den Betriebsstättenbegriff in 
Art. 5 Abs. 1 OECD-MA (1977) hinausgeht.99

–– Geht man der vom Bundesgericht angerufenen Stelle 
im OECD-Bericht (2002) mit der Überschrift «Issue 
2.5: Active v. passive activity» trotzdem nach, findet 
man die Kenntnisnahme des Finanzausschusses der 
OECD, dass es sehr einfach sei, eine Betriebsstätte 
zu errichten.100 Einige Unternehmen hätten Betriebs­
stätten in Vertragsstaaten errichtet, die ausländische 
Zinseinkünfte nicht besteuern, um Geld an andere 
Konzerngesellschaften zu leihen. Es stelle sich die 
Frage, ob es möglich sei zu regeln, dass die Ge­
schäftstätigkeit, welche das Unternehmen durch die 
Betriebsstätte ausübt, ein aktives Geschäft sein 

99	 Locher, Art. 4 DBG N 27 i.V.m. Art. 51 DBG N 11; Athanas/Giglio, 
Art. 51 DBG N 37; siehe dazu Känzig, Art. 6 BdBSt N 2 ff., Art. 55 
BdBSt N 3 ff.

100	 OECD, Issues arising under Article 5 (2002), Teil III Ziff. 40.
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müsse, d. h. mehr als nur das blosse Verdienen von 
passiven Einkünften.

–– Der Finanzausschuss stellte fest, dass die blosse 
Übertragung eines Darlehens an einen bestimmten 
Ort nicht ausreiche, damit es bereits einer Betriebs­
stätte zugerechnet werden kann, da das Vorliegen ei­
ner Betriebsstätte die Ausübung einer Geschäftstätig­
keit voraussetzt. Der Finanzausschuss beschloss, den 
Punkt der passiven Zinseinkünfte aus Finanzierungs-
tätigkeit im Rahmen des Begriffs der tatsächlichen 
Zugehörigkeit («effectively connected») in Art. 11 
Abs. 4 OECD-MA (2000) weiterzuverfolgen und so­
mit nicht im Zusammenhang mit dem Betriebsstät­
tenbegriff in Art. 5 Abs. 1 OECD-MA (1977) zu re­
geln.101

–– Art. 11 Abs. 1 OECD-MA (1977) und Art. 11 Abs. 2 
OECD-MA (1995) sehen für Zinseinkünfte die geteil­
te Steuerhoheit zwischen dem Quellen- und dem An­
sässigkeitsstaat vor. Diese Bestimmung ist nach 
Art. 11 Abs. 4 OECD-MA (2000) nicht anwendbar, 
wenn der Nutzungsberechtigte der Zinsen im anderen 
Vertragsstaat eine Betriebsstätte unterhält und das 
Darlehen tatsächlich zu dieser Betriebsstätte gehört. 
Als Ergebnis der Überlegungen des Finanzausschus­
ses wurde im Jahr 2003 der Kommentar in Ziff. 25 zu 
Art. 11 Abs. 4 OECD-MA (2000) geändert:

«[…] it must be recognised that a particular location can only con-
stitute a permanent establishment if a business is carried on ther-
ein and, also, that the requirement that a debt-claim be ‹effectively 
connected› to such a location requires that the debt-claim be ge-
nuinely connected to that business.» 

–– Geht man dem Verweis des Bundesgerichts weiter 
nach, stellt man fest, dass die Stelle im OECD-Be­
richt (2002) und der im Jahr 2003 geänderte OECD-
Kommentar bereits wieder überholt sind. Im Jahr 
2010 wurde mit der Aufnahme des AOA in Art. 7 
OECD-MA auch der Kommentar zu Art. 11 Abs. 4 
OECD-MA in den Ziff. 25 und 25.1 angepasst:

«[…] it must be recognised that a particular location can only con-
stitute a permanent establishment if a business is carried on ther-
ein and, as explained below, that the requirement that a debt-claim 
be ‹effectively connected’ to such a location requires more than 
merely recording the debt-claim in the books of the permanent es-
tablishment for accounting purposes.» 

«A debt-claim in respect of which interest is paid will be effectively 
connected with a permanent establishment, and will therefore form 
part of its business assets, if the ‹economic› ownership of the debt-
claim is allocated to that permanent establishment under the prin-
ciples developed in the Committee’s report entitled Attribution of 
Profits to Permanent Establishments [...] for the purposes of the 
application of paragraph 2 of Article 7.» 

–– Nach der aktuellen Fassung des OECD-Kommentars 
(2010) ist die Frage, ob ein Darlehen tatsächlich der 

101	 OECD, Issues arising under Article 5 (2002), Teil III Ziff. 44.

Geschäftstätigkeit einer Betriebsstätte zuzurechnen 
ist, im Rahmen der internationalen Gewinnabgren-
zung zwischen Betriebsstätte und Hauptsitz mit Hilfe 
der Funktionsanalyse nach Art. 7 Abs. 2 OECD-MA 
(2010) zu beantworten.

Aus der vom Bundesgericht angerufenen Stelle im 
OECD-Bericht (2002) lassen sich somit keine Argumen­
te ableiten, wonach passive Zinseinkünfte aus Finanzie-
rungstätigkeit keine Geschäftstätigkeit im Sinne von 
Art. 5 Abs. 1 OECD-MA (1977) darstellen würden. Im 
Gegenteil: Der Finanzausschuss hat an der vom Bundes­
gericht angerufenen Stelle im OECD-Bericht (2002) die 
Finanzierungsbetriebsstätte anerkannt. Die anfängliche 
Arbeitshypothese, für die Unternehmenstätigkeit einer 
Finanzierungsbetriebsstätte im Sinne von Art. 5 Abs. 1 
OECD-MA (1977) eine aktive Tätigkeit vorauszusetzen, 
wurde verworfen. Dem Unterschied zwischen aktiven 
und passiven Tätigkeiten bzw. zwischen Routinefunktio­
nen und Nichtroutinefunktionen kommt erst im Rahmen 
der Funktionsanalyse bei der internationalen Gewinnab-
grenzung nach Art. 7 Abs. 2 OECD-MA (2010) zwischen 
einer Betriebsstätte einerseits und anderen Teilen des Un­
ternehmens (z. B. Hauptsitz) und anderen verbundenen 
Unternehmen andererseits Bedeutung zu.

Die vom Bundesgericht angerufene Stelle im OECD-Be­
richt (2002) spricht somit nicht für, sondern gegen die 
These der im Betriebsstättenbegriff in Art. 51 Abs. 2 
Satz 1 DBG implizit vorausgesetzten aktiven Geschäfts­
tätigkeit.

2.6.4.3	 Wertschöpfung: Funktionen, Personal 
und Saläre

Das Bundesgericht nimmt für die Auslegung des Be­
triebsstättenbegriffs in Art. 51 Abs. 2 Satz 1 DBG eine 
eigene Prüfung der Frage vor, ob sich in der festen Ge­
schäftseinrichtung auf den Cayman Islands ein steuerlich 
relevanter Teil des Unternehmens vollzog. Der These der 
impliziten Berücksichtigung der von der festen Ge­
schäftseinrichtung erzielten Wertschöpfung bei der Aus­
legung des Betriebsstättenbegriffs in Art. 51 Abs. 2 Satz 1 
DBG stehen die folgenden Überlegungen entgegen:

–– Die unternehmerische Tätigkeitsschwelle in Art. 51 
Abs. 2 Satz 1 DBG wird nach herrschender Lehre 
nicht hoch angesetzt.102 Eine feste Geschäftseinrich­
tung, deren Zweck mit jenem des Gesamtunterneh­
mens identisch ist, überschreitet die unternehmeri­
sche Tätigkeitsschwelle in Art. 51 Abs. 2 Satz 1 DBG 
und kann somit keine Vorbereitungs- oder Hilfstätig­

102	 Locher, Art. 4 DGB N 27 i.V.m. Art. 51 DBG N 11; Athanas/Giglio, 
Art. 51 DBG N 37; siehe dazu Känzig, Art. 6 BdBSt N 2 ff., Art. 55 
BdBSt N 3 ff.
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keiten erbringen. Tätigkeiten, die unter dieser 
Schwelle liegen, können von der festen Geschäfts­
einrichtung nur gegenüber anderen Teilen des Unter­
nehmens (z. B. Hauptsitz) erbracht werden, nicht je­
doch gegenüber anderen Unternehmen (z. B. andere 
Konzerngesellschaften). Die Zweigniederlassung auf 
den Cayman Islands finanzierte schweizerische Kon­
zerngesellschaften mittels verzinslichen Darlehen. 
Es kann sich somit nicht um Hilfstätigkeiten han­
deln, die unter der Tätigkeitsschwelle in Art.  51 
Abs. 2 Satz 1 DBG liegen. 

–– Ob die feste Geschäftseinrichtung Routinefunktio­
nen oder Nichtroutinefunktionen erbringt, ist für die 
Frage der Auslegung des Betriebsstättenbegriffs in 
Art. 51 Abs. 2 Satz 1 DBG unerheblich. Dieser Un­
terschied ist erst im Rahmen der internationalen Ge-
winnabgrenzung zwischen einer Betriebsstätte einer­
seits und anderen Teilen des Unternehmens (z. B. 
Hauptsitz) und anderen verbundenen Unternehmen 
andererseits mit Hilfe der OECD-Verrechnungspreis­
richtlinien (2010) von Bedeutung. Nach dem Kon­
zept dieser Richtlinien ist für die internationale 
Gewinnberichtigung bei Geschäftsvorfällen zwi­
schen verbundenen Unternehmen zu berücksichti­
gen, ob es sich um Routinefunktionen oder Nichtrou­
tinefunktionen handelt. Für die Festlegung der Ver­
rechnungspreise von Finanzdienstleistungen erlässt 
die Eidg. Steuerverwaltung jährlich zwei Rund­
schreiben mit steuerlich anerkannten Zinssätzen, 
wonach diese Routinefunktionen auf einer cost plus 
basis entschädigt werden. Auf die Abgeltung von 
Routinefunktionen (z. B. konzerninterne Hilfstätig­
keiten) und Nichtroutinefunktionen (d. h. unter­
nehmerische Wertschöpfungsaktivitäten) wird im 
Rahmen der internationalen Gewinnberichtigung bei 
Geschäftsvorfällen zwischen verbundenen Unterneh­
men mit Hilfe der OECD-Verrechnungspreisricht­
linien (2010) im Rahmen der Besprechung des Ur­
teils des Bundesgerichts vom 16.  Mai 2013 
(2C1086/2012, 2C1087/2012) zurückzukommen 
sein.

–– Die Funktions- und Wertschöpfungsanalyse unter 
Berücksichtigung der wesentlichen Personalfunktio­
nen («significant people functions») entspricht weit­
gehend der Funktionsanalyse des AOA des Art. 7 
OECD-MA (2010). Der AOA ist jedoch keine Me­
thode zur Auslegung des Betriebsstättenbegriffs in 
Art. 5 Abs. 1 OECD-MA (1977), sondern eine Me­
thode für die internationale Abgrenzung von Unter­
nehmensgewinnen zwischen einer Betriebsstätte ei­
nerseits und anderen Teilen des Unternehmens (z. B. 
Hauptsitz) und anderen verbundenen Unternehmen 
andererseits. Auch nach der Praxis der Eidg. Steuer­
verwaltung zur internationalen Gewinnabgrenzung 

zwischen ausländischer Betriebsstätte und schweize­
rischem Hauptsitz (Modell: «direkte Ausscheidung 
gemäss DBG») nach Art. 52 Abs. 3 Satz 1 DBG ist 
die Funktionsanalyse im Zusammenhang mit der in­
ternationalen Gewinnabgrenzung von Bedeutung. 

–– Die Wertschöpfungsanalyse des AOA steht auf dem 
Boden der Selbständigkeitsfiktion (FSE-Approach) 
der Betriebsstätte. Die unilaterale Gewinnabgren­
zungsmethode nach Art. 52 Abs. 3 Satz 1 DBG steht 
hingegen auf dem Boden der eingeschränkten Selb­
ständigkeitsfiktion (RBA-Approach) der Betriebs­
stätte. Die Funktions- und Wertschöpfungsanalyse 
unter Berücksichtigung der wesentlichen Personal­
funktionen steht der eingeschränkten Selbständig­
keitsfiktion der Betriebsstätte diametral entgegen 
und ist dementsprechend im Nicht-DBA-Outbound-
Fall im Rahmen der internationalen Gewinn­
abgrenzung nach Art. 52 Abs. 3 Satz 1 DBG nicht an­
wendbar.

2.7	 Eigene Stellungnahme

Der Betriebsstättenbegriff in Art. 51 Abs. 2 Satz 1 DBG 
setzt eine Mindestsubstanz an einem bestimmten Ort vo­
raus. Die Mindestsubstanz des ersten Kriteriums der fes­
ten Geschäftseinrichtung verlangt eine minimale funkti-
onstüchtige Infrastruktur. Die Tätigkeit des Unterneh­
mens wird im Allgemeinen von Personen ausgeübt. Das 
zweite Kriterium der Ausübung der Geschäftstätigkeit 
des Unternehmens verlangt dementsprechend eine mini-
male Anzahl von qualifizierten Personen, die in der festen 
Geschäftsreinrichtung für das Unternehmen Geschäfte 
tätigen.103 Die Anforderungen an die infrastrukturelle und 
personelle Substanz hängen von der Art der Geschäftstä­
tigkeit ab. Der Umfang der Berechtigung zur Geschäfts­
führung und Vertretung, die diesem Personal gegenüber 
Dritten zusteht, ist für die Auslegung des Betriebsstätten­
begriffs ohne Bedeutung.104 Es ist unerheblich, ob die 
feste Geschäftsreinrichtung nur für sehr kurze Zeiträume 
genutzt wird, wenn dies über eine längere Zeit ge­
schieht.105 Stellt eine Zweigniederlassung ein blosses 
Briefkastendomizil («booking center») dar und erscheint 
somit als künstlich geschaffen, übt ein Unternehmen kei­
ne Geschäftstätigkeit in der festen Geschäftseinrichtung 
aus. 

Die quotenmässig-direkte Ausscheidungsmethode ist 
nach Art. 52 Abs. 3 Satz 1 DBG stets dann anzuwenden, 

103	 Siehe dazu Komm. OECD-MA (1977), Art. 5 Abs. 1 OECD-MA 
Ziff. 2.

104  Siehe dazu Komm. OECD-MA (2003), Art. 5 Abs. 1 OECD-MA 
Ziff. 10.

105  Siehe dazu Komm. OECD-MA (1992), Art. 5 Abs. 1 OECD-MA 
Ziff. 6.1.
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wenn sie besser als die quotenmässig-indirekte Ausschei­
dungsmethode zum Ausdruck bringt, in welchem Mass 
die ausländische Betriebsstätte zur Erzielung des Ge­
samtgewinns des Unternehmens beiträgt.106 Diese Prä­
misse ist insbesondere dann erfüllt, wenn die Zweignie­
derlassung wie ein unabhängiges Geschäft arbeitet und 
der Erfolg weniger vom Hauptsitz als von der örtlichen 
Leitung und den örtlichen Verhältnissen abhängt.107 
Keine Delegation der Geschäftsführung durch den Ver­
waltungsrat an eine Geschäftsleitung bzw. lokalen 
Geschäftsführer und keine funktionale Trennung der Lei­
tungsfunktionen zwischen dem Hauptsitz und der Zweig­
niederlassung («Delegation of Authorities») können 
Indizien dafür sein, dass der Betriebsstätte im Rahmen 
des Gesamtunternehmens keine eigenen Entscheidungs­
befugnisse und somit keine wesentliche Bedeutung 
zukommt. Es geht aus dem Sachverhalt nicht eindeutig 
hervor, ob der Verwaltungsrat der X. Finanz AG die Ge­
schäftsführung ganz oder teilweise delegiert hatte und ob 
die vier Teilzeitmitarbeiter auf den Cayman Islands allei­
ne bzw. zusammen oder nur mit Mitunterzeichnung durch 
einen vertretungsberechtigten Verwaltungsrat am Haupt­
sitz in der Schweiz zum Abschluss der Darlehensverträge 
für das Gesamtunternehmen bevollmächtigt waren. Die 
Anwendung von Art. 52 Abs. 3 Satz 1 DBG auf schwei­
zerische Unternehmen mit ausländischen Betriebsstätten 
setzt voraus, dass im Einzelfall die konkrete Ausgestal­
tung der Organisation der Leitungsfunktionen von 
schweizerischem Hauptsitz und ausländischer Zweignie­
derlassung berücksichtigt wird. Dazu sind auch die Sta­
tuten, das Organisationsreglement und die Eintragungen 
im ausländischen Handelsregister in Bezug auf die zur 
Geschäftsführung und Vertretung berechtigten Personen 
zu prüfen. Da das Bundesgericht bereits das Vorliegen ei­
ner Betriebsstätte verneinte, war eine internationale Ge-
winnabgrenzung nach Art. 52 Abs. 3 Satz 1 DBG zwi­
schen der Betriebsstätte auf den Cayman Islands und dem 
Hauptsitz in der Schweiz unter Berücksichtigung der Or­
ganisation der Leitungsfunktionen von schweizerischem 
Hauptsitz und ausländischer Zweigniederlassung nicht 
mehr notwendig.

Dem Umstand, dass die X. Finanz AG an ihrem Hauptsitz 
in der Schweiz kein Personal beschäftigte, wäre im Rah­
men der internationalen Gewinnabgrenzung zwischen der 
Betriebsstätte auf den Cayman Islands und dem schwei­
zerischen Hauptsitz Bedeutung zugekommen. Eine sol­
che internationale Gewinnabgrenzung hätte – so wie dies 
das Bundesgericht erkannt hat108 – zu einer weitgehenden 

106	 Höhn/Mäusli, Interkantonales Steuerrecht, § 26 N 12 f.; Teuscher/
Lobsiger, § 30 N 32.

107	 Teuscher/Lobsiger, § 30 N 19, N 32.
108	 BGer 5.10.2012, 2C708/2011, E. 3.2.2.

oder allenfalls vollständigen Freistellung der ausländi­
schen Betriebsstättengewinne geführt. Insoweit die aus­
ländische Betriebsstätte die jährlich von der Eidg. Steuer­
verwaltung für die Festlegung der Verrechnungspreise 
von Finanzdienstleistungen erlassenen Rundschreiben 
mit steuerlich anerkannten Zinssätzen eingehalten hatte, 
wäre es zu keiner Gewinnberichtigung in Bezug auf die 
von der ausländischen Betriebsstätte den schweizeri­
schen Konzerngesellschaften verrechneten Darlehenszin­
sen gekommen.

Im Urteil vom 25. September 2009 (2C274/2008) hielt 
das Bundesgericht fest, dass die Beschränkung des Teil­
satzverfahrens im Steuergesetz des Kantons Bern vom 
21. Mai 2000 auf Gesellschaften mit Sitz in der Schweiz 
den Gleichbehandlungsgrundsatz in Art.  8 BV ver­
stösst.109 Die Vorinstanz kritisierte zu Recht, dass die 
Eidg. Steuerverwaltung in ihrer Praxis unterschiedliche 
Anforderungen für schweizerische Finanzierungsbe­
triebsstätten ausländischer Konzerne und ausländische 
Finanzierungsbetriebsstätten schweizerischer Konzerne 
anwendet: Das Messen mit «zwei Ellen» könne unter dem 
Blickwinkel des Rechtsgleichheitsgebots nicht ange­
hen.110 Das Bundesgericht ist der Verfassungsfrage, ob 
eine Ungleichbehandlung von ausländischen und schwei­
zerischen Finanzierungsbetriebsstätten in der Rechtsan­
wendung von Art.  51 Abs.  2 Satz  1 DBG gegen den 
Gleichbehandlungsgrundsatz in Art. 8 BV verletzt und ob 
für eine solche Verletzung allenfalls Rechtfertigungs­
gründe angeführt werden können, nicht eingegangen. Die 
Vermeidung der doppelten Nichtbesteuerung von auslän­
dischen Betriebsstättengewinnen kann auf jeden Fall kei­
nen Rechtfertigungsgrund für die diskriminierende Be­
handlung von ausländischen Finanzierungsbetriebsstät­
ten schweizerischer Konzerne darstellen.

Die Freistellungs- und die Anrechnungsmethoden sind 
diametral gegensätzliche fiskalpolitische Konzepte. 
Art. 52 Abs. 1 DBG steht auf dem Boden der Kapitalim­
portneutralität von ausländischen Betriebsstättengewin­
nen. Der Übergang von der Freistellungs- zur Anrech­
nungsmethode würde eine Revision von Art. 52 Abs. 1 
DBG durch den Gesetzgeber voraussetzen und einen fun­
damentalen Richtungswechsel in der schweizerischen 
Fiskalpolitik herbeiführen.111 Eine solche Revision würde 
bewirken, dass die Anrechnungsmethode im Verhältnis 
zu Staaten anwendbar wäre, mit denen die Schweiz kein 
Doppelbesteuerungsabkommen abgeschlossen hat, ein­
schliesslich Steuerparadiese.

109	 BGer 25.9.2009, 2C274/2008, E. 5.5.
110	 VGer ZG 21.7.2011, A 2009/30, E. 5.e).
111	 Danon, Bénéfices «offshore» et exemption au sens de l’art. 52 

al. 1 LIFD, 364.
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1	 Bund

1.1	 Eidg. Volksinitiative für die Einführung 
eines Kinderbetreuungsabzugs auch für 
Eltern, die ihre Kinder selbst betreuen

In der Volksabstimmung vom 24.11.2013 lehnten Volk 
und Stände die am 12.7.2011 eingereichte eidg. Volks­
initiative «Familieninitiative: Steuerabzüge auch für 
Eltern, die ihre Kinder selber betreuen» ab.1 

1.2	 Steuerabzüge für Aus- und Weiter
bildung

Am 27.9.2013 erliessen die eidg. Räte das BG über die 
steuerliche Behandlung der berufsorientierten Aus- und 
Weiterbildungskosten.2 Zuvor hatte der Ständerat den 
letzten abweichenden Beschlüssen des Nationalrats im 
Differenzbereinigungsverfahren zugestimmt.3 Mit die­
sem BG wird der bisherige Abzug für Weiterbildungs- 
und Umschulungskosten als Berufskostenabzug (Art. 9 
Abs. 1 zweiter Satz StHG, Art. 26 Abs. 1 Bst. d DBG) 
durch einen allgemeinen Abzug abgelöst, der neu auch 
den Abzug der berufsorientierten Ausbildungskosten 
mitumfasst (Art. 9 Abs. 2 StHG, Art. 33 Abs. 1 Bst. j 
DBG). Mit dem einheitlichen Abzug der Kosten für die 
berufsorientierte Aus- und Weiterbildung entfällt in die­
sem Bereich die Unterscheidung zwischen Aus- und Wei­
terbildungskosten, die bisher in der Praxis immer wieder 
zu Abgrenzungsschwierigkeiten führte. Der Abzug von 
Ausbildungskosten ist allerdings grundsätzlich einge­
grenzt auf die Kosten von Bildungsaktivitäten auf der Se­
kundarstufe II des schweizerischen Bildungswesens, d. h. 
nach einem ersten Abschluss, und auf der Tertiärstufe 
(universitäre Hochschulen, pädagogische Hochschulen, 
Fachhochschulen und höhere Berufsbildung). Nur wenn 
das 20. Lebensjahr vollendet ist, können weitere Ausbil­
dungskosten abgezogen werden. Ausgeschlossen bleiben 
indessen in jedem Fall Ausbildungskosten bis zum ersten 
Abschluss auf der Sekundarstufe II. Vom Abzug gänzlich 
ausgenommen sind damit die Kosten für die Erstausbil­
dung. Auch ist der Abzug neu frankenmässig begrenzt; 
dies im Gegensatz zum bisher geltenden Abzug für Wei­
terbildungs- und Umschulungskosten als Berufskosten. 
Bei der direkten Bundessteuer soll der Abzug höchstens 
Fr. 12 000 betragen; für die kantonalen Steuern bestimmt 
sich der Maximalabzug nach kantonalem Recht. 

Die vom Arbeitgeber getragenen Kosten der berufsorien­
tierten Aus- und Weiterbildung des eigenen Personals, 

1	 Für Einzelheiten s. Gesetzgebungs-Agenda 2013/4, FStR 2013, 
329.

2	 BBI 2013, 7385.
3	 Für Einzelheiten s. Gesetzgebungs-Agenda 2013/3, FStR 2013, 

255.

einschliesslich die Umschulungskosten, gehören neu un­
eingeschränkt zum geschäftsmässig begründeten Auf­
wand und stellen damit neu in keinem Fall einen geld­
werten Vorteil für den Arbeitnehmer dar. Im Ergebnis hat 
diese Regelung eine gewisse Ungleichbehandlung der 
Arbeitnehmer zur Folge, je nachdem, ob der Arbeitgeber 
oder der Arbeitnehmer selber für die Kosten der Aus- und 
Weiterbildung aufkommt. Für Letzteren ist die Abzugs­
obergrenze massgebend, für Ersteren nicht.

Die Referendumsfrist ist am 16.1.2014 unbenutzt abge­
laufen. Der Bundesrat hat nunmehr das Inkrafttreten zu 
bestimmen. Die Kantone haben ihre Gesetzgebung auf 
diesen Zeitpunkt anzupassen. Ab diesem Zeitpunkt findet 
das Bundesrecht direkt Anwendung, wenn ihm das kan­
tonale Recht widerspricht. In diesem Fall hat die Kan­
tonsregierung die erforderlichen vorläufigen Vorschriften 
zu erlassen.

1.3	 Begrenzung des Fahrkostenabzugs

Am 6.9.2010 wurde die Volksinitiative «Für den öffentli­
chen Verkehr» eingereicht. Sie verlangt eine gesicherte 
Finanzierung für den öffentlichen Verkehr. Dazu will sie 
Gelder aus der Mineralölsteuer, die bis heute dem Stras­
senverkehr zukommen, zugunsten des öffentlichen Ver­
kehrs und der Verlagerung einsetzen. Der Bundesrat lehnt 
diese Volksinitiative indessen ab. Nach seiner Auffassung 
würde sie die zukünftige Finanzierung der Strasseninfra­
struktur in Frage stellen. Er stellte ihr aber mit der Bot­
schaft vom 18.1.2012 über den Entwurf eines BB über 
die Finanzierung und den Ausbau der Eisenbahninfra­
struktur einen direkten Gegenentwurf gegenüber.4

Ein Bestandteil des Gegenentwurfs ist ein BG über die 
Finanzierung und den Ausbau der Eisenbahninfrastruk­
tur.5 Dieses sieht u. a. im Rahmen der Berufskosten eine 
Begrenzung des Fahrkostenabzugs bei der direkten Bun­
dessteuer auf höchstens Fr. 3000 für Unselbständigerwer­
bende vor. Die Kantone sollen neu ebenfalls einen Maxi­
malabzug festsetzen können.

Die eidg. Räte hiessen am 20.6.2013 den BB über die 
Finanzierung und den Ausbau der Eisenbahninfrastruk- 
tur als direkten Gegenentwurf zur Volksinitiative gut.6 
Schliesslich beschlossen sie am 21.6.2013, die Volksini­
tiative und den Gegenentwurf Volk und Ständen zur Ab­
stimmung zu unterbreiten, mit der Empfehlung, die 
Volksinitiative abzulehnen und den Gegenentwurf anzu­
nehmen.7 

4	 BBI 2012, 1577.
5	 BBI 2012, 1761.
6	 BBI 2013, 4725.
7	 BBI 2013, 4721.
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Am 28.6.2013 zog das Initiativkomitee die Volksinitia­
tive zurück. Mit dem breit abgestützten Gegenvorschlag 
sieht es die Ziele der Initiative als erreicht.8 In der Volks­
abstimmung vom 9.2.2014 nahmen Volk und Stände den 
Gegenentwurf zur Volksinitiative an. Das entsprechende 
BG wird dem fakultativen Referendum unterstehen. 

1.4	 Besteuerung nach dem Aufwand

Am 28.9.2012 erliessen die eidg. Räte das BG über die 
Besteuerung nach dem Aufwand,9 das verschiedene Ver­
schärfungen und Präzisierungen enthält, um die Akzep­
tanz der Aufwandbesteuerung zu stärken.10 Nach unbe­
nutztem Ablauf der Referendumsfrist hat der Bundesrat 
das BG nunmehr mit Beschluss vom 20.2.2013 gestaffelt 
in Kraft gesetzt. Die entsprechenden Bestimmungen im 
StHG traten auf den 1.1.2014 in Kraft. Ab dem 1.1.2016 
gelten die neuen Bestimmungen auch bei der direkten 
Bundessteuer. Das BG sieht vor, dass die Kantone ihre 
Gesetzgebung innert 2 Jahren nach dessen Inkrafttreten 
anzupassen haben. Mit der vom Bundesrat beschlossenen 
Staffelung des Inkrafttretens wird damit ermöglicht, dass 
die Verschärfung der Aufwandbesteuerung für in der 
Schweiz domizilierte Ausländer gleichzeitig bei der di­
rekten Bundessteuer und bei den kantonalen Steuern An­
wendung findet.11

Gleichzeitig hat der Bundesrat eine Totalrevision der Ver­
ordnung über die Besteuerung nach dem Aufwand bei der 
direkten Bundessteuer12 beschlossen, um diese der geän­
derten Gesetzgebung anzupassen. Sie tritt gleichzeitig 
mit den geänderten Gesetzesbestimmungen in Kraft.13

Nach dem Erlass des BG ist die eidg. Volksinitiative 
«Schluss mit den Steuerprivilegien für Millionäre (Ab­
schaffung der Pauschalbesteuerung)» zustande gekom­
men.14 Sie sieht vor, in der BV festzuschreiben, dass die 
Besteuerung nach dem Aufwand untersagt ist. Der Bund 
wäre bei Annahme der Initiative verpflichtet, innert 
3 Jahren die Ausführungsgesetzgebung zu erlassen. Soll­
te innert dieser Frist kein Ausführungsgesetz in Kraft ge­
setzt werden, wäre die Regelung in der BV direkt an­
wendbar.15 

8	 S. Medienmitteilung Grüne Schweiz (vom 28.6.2013), www.
gruene.ch/web/gruene/de/positionen/umwelt/verkehr/schiene/
medienmitteilungen/rueckzug_oev_initiative.html.

9	 AS 2013, 779.
10	 S. Gesetzgebungs-Agenda 2013/1, FStR 2013, 72 f.
11	 S. Medienmitteilung des EFD (vom 20.2.2013), www.efd.admin.

ch/dokumentation/medieninformationen/00467/index.html? 
lang=de&msg-id=47841.

12	 SR 642.123.
13	 AS 2013, 787.
14	 BBl 2012, 9228.
15	 BBl 2011, 3553.

Mit Botschaft vom 26.6.2013 empfiehlt der Bundesrat 
den eidg. Räten Ablehnung der Initiative. Nach seiner 
Ansicht ist die Aufwandbesteuerung ein wichtiges stand­
ortpolitisches Instrument. Mit dem am 28.9.2012 erlas­
senen BG über die Besteuerung nach dem Aufwand sei 
ein ausgewogener Kompromiss zwischen Steuergerech­
tigkeit und Standortattraktivität erzielt worden, der nicht 
bereits wieder in Frage gestellt werden sollte.16

In der Wintersession 2013 beschloss der Ständerat, der 
die Vorlage als Erstrat beriet, entsprechend dem bundes­
rätlichen Antrag Volk und Ständen Ablehnung der Initia­
tive zu empfehlen.

1.5	 Vereinfachung der Mehrwertsteuer 

Seit dem 1.1.2010 ist das neue Mehrwertsteuergesetz in 
Kraft, das ursprünglich den 1. Teil einer umfassenden 
Mehrwertsteuerreform beinhalten sollte.17 Am 23.6.2010 
verabschiedete der Bundesrat die Zusatzbotschaft zur 
Botschaft zur Vereinfachung der Mehrwertsteuer,18 wel­
che den 2. Teil der Steuerreform konkretisierte. Die ur­
sprüngliche Vorlage des Bundesrats sah namentlich vor, 
die heute geltenden 3 Steuersätze durch einen Einheits­
satz zu ersetzen und die Mehrheit der Steuerausnahmen 
abzuschaffen.

Nach längerer Beratungsphase traten der Nationalrat in 
der Sommersession 2013 und der Ständerat in der Herbst­
session 2013 auf die Vorlage eines 2. Teils der Mehrwert­
steuerreform auch in abgeänderter Fassung gar nicht ein. 
Stattdessen hat der Bundesrat aufgrund einer Motion der 
WAK des Nationalrats, der beide Räte zustimmten, einen 
Entwurf zu einer kleinen Revision des MWSTG auszuar­
beiten, welcher namentlich die unbestrittenen Punkte aus 
den Vorschlägen des Bundesrats enthalten soll.19

1.6	 Eidg. Volksinitiative für eine Gleich
stellung des Gastgewerbes mit dem 
Nahrungsmittelverkauf bei der Mehr-
wertsteuer

Am 21.9.2011 wurde die vom Verband GastroSuisse lan­
cierte eidg. Volksinitiative «Schluss mit der MWSt-Dis­
kriminierung des Gastgewerbes!» eingereicht. Sie ist in 
Form eines ausgearbeiteten Entwurfs abgefasst und ver­
langt die Ergänzung von Art. 130 BV mit einem neuen 
Abs.  1bis, nach dem gastgewerbliche Leistungen dem 
gleichen Steuersatz wie die Lieferung von Nahrungsmit­

16	 BBl 2013, 5427; s. Medienmitteilung des EFD (vom 26.6.2013), 
www.efd.admin.ch/dokumentation/medieninformationen/00467/
index.html?lang=de&msg-id=49418.

17	 SR 641.20.
18	 BBI 2010, 5397.
19	 Für Einzelheiten s. Gesetzgebungs-Agenda 2013/4, FStR 2013, 

331.
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teln unterliegen sollen, ausgenommen alkoholische Ge­
tränke, Tabak und andere Raucherwaren, die im Rahmen 
von gastgewerblichen Leistungen abgegeben werden.20 
Mit Verfügung vom 13.10.2011 stellte die Bundeskanzlei 
das Zustandekommen dieser Volksinitiative fest.21 

Mit dieser Volksinitiative will GastroSuisse erreichen, 
dass verzehrfertige Speisen und alkoholfreie Getränke, 
unabhängig von ihrem Verzehrort, gleich besteuert wer­
den. Auf diese Weise könnte vermieden werden, dass auf 
Leistungen des Gastgewerbes ein höherer Mehrwertsteu­
ersatz zur Anwendung gelangt als auf den Leistungen der 
Take-away-Betriebe und des Detailhandels. 

Mit Botschaft vom 14.9.201222 beantragt der Bundesrat 
den eidg. Räten, die Volksinitiative Volk und Ständen mit 
der Empfehlung auf Ablehnung zu unterbreiten. Nach 
seiner Auffassung soll an der geltenden Ordnung, wonach 
Essen und Trinken in Restaurants mehrwertsteuerrecht­
lich nicht gleich behandelt wird wie der Kauf von Le­
bensmitteln, festgehalten werden. Es sei sachlich nicht 
gerechtfertigt, die Abgabe von Nahrungsmitteln im Gast­
gewerbe dem Nahrungsmittelverkauf steuerlich gleich­
zustellen, wie es die Volksinitiative fordert.23 

Die WAK des Nationalrats, der diese Volksinitiative als 
Erstrat zu behandeln hatte, nahm dessen Beratung nach 
dem Entscheid des Nationalrats, auf die Vorlage eines 
2.  Teils der Mehrwertsteuerreform gar nicht einzu­
treten,24 materiell auf und beschloss, eine Kommissions­
initiative einzureichen und so einen indirekten Gegenent­
wurf zur Volksinitiative zu erarbeiten. Nachdem in der 
Folge auch die WAK des Ständerats diesem Beschluss 
zustimmte, nahm die WAK des Nationalrats an ihrer Sit­
zung vom 13.8.2013 einen entsprechenden Gesetzesent­
wurf mehrheitlich an. Dieser sieht vor, die steuerliche 
Benachteiligung der Gastronomie-Branche gegenüber 
dem Take-away-Sektor zu verringern, indem neu nicht 
nur gastgewerbliche Leistungen dem Mehrwertsteuernor­
malsatz unterliegen, sondern auch zu warmem Verzehr 
bereitete Speisen und Getränke, die von der Kundschaft 
mitgenommen werden. Damit könnte die bestehende 
Wettbewerbsverzerrung zwischen den beiden Branchen 
zwar nicht aufgehoben, aber zumindest deutlich reduziert 
werden. Im Gegensatz zur Volksinitiative von Gastro­
Suisse würde damit nicht die Gleichbesteuerung von 
gastgewerblichen Leistungen und allen Nahrungsmitteln 

20	 BBI 2010, 2351.
21	 BBI 2011, 7989.
22	 BBI 2012, 8319.
23	 Für Einzelheiten s. Gesetzgebungs-Agenda 2013/1, FStR 2013, 

74.
24	 S. Abschn. 1.5.

verlangt.25 Vor einer definitiven Verabschiedung des in­
direkten Gegenvorschlags führte die WAK des National­
rats eine verkürzte Vernehmlassung durch, welche bis 
zum 30.9.2013 dauerte.26

In der Wintersession 2013 beschloss der Nationalrat, ent­
sprechend dem bundesrätlichen Antrag Volk und Ständen 
Ablehnung der Initiative zu empfehlen. Gleichzeitig 
lehnte er aber auch den von seiner WAK ausgearbeiteten 
indirekten Gegenentwurf ab, der in der Vernehmlassung 
auf starke Kritik gestossen war, da dieser neue Ungerech­
tigkeiten und Abgrenzungsprobleme sowie einen be­
trächtlichen administrativen Aufwand zur Folge gehabt 
hätte.

1.7	 Stempelabgaben – allfällige Abschaf-
fung, insbesondere der Emissions
abgabe

Der Bundesrat sieht gemäss seinen steuerpolitischen Pri­
oritäten, die er an einer Aussprache vom 30.11.2011 fest­
legte, vor, die Emissionsabgabe auf Eigenkapital im Rah­
men der Unternehmenssteuerreform III27 zu eliminieren, 
an den übrigen Stempelabgaben (Umsatz- und Versiche­
rungsabgabe) jedoch aus finanzpolitischen Gründen fest­
zuhalten.

Unabhängig von den steuerpolitischen Prioritäten des 
Bundesrats nahm die WAK-NR in Ausführung einer par­
lamentarischen Initiative zur schrittweisen Abschaffung 
der Stempelsteuer an ihrer Sitzung vom 10.1.2012 einen 
Vorentwurf für eine Revision des StG an, mit dem in ei­
nem 1. Schritt die Emissionsabgabe abgeschafft werden 
soll. Nach Durchführung eines Vernehmlassungsverfah­
rens unterbreitete sie den Vorentwurf dem Nationalrat. 

In der Frühjahrssession 2013 stimmte der Nationalrat der 
Vorlage seiner WAK, welche eine ersatzlose Aufhebung 
der Emissionsabgabe vorsieht, zu, entgegen dem Antrag 
des Bundesrats, das Geschäft zu sistieren und es im Rah­
men der Unternehmenssteuerreform III zu behandeln.28 

In der Wintersession 2013 beschloss demgegenüber der 
Ständerat – nicht zuletzt aufgrund eines von seiner WAK 
eingeholten Berichts des Bundesrats über alle hängigen 
steuerrelevanten Anliegen, die zu Mindereinnahmen füh­
ren, sowie zu deren Auswirkungen auf den Finanzplan –, 
die Behandlung der Vorlage zu sistieren und im Einver­
nehmen mit dem Bundesrat erst im Rahmen der Unter­
nehmenssteuerreform III wieder aufzunehmen.

25	 S.  Medienmitteilung der WAK-NR (vom 13.8.2013), www. 
parlament.ch/d/mm/2013/seiten/mm-wak-n-2013-08-13.aspx.

26	 S.  Medienmitteilung der WAK-NR (vom 19.8.2013), www. 
parlament.ch/d/mm/2013/Seiten/mm-wak-n-2013-08-19.aspx.

27	 S. Abschn. 1.14.
28	 BBI 2013, 1107.
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1.8	 Eidg. Volksinitiative zur Abschaffung der 
Heiratsstrafe

Am 8.4.2011 hatte die Christlichdemokratische Volkspar­
tei der Schweiz (CVP) die Unterschriftenliste für eine 
Volksinitiative «Für Ehe und Familie – gegen die Heirats­
strafe» eingereicht, deren Gesetzeskonformität in der 
Vorprüfung durch die Bundeskanzlei mit Verfügung vom 
19.4.201129 anerkannt wurde. Mit dieser Volksinitiative 
wird verlangt, dass Art. 14 BV mit einem Abs. 2 ergänzt 
wird, der wie folgt lautet: «Die Ehe ist die auf Dauer an­
gelegte und gesetzlich geregelte Lebensgemeinschaft von 
Mann und Frau. Sie bildet in steuerlicher Hinsicht eine 
Wirtschaftsgemeinschaft. Sie darf gegenüber andern Le­
bensformen nicht benachteiligt werden, namentlich nicht 
bei den Steuern und den Sozialversicherungen.» Mit die­
ser Initiative will erreicht werden, dass verheiratete Paa­
re gegenüber Konkubinatspaaren sowohl steuerlich als 
auch bei den Sozialversicherungen (z. B. unterschiedli­
che Rentenansprüche von Verheirateten und Alleinste­
henden) nicht mehr benachteiligt werden. Am 5.11.2012 
wurde die Volksinitiative eingereicht. Die Prüfung der 
Unterschriftenlisten durch die Bundeskanzlei ergab, dass 
die Volksinitiative formell zustande gekommen ist.30

Mit Botschaft vom 23.10.201331 beantragt der Bundesrat 
den eidg. Räten, die Volksinitiative Volk und Ständen zur 
Annahme zu empfehlen. Ihre steuerpolitischen Forderun­
gen decken sich mit der vom Bundesrat verfolgten Poli­
tik, die Ungleichbehandlung von Ehe- und Konkubi­
natspaaren zu beseitigen. Der Bundesrat strebt seit länge­
rer Zeit eine Ehepaarbesteuerung an, die im Einklang mit 
der Bundesverfassung steht, und will deshalb die steuer­
liche Benachteiligung von bestimmten Ehepaaren gegen­
über gleich situierten Konkubinatspaaren bei der direkten 
Bundessteuer beseitigen. Sein jüngster Reformvorschlag 
erfuhr indessen in einer im Jahr 2012 durchgeführten 
Vernehmlassung wenig Zuspruch.32 Namentlich zeigte 
deren Ergebnis auf, dass die unterschiedlichen gesell­
schaftspolitischen Wertvorstellungen derzeit die Eini­
gung auf ein Modell verunmöglichen. 

Bei einer Annahme dieser Initiative würde der Grundsatz 
der gemeinsamen Besteuerung der Ehepaare in der Ver­
fassung verankert. Damit würde die Chance erhöht, einen 
politischen Kompromiss zu finden, wie die aktuelle 
Überbesteuerung gewisser Ehepaare beseitigt werden 
kann. Eine Individualbesteuerung dagegen käme ohne 
neuerliche Verfassungsänderung als künftiges Besteue­
rungsmodell nicht mehr in Frage. 

29	 BBI 2011, 3803.
30	 BBI 2013, 245.
31	 BBI 2013, 8513.
32	 Für Einzelheiten s. Gesetzgebungs-Agenda 2012/4, FStR 2012, 

310 f.

Die Initiantinnen und Initianten der Volksinitiative halten 
zwar in ihren Erläuterungen fest, dass sie die Einführung 
eines Splittingsystems erwarten. Aufgrund des Wortlauts 
der Initiative wären jedoch verschiedene Modelle der ge­
meinsamen Besteuerung möglich, um die noch bestehen­
de Benachteiligung von Ehepaaren gegenüber den Kon­
kubinatspaaren bei der direkten Bundessteuer zu beseiti­
gen. In Frage kämen insbesondere Korrekturen am gel­
tenden Tarif, die Einführung einer alternativen Steuerbe­
rechnung, ein Teil- oder Vollsplitting oder ein Familien­
quotientensystem. Je nach Ausgestaltung dieser Systeme 
beliefen sich die Mindereinnahmen beim Bund auf jähr­
lich zwischen rd. Fr. 1 bis 2,3 Mrd. Die Kantone hätten 
entsprechend ihrem Anteil an der direkten Bundessteuer 
17 % dieser Mindereinnahmen zu tragen. 

Demgegenüber sieht der Bundesrat im Sozialversiche­
rungsrecht keinen Handlungsbedarf. Zwar sind Ehepaare 
bei den Sozialversicherungen gegenüber gleich situierten 
Konkubinatspaaren durch die Plafonierung der Renten 
auf 150 % einer Maximalrente schlechter gestellt. Bei 
den übrigen Leistungen der AHV und IV werden Ehepaa­
re gegenüber Konkubinatspaaren jedoch soweit besser 
gestellt, dass sich in einer Gesamtbetrachtung ein ausge­
wogenes Bild ergibt. Nach Ansicht des Bundesrats wer­
den in diesem Bereich weder die Ehepaare noch die Kon­
kubinatspaare bevorzugt. Eine Annahme der Initiative 
würde somit einzig die Ehepaarbesteuerung betreffen.33 

1.9	 Eidg. Volksinitiative für steuerfreie 
Kinder- und Ausbildungszulagen

Gleichzeitig mit der eidg. Volksinitiative zur Abschaf­
fung der Heiratsstrafe34 reichte die Christlichdemokrati­
sche Volkspartei der Schweiz (CVP) auch die Volksiniti­
ative «Familien stärken! Steuerfreie Kinder- und Ausbil­
dungszulagen» ein. Zuvor war auch deren Gesetzeskon­
formität in der Vorprüfung durch die Bundeskanzlei mit 
Verfügung vom 19.4.201135 anerkannt worden. Auch die 
Prüfung der Unterschriftenlisten durch die Bundeskanz­
lei ergab das formelle Zustandekommen der Volksinitia­
tive.36 

Mit Botschaft vom 23.10.201337 beantragt der Bundesrat 
den eidg. Räten, die Volksinitiative Volk und Ständen mit 
der Empfehlung auf Ablehnung zu unterbreiten und ihr 
auch keinen Gegenvorschlag gegenüberzustellen. Bund, 
Kantone und Gemeinden betreiben nach seiner Auffas­

33	 S. Medienmitteilung des EFD (vom 23.10.2013), www.efd.admin.
ch/dokumentation/medieninformationen/00467/index.html? 
lang=de&msg-id=50681.

34	 S. Abschn. 1.8.
35	 BBI 2011, 3799.
36	 BBI 2013, 243.
37	 BBI 2013, 8461.
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sung schon heute eine nachhaltige und soziale Familien­
politik. Diese beruht weitgehend auf bewährten Instru­
menten ausserhalb des Steuerrechts. Allein die staatlich 
verbilligten Krankenkassenprämien machen ein Volumen 
von jährlich Fr. 4 Mrd. aus. Anfang 2009 wurden zudem 
gesamtschweizerische Mindestbeträge für Familienzula­
gen eingeführt. Mit dem Erwerbsersatz bei Mutterschaft 
wurden weitere Entlastungen geschaffen. Diese direkte 
Förderung erweist sich im Vergleich zu steuerlichen Ent­
lastungsmassnahmen als effektiver, effizienter und trans­
parenter. Auch im Steuerrecht wird den Kinderkosten 
mittels verschiedenen Abzügen angemessen Rechnung 
getragen. Diese Abzüge bewirken eine substanzielle Er­
leichterung bei Familien mit Kindern gegenüber Steuer­
pflichtigen ohne Kinder. So bezahlen mittlerweile rd. die 
Hälfte aller Haushalte mit Kindern keine direkte Bundes­
steuer. 

Demgegenüber wäre eine steuerliche Freistellung der 
Kinder- und Ausbildungszulagen nicht zielgerichtet. Sie 
würde Familien mit höheren Einkünften progressionsbe­
dingt stärker begünstigen, während Familien mit tieferen 
Einkommen kaum oder gar nicht profitieren würden. Zu­
dem könnten Familien mit Kindern, die heute keine di­
rekte Bundessteuer bezahlen, zumindest auf Stufe Bund 
nicht weiter entlastet werden. Bei der direkten Bundes­
steuer hätte eine Annahme der Initiative zudem jährlich 
rd. Fr. 200 Mio. Mindereinnahmen zur Folge. Bei den 
Kantons- und Gemeindesteuern wäre mit Ausfällen von 
rd. Fr. 760 Mio. zu rechnen.38

1.10	 Neuregelung des Steuererlasses und 
Aufhebung der eidg. Erlasskommission 
(EEK)

Am 23.10.2013 verabschiedete der Bundesrat im Weite­
ren die Botschaft zum Steuererlassgesetz.39 Steuerpflich­
tige können um Erlass geschuldeter Steuerbeträge ersu­
chen, wenn sie sich in einer Notlage befinden. Nach gel­
tendem Recht entscheidet die EEK über Eingaben, mit 
denen um Erlass der direkten Bundessteuer im Umfang 
von mind. Fr. 25 000 ersucht wird. Gesuche um Erlass 
tieferer Beträge und Gesuche um Erlass der kantonalen 
und kommunalen Steuern werden in den Kantonen be­
handelt. Dies kann nach geltendem Recht zu wider­
sprüchlichen Entscheiden führen, da der gleiche Sach­
verhalt je nach Steuerart durch verschiedene Behörden 
beurteilt wird. Künftig sollen die Kantone sämtliche Ge­
suche um Erlass der direkten Bundessteuer beurteilen. 
Deshalb kann die EEK aufgelöst werden. Die Kantone 

38	 S. Medienmitteilung des EFD (vom 23.10.2013), www.efd.admin.
ch/dokumentation/medieninformationen/00467/index.html? 
lang=de&msg-id=50675.

39	 BBI 2013, 8435.

bestimmen sodann, welche kantonale Behörde für den 
Erlass der direkten Bundessteuer zuständig sein soll. Ge­
gen Entscheide über den Erlass der direkten Bundessteu­
er sollen sowohl Steuerpflichtige als auch die ESTV die 
gleichen Rechtsmittel ergreifen können wie gegen Ent­
scheide über den Erlass der kantonalen Einkommens- 
und Gewinnsteuer. Neu soll das Bundesgericht im 
Beschwerdefall als letzte Instanz über sog. «besonders 
bedeutende» Fälle urteilen. Damit wird in Grundsatz­
fragen eine schweizweit einheitliche Rechtsprechung 
gewährleistet.40 

Die vorgeschlagene Gesetzesänderung wird zudem zum 
Anlass genommen, gewisse Bestimmungen des DBG und 
des StHG formell an das im Obligationenrecht revidierte 
Rechnungslegungsrecht anzupassen. 

1.11	 Eidg. Volksinitiative «Energie- statt 
Mehrwertsteuer»

Am 17.12.2012 wurde von der Grünliberalen Partei der 
Schweiz (GLP) die Volksinitiative «Energie- statt Mehr­
wertsteuer» eingereicht. Die Prüfung der Unterschriften­
listen durch die Bundeskanzlei ergab, dass diese formell 
zustande gekommen ist.41 Mit der Volksinitiative wird die 
Einführung einer Steuer auf nicht erneuerbaren Energie­
trägern wie Erdöl, Erdgas, Kohle oder Uran verlangt. Die 
steuerliche Mehrbelastung des Energieverbrauchs soll 
durch die Abschaffung der Mehrwertsteuer kompensiert 
werden. Mit diesen Forderungen wollen die Initiantinnen 
und Initianten die Energieeffizienz erhöhen, erneuerbare 
Energien fördern und den Ausstoss von CO2-Emissionen 
reduzieren. Die Initiative soll dazu beitragen, dass der 
Ausstieg aus der Kernenergie klima- und wirtschaftsver­
träglich umgesetzt werden kann. 

Mit Botschaft vom 20.11.201342 beantragt der Bundesrat 
den eidg. Räten, die Initiative Volk und Ständen zur Ab­
lehnung zu empfehlen. Er befürwortet zwar grundsätzlich 
die klima- und energiepolitische Stossrichtung der Initi­
ative. Er teilt auch die Ansicht der Initiantinnen und Ini­
tianten, dass die Reduktionsziele für CO2- bzw. Treib­
hausgasemissionen sowie für den Energieverbrauch län­
gerfristig vorwiegend über preisliche Massnahmen 
erreicht werden sollen. Trotz dieser gemeinsamen Stoss­
richtung weicht die Initiative in wesentlichen Punkten 
von den Plänen des Bundesrats zu einem schrittweisen 
Übergang vom Fördersystem zu einem Lenkungssystem 
im Energiebereich ab. 

40	 S. Medienmitteilung des EFD (vom 23.10.2013), www.efd.admin.
ch/dokumentation/medieninformationen/00467/index.html? 
lang=de&msg-id=50674.

41	 BBI 2013, 617.
42	 BBI 2013, 9025.
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Um nach der Abschaffung der Mehrwertsteuer die Finan­
zierung der öffentlichen Haushalte zu garantieren, wären 
sehr hohe Energiesteuersätze notwendig, die das energie- 
und klimapolitisch begründbare Mass bei weitem über­
steigen. Die Steuersätze müssten zudem weiter erhöht 
werden, sobald die Lenkungswirkung eintritt und die 
Haushalte und Unternehmen weniger nicht erneuerbare 
Energie konsumieren. 

Mit der Mehrwertsteuer würde die wichtigste Einnahme­
quelle des Bundes abgeschafft. Die Mehrwertsteuer ge­
winnt auch für die Finanzierung der Sozialversicherun­
gen zunehmend an Bedeutung. Sie gilt zudem internatio­
nal als eine effiziente Steuer und stellt eine gute Ergän­
zung zur progressiv ausgestalteten Einkommensteuer dar. 
Deren Abschaffung ist deshalb unerwünscht.

Gegen die Initiative spricht nach Auffassung des Bundes­
rates auch, dass die Unternehmen bei einem Ersatz der 
Mehrwertsteuer durch eine Energiesteuer gegenüber der 
heutigen Situation stärker belastet würden. Im Gegensatz 
zur Mehrwertsteuer, die weitgehend aussenhandelsneu­
tral ist, würde die Energiesteuer die inländischen Unter­
nehmen gegenüber ihren ausländischen Konkurrenten be­
nachteiligen.

Die Initiative hätte zudem negative Verteilungswirkungen 
zur Folge. Sie würde dazu führen, dass Haushalte mit 
niedrigeren Einkommen überproportional belastet wer­
den. Zudem wäre der vorgeschlagene rasche Ersatz der 
Mehrwertsteuer durch eine Energiesteuer innerhalb we­
niger Jahre mit wirtschaftlichen Verwerfungen verbun­
den, da den Unternehmen und Haushalten nur wenig Zeit 
gewährt würde, sich an die starke Veränderung der rela­
tiven Preise anzupassen.43

1.12	 Eidg. Volksinitiative für die Schaffung 
einer Bundeserbschafts- und Schen-
kungssteuer

Am 16.8.2011 wurde die Unterschriftensammlung für die 
eidg. Volksinitiative «Millionen-Erbschaften besteuern 
für unsere AHV (Erbschaftssteuerreform)» gestartet.44 
Nach dieser soll in einem neuen Art. 129a BV die Zustän­
digkeit des Bundes für die Erhebung einer Erbschafts- 
und Schenkungssteuer geschaffen werden. Diese wäre 
von den Kantonen zu veranlagen und einzuziehen. 2⁄3 des 
Ertrags erhielte der Ausgleichsfonds der Alters- und Hin­
terlassenenversicherung (AHV), 1⁄3 verbliebe den Kanto­
nen.

43	 S. Medienmitteilung des EFD (vom 20.11.2013), www.efd.admin.
ch/dokumentation/medieninformationen/00467/index.html? 
lang=de&msg-id=51038.

44	 BBI 2011, 6459.

Am 15.2.2013 wurde die Volksinitiative eingereicht. Die 
Prüfung der Unterschriftenlisten durch die Bundeskanz­
lei ergab, dass die Volksinitiative formell zustande ge­
kommen ist.45

Der Steuersatz der neuen Erbschafts- und Schenkungs­
steuer soll 20 % betragen. Nicht besteuert würden jedoch 
namentlich ein einmaliger Freibetrag von Fr. 2 Mio. auf 
der Summe des Nachlasses und aller steuerpflichtigen 
Schenkungen sowie Zuwendungen an Ehegatten bzw. re­
gistrierte Partner.46

Der Initiativtext enthält eine Regelung für das Inkrafttre­
ten der entsprechenden Bestimmungen, zusammen mit 
Vorgaben für den Erlass allenfalls notwendiger Ausfüh­
rungsbestimmungen. Sodann sieht er vor, dass Schenkun­
gen rückwirkend ab dem 1.1.2012 dem Nachlass zuge­
rechnet werden.

Mit Botschaft vom 13.12.201347 beantragt der Bundesrat 
den eidg. Räten, die Volksinitiative ohne Gegenentwurf 
abzulehnen, d. h. Volk und Ständen zur Ablehnung zu 
empfehlen. Der zentrale Grund, der gegen eine Bundes­
erbschaftssteuer spricht, ist nach dem Bundesrat die gel­
tende Kompetenzaufteilung, die er respektieren will. 
Nach geltendem Recht liegt die Kompetenz zur Erhebung 
einer Erbschafts- und Schenkungssteuer ausschliesslich 
bei den Kantonen. Obwohl heute der Ehegatte und die 
Nachkommen in fast allen Kantonen von der Erbschafts- 
und Schenkungssteuer befreit sind, sind die Einnahmen 
aus dieser Steuer immer noch so beträchtlich, dass die 
Kantone nicht darauf verzichten können und wollen. 
So brachte im Jahr 2010 die Besteuerung der Erbschaften 
und Schenkungen immer noch Fr. 974 Mio. ein. Wenn 
auch die finanziellen Auswirkungen der Initiative von der 
Umsetzung durch den Gesetzgeber abhängen, ist heute 
schon davon auszugehen, dass die Kantone mit Minder­
einnahmen rechnen müssten. Diese Mindereinnahmen 
könnten durch den vorgesehenen Anteil von 1⁄3 am Steu­
erertrag einer nationalen Erbschafts- und Schenkungs­
steuer nicht wettgemacht werden. Dies wird zumindest 
dann der Fall sein, wenn für Unternehmen und Landwirt­
schaftsbetriebe deutliche Ermässigungen gewährt wer­
den, wie dies im Initiativtext im Grundsatz vorgesehen 
ist. 

Kritisch beurteilt wird vom Bundesrat auch die rückwir­
kende Zurechnung von Schenkungen an den Nachlass ab 
dem 1.1.2012. Steuerpflichtige werden erst mit dem Aus­
gang der Volksabstimmung wissen, ob Schenkungen, die 
sie seit dem 1.1.2012 getätigt haben, dem Nachlass zuge­

45	 BBI 2013, 2267.
46	 Für Einzelheiten s. Gesetzgebungs-Agenda 2012/1, FStR 2012, 

69.
47	 BBI 2014, 125.



IFF Forum für Steuerrecht 2014� © IFF-HSG

102 Rainer Zigerlig/Heinz Baumgartner/Pascal Duss, Gesetzgebungs-Agenda 2014/1

rechnet werden oder nicht. Bis nach dem Parlament auch 
Volk und Stände über die Initiative entschieden haben, 
können bis zu drei Jahre vergehen. Eine derart lange 
rückwirkende Zurechnung von Schenkungen erachtet der 
Bundesrat als unverhältnismässig. 

Nach Einschätzung des Bundesrats entspricht die Initia­
tive dagegen dem Erfordernis der Einheit der Materie und 
somit der Bundesverfassung. Die Erbschaftssteuer-Initi­
ative verlangt, dass der Ertrag einer neuen Bundessteuer 
auf Erbschaften und Schenkungen anteilig zur Finanzie­
rung der AHV verwendet wird und im Übrigen an die 
Kantone geht. Eine Bundessteuer auf Erbschaften und 
Schenkungen wäre demnach als Zwecksteuer konzipiert. 
Die Einführung solcher Zwecksteuern über eine Verfas­
sungsvorlage ist bisher nie als Verstoss gegen die Einheit 
der Materie betrachtet worden.

2⁄3 der Erträge sollen gemäss Initiative an den AHV-Aus­
gleichsfonds fliessen. Zusätzliche Einnahmen für die 
AHV sind an sich willkommen, doch sind die Bedenken 
bezüglich der föderalistischen Kompetenzordnung nach 
dem Dafürhalten des Bundesrats höher zu gewichten. Der 
Bundesrat hält deshalb an seinem Konzept fest, die künf­
tige Finanzierung der AHV im Rahmen der geplanten Re­
form Altersvorsorge 2020 mit einer Erhöhung der Mehr­
wertsteuer um max. 2 Prozentpunkte sicherzustellen.48

1.13	 Revision der Quellenbesteuerung des 
Erwerbseinkommens

Die Quellensteuern auf Erwerbseinkommen sind nach gel­
tendem Recht grundsätzlich als echte Quellensteuern aus­
gestaltet. Sie treten an die Stelle der im ordentlichen Ver­
fahren zu veranlagenden Steuern und ersetzen damit das 
ordentliche Veranlagungs- und Bezugsverfahren vollstän­
dig. Lediglich für Quellensteuerpflichtige mit Wohnsitz 
oder Aufenthalt in der Schweiz bleibt nach der gesetz­
lichen Ausgestaltung eine nachträglich ordentliche Veran­
lagung vorbehalten, soweit die an der Quelle erfass- 
ten Bruttoeinkünfte eine bestimmte Höhe übersteigen.  
Dieser Grenzwert liegt für die direkte Bundessteuer bei 
Fr. 120 000. Die Ausgestaltung als echte Quellensteuer be­
deutet namentlich, dass die Steuerbehörde Ungenauigkei­
ten, die mit dem Steuerabzug an der Quelle notwendiger­
weise verbunden sind, nicht durch eine nachträgliche or­
dentliche Veranlagung korrigieren darf und dem Steuer­
pflichtigen kein Anspruch zusteht, eine entsprechende Be­
reinigung in einem ordentlichen Verfahren zu verlangen. 

In Überprüfung der Konformität der schweizerischen 
Quellensteuerordnung mit dem Freizügigkeitsabkom­

48	 S. Medienmitteilung des EFD (vom 13.12.2013), www.efd.admin.
ch/dokumentation/medieninformationen/00467/index.html? 
lang=de&msg-id=51383.

men, das den freien Personenverkehr zwischen der 
Schweiz und der Europäischen Union (EU) regelt, ent­
schied das Bundesgericht in einem Urteil aus dem Jahr 
2010, dass die geltende schweizerische Quellensteuerord­
nung in verschiedener Hinsicht das in diesem Abkommen 
stipulierte Diskriminierungsverbot verletzt. Namentlich 
muss für einen Quellensteuerpflichtigen, der sich auf das 
Freizügigkeitsabkommen berufen kann, das gleiche Re­
gime der steuerlichen Abzüge (inkl. Berufskosten) wie 
für solche Steuerpflichtige gelten, die der ordentlichen 
Besteuerung unterliegen (vgl. BGE 136 II 241). Diese 
Rechtsprechung hat zur Folge, dass den betroffenen 
Quellensteuerpflichtigen, namentlich solchen mit Wohn­
sitz oder Aufenthalt in der Schweiz, entgegen der gesetz­
lichen Ordnung der Anspruch eingeräumt werden muss, 
gegebenenfalls eine nachträgliche Veranlagung verlan­
gen zu können. 

Am 13.12.2013 eröffnete der Bundesrat die Vernehmlas­
sung zu einem Entwurf eines BG über die Revision der 
Quellenbesteuerung des Erwerbseinkommens, mit dem 
der neuen Rechtsprechung Rechnung getragen werden 
soll. Die Vorlage hat zum Ziel, eine weitestgehende Ver­
meidung von Ungleichbehandlungen zwischen quellen­
besteuerten und ordentlich besteuerten Personen sicher­
zustellen. Um einerseits dieser Vorgabe zu entsprechen 
und anderseits den Mehraufwand beim Vollzug möglichst 
klein zu halten, werden namentlich folgende Änderungen 
vorgeschlagen:

–– Ansässige Quellensteuerpflichtige, deren Bruttoein­
kommen einen bestimmten Betrag überschreitet, 
werden wie bis anhin von Amtes wegen nachträglich 
im ordentlichen Verfahren veranlagt. Der Grenzbe­
trag soll jedoch im Vergleich zum geltenden Recht 
deutlich tiefer angesetzt werden. Alle anderen ansäs­
sigen Quellensteuerpflichtigen können eine nach­
trägliche ordentliche Veranlagung beantragen.

–– Wer ohne steuerrechtlichen Wohnsitz oder Aufent­
halt in der Schweiz einen Grossteil seiner Einkünfte 
in der Schweiz erwirtschaftet, erfüllt die Vorausset­
zungen für die sog. Quasi-Ansässigkeit und kann 
ebenfalls eine nachträgliche ordentliche Veranlagung 
beantragen. 

–– Für alle anderen Nicht-Ansässigen hat die Quellen­
steuer Abgeltungswirkung. Sie tritt an die Stelle der 
im ordentlichen Verfahren von Erwerbseinkommen 
zu veranlagenden Einkommenssteuer. Zusätzliche 
nachträgliche Abzüge werden nicht gewährt.49 

Die Vernehmlassungsfrist dauert bis zum 27.3.2014. 

49	 BBI 2013, 9710; S. Medienmitteilung des EFD (vom 13.12.2013), 
www.efd.admin.ch/dokumentation/medieninformationen/00467/
index.html?lang=de&msg-id=51388.
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1.14	 Unternehmenssteuerreform III – EU-Dia-
log über Unternehmenssteuerregimes

Am 1.6.2012 verabschiedete der Bundesrat den Man­
datstext für den weiteren Dialog mit der EU über die Un­
ternehmenssteuerregimes. Bund und Kantone setzten so­
dann im September 2012 eine gemeinsame Projektorga­
nisation ein mit dem Ziel, das schweizerische Unterneh­
menssteuersystem im Spannungsfeld von Wettbewerbs­
fähigkeit, Finanzierung der Staatsausgaben und interna­
tionaler Akzeptanz zu reformieren.50 Diese erarbeitete in 
der Folge die steuer- und finanzpolitische Stossrichtung 
der nächsten Unternehmenssteuerreform. Der Bundesrat 
nahm davon Kenntnis und beauftragte am 17.5.2013 das 
EFD, auf dieser Grundlage die Kantone und die Wirt­
schaft zu konsultieren.51 Diese Konsultation ergab eine 
grundsätzliche Zustimmung zur erarbeiteten Stossrich­
tung. 

Darauf aufbauend hat die Projektorganisation in der Zwi­
schenzeit eine Reihe von Massnahmen untersucht und 
empfiehlt einige davon zur Umsetzung. Der Bundesrat 
hat den diesbezüglichen Bericht am 19.12.2013 zur 
Kenntnis genommen und die Projektorganisation beauf­
tragt, eine weitere Konsultation bei den Kantonen durch­
zuführen. Anschliessend soll eine Vernehmlassungsvor­
lage ausgearbeitet werden.

Um die Attraktivität des Steuerstandortes und den Wirt­
schaftsstandort zu stärken, empfiehlt die Projektorganisa­
tion ein Bündel von steuerlichen Massnahmen. Diese sol­
len in Einklang mit internationalen Standards stehen und 
sich deshalb durch eine erhöhte internationale Akzeptanz 
auszeichnen. Verschiedene dieser Standards werden ge­
genwärtig in internationalen Gremien, namentlich in der 
OECD, diskutiert und weiterentwickelt. Die Projektorga­
nisation spricht sich dafür aus, dass die Schweiz die dies­
bezüglichen Entwicklungen aktiv mitgestaltet und diese 
– wie auch den Fortgang des Dialogs mit der EU über die 
Unternehmensbesteuerung – bei der Ausgestaltung der 
Unternehmenssteuerreform III berücksichtigt. 

Aus heutiger Sicht empfiehlt die Projektorganisation die 
Einführung einer Lizenzbox bei den kantonalen Steuern. 
Das Modell einer eingeschränkt zinsbereinigten Gewinn­
steuer auf Bundes- und Kantonsebene wird weiter ge­
prüft. Diese beiden Instrumente gelangen in verschiede­
nen OECD-Mitgliedstaaten zur Anwendung und könnten 
es der Schweiz erlauben, für besonders mobile Unterneh­
mensaktivitäten weiterhin kompetitiv zu bleiben. Im Wei­

50	 Für Einzelheiten s. Gesetzgebungs-Agenda 2012/4, FStR 2012, 
311 f.

51	 S. Medienmitteilung des EFD (vom 17.5.2013), www.efd.admin.
ch/dokumentation/medieninformationen/00467/index.html? 
lang=de&msg-id=48906.

teren empfiehlt die Projektorganisation die Abschaffung 
der Emissionsabgabe auf Eigenkapital sowie eine vertief­
te Prüfung von Massnahmen bei der kantonalen Kapital­
steuer. Schliesslich sollen die Kantone ihren Gewinnsteu­
ersatz anpassen, wo sie dies für erforderlich halten, um 
ihre internationale Wettbewerbsfähigkeit zu erhalten.

Weil auch der Bund davon profitiert, wenn die Kantone 
ihre Gewinnsteuerbelastung senken, soll er durch verti­
kale Ausgleichsmassnahmen eine Opfersymmetrie in Be­
zug auf die finanziellen Auswirkungen der Steuerreform 
gewährleisten. Solche Ausgleichsmassnahmen des Bun­
des zugunsten der Kantone sind so zu gestalten, dass sie 
den Steuerwettbewerb zwischen den Kantonen nicht ver­
zerren. Der Umfang der vertikalen Ausgleichsmassnah­
men des Bundes hängt davon ab, wie die steuerlichen 
Massnahmen konkret ausgestaltet werden: Je enger die 
neuen Regelungen ausfallen und je stärker die Notwen­
digkeit von Gewinnsteuersenkungen ist, desto grösser 
wird das Volumen ausfallen. Der Bundesrat wird über 
Umfang und Art der vertikalen Ausgleichsmassnahmen 
im Rahmen der Vernehmlassungsvorlage zu entscheiden 
haben.

Die Projektorganisation will am bewährten System des 
nationalen Finanzausgleichs festhalten. Im Zuge der Re­
form der Unternehmensbesteuerung werden allerdings 
Anpassungen am System erforderlich sein, um die neuen 
steuerpolitischen Realitäten abzubilden. Das Steuerungs­
organ empfiehlt, dass im Ressourcenpotential neu sämt­
liche Unternehmensgewinne gemäss ihrer steuerlichen 
Ausschöpfbarkeit gewichtet werden.

Die finanziellen Auswirkungen der Unternehmenssteuer­
reform III auf Bund und Kantone sind derzeit noch nicht 
quantifizierbar. Es ist jedoch davon auszugehen, dass die 
Reform zu erheblichen Belastungen der Staatshaushalte 
führt. Auf Bundesebene soll die Frage der Gegenfinan­
zierung mit der Vernehmlassungsvorlage angegangen 
werden und einen integralen Bestandteil der Reform bil­
den. Je nach Umfang der Belastung sind auch einnah­
menseitige Massnahmen in Betracht zu ziehen.52

1.15	 In der Wintersession 2013 behandelte 
Motionen und Initiativen

Der Nationalrat hat:

angenommen:
–– eine Motion betr. gleiche Regelung für alle bei der 

Besteuerung von Provisionen für Grundstücksver­
mittlungen im interkantonalen Verhältnis.

52	 S. Medienmitteilung des EFD (vom 19.12.2013), www.efd.admin.
ch/dokumentation/medieninformationen/00467/index.html? 
lang=de&msg-id=51519.
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abgelehnt:
–– eine Motion betr. Harmonisierung der Verfahrensfris­

ten bei der direkten Bundessteuer;
–– eine Motion betr. Änderung des MWSTG (reduzier­

ter Satz auch für Ess- und Trinkwaren, die im Rah­
men von gastgewerblichen Lieferungen abgegeben 
werden).

keine Folge geleistet:
–– einer parl. Initiative betr. Abschaffung der Eigen­

mietwertbesteuerung mit Aufhebung aller Abzugs­
möglichkeiten.

Der Ständerat hat:

angenommen:
–– eine Motion betr. Steuerattraktivität der Schweiz im 

Vergleich mit anderen Staaten;
–– eine Motion betr. Ende der Überbesteuerung von 

Betriebsstätten ausländischer Unternehmen in der 
Schweiz im Rahmen der pauschalen Anrechnung 
ausländischer Quellensteuern;

–– eine Motion betr. Eindämmung des unlauteren Wett­
bewerbs in den Grenzregionen über eine Durchset­
zung des MWSTG.

abgelehnt:
–– eine Motion betr. Festlegung von Eckwerten für all­

fällige Steuerverhandlungen mit der EU.

2	 Kantone

2.1	 Appenzell Innerrhoden

Der Grosse Rat hat am 21.10.2013 eine Teilrevision des 
Steuergesetzes zuhanden der Landsgemeinde 2014 ver­
abschiedet, die hauptsächlich Anpassungen an das Bun­
desrecht zum Inhalt hat. Folgende Themen sind Teil der 
Revision:

–– Anhebung der Mindestlimite bei der Aufwandbesteu­
erung auf das 7-Fache des Mietzinses bzw. des Miet­
werts oder das 3-Fache des Pensionspreises für 
Unterkunft und Verpflegung und Einführung einer 
minimalen Bemessungsgrundlage von Fr. 400 000 
beim Einkommen und Fr. 8 Mio. beim Vermögen 
(mind. das 20-Fache des massgeblichen Auf­
wands);53

–– Einführung einer Freigrenze für die Besteuerung von 
Lotteriegewinnen und eines Abzugs der Einsatzkos­

53	 BG über die Besteuerung nach dem Aufwand (vom 28.9.2012), 
AS 2013, 779.

ten, wobei die gleichen Beträge wie bei der direkten 
Bundessteuer gelten sollen;54

–– Steuerbefreiung des Soldes der Milizfeuerwehrleute 
für Dienstleistungen im Zusammenhang mit der 
Erfüllung der Kernaufgaben der Feuerwehr bis 
Fr. 5000;55

–– Einführung der hälftigen Aufteilung des Kinderab­
zugs, wenn Kinder unter gemeinsamer elterlicher 
Sorge nicht gemeinsam besteuerter Eltern stehen und 
keine Abzüge für die Unterhaltskosten geltend ge­
macht werden;56

–– Festlegung des Steuersatzes bei der Quellensteuer im 
Zusammenhang mit der Realisation von gesperrten 
Mitarbeiteroptionen im Ausland auf 18 %;57

–– Umsetzung der Rechtsweggarantie gem. Art.  29a 
BV58 im Bereich des Steuererlasses;

–– Aufschub der Grundstückgewinnsteuer bei steuerbe­
freiten juristischen Personen bei Umstrukturierun­
gen;

–– Aufhebung der Gerichtsferien im kantonalen Steuer­
verfahren.

Die Landsgemeinde wird im Frühling 2014 über die Vor­
lage, welche per 1.1.2015 in Kraft treten soll, befinden 
können.

2.2	 Basel-Stadt

Am 23.10.2013 hat der Grosse Rat den Gesetzesvor­
schlag des Regierungsrats für eine Teilrevision des Steu­
ergesetzes mit 2 kleineren Änderungen gutgeheissen, 
nämlich: 

–– Einführung einer Freigrenze von Fr. 1000 für die Be­
steuerung von Lotteriegewinnen und eines Abzugs 
der Einsatzkosten von 5  % des Gewinns, jedoch 
anders als beim Bund ohne frankenmässige Limitie­
rung nach oben; 

–– Erhöhung des Alleinerzieherabzugs auf Fr. 30 000; 
–– jährlicher Ausgleich der kalten Progression; 
–– Deklarationspflicht für alle Schenkungen und Erb­

vorbezüge;
–– konkretere Regelung des Steuererlasses auf Geset­

zesstufe.

54	 BG über Vereinfachungen bei der Besteuerung von Lotterie
gewinnen (vom 15.6.2012), AS 2012, 5977.

55	 BG über die Steuerbefreiung des Feuerwehrsoldes (vom 
17.6.2011), AS 2012, 489.

56	 BG über die steuerliche Entlastung von Familien mit Kindern 
(vom 25.9.2009), AS 2010, 455.

57	 BG über die Besteuerung von Mitarbeiterbeteiligungen (vom 
17.12.2010), AS 2011, 3259.

58	 Bundesverfassung der Schweizerischen Eidgenossenschaft 
(vom 18.4.1999), SR 101. 



© IFF-HSG� IFF Forum für Steuerrecht 2014

105Rainer Zigerlig/Heinz Baumgartner/Pascal Duss, Gesetzgebungs-Agenda 2014/1

Der Gesetzesbeschluss und die Materialien können im 
Internet eingesehen werden.59 Die Änderungen gelten ab 
Steuerperiode 2014.

2.3	 Bern

Die vom Grossen Rat am 26.3.2013 beschlossene Teilre­
vision des Steuergesetzes60 ist am 1.1.2014 in Kraft ge­
treten. Die verschärften Bestimmungen des Kantons Bern 
zur Besteuerung nach dem Aufwand treten am 1.1.2016 
in Kraft. Für Personen, die zu diesem Zeitpunkt bereits 
nach dem Aufwand besteuert werden, gilt eine 5-jährige 
Übergangsfrist, sodass die verschärften Bestimmungen 
für diese Personen ab dem 1.1.2021 gelten. 

Der Grosse Rat hat in der Novembersession 2013 die 
Aufhebung der Gesamtpauschale bei den Berufskosten 
beschlossen. Er folgte damit dem Antrag der Regierung 
im Rahmen der Angebots- und Strukturüberprüfung 
(ASP 2014). Aus der Aufhebung der Gesamtpauschale 
ergeben sich voraussichtlich Mehreinnahmen von rd.  
Fr. 41 Mio. bei den Kantonssteuern und rd. Fr. 22 Mio. 
bei den Gemeindesteuern. Die Änderung ist am 1.1.2014 
in Kraft getreten und gilt damit ab der Steuerperiode 
2014.

 

2.4	 Freiburg

Der Staatsrat hat dem Grossen Rat am 9.9.2013 eine 
Gesetzesvorlage für eine Teilrevision des Steuergesetzes 
unterbreitet. Es geht dabei um die Einführung einer Frei­
grenze für die Besteuerung von Lotteriegewinnen und ei­
nes Abzugs der Einsatzkosten, wobei die gleichen Beträ­
ge wie bei der direkten Bundessteuer gelten sollen.61

Der Grosse Rat hat der Vorlage in der Novembersession 
2013 zugestimmt. Die Änderungen sind am 1.1.2014 in 
Kraft getreten.

Im Rahmen der Umsetzung von Struktur- und Sparmass­
nahmen hat der Grosse Rat am 8.10.2013 u. a. folgende 
Änderungen des Steuergesetzes beschlossen:

–– Bei der Aufwandbesteuerung eine Erhöhung der 
Mindestlimite auf das 7-Fache des Mietzinses bzw. 
des Mietwerts oder das 3-Fache des Pensionspreises 
für Unterkunft und Verpflegung. Für die Kantons­
steuer gilt eine minimale Bemessungsgrundlage von 
Fr. 250 000 beim Einkommen und Fr. 1 Mio. beim 
Vermögen.

59	 www.steuer.bs.ch/steuersystem/stgg-gesetzesmaterialien.htm.
60	 Für Einzelheiten s. Gesetzgebungs-Agenda 2013/4, FStR 2013, 

337.
61	 BG über Vereinfachungen bei der Besteuerung von Lotterie

gewinnen (vom 15.6.2012), AS 2012, 5977.

–– Wiedereinführung einer Mindeststeuer für natürliche 
Personen von Fr. 50.

–– Des Weiteren hat der Staatsrat beschlossen, den Ei­
genmietwert um 10 % zu erhöhen.

Diese Neuerungen sind am 1.1.2014 in Kraft getreten.

2.5	 Graubünden

Auf den 1.1.2014 ist die Quellensteuererhebung von den 
Gemeinden auf den Kanton übergegangen. Die Gemein­
den bleiben zuständig für die Abrechnungen bis Ende De­
zember 2013; ab Januar 2014 erfolgt die Abrechnung mit 
dem Kanton, und ab Juli 2014 wird der Kanton auch die 
bis dann noch nicht abgerechneten Fälle der Gemeinden 
übernehmen, um klare Zuständigkeitsregeln zu schaffen. 
Die dazu erforderlichen Bestimmungen wurden von der 
Regierung auf den 1.1.2014 in Kraft gesetzt, und die not­
wendige EDV-Applikation steht rechtzeitig zur Verfü­
gung.62

Ebenfalls auf den 1.1.2014 in Kraft gesetzt wurden die 
Neuerungen über die Besteuerung der Lotteriegewinne.63 

2.6	 Luzern

Der Kantonsrat hat am 4.11.2013 die Volksinitiative 
«Abschaffung der Liegenschaftssteuer» abgelehnt. Dem­
gegenüber haben sich die Stimmberechtigten am 
9.2.2014 klar für die Abschaffung der Liegenschaftssteu­
er ausgesprochen.

2.7	 Obwalden

Die Vernehmlassungsfrist betr. den Mantelerlass «Gesetz 
über die Neuregelung der Steuerschätzungen» dauerte bis 
zum 18.10.2013. Die Vernehmlassungsteilnehmenden 
unterstützen einstimmig die vom Regierungsrat vorge­
schlagene formelmässige Bewertung unter Mitwirkung 
der Eigentümer. Hingegen haben sie sich dafür ausge­
sprochen, dass mit der Neuregelung der Grundstück­
schätzungen insgesamt keine Mehreinnahmen generiert 
werden sollen. Diesem Anliegen soll nachgekommen 
werden, indem für die nichtlandwirtschaftlichen Grund­
stückschätzungen der Eigenmietwert neu auf unter 70 % 
des Marktwertes und der Netto-Steuerwert auf 65 % des 
Steuerwerts festgelegt werden soll. Dies bedeutet, dass 
die Netto-Steuerwerte, anhand welcher die Vermögens­
steuern berechnet werden, nicht über 60 % des Verkehrs­
werts oder des Kaufpreises liegen. Bei den landwirt­
schaftlichen Grundstücken soll künftig auf die aktuellste 

62	 www.gr.ch/DE/institutionen/verwaltung/dfg/stv/ueberuns/ak-
tuelles/Seiten/aktuelles.aspx, Quellensteuer, Neuerungen auf 
1. Januar 2014.

63	 S. Gesetzgebungs-Agenda 2012/4, FStR 2012, 316.
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Anleitung für die Schätzung des landwirtschaftlichen Er­
tragswerts abgestellt werden. 

Die Botschaft des Regierungsrats zum Gesetz über  
die Neuregelung der Grundstückschätzungen wird am 
20.3.2014 vom Kantonsrat behandelt. Die Volksabstim­
mung findet voraussichtlich im September 2014 statt, 
und das Inkrafttreten ist auf den 1.1.2015 geplant. Die 
neu ermittelten Werte sollen erstmals in der 2. Steuerpe­
riode nach Inkrafttreten des Gesetzes verwendet werden, 
d. h. per 1.1.2017.64

2.8	 Schwyz

Der Regierungsrat hat vom Ergebnis des Vernehmlas­
sungsverfahrens65 Kenntnis genommen und dem Kan­
tonsrat am 17.12.2013 eine Vorlage zur Teilrevision des 
Steuergesetzes unterbreitet. Die Revision verfolgt als 
zentrales Ziel, die Steuerattraktivität des Kantons 
Schwyz unverändert zu erhalten, dabei aber auch mit 
Mehreinnahmen in Steuerteilbereichen einen Beitrag zur 
Sanierung des Kantonshaushalts zu leisten. Ein weiterer 
Schwerpunkt der Vorlage bildet die Anpassung des kan­
tonalen Rechts an das seit der letzten Revision 2010 ge­
änderte Bundesrecht. Die Gesetzesvorlage stimmt in al­
len wesentlichen Punkten mit der ursprünglichen Ver­
nehmlassungsvorlage überein, weshalb auf die Ausfüh­
rungen in der letzten Gesetzgebungs-Agenda66 verwiesen 
werden kann. Genannt seien lediglich folgende Abwei­
chungen: Neu soll das Dividendenprivileg auf Gewinn­
anteile, Liquidationsüberschüsse und geldwerte Vorteile 
ausgedehnt werden. Bei der Mindeststeuer der ordentlich 
besteuerten juristischen Personen wird der ursprünglich 
vorgesehene Mindestbetrag von Fr. 300 auf Fr. 200 redu­
ziert. Derselbe Mindestbetrag soll auch bei den privile­
giert besteuerten Gesellschaften festgelegt werden. 
Schliesslich kann mit einer Neuregelung des Bildungs­
kostenabzugs bereits der neusten Änderung des Bundes­
rechts67 Rechnung getragen werden. Die Mehreinnahmen 
für den Kanton werden auf rd. Fr. 60 Mio. geschätzt. Für 
die Gemeinden und Bezirke fällt die Gesetzesrevision 
weitgehend wirkungsneutral aus. 

Die Änderungen des Steuergesetzes sollen auf den 
1.1.2015 in Kraft treten. Einzig für die Quellensteuer 
musste eine Ausnahme vorgesehen werden: Die zusätzli­
che Tarifstufe für die Kantonssteuer soll erst 1 Jahr später 

64	 www.ow.ch/dl.php/de/52aec72925a8f/13_68_Grundstueck 
schaetzungen.pdf.

65	 S. Gesetzgebungs-Agenda 2013/4, FStR 2013, 339.
66	 S. Gesetzgebungs-Agenda 2013/4, FStR 2013, 339.
67	 BG über die steuerliche Behandlung der berufsorientierten Aus- 

und Weiterbildungskosten (vom 27.9.2013), BBl 2013, 7385.

Anwendung finden. Die Unterlagen sind im Internet ein­
sehbar.68

Mit der auf Beginn des Jahres 2013 in Kraft getretenen 
neuen Kantonsverfassung wurde die Unterscheidung 
zwischen Gesetzen und gesetzesvertretenden Verordnun­
gen aufgegeben und das Gesetzesreferendum neu konzi­
piert.69 Mit einem Kantonsratsbeschluss vom 25.9.2013 
wurden die nötigen Anpassungen in zahlreichen Erlassen 
des Kantons vorgenommen.70 Betroffen ist auch der Steu­
erbereich, weil das Steuergesetz per 1.1.2014 an die neue 
Referendumsordnung angepasst und die beiden bisheri­
gen kantonsrätlichen Schätzungsverordnungen zu for­
mellen Gesetzen umbenannt wurden.

2.9	 Solothurn

Der Kantonsrat hat in der Novembersession 2013 die 
Volksinitiative «Weniger Steuern für alle»,71 wie vom Re­
gierungsrat beantragt, ebenfalls abgelehnt und dem Volk 
zur Ablehnung empfohlen. Ausschlaggebend waren ins­
besondere finanzielle Gründe. Die Stimmberechtigten 
haben am 9.2.2014 die Volksinitiative abgelehnt.

2.10	 St.Gallen

Der Kantonsrat hat am 22.8.2013 das Entlastungspro­
gramm 2013 zugunsten des Staatshaushalts beschlossen. 
Zur Umsetzung dieses Entlastungsprogramms hat die Re­
gierung am 12.11.2013 eine Sammelvorlage 1 zuhanden 
des Kantonsrats verabschiedet, die verschiedene Erlass­
änderungen vorsieht. U. a. soll eine Teilrevision des Steu­
ergesetzes erfolgen. Geplant ist, dass Kapitalgesellschaf­
ten und Genossenschaften künftig eine einfache Mindest­
steuer von Fr. 250 entrichten, wenn die einfachen Ge­
winn- und Kapitalsteuern zusammen diesen Betrag nicht 
erreichen. Die Mindeststeuer soll aus wirtschaftspoliti­
schen Überlegungen nicht die Neugründungen belasten 
und soll deshalb erst ab dem 5. Geschäftsjahr nach der 
Gründung zur Anwendung kommen. 

Das Inkrafttreten der Änderung des Steuergesetzes ist auf 
den 1.1.2015 vorgesehen. Die Vorlage ist im Internet ein­
sehbar.72 

68	 www.sz.ch/xml_2/internet/de/file/xmlsafe/news/page/detail 
14850.cfm?userLG=DE.

69	 S. Gesetzgebungs-Agenda 2013/2, FStR 2013, 164.
70	 Amtsblatt Nr.  40 vom 4.10.2013, 2226 ff., www.sz.ch/docu 

ments/40_2013.pdf.
71	 S. Gesetzgebungs-Agenda 2013/3, FStR 2013, 264 und 2013/4, 

FStR 2013, 339.
72	 www.ratsinfo.sg.ch, Geschäftssuche, 22.13.12.
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2.11	 Tessin

Das Parlament hat folgende Änderungen des Steuergeset­
zes beschlossen:

–– Erhöhung des Steuersatzes betr. Nebenerwerb bei der 
Quellensteuer auf 10 %;

–– Reduktion der Bezugsprovision für Schuldner der 
steuerbaren Leistung im Quellensteuerbereich von 
4 % auf 2 %; 

–– Einführung einer Gebühr für die Erstellung und 
Herausgabe von Steuerausweisen; 

–– Einführung einer Gebühr bei Steuerbefreiungsent­
scheidungen;

–– Einführung einer Provision zugunsten der kantonalen 
Verwaltung bei Gemeindevertretungen in besonders 
schwierigen Angelegenheiten;

–– Erhöhung der Mindestlimite bei der Besteuerung 
nach dem Aufwand auf Fr. 400 000, neu im Gesetz 
aufgenommen;

–– Erhöhung der Abzugsmöglichkeit für die freiwilligen 
Leistungen von Geld und übrigen Vermögenswerten 
an juristische Personen mit Sitz in der Schweiz, die 
im Hinblick auf ihre öffentlichen oder gemeinnützi­
gen Zwecke von der Steuerpflicht befreit sind: Die 
Leistungen müssen im Steuerjahr Fr. 100 erreichen 
und dürfen insgesamt 20 % (bisher 10 %) der um die 
Aufwendungen verminderten Einkünfte nicht über­
steigen. 

2.12	 Thurgau

Der Regierungsrat hat am 1.10.2013 eine Botschaft zur 
Änderung des Steuergesetzes zuhanden des Grossen Rats 
verabschiedet.73 Vorgesehen ist die Einführung eines Ei­
genbetreuungsabzugs von Fr. 3000. Dieser soll als Sozi­
alabzug ausgestaltet und pro Familie gewährt werden, 
welche Kinder unter 14 Jahren selber betreut.

2.13	 Zürich

Der Kantonsrat hat am 28.10.2013 die Änderung des 
Steuergesetzes zum Nachvollzug des Bundesrechts betr. 
Steuerbefreiung des Feuerwehrsoldes74 und der konzes­
sionierten Verkehrs- und Infrastrukturunternehmen75 
sowie am 10.12.2013 die Änderung des Steuergesetzes 
betr. Besteuerung der Lotteriegewinne76 verabschiedet. 
Die Inkraftsetzung dieser Änderungen wird voraussicht­
lich auf den 1.1.2015 erfolgen.

73	 www.tg.ch/documents/Botschaft_Eigenbetreuungsabzug.pdf.
74	 BG über die Steuerbefreiung des Feuerwehrsoldes (vom 

17.6.2011), AS 2012, 489.
75	 BG über die Bahnreform 2 (vom 20.3.2009), AS 2009, 5597.
76	 BG über Vereinfachungen bei der Besteuerung von Lotterie

gewinnen (vom 15.6.2012), AS 2012, 5977.

Sodann wird sich der Kantonsrat in nächster Zeit den 
Gesetzesvorlagen zum Nachvollzug des Unternehmens­
steuerreformgesetzes II des Bundes77 (2. Auflage, nach­
dem die 1. Vorlage wegen der Anrechnung der Gewinn­
steuer an die Kapitalsteuer in der Volksabstimmung vom 
17.6.2012 abgelehnt wurde) sowie der Besteuerung von 
nicht verheirateten Eltern mit gemeinsamer elterlicher 
Sorge78 zuwenden. Die Beratungen in der Kommission 
für Wirtschaft und Abgaben des Kantonsrats wurden in­
zwischen abgeschlossen.

Schliesslich hat der Kantonsrat am 25.11.2013 zwei par­
lamentarische Initiativen vorläufig unterstützt: Mit der 
einen Initiative wird ein Kantonsreferendum gegen den 
anstehenden Bundesbeschluss betr. Erbschaftssteuerab­
kommen zwischen der Schweiz und Frankreich verlangt. 
Gemäss der anderen Initiative soll der im DBG vorgese­
hene Sozialabzug für Ehepaare, die in rechtlich und tat­
sächlich ungetrennter Ehe leben, von Fr. 2600 (Art. 213 
Abs. 1 Bst. c DBG) ins kantonale Steuergesetz übernom­
men werden.

3	 International

3.1	 Überblick

Im Bereich der Doppelbesteuerungsabkommen sind im 
4. Quartal 2013 die Protokolle zur Änderung der Doppel­
besteuerungsabkommen mit Irland,79 Portugal,80 Slowe­
nien81 und der Tschechischen Republik82 sowie das neue 
Abkommen mit Bulgarien83 und das Erstabkommen mit 
Turkmenistan84 in Kraft getreten. Nicht in Kraft treten 
konnte das am 21.6.2013 von den eidg. Räten ebenfalls 
genehmigte Erstabkommen mit Peru.85 Der Genehmi­
gungsprozess in Peru konnte nicht rechtzeitig abge­
schlossen werden. Weiter konnten in diesem Quartal Pro­
tokolle zur Änderung der Doppelbesteuerungsabkommen 
mit der Ukraine, Ghana, Usbekistan und Zypern sowie 
ein neues Abkommen mit Argentinien paraphiert werden. 
Schliesslich verabschiedete der Bundesrat die Botschaf­

77	 BG über die Verbesserung der steuerlichen Rahmenbedingun-
gen für unternehmerische Tätigkeiten und Investitionen (vom 
23.3.2007), AS 2008, 2893.

78	 BG über die steuerliche Entlastung von Familien mit Kindern 
(vom 25.9.2009), AS 2010, 455.

79	 S. Abschn. 3.3.
80	 S. Abschn. 3.4.
81	 S. Abschn. 3.5.
82	 S. Abschn. 3.6.
83	 S. Abschn. 3.2.
84	 S. Abschn. 3.7.
85	 S. Gesetzgebungs-Agenda 2012/4, FStR 2012, 322.
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ten an die eidg. Räte zu den neuen Doppelbesteuerungs­
abkommen mit Australien, China und Ungarn.86

In der Wintersession der eidg. Räte hat sich der National­
rat als Erstrat mit dem neuen Erbschaftssteuerabkommen 
mit Frankreich87 befasst. Er beschloss, auf das Geschäft 
nicht einzutreten. Das Geschäft geht nun an den Stände­
rat, der sich damit in der Frühjahressession 2014 befas­
sen wird.

Im Bereich des steuerlichen Informationsaustausches un­
terzeichnete die Schweiz am 15.10.2013 die Multilatera­
le Konvention der OECD und des Europarats über die 
gegenseitige Amtshilfe in Steuersachen. Weiter verab­
schiedete der Bundesrat die Botschaften zu den Steuer­
informationsabkommen mit Isle of Man, Guernsey und 
Jersey88 sowie zur Änderung des Steueramtshilfegesetzes 
(StAhiG).89 Letzteres wurde vom Nationalrat als Erstrat 
in der Wintersession 2013 behandelt. 

Am 21./22.11.2013 fand in Jakarta die Plenarversamm­
lung des Global Forum für Transparenz und Informa­
tionsaustausch zu Steuerzwecken statt. An dieser Ver­
sammlung wurde erstmals die Benotung von 50 Staaten 
und Jurisdiktionen hinsichtlich der Umsetzung ihrer Ver­
pflichtungen im Bereich des steuerlichen Informations­
austausches veröffentlicht. Voraussetzung für die Beno­
tung war der Abschluss des Phase 2 Peer Review. Die 
Schweiz war daher wegen der noch ungenügenden ge­
setzlichen Rahmenbedingungen nicht Gegenstand der 
Benotung. 

3.2	 Bulgarien

Das neue Doppelbesteuerungsabkommen vom 
19.9.201290 ist am 18.10.2013 in Kraft getreten und fin­
det ab dem 1.1.2014 Anwendung. Es ersetzt das Abkom­
men vom 28.10.1991.

3.3	 Irland

Das Änderungsprotokoll vom 26.1.201291 ist am 
14.11.2013 in Kraft getreten und findet ab dem 1.1.2014 
Anwendung.

86	 Für Details zu diesen Abkommen s. Gesetzgebungs-Agenda 
2013/4, FStR 2013, 340 ff.

87	 S. Gesetzgebungs-Agenda 2013/3, FStR 2013, 265.
88	 Für Details zu diesen Abkommen s. Gesetzgebungs-Agenda 

2013/4, FStR 2013, 343.
89	 S. Abschn. 3.8.
90	 S. Gesetzgebungs-Agenda 2012/4, FStR 2012, 321.
91	 S. Gesetzgebungs-Agenda 2012/2, FStR 2012, 166.

3.4	 Portugal

Das Änderungsprotokoll vom 25.6.201292 ist am 
21.10.2013 in Kraft getreten und findet ab dem 1.1.2014 
Anwendung.

3.5	 Slowenien

Das Änderungsprotokoll vom 7.9.201293 ist am 
14.10.2013 in Kraft getreten und findet ab dem 1.1.2014 
Anwendung.

3.6	 Tschechische Republik

Das Änderungsprotokoll vom 11.9.201294 ist am 
11.10.2013 in Kraft getreten und findet ab dem 1.1.2014 
Anwendung.

3.7	 Turkmenistan

Das Doppelbesteuerungsabkommen vom 8.10.201295 ist 
am 11.12.2013 in Kraft getreten und findet ab dem 
1.1.2014 Anwendung.

3.8	 StAhiG

Nach Abschluss der Vernehmlassung zur Änderung des 
StAhiG96 hat der Bundesrat am 16.10.2013 die Botschaft 
zu diesem Geschäft verabschiedet. Aufgrund der Stel­
lungnahmen in der Vernehmlassung hat der Bundesrat 
davon Abstand genommen, den Ausschluss der Amtshilfe 
bei Ersuchen, die auf gestohlenen Daten beruhen, auf 
Fälle einzuschränken, in welchen der ersuchende Staat 
aktiv zur Entwendung der Daten beigetragen hat. Weiter 
wurden die Voraussetzungen für den Verzicht auf eine In­
formation der betroffenen Person vor Übermittlung der 
Auskünfte an den ersuchenden Staat klarer gefasst. 

Der Nationalrat ist in der Wintersession 2013 der Vorlage 
des Bundesrates weitgehend gefolgt. Das Geschäft wird 
nun in der Frühjahressession 2014 vom Ständerat behan­
delt. 

92	 S. Gesetzgebungs-Agenda 2012/3, FStR 2012, 252.
93	 S. Gesetzgebungs-Agenda 2012/4, FStR 2012, 323.
94	 S. Gesetzgebungs-Agenda 2012/4, FStR 2012, 324.
95	 S. Gesetzgebungs-Agenda 2013/1, FStR 2013, 84.
96	 S. Gesetzgebungs-Agenda 2013/4, FStR 2013, 443.
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